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164. Sitzung 

Bonn, den 17. Februar 1965 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 9.01 Uhr 

Vizepräsident Dr. Dehler: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Meine Damen und Herren, wir können der Tat-
sache gedenken, daß zwei unserer Kollegen ihren 
siebzigsten Geburtstag feiern konnten: am 15. Fe-
bruar Herr Kollege Wittmann und gestern Herr Kol-
lege Professor Dr. Böhm (Frankfurt). Beiden gelten 
unsere herzlichen Wünsche. 

(Beifall.) 
Folgende amtliche Mitteilungen werden ohne Ver-

lesung in .das Protokoll aufgenommen: 
Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 12. Februar 1965 den 

nachstehenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 GG nicht gestellt: 

Gesetz über Personalvertretungen im Bundesgrenzschutz 
(BGSPersVG). 
Gesetz zur Regelung der Verbindlichkeiten nationalsozia-
listischer Einrichtungen und der Rechtsverhältnisse an deren 
Vermögen. 
Gesetz zur Ä nderung und Ergänzung des Einkommensteuer-
gesetzes, des Körperschaftsteuergesetzes und des Kapital-
steuergesetzes. 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das Branntwein-
monopol. 
Gesetz zur Änderung des Berlinhilfegesetzes (BHG 1964). 
Gesetz zur Ä nderung des Bewertungsgesetzes und des Ver-
mögensteuergesetzes. 
Gesetz zur Änderung von Vorschriften über die Pflichtver-
sicherung für Kraftfahrzeughalter. 
Drittes Gesetz zur Ä nderung des Mühlengesetzes. 
Gesetz zu dem Europäischen Übereinkommen vom 20. April 
1959 über die obligatorische Haftpflichtversicherung für 
Kraftfahrzeuge. 
Gesetz zur Änderung des Grundsteuergesetzes. 
Gesetz zur Ä nderung der Gewerbeordnung. 
Blindenwarenvertriebsgesetz (BliwaG). 
Gesetz zu dem Vertrag vom 21. September 1962 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Madagaskar 
über die Förderung von Kapitalanlagen. 
Gesetz zu dem Übereinkommen vom 17. Dezember 1962 
zwischen den Mitgliedstaaten des Europarates über die Aus-
gabe eines internationalen Gutscheinheftes für die Instand-
setzung von Prothesen und orthopädischen Hilfsmitteln an 
militärische und zivile Kriegsbeschädigte. 
Gesetz über das Verfahren bei Änderungen des Gebietsbe-
standes der Länder nach Artikel 29 Abs. 7 des Grund-
gesetzes. 
Gesetz über die Reisekostenvergütung für die Bundesbeam-
ten, Richter im Bundesdienst und Soldaten (Bundesreise-
kostengesetz — BRKG). 
Gesetz zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes. 

Der Bundesrat hat in der gleichen Sitzung beschlossen, hinsicht-
lich der folgenden Gesetze zu verlangen, daß der Vermittlungs-
ausschuß einberufen wird: 

Sechzehntes Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuergesetzes. 
Gesetz über Vorsorgemaßnahmen zur Luftreinhaltung. 
Gesetz über Hilfsmaßnahmen für Deutsche aus der sowjeti-
schen Besatzungszone Deutschlands und dem sowjetisch be-
setzten Sektor von Berlin. 

Seine Schreiben werden als Drucksachen IV/3072, IV/3073, IV/3074 
verteilt. 

Der Bundesminister für Wirtschaft hat am 11. Februar 1965 die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Diekmann, Sanger,  Frau 
Renger, Dr. Dr. h. c. Baade, Regling, Haase (Kellinghusen), 
Rehs, Dr. Tamblé und Fraktion der SPD — betr. Förderung der 
Wirtschaft Schleswig-Holsteins im Rahmen der EWG — Druck-
sache IV/2900 — beantwortet. Sein Schreiben ist als Druck 
sache IV/3063 verteilt. 

Der Bundesminister des Innern hat am 10. Februar 1965 die 
Kleine Anfrage der Fraktion der SPD betr. Bundesdisziplinar-
ordnung — Drucksache IV/3002 — beantwortet. Sein Schreiben ist 
als Drucksache IV/3065 verteilt. 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen hat am 
9. Februar 1965 unter Bezugnahme auf § 17 Abs. 5 des Postver-
waltungsgesetzes den Voranschlag der Deutschen Bundespost für 
das Rechnungsjahr 1965 übersandt. Der Voranschlag liegt im 
Archiv zur Einsichtnahme aus. 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Beschluß 
des Bundestages vom 25. Juni 1959 die nachstehenden Vorlagen 
überwiesen: 

Verordnung des Rats über die Einordnung von Quark und 
verschiedenen anderen Käsearten in die Warengruppe Nr. 11 
des Anhangs I zur Verordnung Nr. 111/64/EWG über die 
Gruppenbildung auf dem Gebiet der Milch und Milcherzeug-
nisse — Drucksache 1V/3047 — 

an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mit 
der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum 
am 26. Februar 1965. 

Verordnung des Rats über einzelstaatliche Interventionsmaß-
nahmen und den innergemeinschaftlichen Warenverkehr bei 
Emmentaler- und Cheddar-Käse, der Gegenstand dieser Maß-
nahme war — Drucksache IV/3056  — 

an  den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten mit 
der Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum 
am 26. Februar 1965. 

Verordnung Nr. 6/65/EWG des Rats vom 26. Januar 1965 
über die teilweisen Aussetzungen des bei der Einfuhr von 
gefrorenem Rindfleisch anzuwendenden Satzes des Gemein-
samen Zolltarifs 

an den Außenhandelsausschuß — federführend — und an den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — mitbe-
ratend —, mit der Bitte um Berichterstattung innerhalb eines 
Monats, wenn im Ausschuß Bedenken gegen die Verordnung 
erhoben werden. 

Verordnung Nr. 8/65/EWG, 2/65/Euratom zur Ä nderung des 
Artikels 95 des Statuts der Beamten der EWG und der 
EAG 

an den Ausschuß für Inneres mit der Bitte um Berichterstattung 
innerhalb eines Monats, wenn im Ausschuß Bedenken gegen die 
Verordnung erhoben werden. 

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt I: 

Fragestunde (Drucksachen IV/3067, IV/3077). 

Zunächst die Fragen aus dem Geschäftsbereich 
des Bundesministeriums für wissenschaftliche For-
schung. Ich rufe die von dem Herrn Abgeordneten 
Dr. Lohmar gestellte Frage XIV/1 auf: 

Wie steht die Bundesregierung zur Errichtung eines Protonen

-

Großbeschleunigers in der Bundesrepublik Deutschland? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Es ist inter-
national noch völlig offen, ob die bei der Euro-
päischen Organisation für Kernforschung — CERN 

- in Genf erörterten Pläne für einen Großbeschleu-
niger verwirklicht werden können. Das Projekt 
würde der Forschung über die Elementarteilchen der 



8064 	Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 164. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 17. Februar 1965 

Staatssekretär Dr. Cartellieri 

Materie und damit der Erforschung grundlegender 
Naturgesetze dienen. Es würde der Stellung der 
europäischen Hochenergiephysik in der Welt in 
hervorragendem Maße zugute kommen. 

Die Baukosten würden etwa 1,5 Milliarden DM 
in 8 bis 10 Jahren betragen, die jährlichen Betriebs-
kosten etwa 400 (bis 500 Millionen DM. Der deut-
sche Anteil könnte sich auf 25 bis 30 % belaufen. 

Es wäre, falls sich dieses Großprojekt überhaupt 
und insbesondere auch finanziell realisieren läßt, 
zu begrüßen, wenn dieses internationale Vorhaben 
von außerordentlicher wissenschaftlicher Bedeutung 
bei uns verwirklicht werden könnte. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Dr. Lohmar! 

Dr. Lohmar (SPD) : Herr Staatssekretär, haben 
sich auch andere Staaten interessiert gezeigt, den 
Standort für den Großbeschleuniger zu erhalten? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Ja. Auch 
andere Staaten, die Mitglieder von CERN sind, 
interessieren sich dafür, vor allem Großbritannien, 
Frankreich und Italien. CERN hat bisher etwa 
hundert vorläufige Standortuntersuchungen vor-
genommen. 

Vizepräsident Dr. Dehler : Keine weitere Frage 
dazu? — Dann rufe ich die nächste von dem Abge-
ordneten Dr. Lohmar gestellte Frage, XIV/2, auf: 

Ist es zutreffend, daß die europäische Atomforschungsorgani-
sation CERN entschieden hat, den Protonen-Großbeschleuniger 
entweder in den Ebersberger Forst oder überhaupt nicht in die 
Bundesrepublik zu legen? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Die Euro-
päische Organisation für Kernforschung hat auch 
über die Wahl eines Standortes noch keinen Be-
schluß gefaßt. Von deutschen Standortmöglichkeiten 
hat das Geländestück im Ebersberger Forst beson-
deres Interesse (bei CERN gefunden. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Dr. Lohmar! 

Dr. Lohmar (SPD) : Herr Staatssekretär, muß ich 
Ihre Antwort so verstehen, daß landere Angebote 
deutscher Bundesländer für einen Standort keine 
ernsthafte Aussicht hätten, 'bei CERN geprüft zu 
werden? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Andere 
deutsche Angebote, die CERN als geeignet ange-
sehen hätte, sind mir bisher nicht bekannt. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage 
der Abgeordneten Frau Geisendörfer. 

Frau Geisendörfer (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, darf ich Ihre Antwort so verstehen, daß 

tatsächlich der Ebersberger Forst der einzige wirk-
lich geeignete Standort in der Bundesrepublik für 
dieses Projekt (ist? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Nach den 
bisher uns vorliegenden Materialien ist das der Fall, 
weil dort eine Fläche von ungefähr 20 km 2  gleich-
mäßigen Kies- und Schotterboden vorhanden ist, 
womit die Garantie für einen ruhigen Standort gege-
ben wäre. Ich darf vielleicht hinzufügen, daß gerade 
gestern eine kleine Schrift der Bayerischen Staats-
kanzlei erschienen ist, die das ganze Problem ein-
gehend behandelt. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Kahn-Ackermann! 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
ist Ihr Haus angesichts .der großen und Ihnen sicher-
lich bekannten Bedenken, die gegen die Verwendung 
des Ebersberger Forstes bestehen, sowie auf Grund 
der bekannten Tatsache, daß ähnliche Bodenverhält-
nisse im Umkreis von 100 km von München noch an 
zahlreichen Stellen vorhanden sind, bereit, nochmals 
eine ernsthafte Standortprüfung in diesem Bereich 
vorzunehmen? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium 'für wissenschaftliche Forschung: Herr Abge-
ordneter, es (ist in erster Linie eine Angelegenheit 
des Landes, zu entscheiden, welches 'Gelände ange-
boten wird. Über die (fachliche Eignung des Gelän-
des entscheidet dann CERN. Der Bund hat nicht hin-
eingeredet, um etwa zu erreichen, daß dieses oder 
jenes Gelände vorzugsweise zur Verfügung gestellt 
wird. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Leicht zu einer Zusatzfrage. 

Leicht (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ist es 
möglich, — wie der  örtlichen Presse zu entnehmen 
war — daß die CERN sich auch im Bienwald in  der 

 Pfalz umgeschaut hat, um diese Anlage dort unter-
zubringen? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Es ist mir 
nicht bekannt, ob dort Untersuchungen stattgefunden 
haben. Die Möglichkeit besteht. Ich darf aber viel-
leicht hinzufügen, daß bei allen Standortangeboten 
neben den geographischen, technischen und  wissen-
schaftlichen Voraussetzungen bei CERN natürlich 
auch die Frage der Anziehungskraft des Standortes 
für die  Wissenschaftler ganz besonderen Rufes eine 
Rolle spielen wird. 

Leicht (CDU/CSU) : Würden Sie so freundlich 
sein, mir über diese Frage persönlich Auskunft zu-
kommen zu lassen? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Ich bin  gern 
dazu bereit. 
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Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Geisendörfer. 

Frau Geisendörfer (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, darf ich die Formulierung „Die Anziehungs-
kraft spielt hier in München eine besondere Rolle" 
dahin auslegen, daß es vor allem die Anziehungs-
kraft der wissenschaftlichen Einrichtungen in und um 
München und nicht — wie in der Öffentlichkeit be-
hauptet wird — „andere" Anziehungskräfte sind? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Frau Abge-
ordnete, das ist sicher der Fall. In München befinden 
sich die ersten zu einem Departement zusammenge-
legten physikalischen Institute. Es befindet sich dort 
das Institut für Plasmaphysik. In Garching befindet 
sich ferner der Reaktor. Außerdem zeichnet sich 
München natürlich wegen ,der kulturellen Möglich-
keiten, die 'es bietet, aus. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Moersch, eine Zusatzfrage. 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, handelt es 
sich nicht viel eher um ein Problem der Kausalität? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Dazu kann 
ich nichts sagen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Frage XIV/3 — des 
Abgeordneten Dr. Lohmar —: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Meinungsverschieden-
heiten, die über die mögliche Errichtung des Protonen-Groß-
beschleunigers im Ebersberger Forst entstanden sind? 

 
Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Es ist eine 
Angelegenheit Bayerns, zu entscheiden, ob das Ge-
lände zur Verfügung gestellt werden kann. Die 
Bundesregierung hofft, daß die etwaige Chance, das 
Großprojekt für Deutschland zu gewinnen, nicht be-
einträchtigt wird. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Frau Abgeordnete 
Geisendörfer zu einer Zusatzfrage. 

Frau Geisendörfer (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, sind besondere Gründe dafür vorhanden, 
daß die Angelegenheit bisher so sehr vertraulich 
behandelt worden ist, so daß sie dann eigentlich 
unter einem etwas falschen Vorzeichen in die öffent-
liche Diskussion geraten ist? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Frau Abge-
ordnete, darf ich dazu zweierlei sagen.  Zunächst ist 
es ein Projekt, über das vielleicht in zwei Jahren 
entschieden sein wird, das, wenn es beschlossen 
würde, vielleicht frühestens in acht Jahren begon-
nen würde und dann frühestens im Jahre 1980 voll

-

endet wäre. Es ist also ein Projekt im ersten Sta-
dium. Solange sich Großprojekte in einem solch 
frühen Stadium befinden, empfehlen sich öffentliche 
Erörterungen manchmal nicht, hier vor allem aber 
auch nicht wegen der internationalen Wettbewerbs-
möglichkeiten und zur Vermeidung von Grund-
stücksspekulationen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Ertl, eine Zusatzfrage. 

Ertl (FDP) : Herr Staatssekretär, trifft es zu, daß 
Ihr Haus verlangt hat, die Verhandlungen bezüglich 
dieses Projekts unter strengster Verschwiegenheit 
zu führen, was sogar so weit ging, daß man ver-
antwortliche Politiker nicht informiert hat? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Solche An-
forderungen sind von  den  Ressorts nicht gestellt 
worden. Es ergab sich aber aus den ganzen Bespre-
chungen, daß es selbstverständlich ist, Verhandlun-
gen in einem so frühen Stadium streng vertraulich 
zu behandeln. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage! 

Ertl (FDP) : Herr Staatssekretär, sind Sie der Auf-
fassung, daß man bei der Anlage eines solchen Pro-
jekts auch die Grundzüge des neubeschlossenen 
Raumordnungsgesetzes im Hinblick auf weitere 
Konzentration in Ballungsräumen — ich zitiere Sie 
hier selbst —, Grundstückspekulationen und  ähn-
liches berücksichtigen muß? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Sicher. Ich 
bin auch gewiß, daß die Landesregierung, die dar-
über zu entscheiden hat, das berücksichtigen wird; 
denn es ist ihre Sache, darüber zu entscheiden. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Fritsch zu einer Zusatzfrage! 

Fritsch (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Gründe 
bekannt, die gegen die Oberpfalz als möglichen 
Standort des Großbeschleunigers sprechen? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Das ist mir 
nicht bekannt. Ich werde Ihnen aber gerne, wenn in 
Gutachten entsprechende geologische oder sonstige 
Gesichtspunkte dargelegt werden, darüber Auskunft 
geben. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Fritsch zu einer weiteren Zusatzfrage! 

Fritsch (SPD) : Herr Staatssekretär, bin ich recht 
informiert, daß bisher schon festgestellt worden ist, 
daß die geologischen Voraussetzungen in der Ober-
pfalz gegeben sind? 
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Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Das ist mir 
nicht bekannt. Ich werde es überprüfen und Ihnen 
darüber gern Nachricht zukommen lassen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Kahn-Ackermann! 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
ich habe Ihren Ausführungen entnommen, daß der 
Baubeginn in acht Jahren sein soll. Wie stimmt das 
zusammen mit einer Erklärung des Bevollmächtigten 
der bayerischen Staatsregierung in Bonn, daß mit 
dem Baubeginn bereits in drei Jahren zu rechnen sei? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Es kommt 
zunächst darauf an, was in zwei Jahren beschlossen 
wird. Vorläufig ist ja das ganze Projekt noch nicht 
da, und die Mitgliedstaaten müssen sich zuerst dar-
über klarwerden, ob sie die Summe von 1,5 Milliar-
den DM aufbringen wollen. Dann kann es sehr wohl 
sein, daß zu dem Zeitpunkt, zu dem das beschlossen 
wird, der Baubeginn früher liegt. Ich habe gesagt, 
daß der Bau nach den jetzigen Möglichkeiten, wie 
wir sie beurteilen — man kann sie vielleicht ver-
schieden beurteilen —, ungefähr in acht Jahren be-
gonnen wird. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Kahn-Ackermann! 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
darf ich Ihren Ausführungen entnehmen, daß in die-
ser Frage zwischen München und Bonn offensichtlich 
ungleiche Vorstellungen bestehen? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Das glaube 
ich nicht, Herr Abgeordneter. Ich habe die mir 
gestern erst zugegangene Schrift gelesen. Ich glaube 
mich zu erinnern, daß auch darin von acht Jahren 
die Rede ist. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Dr. Bechert, 
bitte sehr! 

Dr. Bechert (SPD) : Herr Staatssekretär, ist der 
Standort bei Schwabmünchen wirklich nicht näher 
untersucht worden, wobei ich darauf aufmerksam 
machen darf, daß der Gutachter Professor Gneissl 
nicht Vorstand eines Geologischen, sondern eines 
Geodätischen Instituts ist und daß in dem Bericht, 
den Sie soeben zitiert und den Sie heute morgen, 
wie Sie sagten, bekommen haben, steht, daß die 
bayerische Regierung auf die Feststellung hin, 
CERN sei nicht an diesem Standort interessiert, den 
Fragebogen, den sie von Bonn aus bekommen hat, 
nicht weiter ausgefüllt hat? Ich darf hinzufügen: ich 
nehme an, CERN hat abgelehnt, weil Schwab-
münchen trotz seines Namens zu weit von München 
entfernt liegt. 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Ich glaube, 
daß auch hier CERN gewisse Rücksicht darauf neh-
men wird, wie weit ein solches Zentrum von der 
nächsten Stadt entfernt ist, wo sich die anderen 
wissenschaftlichen Institute befinden. Die jetzige 
Anlage von CERN liegt ja, wie Sie, Herr Professor, 
wissen, am Stadtrande von Genf. Ich glaube, daß 
man von diesen Vorstellungen auch bei einem sol-
chen Projekt ausgehen wird. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Keine weitere Zu-
satzfrage. 

Ich rufe die Frage XIV/4 — des Herrn Abgeord-
neten Dr. Balke — auf: 

Kann die Bundesregierung erklären, ob bzw. wann sie über 
eine Beteiligung der Bundesrepublik an einem Zukunftsprogramm 
für die Arbeiten der ELDO entscheiden wird? 

Frau Geisendörfer übernimmt diese Frage. — Herr 
Staatssekretär! 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Die Ent-
scheidung über eine Beteiligung der Bundesrepublik 
an einem Zukunftsprogramm für die Arbeiten der 
ELDO — ELDO ist die europäische Raumfahrzeug-
trägerorganisation — wie übrigens auch über die für 
das Anfangsprogramm notwendige Mittelerhöhung 
wird nicht vor April dieses Jahres möglich sein. Erst 
zu diesem Zeitpunkt wird eine Regierungskonferenz 
der Mitgliedstaaten stattfinden, die über die neuen 
Vorschläge zum ELDO-Programm befindet, die auf 
der letzten Regierungskonferenz im Januar dieses 
Jahres von französischer Seite überraschend vorge-
tragen wurden. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage! 

Frau Geisendörfer (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, hat die Bundesregierung schon konkrete 
Vorstellungen über die Art der Projekte und über 
die Art ihrer Beteiligung an dem Zukunftsprogramm 
der ELDO? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche 'Forschung: Ja, wir 
haben gewisse Vorstellungen. Wir müssen aber vor 
allem 'darauf Wert legen, daß dieses Zukunftspro-
gramm nicht die Vollendung des bisherigen An-
fangsprogramms gefährdet. Denn im Anfangspro-
gramm entwickeln wir eine dritte Stufe, ,die in der 
Vakuumkammer und auch in der Praxis auspro-
biert werden muß. Es wäre nach unserer Auffassung 
falsch, wenn man gleich eine wesentlich größere 
Rakete entwickeln würde, anstatt erst im kleineren 
Maßstab die Sache zu probieren. Man spart nach 
unserer Meinung damit kein Geld. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Frede! 

Dr. Frede (SPD) : Herr Staatssekretär, können Sie 
nähere Angaben darüber machen, weshalb das bis-
herige Programm abgebrochen worden ist? 
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Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Das bis-
herige Programm ist noch nicht abgebrochen. Im 
Januar ist bei dieser Regierungskonferenz, auf der 
der überraschende neue französische Vorschlag kam, 
sogar beschlossen worden, zunächst die Arbeiten im 
bisherigen Umfang fortzuführen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Frede! 

Dr. Frede (SPD) : Können Sie Angaben darüber 
machen, wie sich das neue Programm im wesent-
lichen von dem alten unterscheidet? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Das neue 
Programm unterscheidet sich von dem alten im 
wesentlichen dadurch, daß die Rakete und die Treib-
sätze stärker sind, weil bezweckt wird, eine größere 
Last in den Weltraum zu befördern. Das neue Pro-
gramm berücksichtigt die Entwicklung der Nachrich-
tensatelliten. Sie wissen, Herr Abgeordneter, daß 
sich die europäischen Staaten zusammengeschlossen 
haben, um sich zusammen mit den USA, die sich 
dabei der Nachrichtensatellitengesellschaft COMSAT 
bedient, mit einem Anteil von rund 25 % an der Er-
richtung eines weltweiten Nachrichtensatelliten

-

systems zu beteiligen und daß der Anteil der Bun-
desrepublik daran 6,1 % beträgt. Diese Satelliten 
erfordern ein stärkeres Trägersystem als das ur-
sprüngliche, jetzt gefährdete Projekt. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Frau Abgeordnete 
Geisendörfer zu einer weiteren Zusatzfrage! 

Frau Geisendörfer (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, darf ich Ihrer Antwort entnehmen, daß die 
Bundesrepublik auf jeden Fall das größte Interesse 
daran hat, schon allein aus wissenschaftlichen Grün-
den, weiterhin an den Projekten der ELDO beteiligt 
zu sein? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Ja, Frau 
Abgeordnete. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Dann die Frage 
XIV/5 — des Herrn Abgeordneten Dr. Balke —: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um zu vermeiden, 
daß die Entwicklungsarbeiten für die dritte Stufe der ELDO- 
Rakete eingestellt und den etwa 450 wissenschaftlichen und tech-
nischen Mitarbeitern der Firmen und Institute zum 31. März 
d. J. gekündigt werden muß? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Die dritte 
Stufe der ELDO-Rakete wird durch deutsche Firmen 
im Rahmen des Anfangsprogramms der ELDO ent-
wickelt. Die Firmen sind dadurch, daß die Regie-
rungskonferenz Mitte Januar die Entscheidung über 
die Erhöhung der Mittel vertagen mußte, in eine 
schwierige Lage geraten. Das Bundeskabinett hat 
deswegen am 10. Februar beschlossen, daß die zur 
Weiterführung der Arbeiten zunächst erforderlichen 
20 bis 25 Millionen DM aufgebracht werden sollen. 

Die Gefahr der Entlassung der mit der Entwicklung 
der dritten Stufe der ELDO-Rakete befaßten wissen-
schaftlichen und technischen Mitarbeiter ist damit 
zunächst gebannt. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Geisendörfer. 

Frau Geisendörfer (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, ist dafür Sorge getragen, daß diese 
Mittel, die zur Überbrückungsfinanzierung notwen-
dig waren, nicht aus dem Haushalt des Ministeriums 
für wissenschaftliche Forschung, sondern aus dem 
allgemeinen Haushalt entnommen werden, damit 
diese so wichtige Arbeit nicht zu Lasten anderer 
Vorhaben gefördert wird? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Die Ver-
handlungen zwischen dem Bundesfinanzministerium 
und dem Bundesforschungsministerium, wie diese 
25 Millionen DM aufgebracht werden sollen, stehen 
noch bevor. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Dr. Bechert, eine Zusatzfrage. 

Dr. Bechert (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich 
zunächst daran anschließen, daß Sie vorhin sagten, 
daß zunächst diese mehreren hundert Wissenschaft-
ler und Techniker weiter beschäftigt werden, daß 
aber unsicher ist, ob das Programm in der ursprüng-
lichen Form fortgesetzt werden kann, daß es viel-
mehr soviel wie sicher nicht in der bisherigen Weise 
fortgesetzt wird. Was hat die Bundesregierung nun 
vorgesehen, damit sie diese Leute, die unersetzbar 
sind und die kaum auf anderem Gebiet beschäftigt 
werden können, nicht aus der Bundesrepublik weg-
gehen läßt? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Herr Pro-
fessor, zunächst einmal wollen wir bei der nächsten 
Regierungsverhandlung andere Mitgliedstaaten da-
von überzeugen, daß die erste Entwicklungsstufe, 
die wir bisher hatten — also die dritte —, fort-
gesetzt wird, wenn auch in einer vielleicht ein-
geschränkten Form, daß aber mindestens zwei Ab-
schüsse mit dieser alten dritten Stufe erfolgen, um 
zu sehen, ob die Arbeiten vernünftig waren oder 
nicht. Bisher ist ja der Vorstoß gegen dieses bis-
herige Erstprogramm nur von einem Mitgliedstaat 
— von Frankreich — gekommen, und es könnte 
sehr wohl sein, daß man da zu einem Kompromiß 
kommt. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Dr. Frede! 

Dr. Frede (SPD) : Hat sich die Bundesregierung 
schon Gedanken darüber gemacht, wie über die 
kurzfristige Verlängerung der Arbeitsverträge und 
der Arbeitsmöglichkeiten der Wissenschaftler im 
Raketenbau eine längere Absicherung erfolgen 
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Dr. Frede 
kann, damit eben die Abwanderungen vermieden 
werden, von denen mein Herr Vorredner gespro-
chen hat? 

Dr. Cartellieri, Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für wissenschaftliche Forschung: Herr Abge-
ordneter, darüber haben wir uns Gedanken gemacht. 
Um das Programm in diesem Jahr in dem Umfang 
fortzusetzen, wie wir uns das denken, sind rund 
50 bis 60 Millionen DM zusätzlich erforderlich, wo-
bei die 25 Millionen DM, die jetzt zur Überbrückung 
gebraucht wurden, miteingeschlossen sind. Darüber 
wird noch mit dem Finanzministerium verhandelt. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich danke Ihnen, 
Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers der Finanzen. Ich rufe 
auf die Frage I/1 — des Herrn Abgeordneten Dr. 
Kempfler —: 

Ist dem Bundesfinanzministerium bekannt, daß von verschie-
denen Finanzämtern freiwillige Zuschüsse von Unternehmern an 
Arbeiter und Angestellte für Kraftwagen, die zur Fahrt zur 
Arbeitsstelle benützt werden, als lohnsteuerpflichtig behandelt, 
während Zuschüsse zur Erstattung der Kosten für die Benützung 
öffentlicher Verkehrsmittel zum gleichen Zwecke als lohnsteuer-
frei erachtet werden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Grund, Staatssekretär des Bundesministeriums 
der Finanzen: Das von Ihnen geschilderte Verfahren, 
Herr 'Abgeordneter, wird nicht nur von einzelnen 
Finanzämtern, sondern von allen Finanzbehörden 
bundeseinheitlich praktiziert. Es beruht nämlich auf 
den Lohnsteuerrichtlinien. Nach Abschnitt 25 Abs. 4 
dieser Richtlinien ist Steuerfreiheit gegeben, wenn 
der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer für Fahrten zwi-
schen Wohnung und Arbeitsstätte mit öffentlichen 
Verkehrsmitteln die Fahrkarte unentgeltlich oder 
verbilligt zur Verfügung stellt. Die Arbeitnehmer 
können dann ihre Fahrkosten allerdings nicht mehr 
als Werbungskosten geltend machen. Nach Ab-
schnitt 25 Abs. 5 derselben Lohnsteuerrichtlinien 
gehören dagegen Zuschüsse zu den Kosten für die 
Benutzung eines eigenen Kraftfahrzeugs zu Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte zum steuer-
pflichtigen Arbeitslohn. In diesem Fall können 
jedoch die Kraftfahrzeugkosten als Werbungskosten 
mit den Kilometersätzen des  § 20 der Lohnsteuer

-

Durchführungsverordnung abgezogen werden. 

Die Regelung des Abschnitts 25 Abs. 4 der Lohn-
steuerrichtlinien, 'wonach die unentgeltliche oder 
verbilligte Überlassung von Fahrkarten zu öffent-
lichen Verkehrsmitteln steuerfrei bleibt, ist u. a. 
eine Vereinfachungsmaßnahme, ,die den Zweck hat, 
Anträge von Arbeitnehmern auf Berücksichtigung 
der Fahrkosten ,als Werbungskosten entbehrlich zu 
machen. Die Regelung muß auf zweckgebundene 
Sachzuwendungen beschränkt bleiben. Wenn sie auf 
Barzuwendungen ausgedehnt würde, so wären Über-
wachungsmaßnahmen über die tatsächlich ausgeführ-
ten Fahrten ides Arbeitnehmers erforderlich, um un-
berechtigte Vorteile auszuschließen, während bei 
Nichtausnützung der Sachzuwendungen — hier z. B. 
der Fahrkarte — ein geldlicher Vorteil für den 
Arbeitnehmer nicht eintreten kann. Aus den dar

-

gelegten Gründen bleibt auch in anderen Fällen, z. B. 
bei der Überlassung von Berufskleidung, bei der 
Gewährung von Mahlzeiten im Betrieb, die Steuer-
freiheit in der Regel auf Sachzuwendungen be-
schränkt. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage! 

Dr. Kempfler (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
ist es richtig, daß diese  Regelung in einer Zeit ent-
standen ist, die mehr als 20 Jahre zurückliegt, in 
der also .der private Kraftverkehr noch nicht so 
entwickelt war wie heute? 

Grund, Staatssekretär des . Bundesministeriums 
der Finanzen: Das ist sicher richtig, Herr Abge-
ordneter. Die Regelung für Sachzuwendungen, z. B. 
in Form von Fahrkarten, ist schon vorkonstitutio-
nelles Recht und lin dieser Form bisher aufrechterhal-
ten worden, während die Regelung der Zuschüsse bei 
Benutzung von Kraftfahrzeugen viel jüngeren Da-
tums ist. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage! 

Dr. Kempfler (CDU/CSU) : Wird Ihr Haus sich 
darum bemühen, eine etwas zeitnähere und prak-
tikablere Regelung dieser Frage zu finden, eine 
Regelung, durch die insbesondere auch der zweifellos 
unbillige Unterschied beseitigt wird? 

Grund, Staatssekretär des Bundesministeriums 
der Finanzen: Herr Abgeordneter, die Praktikabilität 
der bestehenden Regelung kann man, glaube ich, 
nicht in Frage stellen. Ich möchte allerdings ein-
räumen, daß die jetzige Regelung im Ergebnis nicht 
ganz befriedigt, und ich bin bereit, sie zu gegebener 
Zeit überprüfen zu lassen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Dr. Rutschke zu einer Zusatzfrage! 

Dr. Rutschke (FDP) : Herr Staatssekretär, hielten 
Sie die Regelung in der Form für möglich, daß der 
Arbeitgeber dem Arbeitnehmer z. B. die Benzin-
kosten ersetzen könnte? Damit wäre ja wohl eine 
Sachzuwendung gegeben. 

Grund, Staatssekretär des Bundesministeriums 
der Finanzen: Wenn der Arbeitgeber das Benzin 
übereignen würde oder sich den Nachweis erbringen 
ließe, daß verauslagte Benzinkosten erstattet werden, 
dann könnte man darin eine Sachzuwendung sehen. 
Ich sagte Ihnen ja: weil das nicht befriedigt, weil 
auch andere Lösungen möglich sind, will ich diese 
Frage gern überprüfen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Müller-Hermann zu einer Zusatzfrage! 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Herr Staats-
sekretär, sieht es die Bundesregierung nicht auch in 
diesem Zusammenhang als richtig an, alles zu tun, 
um die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel zu för-
dern? 
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Grund, Staatssekretär des Bundesministeriums 
der Finanzen: Bei der Überprüfung, die ich in Aus-
sicht gestellt habe, wird auch dieser Gesichtspunkt 
zweifellos Berücksichtigung finden. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich rufe die Frage 
I/2 — des Herrn Abgeordneten Dröscher — auf: 

Welche Haltung wird die Bundesregierung zu den von der 
Landesregierung Rheinland-Pfalz mit Schreiben des Ministeriums 
für Finanzen und Wiederaufbau vom 22. Januar 1965 in der 
Frage der Beseitigung von Westwall-Anlagen vorgetragenen 
Wünschen einnehmen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Grund, Staatssekretär des Bundesministeriums 
der Finanzen: Das von Ihnen, Herr Abgeordneter, 
angeführte Schreiben des Herrn Ministers für Finan-
zen und Wiederaufbau des  Landes Rheinland-Pfalz 
vom 22. Januar 1965 ist am 15. Februar 1965 bereits 
beantwortet werden, und zwar wie folgt: 

Für die Beseitigung von militärischen Anlagen 
des Westwalls hat der Bund in  den Rechnungs-
jahren 1957 bis  1965 Mittel in Höhe von insge-
samt 26,8 Millionen DM bereitgestellt. Für die 
kommenden Rechnungsjahre 1966 und 1967 sind 
weitere 2,7 Millionen DM vorgesehen. Es ist 
daher nicht richtig, daß der Bund für diesen 
Zweck nur Mittel in beschränktem Umfange zur 
Verfügung gestellt hat und daß künftig für 
Beseitigungsmaßnahmen keine Mittel mehr aus-
gebracht werden. 

Wie Herr Bundesschatzminister Dr. Dollinger in 
seinem Schreiben vom 22. Juli 1964 mit eingehender 
Begründung bereits mitgeteilt hat, wird eine Aus-
weitung der Aktion im gegenwärtigen Zeitpunkt für 
nicht vertretbar gehalten. Ich vermag diesen Stand-
punkt auch nach ,erneuter Überprüfung um so weni-
ger zu ändern, als der Haushaltsausschuß des Deut-
schen Bundestages wiederholt eine finanzielle Be-
grenzung des Programms gefordert und außerdem 
zum Ausdruck gebracht hat, daß es zunächst mit den 
bisher vorgesehenen Maßnahmen sein Bewenden 
haben müsse. Bei der derzeitigen Haushaltslage ist 
für eine Ausweitung der Aktion leider kein Raum. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Dröscher zu einer Zusatzfrage! 

Dröscher (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich aus 
Ihrer Antwort schließen, daß es in dieser Frage 
zwischen Ihrem Hause und ,dem Bundesschatzmini-
sterium eine differierende Auffassung gibt? 

Grund, Staatssekretär des Bundesministeriums 
der Finanzen: Nein, Herr Abgeordneter, ich habe 
mich gerade auf die von Herrn Bundesminister Dr. 
Dollinger erteilte Auskunft berufen. Dort wird aus-
drücklich gesagt, daß es nicht für vertretbar gehal-
ten wird, die Aktion im gegenwärtigen Zeitpunkt 
auszuweiten. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter! 

Dröscher (SPD) : Herr Staatssekretär, wie ver-
stehen Sie die Bemerkung des rheinland-pfälzischen 
Finanzministers: „Wenn ich nunmehr gezwungen 
wäre, .dem Landtag mitzuteilen, daß die Bundes-
regierung nicht bereit ist, entsprechend der Zusiche-
rung des Herrn Bundesschatzministers zu verfahren, 
würde dies zwangsläufig im Landtag zu einer sehr 
mißlichen Auseinandersetzung führen, die meines 
Ermessens aus politischen Gründen im jetzigen Zeit-
punkt unbedingt vermieden werden sollte."? 

Grund, Staatssekretär des Bundesministeriums 
der Finanzen: Herr Abgeordneter, ich hatte ausge-
führt, ,daß sowohl für 1966 als auch für 1967 weitere 
Mittel vorgesehen sind, allerdings nicht in dem von 
Rheinland-Pfalz gewünschten Umfang; aber immer-
hin sind es 2,7 Millionen DM, die nach Maßgabe der 
bisherigen Praxis wiederum im Haushaltsplan ver-
anschlagt werden sollen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Müller-Emmert, eine Zusatzfrage! 

Dr. Müller -Emmert (SPD) : Herr Staatssekretär, 
wäre es nicht dennoch notwendig, in diesem Falle 
noch mehr Mittel für das Land Rheinland-Pfalz zur 
Verfügung zu stellen und zu einer abschließenden, 
sehr großzügigen Regelung zu kommen, insbeson-
dere deshalb, weil die Bewohner des westlichen 
Grenzgebietes im Kriege fraglos erhebliche Opfer 
bringen mußten? 

Grund, Staatssekretär des Bundesministeriums 
der Finanzen: Herr Abgeordneter, es ist eine Frage 
des Haushalts, ob noch Mittel in größerem Umfang 
zur Verfügung gestellt werden können. Der Haus-
haltsausschuß dieses Hohen Hauses hat eine bewußt 
restriktive Haltung eingenommen und verlangt, daß 
die Maßnahmen auf ein wirtschaftlich vertretbares 
Maß beschränkt werden. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Dr. Müller-Emmert! 

Dr. Müller -Emmert (SPD) : Herr Staatssekretär, 
wenn ich Sie richtig verstehe, ist dies also keine 
Frage der Gerechtigkeit, sondern nur eine Frage des 
Geldes? 

Grund, Staatssekretär des Bundesministeriums 
der Finanzen: So formuliert ist die Frage nach 
meinem Dafürhalten sicherlich nicht richtig gestellt. 
Wirtschaftlich vertretbar sollte bedeuten, daß in den 
Fällen geholfen, also Westwallanlagen beseitigt 
werden sollen, wo das Gelände zur Bewirtschaftung 
dringend benötigt wird und die Kosten in einem 
vernünftigen Verhältnis zum Nutzen stehen. Dabei 
hatte sich der Haushaltsausschuß auf den Grundsatz 
geeinigt, daß insbesondere übergeordnete ernäh-
rungs- und grenzlandpolitische Gesichtspunkte bei 
der Auswahl der Objekte berücksichtigt werden 
sollten, 
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Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Leicht! 

Leicht (CDU/CSU) : Ist es nicht richtig, Herr 
Staatssekretär, daß der Haushaltsausschuß im ver-
gangenen Jahr bzw. im Jahre 1963 auf die Frage 
zurückgekommen ist und versucht hat, die Aus-
legung von Richtlinien, die bis dahin gegolten 
haben, etwas zu erweitern? 

Grund, Staatssekretär des Bundesministeriums 
der Finanzen: Diese Frage kann ich nur bejahen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Roesch! 

Dr. Roesch (SPD) : Herr Staatssekretär, ist es 
nicht für die Erschließung von Bauland und auch 
von Land für industrielle Anlagen in der Pfalz not-
wendig, die Bunkeranlagen schneller zu beseitigen, 
oder hat die Bundesregierung ein Interesse daran, 
daß diese Bunker als Erinnerung an den Krieg da 
liegen bleiben? 

Grund, Staatssekretär des Bundesministeriums 
der Finanzen: Die zweite Alternative kann ich ein-
deutig verneinen. Bei der ersten habe ich Zweifel, 
ob mit solchen Maßnahmen wirklich Bauland ge-
wonnen wird. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Roesch! 

Dr. Roesch (SPD) : Es ist mir bekannt — ich bin 
aus der Pfalz —, daß ausgerechnet die hochwer-
tigsten Gebiete im Grenzland mit diesen Bunkern 
übersät sind. Ich darf Sie bitten, einmal nach Kandel 
und nach Landau zu fahren; dann werden Sie links 
und rechts der Straße diese Anlagen sehen. 

Grund, Staatssekretär des Bundesministeriums 
der Finanzen: Ich habe aus Ihren Ausführungen 
keine Frage entnommen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich auch nicht. 

Herr Abgeordneter Kaffka zu einer Zusatzfrage! 

Kaffka (SPD) : Herr Staatssekretär, sind die Richt-
linien und Grundsätze für die Beseitigung der Bun-
keranlagen nicht zu eng und streng gezogen, und 
werden sie nicht zu eng ausgelegt? 

Grund, Staatssekretär des Bundesministeriums 
der Finanzen: Ich glaube nicht, Herr Abgeordneter. 
Wie ich auf die Frage von Herrn Abgeordneten 
Leicht schon geantwortet habe, ist es vielmehr 
richtig, daß der Haushaltsausschuß seinerzeit eine 
gewisse Erleichterung und großzügige Handhabung 
bei der Auswahl der Objekte befürwortet hat. Da-
nach wird auch verfahren. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Kaffka! 

Kaffka (SPD) : Herr Staatssekretär, hat man sich 
seitens Ihres Hauses einmal selber durch Ortsbe-
sichtigungen von der Situation überzeugt und die 
Unerträglichkeit zur Kenntnis genommen? 

Grund, Staatssekretär des Bundesministeriums 
der Finanzen: Sicherlich, es sind Beamte meines 
Hauses durch Ortsbesichtigungen in die Lage ver-
setzt worden, sich selber ein unmittelbares Bild zu 
verschaffen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich danke Ihnen, 
Herr Staatssekretär. 

Aus dem Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Wirtschaft rufe ich die Frage des Herrn Abge-
ordneten Hörmann (Freiburg) auf: 

In welcher Weise gedenkt die Bundesregierung den deutschen 
Eisenerzbergbau zu fördern? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Neef, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Wirtschaft: Der deutsche Eisenerzbergbau steht 
seit .dem Jahre 1961 in einem harten Ringen im 
Wettbewerb mit hochwertigen und preisgünstigen 
Auslandserzen. Die Bundesregierung hat  in  ihren 
Antworten zu Kleinen Anfragen im Jahre 1962 und 
1963 diese Probleme sehr ausführlich dargestellt. 
Ich darf zu dem Sachverhalt auf die Drucksachen 
IV/51, IV/1316, IV/128 und IV/1402 verweisen. 

Seit dieser Zeit hat .die Bundesregierung verschie-
dene Stützungsmaßnahmen für dem deutschen Eisen-
erzbergbau getroffen. Dazu gehören die Befreiung 
von der Umsatzsteuer sowie  die in Einzelfällen ge-
währten Frachthilfen und die Einräumung eines 
Ausnahmetarifes für den Transport  von  Eisenerzen. 
Die Bundesregierung hofft außerdem, daß dieses 
Hohe Haus einer bereits vom Verkehrsausschuß und 
Finanzausschuß gebilligten Freistellung des .  Eisen-
erzbergbaus von der Beförderungsteuer zustimmen 
wird. 

Die voraussichtlich anhaltend schwierige Lage des 
Eisenerzbergbaus ist darüber hinaus zur Zeit wie-
der Gegenstand von Gesprächen zwischen Vertre-
tern der Muttergesellschaften von .Erzgruben, des 
Unternehmensverbandes Eisenerzbergbau und des 
Bundesministers für Wirtschaft. Dabei wurde ver-
einbart, daß der Unternehmensverband dem Bundes-
minister für Wirtschaft einen Bericht über seine Auf-
fassung von der gegenwärtigen Lage und Vorschläge 
für geeignete weitere Maßnahmen zuleiten wird. Der 
Bundesminister für Wirtschaft wird, sobald ihm 
dieser Bericht vorliegt, die Vorschläge prüfen und 
dann feststellen, ob und gegebenenfalls welche wei-
teren Stützungsmaßnahmen seitens der Bundesregie-
rung über die genannten hinaus ergriffen werden 
können. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage, 
Herr. Abgeordneter Hörmann. 

Hörmann (Freiburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
darf ich fragen: kann ich also aus Ihrer Antwort 
sicher entnehmen, daß die Bundesregierung sich 
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Hörmann (Freiburg) 
grundsätzlich für eine weitere Beibehaltung des jetzt 
noch bestehenden Restbestandes deis deutschen 
Eisenerzbergbaues einsetzen möchte? 

Dr. Neef, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Wirtschaft: Die Bundesregierung hat in dieser 
Sache früher einige Grundsätze für ihre Politik die-
sem Hohen Haus bekanntgegeben. Der erste besagt, 
daß die Bundesregierung keine Zusagen für die 
Substanzerhaltung eines Industriezweiges geben 
kann. Zu diesen Grundsätzen gehören weiter die 
Entscheidungsfreiheit der verarbeitenden Hütten 
und ,die Auffassung, daß keine volkswirtschaftlichen 
Bedenken gegen die Stillegung solcher Gruben be-
stehen, deren Kosten angesichts des Wettbewerbs 
auf dem Weltmarkt zu hoch sind und deren Kosten 
sich auch mit allen vorstellbaren Anstrengungen 
nicht senken lassen. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Im Rahmen dieser Prinzipien ist die Bundesregie-
rung bereit, alle ihr möglichen Anstrengungen zu 
machen, um den Strukturanpassungsprozeß für die 
Beteiligten so sehr zu erleichtern, wie dies nur 
irgend möglich ist. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Hörmann. 

Hörmann (Freiburg) (SPD) : Herr Staatssekretär, 
nachdem der Herr Bundesschatzminister Dollinger 
vor einiger Zeit in einem Interview sinngemäß ge-
sagt hat, daß er sich noch eine Reihe technischer 
Möglichkeiten zur Unterstützung usw. vorstellen 
kann, möchte ich fragen: ist hierüber bei der Bundes-
regierung bereits eine Koordinierung zwischen bei-
den Häusern erfolgt? Hat man schon konkretere Vor-
stellungen? Werden diese im Rahmen der von Ihnen 
angedeuteten Prüfung ebenfalls berücksichtigt wer-
den? 

Dr. Neef, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Wirtschaft:  Die Zusammenarbeit zwischen diesen 
beiden Ministerien ist nicht nur auf diesem Gebiet 
ganz besonders ausgezeichnet. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Dr. Friedensburg zu einer Zusatzfrage. 

Dr. Dr. h. c. Friedensburg (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, wird die Bundesregierung bei ihren 
Maßnahmen auf diesem Gebiete den unbegreiflichen 
Widerspruch berücksichtigen, der  zwischen den  Ver-
teidigungsausgaben des Bundes, die in diesem Jahre 
nahezu 20 Milliarden erreichen, auf der  einen Seite 
und der Vernachlässigung eines für Verteidigungs-
zwecke ganz unentbehrlichen Rohstoffes auf der an-
deren Seite besteht? 

Dr. Neef, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Wirtschaft: Im Rahmen der Prinzipien, die ich 
hier vorgetragen habe, Herr Abgeordneter, wird die 
Bundesregierung dies berücksichtigen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage. 

Dr. Dr. h. c. Friedensburg (CDU/CSU) : Wenn 
die Prinzipien, die Sie Herr Staatssekretär vorgetra-
gen haben, bisher ausschließlich wirtschaftlicher Na-
tur gewesen sind, wird die Bundesregierung nicht 
auch diesen verteidigungspolitischen Gesichtspunkt 
in ihre Erwägungen einbeziehen? 

Dr. Neef, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Wirtschaft: Ich glaube nicht, daß diese Grund-
sätze den verteidigungspolitischen Prinzipien wider-
sprechen. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich danke Ihnen, 
Herr Staatssekretär. 

Ich rufe die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers für das Post- und Fernmeldewesen 
auf, als erste die Frage IV/1 — des Herrn Abge-
ordneten Dürr —: 

Hält es die Bundesregierung für unbedingt erforderlich, daß 
Zeitkarten zur Benutzung von Postomnibussen vor Antritt jeder 
Fahrt gelocht werden müssen? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Steinmetz, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Nach den 

 Bestimmungen der Postreisegebührenordnung gel-
ten die Wochen- und Monatskarten für 12 bzw. 62 
Fahrten, die Schülerwochen- und Schülermonats-
karten für 2 Farten je Werktag, Schülerzehnerkarten 
für 10 Fahrten an Werktagen. Daraus ergibt sich die 
Notwendigkeit, die Zeitkarten bei jeder Benutzung 
zu entwerten. 

Das Bundespostministerium hat jedoch die  Ober-
postdirektionen ermächtigt, auf eine fortlaufende 
Entwertung der Wochen- und Monatskarten dann 
zu verzichten, wenn und solange dies betrieblich 
vertretbar ist und keine mißbräuchliche Ausnutzung 
festgestellt wird. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dürr. 

Dürr (FDP) : Herr Staatssekretär, wäre es nicht 
einfacher, wenn man es für die Benutzer von Zeit-
karten in den gelb angestrichenen Omnibussen .der 
Bundespost genauso machen würde wie für die  Be-
nutzer der rot angestrichenen Omnibusse der Bun-
desbahn, wo die Zeitkarten nur vorgewiesen, aber 
nicht gelocht werden? 

Dr. Steinmetz, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Herr 
Abgeordneter, ich kann auf Ihre Frage nur folgen-
des antworten: Rationalisierungsmöglichkeiten sind 
in diesem Verfahren der Bundesbahn, das Sie dar-
gelegt haben, wie wir meinen, nicht enthalten. Der 
entscheidende Punkt aber ist der: wenn wir die 
mißbräuchliche Benutzung verhindern wollen, müs-
sen wir von den Zeitkarteninhabern eine Stamm-
karte mit Lichtbild fordern, und genau das wollen 
wir nicht. 
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Vizepräsident Dr. Dehler: Zu einer weiteren 
Frage Herr Abgeordneter Dürr. 

Dürr (FDP) : Herr Staatssekretär, täusche ich mich 
in meiner Meinung, daß man bei den Zeitkarten 
der Bundesbahn und der Bundesbahnomnibusse auch 
ohne Lichtbild auskommt? Und ist die Post bereit, 
einmal zu prüfen, ob die Art, wie die Bahn die 
Benutzung der Zeitkarten handhabt, vielleicht nicht 
doch — insbesondere für die Omnibusfahrer — weit 
einfacher und zweckmäßiger ist? 

Dr. Steinmetz, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Ich werde 
eine nochmalige eingehende Prüfung veranlassen 
und darf mir erlauben, Ihnen das Ergebnis mitzu-
teilen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich rufe die Frage 
IV/2 — des Herrn Abgeordneten Fritsch — auf: 

Bejaht die Bundesregierung den Schutz von Sammlermarken in 
einem Umfang, der dem Schutz kursfähiger Briefmarken ent-
spricht? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Steinmetz, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Die außer 
Umlauf gesetzten Postwertzeichen haben ihre Wert-
zeicheneigenschaft eingebüßt und können deshalb 
strafrechtlich nicht wie gültige Wertzeichen ge-
schützt werden. Die Strafandrohung gegen Betrug 
schützt ausreichend gegen Machenschaften mit un-
gültigen Wertzeichen. Außerdem wird im Rahmen 
der in Gang befindlichen Vorarbeiten für ein neues 
Postgesetz geprüft, ob solche Handlungen als Ord-
nungswidrigkeiten mit Geldbuße bedroht werden 
sollen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Fritsch zu einer Zusatzfrage. 

Fritsch (SPD) : Herr Staatssekretär, ist damit in 
Aussicht gestellt, daß die entwerteten Marken den-
selben Schutz genießen wie die Kursmarken, wobei 
ich 'besonders darauf hinweisen möchte, daß mit 
Rücksicht auf die ständig steigende Zahl der Samm-
ler ein derartiger Schutz von allen philatelistischen 
Vereinen und Verbänden gefordert wird? 

Dr. Steinmetz, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Bei dem 
jetzigen Stand der Vorbereitungsarbeiten kann ich 
diese Ihre Frage nicht unbedingt mit Ja beant-
worten. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Zu einer weiteren 
Frage Herr Abgeordneter Fritsch. 

Fritsch (SPD) : Würden Sie die Frage beantworten 
können, ob die in Aussicht genommene Regelung 
mit den Empfehlungen des Weltpostvereins aus dem 
Jahre 1958 übereinstimmt, die anzunehmen sich die 
Mitgliedstaaten — darunter auch die Bundesrepu-
blik — verpflichtet haben, und würden Sie bei die

-

ser Regelung unter Umständen berücksichtigen, daß 
Länder wie Osterreich und Griechenland bereits 
Schutzbestimmungen für Sammlermarken haben? 

Dr. Steinmetz, Staatssekretär im Bundesministe-
rium für das Post- und Fernmeldewesen: Herr Ab-
geordneter, nach unserer Auffassung steht außer 
Zweifel, daß die jetzige Regelung ohne jede Ein-
schränkung den Vorschriften des Weltpostvertrages 
entspricht. Es gibt keinen besseren Beweis dafür als 
den, daß die meisten Länder den Rahmen dieser 
Regelung nicht mehr erweitert halben als wir. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich danke Ihnen, 
Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesschatzministers. Zuerst rufe ich 
die Frage V/1 — des Herrn Abgeordneten Kahn

-

Ackermann — auf: 

Welche endgültige Verwendung ist für die in München lagern-
den, aus der Sammlung Göring/Hitler stammenden Bilder im 
Bundesbesitz vorgesehen, die in die 2. Kategorie der nicht für 
Museen in Frage kommenden Werke eingeordnet worden sind? 

Bitte, Herr Minister! 

Dr. Dollinger, Bundesschatzminister: Ich beant-
worte die Frage des Abgeordneten Kahn-Acker-
mann wie folgt: 

Die von Ihnen bezeichneten Gemälde der Kate-
gorie 2 wurden zur Ausstattung von Räumen ver-
wendet, in denen der Bund im In- und Ausland 
Repräsentationspflichten zu erfüllen hat. Diese Ver-
wendung ist auch weiterhin vorgesehen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Kahn-Ackermann. 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Bundesminister, 
täusche ich mich sehr, wenn ich annehme, daß noch 
mehrere hundert Bilder dieser Kategorie 2 in den 
Kellern ihres augenblicklichen Münchener Domizils 
liegen und nach Auskunft der Betreuer für eine 
weitere Ausstattung von Behördenräumen vorge-
sehen sind? 

Dr. Dolilnger, Bundesschatzminister: Herr Kol-
lege, wir haben drei Kategorien. Die erste enthält 
Bilder, die für Museen vorgesehen sind. In der 
Kategorie 2 befinden sich Bilder, die sich für Reprä-
sentationsräume eignen. Dann haben wir eine Kate-
gorie 3, in der sich alle übrigen Gegenstände be-
finden, darunter, wie der Fachmann sagt, markt-
gängige Ware, aber auch Gegenstände mit typisch 
nationalsozialistischem Gepräge und unverwertete 
Gegenstände. Von der Kategorie 2 haben wir unge-
fähr 300 Bilder ausgeliehen. Der Bestand, der noch 
in München vorhanden ist, dürfte ungefähr bei 140 
bis 150 liegen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Zu-
satzfrage. 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Minister, ist es 
möglich, daß ich mich getäuscht habe, als ich diese 
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Kahn-Ackermann 
Bilder selbst in Augenschein genommen und festge-
stellt habe, daß es 600 bis 700 Bilder sind, und habe 
ich mich getäuscht, als mir erklärt wurde, daß die 
Bilder, die sich dort befinden, an Behörden ausge-
liehen werden sollen? 

Dr. Dollinger, Bundesschatzminister: Die Zah-
len, die ich soeben genannt habe, sind die offiziellen 
Zahlen, die ich aus München habe. Ich darf hier 
vielleicht noch ergänzen, daß wir im Rahmen der 
Restitution rund 61 500 Inventarnummern zurück-
gegeben haben, davon mehr als 48 000 Nummern 
ins Ausland und ca. 13 000 ins Inland, und daß wir 
heute noch rund 3500 Inventarnummern haben. Diese 
Inventarnummern gliedern sich so in die Kategorien 
auf, wie ich eben sagte. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich rufe auf die 
Frage V/2 — des Abgeordneten Kahn-Ackermann —: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Wunsch der Museums-
direktoren folgend, die in München lagernden und zur Über-
lassung an die Museen vorgesehenen Bilder im Bundesbesitz in 
einer Ausstellung den Interessenten zugänglich zu machen? 

Dr. Dollinger, Bundesschatzminister: Die zweite 
Frage beantworte ich wie folgt: Die Frage, ob die 
Gesamtheit der museumswürdigen Gemälde in einer 
Ausstellung gezeigt werden soll und kann, ließ und 
läßt sich auch heute noch nicht beantworten. Ein 
dahin gehender Wunsch von Museumsdirektoren 
ist mir bisher nicht unterbreitet worden. 

Am 14. und 15. Januar 1965 ist die von mir be-
rufene Beratende Kommission, die sich mit der gan-
zen Problematik beschäftigt, zum erstenmal zusam-
mengetreten. Ich werde auch diese Frage dort noch 
einmal zur Debatte stellen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Zusatzfrage! 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Bundesminister, 
darf ich fragen, aus welchen Gründen eine Aus-
stellung dieser Bilder oder des besseren Teils dieser 
Bilder nicht möglich ist? 

Dr. Dollinger, Bundesschatzminister: Wir müs-
sen davon ausgehen, daß es sich gerade im Hin-
blick auf die umfangreichen Restitutionen, die durch-
geführt wurden, nicht mehr um geschlossene Samm-
lungen handelt, sondern daß es sich um Bilder von 
allen möglichen Schulen, von allen möglichen 
Epochen und Richtungen handelt. Eine Ausstellung 
würde natürlich kein geschlossenes Ganzes dar-
stellen. Aber wie gesagt, ich werde mich mit den 
sieben Fachleuten — ausgezeichneten Fachleuten, 
möchte ich hinzufügen — über diese Frage unter-
halten. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Kahn-Ackermann! 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Bundesminister, 
ist Ihnen nicht bekannt, daß es den deutschen Mu-
seumsdirektoren, die eine solche Ausstellung for-
dern, gar nicht darum geht, eine geschlossene Aus-
stellung zu sehen, sondern darum, feststellen zu 

können, was für Bilder da sind und welche Museen 
nach dem Stand der Verluste, die sie im „Dritten 
Reich" und später erlitten haben, etwa aus diesen 
Beständen einen Anspruch auf Ergänzung haben? 

Dr. Dollinger, Bundesschatzminister: Herr Kol-
lege, ich habe soeben gesagt, daß mir ein Wunsch 
von Museumsdirektoren bisher nicht unterbreitet 
worden ist, und ich habe hinzugefügt, daß ich bereit 
bin, diese Frage der Kommission vorzulegen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Strohmayr zu einer Zusatzfrage! 

Strohmayr (SPD) : Herr Minister, glauben Sie 
nicht, daß es besser wäre, die Bilder der Kategorie 3, 
die nicht mehr verwendet und nicht ausgegeben wer-
den sollen, zu verkaufen und den Erlös dem Bundes-
haushalt zuzuführen? 

Dr. Dollinger, Bundesschatzminister: Herr Kol-
lege, ich glaube, darunter sind Bilder, bei denen wir 
uns lächerlich machten, wenn wir sie zum Verkauf 
gäben. Es sind Bilder dabei, die nur noch zeitge-
schichtlichen Wert haben. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich danke Ihnen, 
Herr Minister. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Auswärtigen Amts. Ich rufe auf die 
Frage VII/1 — des Abgeordneten Dr. Dr. h. c. Frie-
densburg —: 

Weshalb beabsichtigt die Bundesregierung, bei der Einrich-
tung von technisch-naturwissenschaftlichen Referaten an einigen 
wichtigen Auslandsvertretungen nicht Moskau einzubeziehen, 
obwohl gerade die Kenntnis der sowjetischen Leistungen und 
Bemühungen auf technisch-wissenschaftlichem Gebiete für die 
deutsche Technik und Wissenschaft vielfach von besonderer 
Wichtigkeit ist und obwohl diese Leistungen und Bemühungen 
aus sprachlichen und anderen Gründen der deutschen Wissen-
schaft und Technik weniger zugänglich sind als die entsprechen-
den Leistungen und Bemühungen in westlichen Ländern? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Herr Abgeordneter, die Bestellung eines 
Wissenschaftsreferenten an der Botschaft Moskau 
erscheint in der Tat richtig. Die Bundesregierung ist 
aber der Auffassung, daß die Kontaktaufnahme zu 
den wissenschaftlichen Gremien und Forschungsin-
stituten in der Sowjetunion unter den gegenwärti-
gen Bedingungen sehr großen Schwierigkeiten be-
gegnen würde. Deshalb hält die Bundesregierung 
es für zweckmäßiger. in denjenigen Staaten den An-
fang zu machen, bei denen mit einer vertrauens-
vollen Zusammenarbeit zwischen dem Wissen-
schaftsreferenten und den wissenschaftlichen Ein-
richtungen der Gastländer von vornherein gerechnet 
werden kann. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Friedensburg. 

Dr. Dr. h. c. Friedensburg (CDU/CSU) : Herr 
Staatssekretär, ist der Bundesregierung dabei nicht 
bekannt, daß gerade die Schwierigkeit, auf die Sie 
anspielen, besonders auch für den Verkehr zwischen 
den Wissenschaftlern selbst besteht und daß des- 
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halb ein besonders dringendes und starkes Bedürfnis 
für die Herstellung einer Beziehung über eine amt-
liche Stelle besteht? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Die Bundesregierung erkennt das Vorhanden-
sein eines Bedürfnisses an, sieht aber in der Reihen

-

folge der Dringlichkeit andere Plätze als noch 
wichtiger an. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Keine weitere Frage. 
Dann rufe ich auf 'die Frage VII/2 — des Abge-

ordneten Dr. Imle, aufgenommen von Herrn Abge-
ordneten Mertes —: 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, für deutsche 
Staatsangehörige in Dänemark eine gleiche Freizügigkeit für 
das gewerbliche Niederlassungsrecht zu erreichen, wie sie um-
gekehrt dänischen Staatsangehörigen in der Bundesrepublik zu-
steht? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Es ist das stetige Bestreben der Bundesregie-
rung, Herr Abgeordneter, für deutsche Staatsangehö-
rige im Ausland die gleichen Bedingungen für eine 
gewerbliche Niederlassung zu erreichen, wie sie 
Ausländern in der Bundesrepublik Deutschland auf 
Grund des liberalen deutschen Niederlassungsrechts 
zustehen. In diesem Zusammenhang möchte ich 
darauf hinweisen, daß die Bundesregierung soeben 
veranlaßt hat, .daß die deutsche Ratifikationsurkunde 
zu dem Europäischen Niederlassungsaibkommen bei 
dem Generalsekretär des Europarates hinterlegt 
wird. Mit dieser fünften Ratifikation wird  das  Ab-
kommen in Kraft treten und damit nunmehr auch 
im Verhältnis zwischen Dänemark und Deutschland 
wirksam sein. Auf dem Gebiet der gewerblichen 
Niederlassung wird damit trotz zahlreicher beider-
seitiger Vorbehalte ein Fortschritt 'erzielt werden. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Keine Zusatzfrage. 
Frage VII/3 — des Abgeordneten Dr. Imle —: 

Besteht die Möglichkeit, daß die Bundesrepublik mit dem 
Königreich Dänemark einen klassischen Handels- und Freund-
schaftsvertrag abschließen kann? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Darf 'ich die Fragen VII/3 und  VII/4 zusam-
men beantworten, weil sie im Zusammenhang ste-
hen, Herr Präsident? 

Vizepräsident Dr. Dehler: Bitte schön! Ich rufe 
Frage VII/4 — des Abgeordneten 'Dr. Imle — auf: 

Hält die Bundesregierung es für richtig, den Abschluß eines 
Handelsvertrages unbeschadet eines etwaigen Beitritts des König-
reichs Dänemark zur EWG zu erreichen? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: In der Tat, Herr Abgeordneter, es besteht 
die Möglichkeit, mit Dänemark einen klassischen 
Handels- und Freundschaftsvertrag abzuschließen, 
wenn die dänische Regierung hierzu bereit ist. In 
den 1960 und 1961 mit der dänischen Regierung 
geführten Verhandlungen über  den  Abschluß eines 
solchen Vertrages wurde bereits ein Entwurf fertig-
gestellt. Die Formulierung einer Reihe von Bestim-
mungen, z. B. über die Niederlassung, mußte damals 
jedoch zurückgestellt werden, da diese Bestimmun-

gen sich ganz oder teilweise auf EWG-Materien 
beziehen. Die Verhandlungen wurden im September 
1961 auf Wunsch der dänischen Regierung unter-
brochen, da diese vor Unterzeichnung und Ratifi-
zierung des Vertrages den  Ausgang der Verhand-
lungen über den Beitritt Dänemarks zur EWG ab-
warten wollte. Die Verhandlungen sind bis heute 
nicht wieder aufgenommen worden. 

Mit Bezug auf Ihre zweite Frage, Herr Abgeord-
neter, darf ich sagen:  Die  dänische Regierung ist 
seit Unterbrechung der Verhandlungen über den 
Abschluß des genannten Vertrages nicht wieder auf 
die Angelegenheit zurückgekommen. Der Bundes-
regierung erscheint es fraglich, ob angesichts der 
zahlreichen seither in Kraft getretenen EWG-Vor-
schriften auf diesem Gebiet der Abschluß eines klas-
sischen Handelsvertrages noch zu allseitig befriedi-
genden Ergebnissen führen wird. Der Inhalt eines 
solchen Vertrages 'würde unter Iden gegebenen Um-
ständen nur von begrenzter Bedeutung sein. 

Andererseits ist die  Bundesregierung weiterhin 
darum bemüht, allen europäischen Drittländern, die 
an einem Beitritt oder engeren Verhältnis zur Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft interessiert sind, 
die Herstellung der unter den jeweiligen Bedingun-
gen zweckmäßigsten Form der Verbindung mit der 
EWG zu ermöglichen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Keine Zusatzfrage. 
Frage VII/5 — 'des Abgeordneten Dr. Schäfer —: 

Treffen Veröffentlichungen zu, wonach Dokumente über die 
deutsch-französischen Beziehungen aus der Zeit der Kanzlerschaft 
Dr. Adenauers deshalb bei der Bundesregierung zur Zeit nicht 
vorhanden sind, weil der frühere Bundeskanzler diese Unter-
lagen zum Zwecke der Vorbereitung seiner Memoiren an sich 
genommen hat? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Herr Abgeordneter, die von Ihnen erwähn-
ten Veröffentlichungen treffen nicht zu. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Schäfer. 

Dr. Schäfer (SPD) : Herr Staatssekretär, wie er-
klären Sie es sich dann, daß Newsweek am 1. Fe-
bruar z. B. schreibt: „Bonn z. B. hat keine tatsäch-
lichen Aufzeichnungen, ob de Gaulle oder die Deut-
schen zuerst den deutsch-französischen Freund-
schaftsvertrag vorgeschlagen haben."? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Diese Behauptung ist sicher unzutreffend. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Keine weitere Zu-
satzfrage. Frage VII/6 — des Abgeordneten Kahn

-

Ackermann —: 

Für wieviele der der Bundesrepublik in der UNESCO-Ver-
waltung neu zur Verfügung gestellten Stellen sind inzwischen 
Bewerber vorhanden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Herr Abgeordneter, die UNESCO stellt kei- 
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nem ihrer Mitgliedstaaten eine bestimmte Anzahl 
von Stellen zur Verfügung, sie schreibt vielmehr 
alle freien Stellen allgemein aus. Nach dem soge-
nannten Grundsatz der geographischen Verteilung 
wird hierbei eine gleichmäßige Berücksichtigung 
aller Mitgliedstaaten angestrebt. Hierzu werden aus 
der Beitragsquote des betreffenden Staates und der 
Gesamtzahl der Stellen der UNESCO eine Minimal- 
und ,eine Maximalzahl berechnet, die die obere und 
die untere Grenze für den als normal anzusehenden 
Personalanteil eines Mitgliedstaates kennzeichnen.-
Durch die zusätzliche Bewilligung von 103 Stellen 
durch die Generalkonferenz der UNESCO im No-
vember 1964 und durch die Erhöhung des deutschen 
Beitragsanteils von 5,4 auf 6,9 % ist der für Deutsch-
land bestehende Stellenspielraum entsprechend her-
aufgesetzt worden. Von den erwähnten 103 insge-
samt neu geschaffenen Stellen der UNESCO sind bis 
jetzt neun für Deutsche in Frage kommende Stellen 
ausgeschrieben worden. Für diese sind zehn deutsche 
Bewerber vorhanden. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Kahn-Ackermann. 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
unternimmt die Bundesregierung angesichts der Tat-
sache, daß die Maximalgrenze für die Zahl der deut-
schen Angestellten jetzt ungefähr bei 50 liegen 
dürfte und im Augenblick nur 16 Angestellte und, 
wie ich höre, zehn Bewerber da sind, weitere Bemü-
hungen, unseren Anteil am Personal zu vermehren? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Ich darf diese Frage eindeutig bejahen, Herr 
Abgeordneter. Zu den von Ihnen erwähnten Zahlen 
darf ich sagen, daß nach den mir vorliegenden Unter-
lagen die obere Grenze für uns jetzt bei 43, die 
untere bei 25 Stellen liegt und daß am 1. Januar 1965 
18 Deutsche im Dienst ,der UNESCO standen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Frage VII/7 — des 
Abgeordneten Dr. Mommer —: 

Welche Berichte liegen der Bundesregierung über die Reaktion 
vor, die das Interview des Abgeordneten Adenauer in der ,,New 
York Times" vom 10. Februar 1965 bei der Regierung und in der 

Öffentlichkeit der USA ausgelöst hat? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Bei dem Artikel des außenpolitischen Kom-
mentators der „New York Times" handelte es sich 
nicht um ein Interview. Die amerikanische Regie- 
rung hat durch den Sprecher des State Department 
mit Bezug auf den Artikel erklärt, daß eine Verein-
barung über die Stationierung von Mittelstrecken-
raketen in Europa nicht geschossen worden sei 
und daß die USA mit der Sowjetunion auch nicht 
stillschweigend übereingekommen seien, den Status 
quo in Europa zu erhalten. In der amerikanischen 
Öffentlichkeit hat der Bericht der „New York 
Times" nach den bisher vorliegenden Informationen 
nur eine geringe Resonanz gefunden. Einige Tages-
zeitungen haben den Artikel nachrichtlich über-
nommen. Kommentare der amerikanischen Presse 

sind nicht bekanntgeworden. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage? 
— Bitte, Herr Dr. Mommer! 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Staatssekretär, ist es 
richtig, daß von einem Sprecher der Regierung 
der USA auch bestritten worden ist, es sei eine 
Studie über die Wirkungen eines Truppenabzuges 
aus Europa in Auftrag gegeben worden? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Es tut mir leid, Herr Abgeordneter, das weiß 
ich nicht. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Mommer! 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Minister, was wird die 
Bundesregierung tun, um in Zukunft auf ein Mit-
glied des Hauses und Vorsitzenden einer großen 
Partei einzuwirken, daß er Äußerungen, die dem 
deutschen Ansehen in den USA so schaden, nicht 
mehr tut? 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zuruf von 
der CDU/CSU: Diese Frage sollten Sie ein

-

mal an Ihre Leute richten!) 

— Nein, solche Äußerungen haben wir nie gemacht. 

(Abg. Rasner: Ich denke, wir wirken auf 
die Regierung, nicht umgekehrt!) 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Ich glaube, Herr Abgeordneter, es ist nicht 
meine Aufgabe, darauf zu antworten. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Sänger! 

Sänger (SPD) : Herr Staatssekretär, ist der Bun-
desregierung aus den von dem früheren Bundes-
kanzler Dr. Adenauer hinterlassenen Akten und 
Aufzeichnungen etwas über einen Plan oder eine 
Abrede mit dem früheren Präsidenten der Vereinig-
ten Staaten John F. Kennedy bekannt, daß Mittel-
streckenraketen entwickelt und in Europa statio-
niert werden müßten? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Mir ist das nicht bekannt. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage? 
- Bitte, Herr Abgeordneter Sanger!  

Sänger (SPD) : Kann die Regierung dann erklären, 
Herr Staatssekretär, wie der ehemalige Herr Bun-
deskanzler zu einer solchen Behauptung kommt, die 
nach dem Bericht des Herrn Sulzberger ausgespro-
chen worden sein soll? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Auch diese Frage zu beantworten, Herr Ab-
geordneter, sehe ich nicht als meine Aufgabe an. 

(Sehr gut! und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 
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Vizepräsident Dr. Dehler: Frage VII/8 — des 
Abgeordneten Dr. Mommer —. 

Ist es richtig, daß die Bundesregierung der Regierung der Ver-
einigten Arabischen Republik die Zusicherung gegeben hat, sie 
werde die diplomatischen Beziehungen zu Israel nicht aufnehmen? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Herr Abgeordneter, die Antwort auf Ihre 
Frage lautet: Nein. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Dr. Mommer! 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Minister, wer hat denn 
diese Behauptung — — 

Vizepräsident Dr. Dehler: Hier antwortet der 
Staatssekretär, Herr Abgeordneter Dr. Mommer. Ich 
meine zwar, er hat das Format, aber — — 

(Heiterkeit) 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Staatssekretär, wie er-
klären Sie sich, daß diese Behauptung in die Öffent-
lichkeit gekommen ist, und ist es richtig, daß der 
von der Bundesregierung in Anspruch genommene 
Vermittler mit dieser Aussage belastet wird? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts:  Herr  Marqués de Nerva hat mir gegenüber 
erklärt, daß er eine derartige Erklärung niemals ab-
gegeben habe. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage 
des Abgeordneten Dr. Mommer! 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Minister, 

(Heiterkeit — Zuruf: Es ist der Staats

-

sekretär!) 

— richtig; ich bin dabei, Herrn Carstens aufzu-
werten —  

(erneute Heiterkeit) 

ist es sicher, daß keiner unserer Botschafter oder 
einer ihrer Stellvertreter den arabischen Regierun

-

gen gegenüber eine ähnliche Aussage gemacht hat? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Ich halte das für völlig sicher, Herr Abge-
ordneter. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage 
zunächst des Herrn Abgeordneten Jahn! 

Jahn (SPD) : Herr Staatssekretär, darf aus Ihren 
Äußerungen geschlossen werden, daß niemand An-
laß zu der Annahme hat, die Bundesregierung habe 
in dieser Richtung ernsthafte Überlegungen ange-
stellt oder Pläne erwogen? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Niemand hat Anlaß zu der Annahme, Herr 

Abgeordneter, daß sich die Bundesregierung in 
dieser Frage irgendeinem dritten Staate gegenüber 
gebunden habe. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Dann Herr Abge-
ordneter Metzger zu einer Zusatzfrage! 

Metzger (SPD) : Herr Staatssekretär, hätte die 
Regierung es nicht für richtig gehalten, sofort die 
Behauptung, daß keine diplomatischen Beziehungen 
zu Israel angeknüpft würden, zu dementieren, also 
dagegen Stellung zu nehmen? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amt: Das hat der Sprecher der Bundesregierung 
sofort getan. 

Metzger (SPD) : Wann ist das gewesen? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: An demselben Tage, an dem Herr Marqués de 
Nerva in Bonn war. 

Außerdem, Herr Abgeordneter, darf . ich noch fol-
gende Bemerkung machen, die ich für wichtig halte: 
Mir hat Herr Marqués de Nerva gesagt, er selbst 
habe gegenüber der Presse in Bonn diese um-
laufende Behauptung richtiggestellt. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Sänger zu einer Zusatzfrage! 

Sänger (SPD) : Herr Staatssekretär, ist der Bun-
desregierung noch die politische Reaktion in Er-
innerung, die in der freien Welt auf jene Äußerung 
des ehemaligen französischen Ministerpräsidenten 
Debré erfolgte, der auf einen Hinweis, Frankreich 
habe ja nur ein geringes Atomwaffenpotential, ant-
wortete: „Es genügt eine Bombe, die zweite müßte 
dann von den Vereinigten Staaten gezündet wer-
den"? 

(Abg. Rasner: Was hat das hiermit zu tun?) 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Mir ist diese Äußerung nicht in Erinnerung. 
Ich vermag auch den Zusammenhang mit der vor-
liegenden Frage nicht zu erkennen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Sanger,  ich erkenne auch nicht den Zusammenhang. 

Sänger (SPD) : Dann darf ich durch meine zweite 
Frage den Zusammenhang deutlich machen. Die 
zweite Frage geht nämlich dahin, ob die Bundesre-
gierung es billigt, daß der ehemalige Bundeskanzler, 
Herr Dr. Adenauer, nach diesem Bericht des Herrn 
Sulzberger — der ja ein Interview sein soll — 

(Widerspruch in der Mitte) 

gesagt hat, mit der Zündung der französischen 
Atombombe müsse eine nachfolgende atomare In-
tervention der Vereinigten Staaten erzwungen wer-
den. 
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Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Sanger,  die Frage bezieht sich nicht auf die aufge-
rufene Frage Nr. 8. Ich kann sie also nicht zulassen. 
— Herr Abgeordneter Dr. Bechert! 

Dr. Bechert (SPD) : Herr Staatssekretär, bedeutet 
die Antwort, die Sie vorhin gegeben haben — Sie 
hielten es für sicher, daß kein Angehöriger einer 
deutschen Vertretung eine solche Erklärung abge-
geben habe —, daß Sie es sicher wissen, oder be-
deutet sie, daß Sie sich noch nicht danach erkundigt 
haben? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Herr Abgeordneter, meine Antwort bedeutet: 
Ich bin auf Grund aller mir zugänglichen Informa-
tionen sicher, daß eine solche Erklärung nicht abge-
geben worden ist. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage 
des Abgeordneten Dr. Bechert! 

Dr. Bechert (SPD) : Bedeutet in diesem Zusam-
menhang das Wort „sicher" das, was in der Um-
gangssprache damit gemeint ist, nämlich daß Sie  es 
nicht sicher wissen? 

(Heiterkeit.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das ist wohl keine 
Frage. 

Ich rufe die von dem Abgeordneten Dr. Mommer 
gestellte Frage VII/9 auf: 

Wie lautet die Mitteilung, die die Bundesregierung den Re-
gierungen der arabischen Staaten über die Einstellung von 
Waffenlieferungen an Israel gemacht hat? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Die Bundesregierung hat, wie mehrfach be-
kanntgegeben worden  ist,  den Beschluß gefaßt, künf-
tig keine Vereinbarung über die Lieferung von Waf-
fen in Spannungsgebiete einzugehen. Diese Grund-
satzentscheidung ist nicht auf irgendein bestimmtes 
Land bezogen, sondern gilt für .Spannungsgebiete 
schlechthin. 

Im übrigen möchte ich zu Ihrer Frage, Herr Abge-
ordneter, bemerken, daß es nicht üblich ist und des-
halb ,der Bundesregierung auch nicht möglich ist, 
über Mitteilungen, die sie auf diplomatischem Wege 
an andere Regierungen gegeben hat, öffentlich Aus-
kunft zu geben. 

(Beifall in  der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Zu einer Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Dr. Mommer! 

Dr. Mommer (SPD) : Heißt das in bezug auf die 
Waffenlieferungen an Israel: sofort, es geht nichts 
heraus, was noch in  unserer Verfügungsgewalt ist, 
oder: es geht noch heraus, was z. B. schon in Kisten 
ist, sich in der Expedition befindet? Oder bedeutet 
es: die Verpflichtungen, die eingegangen sind, wer-
den eingehalten, und dann tritt der Stopp ein? Das 
sind sehr verschiedene Dinge! 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Herr Abgeordneter, ich möchte zunächst noch 
einmal 'unterstreichen, daß der Beschluß der Bundes-
regierung sich nicht .auf Israel, sondern auf Span-
nungsgebiete im allgemeinen bezieht. Zu Ihren kon-
kreten Fragen möchte ich vorschlagen, daß sie im 
Auswärtigen Ausschuß in vertraulicher Sitzung be-
handelt werden. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Zu einer weiteren 
Zusatzfrage Herr Abgeordneter Dr. Mommer! 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Minister — — 

(Zurufe von der Mitte) 

— Herr Staatssekretär, noch! , Herr Staatssekre-
tär, können Sie mir sagen, zu welchem genauen Zeit-
punkt die Telegramme an unsere Botschaften in den 
arabischen Ländern hinausgegangen sind? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Das kann ich Ihnen aus dem Gedächtnis nicht 
sagen. Ich kann es feststellen und Ihnen die Mittei-
lung zugehen lassen. 

Dr. Mommer (SPD) : War das Dienstag? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Ich kann das aus dem Gedächtnis nicht beant-
worten. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Schmitt -Vockenhausen zu einer Zusatzfrage! 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Nachdem der 
spanische Vermittler nach seiner Rückkehr hier ja 
wohl etwas ungnädig empfangen worden ist, er-
laube ich mir die Frage: Wer hat vorher mit dem 
Vermittler ein Gespräch über Ziel und Umfang sei-
ner Verhandlungen mit Ägypten geführt? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Ich möchte zunächst Ihre Frage, Herr Abge-
ordneter, zum Anlaß nehmen, um das zu wieder-
holen, was für die Bundesregierung schon einmal 
gesagt worden ist, daß nämlich die Bundesregierung 
Veranlassung hat, der spanischen Regierung und 
dem Marqués de Nerva für seine Vermittlungs-
aktion zu danken. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Vorstellungen der Bundesregierung über das, 
was der Marqués de Nerva sagen sollte, sind der 
spanischen Regierung auf diplomatischem Wege 
übermittelt worden. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Schmitt -Vockenhausen. 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Eine unmittel-
bare Fühlungnahme mit dem Auswärtigen Amt hat 
also vor Aufnahme dieser Mission nicht stattgefun-
den? 
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Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Nein. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Metzger! 

Metzger (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie nicht 
der Meinung, daß die Frage, wie die Waffenliefe-
rungen behandelt werden, auch das deutsche Volk 
auf das lebhafteste interessiert und daß Geheimnis-
tuerei hier mehr schaden als nutzen kann? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Herr Abgeordneter, ich glaube, ich habe das, 
woran die Öffentlichkeit ein Interesse hat und 
worauf sie auch einen Anspruch hat, es zu erfahren, 
hier mit aller Deutlichkeit ausgesprochen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Metzger (SPD) : Ist es nicht so, daß Sie eine sehr 
konkrete und allgemein interessierende Frage des 
Herrn Kollegen Mommer im Augenblick nicht beant-
wortet haben? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Ich habe die grundsätzliche Seite der Sache 
in aller Klarheit vorgetragen und vorgeschlagen, 
daß gewisse Detailfragen in einer vertraulichen Aus-
schußsitzung beantwortet werden. Das halte ich nach 
wie vor für richtig. 

(Abg. Rasner: Es war klug, was er gemacht 
hat! — Abg. Dr. Müller-Hermann: So de

-

likate Dinge gehören in den Ausschuß! 
— Abg. Metzger: Das heißt also, Sie geben 

keine Auskunft!) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Dr. Bechert. 

Dr. Bechert (SPD) : Herr Staatssekretär, bedeutet 
die Antwort, die Sie auf die Frage des Abgeordneten 
Schmitt-Vockenhausen gegeben haben, daß die spa-
nische Regierung oder Herr Marqués de Nerva die 
Vermittlungsaktion unternommen hat, ohne daß vor-
her eine Fühlungnahme mit der Bundesregierung 
erfolgt ist? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Nein, das bedeutet meine Antwort nicht. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Jahn, eine Zusatzfrage! 

Jahn (SPD) : Herr Staatssekretär, gehören zu den 
Spannungsgebieten, in die keine Waffenlieferungen 
mehr erfolgen sollen, auch solche Gebiete, bei denen 
das Problem der Tätigkeit deutscher Waffentech-
niker und Wissenschaftler in den vergangenen zwei 
Jahren schon eine Rolle gespielt hat? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Ich glaube, daß das kein Kriterium für die 
Frage ist, ob ein bestimmtes Land in einem Span

-

nungsgebiet liegt older nicht, sondern das wird 
unter Abwägung aller Umstände im .einzelnen Fall 
festgelegt werden müssen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Jahn! 

Jahn (SPD) : Wird die Bundesregierung ihre Über-
legungen zum Verhalten gegenüber Spannungs-
gebieten auf die. Tätigkeit deutscher Wissenschaftler 
erstrecken? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Das wird 'die Bundesregierung prüfen. 

(Abg. Metzger: „Prüfen" ; das dauert schon 
zwei Jahre!) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Frage VII/10 — des 
Abgeordneten Hirsch —: 

Warum hat das Auswärtige Amt die Auszahlung der sogenann-
ten Wiedereingliederungsbeiträge gesperrt, die an die ,,Aktion 
Sühnezeichen" bisher für Jugendliche, die von Sühnezeichen-
Auslandseinsätzen zurückkehren, ausgezahlt worden sind? 

Ist Herr Abgeordneter Hirsch im Saal? — Herr 
Abgeordneter Jahn übernimmt ,die Frage. 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Herr Abgeordneter, wie der „Aktion Sühne-
zeichen" mitgeteilt worden ist, hat es die Haushalts-
lage im Jahre 1964 leider nicht zugelassen, die früher 
beantragten und gewährten sogenannten Wieder-
eingliederungsbeihilfen zu bewilligen. Der  „Aktion 
Sühnezeichen" ist jedoch anheimgestellt worden, 
einen entsprechenden Antrag für das Rechnungsjahr 
1965 vorzulegen. Das Auswärtige Amt sieht der Vor-
lage eines solchen Antrags entgegen. 'Es wird ihm 
im Hinblick auf die verdienstvolle Tätigkeit der 
„Aktion Sühnezeichen" im Rahmen der  verfügbaren 
Mittel entsprechen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Jahn! 

Jahn (SPD) : Herr Staatssekretär, wie hoch sind 
die Mittel, die insgesamt für die Dauer eines Rech-
nungsjahres in Frage kamen? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Es tut mir leid, Herr Abgeordneter, das weiß 
ich nicht. Ich muß Ihnen die Frage schriftlich be-
antworten, wenn Sie damit einverstanden sind. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Frage, 
Herr Abgeordneter Jahn! 

Jahn (SPD) : Ist die Bundesregierung angesichts 
der sehr niedrigen Beträge — es handelt sich hier 
um 150 bis 300 DM — nicht der Auffassung, daß 
die außerordentlich verdienstvolle und für das 
Ansehen der Bundesrepublik mehr als hilfreiche 
Tätigkeit der „Aktion Sühnezeichen" nicht nur mit 
haushaltsrechtlichen Erwägungen beantwortet und 
bewertet kann? 
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Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Herr Abgeordneter, ich glaube, die Zahl, die 
Sie genannt haben, bezieht sich auf jeden einzelnen 
Teilnehmer der Aktion. Die dabei insgesamt her-
auskommenden Beträge sind natürlich wesentlich 
höher; sie sind hier für das Jahr 1964 mit 16 000 DM 
angegeben worden. Aber ich habe gesagt: Die Bun-
desregierung mißt dieser Aktion eine große Bedeu-
tung bei und wird bemüht sein, den Anträgen im 
Rahmen der ihr zur Verfügung stehenden Mittel zu 
entsprechen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Metzger zu einer Zusatzfrage! 

Metzger (SPD) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
ernsthaft der Meinung, daß eine so wichtige Sache 
wie die „Aktion Sühnezeichen" nicht unterstützt 
werden darf, wenn es sich um 16 000 DM handelt, 
wenn Sie überlegen, welche Wirkungen in bezug 
auf die Versöhnung zwischen Deutschland und an-
deren Staaten da erzielt wird? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Herr Abgeordneter, der „Aktion Sühnezei-
chen" sind nach den mir vorliegenden Unterlagen 
im Jahre 1964 16 000 DM Zuschüsse ausgezahlt 
worden. Ihre Wünsche gingen, soweit ich unterrich-
tet worden bin, auf einen höheren Betrag. Diesen 
Wünschen hat nicht stattgegeben werden können. 
Das Auswärtige Amt wird aber prüfen, ob für das 
laufende Jahr ein weiterer Zuschuß möglich ist. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine weitere Zu-
satzfrage, Herr Albgeordneter Metzger! 

Metzger (SPD) : Herr Staatssekretär, sollen wir 
Ihnen wirklich glauben, daß nicht etwas über 
16 000 DM hinaus geleistet werden kann, wenn man 
guten Willens ist? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Herr Abgeordneter, Sie kennen, glaube ich, 
aus vielen Erklärungen, die hier für die Bundes-
regierung abgegeben worden sind, die außerordent-
lichen Schwierigkeiten, vor die unsere Kulturarbeit 
im Ausland in finanzieller Hinsicht gestellt ist. 

(Zuruf von der SPD: Das ist doch eine 
Frage des Abwägens!) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Heinemann! 

Dr. Dr. Heinemann (SPD) : Herr Staatssekretär, 
hatten Sie also nicht doch Zahlen zur Hand, als Sie 
nachher die Antwort geben konnten: 16 000 DM? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Ich hatte die Zahl des Betrages zur Hand, 
der der „Aktion Sühnezeichen" zur Verfügung ge-
stellt worden ist. Ich hatte nicht die Zahl zur Hand, 
nach der Herr Abgeordneter Jahn mich gefragt hat. 
Er fragte nämlich, wie hoch der Titel ist, aus dem 
diese Beträge gezahlt werden. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Bechert zu einer Zusatzfrage! 

Dr. Bechert (SPD) : Herr Staatssekretär, glauben 
Sie wirklich, vor dem Plenum vertreten zu können, 
daß ein Betrag, der, sagen wir, etwa zweimal oder 
dreimal höher wäre als 16 000 DM — was etwa 
ein Millionstel des gegenwärtigen Haushalts aus-
machte —, nicht zur Verfügung gestellt werden 
kann? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Ich muß das mit Bezug auf die Vergangen-
heit leider sagen. Mit Bezug auf das laufende Jahr 

(Zuruf von der SPD: Das glaubt Ihnen doch 
kein Mensch!) 

kann ich sagen, daß die Frage mit dem Versuch 
geprüft werden wird, diesem Antrag stattzugeben. 

(Abg. Jahn: Ein eindrucksvolles Zeichen 
schlechten Willens ist das!) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Schäfer, eine Zusatzfrage! 

Dr. Schäfer (SPD) : Herr Staatssekretär, ist Ihre 
letzte Antwort so aufzufassen, daß das Bundes-
kabinett oder der Bundesfinanzminister einen An-
trag von Ihnen ablehnend beschieden hat? 

Dr. Carstens, Staatssekretär des Auswärtigen 
Amts: Derartiges habe ich nicht gesagt, Herr Abge-
ordneter. 

(Abg. Dr. Schäfer: Aber so ist es auf

-

zufassen!) 

— Nein, das war nicht so aufzufassen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Keine weitere Zu-
satzfrage. — Ich danke Ihnen, Herr Staatssekretär. 

Damit sind wir am Ende der Fragestunde. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Aussprache über den Bericht der Bundesregie-
rung über die Lage der Landwirtschaft gemäß 
§§ 4 und 5 des Landwirtschaftsgesetzes (Druck-
sachen IV/2990, zu IV/2990). 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Bauknecht. 

Bauknecht (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der diesjährige Grüne Bericht, 
der dem Parlament von der Bundesregierung erstat-
tet wurde, hat ein gewisses besonderes Kennzeichen. 
Zunächst ist es der zehnte Bericht. Ich will jetzt nicht 
von einem Jubiläum reden, aber das gibt doch Anlaß 
nachzudenken: wie hat sich das  Landwirtschafts-
gesetz insgesamt in den zehn Jahren ausgewirkt? 

Eine zweite Tatsache ist hier in den Vordergrund 
zu stellen. Die Entwicklung in der neuesten Zeit. 
Wir stehen mitten im Werden der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft. Am Ende  des  vergangenen 
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Jahres sind für die Gestaltung des Agrarpreis-
niveaus in  der  Zukunft entscheidende Beschlüsse 
gefaßt worden. Wenn man nun die Kommentare 
der Tagespresse näher untersucht, so kann man dort 
im allgemeinen lesen, daß es der Landwirtschaft 
wieder gut geht. Eine Reihe von Kommentaren be-
sagen sogar, es sei der Landwirstchaft in diesen zehn 
Jahren noch nie so gut gegangen wie im Augenblick. 
Das ruft natürlich Widersprüche hervor, und man 
fragt sich dann mit Recht: Wieso soll von  diesem 
Jahr an die Hilfe für die Landwirtschaft noch be-
deutend verstärkt werden? Sie kennen alle die Ab-
machungen des vergangenen Herbstes. Die Gründe, 
warum der Bericht in diesem Jahr so  gut ausgefal-
len ist,  sind verschiedenartiger Natur. Man muß sich 
die Frage vorlegen: Ist diese Besserung gesichert, 
wird sie anhalten, oder sind das nur Augenblicks-
erscheinungen? Werfen wir kurz einen Blick auf die 
Entwicklung des laufenden Jahres. Der Herr Bundes-
ernährungsminister hat bekanntgegeben, er glaube, 
daß die gute Entwicklung anhält, hat aber bereits 
eine Einschränkung gemacht, indem er sagte, daß 
die Gesamtproduktion und damit auch die Verkaufs-
erlöse im laufenden Jahr wahrscheinlich niedriger 
sein werden als in den vergangenen Jahren. 

Tatsächlich ist ausschlaggebend für die Verbesse-
rung der Ertragslage im laufenden Jahr und im ver-
gangenen Jahr, auf das sich der Bericht bezieht, die 
sowohl nach Menge als auch nach Qualität gute 
Ernte in ,den beiden Jahren und darüber hinaus im 
letzten Berichtsjahr die bessere Gestaltung der 
Preise für tierische Erzeugnisse. Nur ist es bei der 
Witterungsabhängigkeit der Landwirtschaft natür-
lich immer eine vage Sache, anzunehmen, daß im 
nächsten Jahr die Verhältnisse wieder so gut sind. 
Wir erinnern uns alle noch gut an den Zustand vor 
ein paar Jahren, als wir eine so schlechte Ernte 
hatten. 

Auch was die Frage der letztjährigen guten Preise 
für tierische Veredlungsprodukte angeht, müssen 
wir leider feststellen, daß wir mitten in einer Rück-
wärtsentwicklung sind, und zwar gerade bei den 
bodenunabhängigen Produkten. Wer sich in den Din-
gen auskennt, der weiß, daß beispielsweise die 
Schlachtschweinepreise heute auf einem Niveau 
stehen, das unter dem Durchschnitt der Jahre 1950 
bis 1952 liegt. Auch der Rückgang der Eier- und der 
Schlachtgeflügelpreise gibt uns zu denken. Daher die 
Frage: Inwieweit kann man Hoffnungen haben, 
daß sich in der Zukunft eine bessere Entwicklung 
anbahnt? Es gibt eben eine gewisse Grenze der Auf-
nahmefähigkeit für diese Güter. Die Mägen können 
nicht ausgeweitet werden, und über ein bestimmtes 
Konsumvolumen kann man nicht hinausgehen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang gleich etwas 
einfügen. Bei meinem Ernährungsausschuß liegen 
zwei Anträge der CDU und FDP, die bestimmten Be-
fürchtungen in dieser Hinsicht den Grund entziehen 
sollen. Der allzu große Optimismus, daß sich die 
tierische Veredlungsproduktion infolge der Senkung 
der Getreidepreise wesentlich verbilligen könnte, 
geht sicher zu weit, wenn es nicht gelingt, die tie-
rische Veredlungsproduktion den bäuerlichen Be-
trieben zuwachsen zu lassen; denn ein Leitmotiv 

der EWG ist ja die Stärkung des bäuerlichen Fami-
lienbetriebs. Die Länder der EWG müssen sich ernst-
haft mit der Frage beschäftigen, ob es gelingt, eine 
Lizenzierung für eine gewerbliche Erzeugung der 
bodenunabhängigen Produkte einzuführen. Wenn 
das nicht gelingt, können wir erleben, daß an der 
Küste und an den Flußhäfen, wo das ausländische 
Getreide sehr billig sein wird, eine rein gewerbliche 
Produktion entsteht und daß dann gerade die Hil-
fen, die man dem bäuerlichen Familienbetrieb zu-
kommen lassen wollte, illusorisch sind. 

Lassen Sie mich zurückblenden auf den Inhalt des 
Grünen Berichts. Sie finden dort zum erstenmal 
einen großen Differenzbetrag zwischen den Ver-
kaufserlösen auf der einen Seite und den Ausgaben 
auf der anderen Seite. Leider ist es so, daß diese 
7,1 Milliarden DM, die in dem Grünen Bericht ge-
nannt werden, in der Öffentlichkeit oft so betrachtet 
werden, als ob das der Betriebsgewinn der Land-
wirtschaft wäre. In Wirklichkeit muß davon der 
Barlohn für annähernd 2 Millionen Familienarbeits-
kräfte in der Landwirtschaft abgezogen werden. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Wenn Sie diesen Barlohn in Rechnung stellen und 
dafür den Betrag von etwa 300 DM je Monat an-
setzen, der damals als Barlohn für Fremdarbeits-
kräfte, die Kost und Wohnung hatten, gang und 
gäbe war, so gehen von dem Differenzbetrag allein 
6 Milliarden DM ab. Es bleiben dann nur noch 1,1 
Milliarden DM übrig. 

Hier erhebt sich die Frage, Herr Bundesernäh-
rungsminister, ob man nicht beim nächsten Grünen 
Plan den Lohnanspruch der mitarbeitenden Familien-
kräfte schon als Betriebsausgabe einsetzen sollte, 
damit nicht eine Zahl entsteht, die immer wieder 
falsch ausgelegt werden kann. Das wäre ein großes 
Plus. Ihr Haus und Ihr Beirat sollten sich mit dieser 
Frage beschäftigen. 

Ich darf dabei feststellen: wenn man diesen Bar-
lohn abzieht, bleibt noch nichts übrig für den Be-
triebsleiterzuschlag und für die Verzinsung des in-
vestierten Kapitals, von Rücklagen für das Risiko 
solcher Jahre, in denen die Ernten nicht die glei-
chen Höhen erreichen, ganz zu schweigen. 

Ein weiterer wichtiger Punkt des Grünen Berichts 
ist der Vergleich der Löhne, die in der Landwirt-
schaft erzielt werden konnten, mit den Löhnen der 
Berufsgruppen der gewerblichen Wirtschaft. Sicher 
können wir mit Freude feststellen, daß die Diskre-
panz sich zum erstamal auf 21 % zurückentwickelt 
hat. Aber wenn die Direkthilfen des Grünen Plans 
nicht wären, würde der Unterschied heute noch 35 % 
ausmachen. Das muß man immer wieder sagen. Der 
absolute Abstand zwischen dem Lohn, der in der 
Landwirtschaft erzielt werden konnte, und dem 
Lohn, den diese Berufsgruppen der gewerblichen 
Wirtschaft erhalten, beträgt immer noch 1488 DM 
im Jahre. 

In diesem Zusammenhang noch eine andere Frage, 
Herr Bundesernährungsminister. Ich habe mit Be-
friedigung festgestellt, daß Ihr Grüner Beirat sich 
mit der Frage beschäftigt, ob denn der Vergleichs-
lohn heute noch auf einer richtigen Basis steht. Bis- 
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her hat man nur die Gruppen berücksichtigt, die auf 
dem Dorfe, wie man sagt, „Tür an Tür" mit den 
Bauern wohnen. Inzwischen ist aber die Entwick-
lung in der gewerblichen Wirtschaft anders vor sich 
gegangen. Wir haben heute 1 Million Fremdarbeits-
kräfte. Sie werden aufgenommen und sie gehen weg 
wie warme Wecken. Die aus der Landwirtschaft ab-
wandernden Kräfte werden heute nicht nur für die 
bestimmten Gruppen, die hier zum Vergleich her-
angezogen werden, eingestellt, sondern auch für alle 
anderen Gruppen. 

Es erhebt sich daher die Frage, ob wir nicht zu 
einem besseren Vergleich kämen, wenn wir prak-
tisch den Durchschnitt sämtlicher Arbeitslöhne näh-
men, die in der Bundesrepublik gezahlt werden. Ich 
glaube, wir würden dann einen echteren Vergleich 
anstellen, und ich bitte, diese Anregung für das 
nächste Jahr zu verwerten. Wenn man den reinen 
Industriearbeiterlohn aller Gruppen berücksichtigt, 
so kommt man zu dem Ergebnis, daß deren Ein-
kommen um weitere 1500 DM höher liegen als in 
der Landwirtschaft. 

Nicht allein auf Grund des Barlohnes sehen sich 
so viele veranlaßt, aus der Landwirtschaft auszu-
scheiden — das wissen Sie ja alle —, sondern vor 
allem wegen der Tatsache, daß die Zahl der Arbeits-
stunden in der gewerblichen Wirtschaft um einige 
hundert Stunden im Jahr niedriger ist als in der 
Landwirtschaft. Eine Rolle spielt auch die Tatsache, 
daß man in Betrieben mit Viehwirtschaft kein 
arbeitsfreies Wochenende und keine völlig arbeits-
freien Sonn- und Feiertage hat. Das sind eben 
wesentliche Gründe, die die Menschen veranlassen, 
abzuwandern. Die Abwanderung ist also nicht aus-
schließlich eine Folge der Mechanisierung, sondern 
auch eine Folge der Verhältnisse, die ich Ihnen ge-
schildert habe. Es ist leider so. Wir wollen nieman-
den halten, der gern aus der Landwirtschaft abwan-
dern oder der seinen Betrieb zum Nebenerwerbs

-

betrieb zurückentwickeln will. Wir können bereits 
heute feststellen, daß sich auch zahlreiche Hoferben, 
die eigentlich für die Übernahme der Betriebe vor-
gesehen waren, nicht mehr halten lassen und wegen 
der dort günstigeren Verhältnisse in die gewerb-
liche Wirtschaft abwandern wollen, obwohl die Be-
triebsgröße nach den bisherigen Vorstellungen der 
Größe eines bäuerlichen Familienbetriebs entspricht. 

Ich weiß aus meiner Heimat, daß es trotz der 
Mechanisierung Betriebe von 20, 30, 40, 50 ha gibt, 
wo der Bauer mit seiner Frau und den noch schul-
pflichtigen Kindern allein in dem Betrieb ist. Wenn 
man diese Dinge betrachtet, muß man sich fragen, 
wieviel Reserven an Arbeitskräften überhaupt noch 
da sind und welcher Grad von Abwanderung hier 
noch zu verantworten ist. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Eine andere Sache, die wir nicht in der Hand 
haben, die offenbar nicht in die Verfügungsgewalt 
der Bundesregierung und des Parlaments gestellt ist, 
ist die Entwicklung der Löhne in der gewerblichen 
Wirtschaft. Sie wissen um den Fortgang dieser Ent-
wicklung. Sicher kann man Löhne und Gehälter 
aufbessern, sofern es der Zuwachs an Sozialprodukt 
erlaubt und sofern die Arbeitsproduktivität ent

-

sprechend gesteigert werden kann. Aber die Ver-
hältnisse sind in dieser Beziehung sehr vielfältig. 
Es gibt Industrien, wo man diese Faktoren rasch 
und eminent steigern kann, es gibt die Dienstlei-
stungsberufe, wo eine Steigerung überhaupt nicht 
möglich ist. Aber die Löhne gehen in die Höhe. In 
der Landwirtschaft aber hat der Rationalisierungs-
effekt irgendwo seine Grenze, und die ist heute 
wahrscheinlich bereits völlig erreicht. So wird es bei 
dieser Entwicklung im kommenden Jahr bei einem 
Vergleich der Löhne in der Landwirtschaft und in 
der gewerblichen Wirtschaft wieder einen Rück-
schlag geben. 

Nun will man das Preisniveau in der Landwirt-
schaft in der EWG wirklich senken. Daher muß man 
sich fragen, wie sich die Dinge entwickeln werden. 
Aus diesen Gründen bitte ich auch zu verstehen, daß 
die Vorfeldbereinigung, wie man es nennt, diese 
zusätzliche Hilfe, geleistet werden muß. Meine 
Damen und Herren, nur zwei Zahlen! Ich will Sie 
damit nicht belasten, aber Tatsache ist: aus dein 
Grünen Bericht ist zu ersehen, daß sich in den 
Jahren 1951 bis 1962 die Produktion in der Land-
wirtschaft um 53 % erhöht hat, während zur gleichen 
Zeit 44 % der vorhandenen Arbeitskräfte abwan-
derten. Damit hat sich die Pro-Kopf-Leistung auf 
das Zweidreiviertelfache gegenüber der Zeit vor 
15 Jahren erhöht. Es gibt kaum eine Industrie, in 
der entsprechende Leistungen vollbracht werden 
können. 

Die Mechanisierung kostet aber eine Menge Geld. 
In der Industrie laufen die Maschinen manchmal 
Tag und Nacht in mehreren Schichten. In der Land-
wirtschaft können die Maschinen zum Teil nur 
wenig benutzt werden; ich brauche hier nur das 
Wort Erntemaschinen zu nennen. Daher ist seit zehn 
Jahren, seit es einen Grünen Bericht gibt, die Tat-
sache zu verzeichnen, daß das Aktivkapital j e 

 Arbeitskraft von 26 000 auf 50 000 DM gesteigert 
werden mußte. 

Es ist nicht gelungen, diesen Kapitalbedarf aus 
eigener Kraft, aus Überschüssen der Betriebe zu 
erwirtschaften. Daher haben wir heute bereits eine 
Verschuldung von 17 Milliarden DM zu verzeichnen, 
die ständig steigt. Was über diese 17 Milliarden DM 
noch an  Schulden vorhanden ist, die nicht notiert 
sind, entzieht sich unserer Kenntnis. Es wird sich 
aber auch um eine erhebliche Summe handeln. 

Ich habe vorhin schon die Veränderungen in der 
Agrarstruktur angeschnitten; sie gehen weiter. Der 
Trend zur Aufgabe zahlreicher Betriebe hält an. 
Manche glauben, aus diesem Grünen Bericht eine 
Verlangsamung entnehmen zu können. Das ist aber 
nicht der Fall. Es muß auch darüber nachgedacht 
werden, was es heißt, einen Betrieb, einen Beruf von 
heute auf morgen völlig aufzugeben. Das ist doch 
eine ganz wichtige Entscheidung, die kann man nicht 
so schnell treffen. 

Ich weiß auch, daß die Landabgabe etwas zögernd 
vor sich geht. Die Bundesregierung hat sich ange-
strengt und glaubte, einen Weg finden zu können; 
über eine langfristige Verpachtung sollte ein Anreiz 
gegeben werden. Offenbar geht das nicht so ein- 
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fach. Man hat hier den guten Willen, aber das 
Ganze ist doch mit einer Hypothek belastet. Das 
Land soll auf 12 oder 18 Jahre verpachtet werden, 
und die Pacht soll vorausgezahlt werden. Wenn sich 
diese Sache realisieren ließe, wäre es gut. Aber die 
neuen Erfahrungen zeigen, daß hier offenbar wenig 
Anreize bestehen. 

Das gilt auch für den Landverkauf. Mein Heimat-
land Baden-Württemberg und auch Nordrhein-
Westfalen halben beispielsweise allen jenen, die 
Land freiwillig abgeben und es solchen zur Verfü-
gung stellen, die aufstocken wollen, ein Kapitaldar-
lehen in der Höhe des Betrages gewährt, der für 
das verkaufte Land erzielt worden ist; dieses Dar-
lehen wurde mit einer Zinzverbilligung von 5 % 
gegeben. Dennoch nehmen relativ wenige diese 
Vergünstigung in Anspruch. Daran erkennen Sie 
die Schwierigkeiten. 

Wir haben neue Formen entwickelt. Ich habe mit 
Befriedigung festgestellt, welche Entwicklung in be-
stimmten Gegenden vorhanden ist.  Derjenige, der 
nicht verkaufen und verpachten will, geht zu seinem 
Nachbarn, der auch einen Betrieb hat, der aber zu 
klein ist, und sagt ihm: Du übernimmst die Bewirt-
schaftung meines Hofes, das heißt, du machst alle 
Arbeiten, die in der Feldwirtschaft — es kann sich 
nur um die Feldwirtschaft handeln — anfallen, im 
Lohn; ich wandere in die Industrie ab, und du hast 
ein zusätzliches Einkommen als Zuerwerbslandwirt 
dadurch, daß du meinen und vielleicht auch den Be-
trieb eines anderen kleinen Bauern bewirtschaftest. 
Diese Erkenntnis setzt sich nun durch. Das wäre 
vielleicht ein Weg, den wir begünstigen sollten. Ich 
habe schon einmal bei einer anderen Gelegenheit in 
diesem Hause über die Zuerwerbslandwirte gespro-
chen; diese Möglichkeit sollte man nicht aus dem 
Auge lassen. Wir wollen den Nebenerwerbsland-
wirt. Er soll auf dem Dorfe wohnen bleiben, er soll 
nicht in die verdichteten Räume abwandern, von 
denen er dann am Freitagabend fluchtartig auf das 
Dorf zurückwandern würde. Diese Form ist durch-
aus sinnvoll; in diesem Zusammenhang begrüßen 
wir auch die Raumordnung. 

Der Zuerwerbslandwirt hat in vielen Gegenden 
noch einen besonderen Wert. Ich meine die Gegen-
den, wo noch Wald vorhanden ist. Allein in meinem 
Lande, in Baden-Württemberg, halben wir 80 000 
Waldarbeiter, die hauptberuflich Landwirte sind 
und als Zuerwerb im Wald arbeiten. Das sind emi-
nent wichtige Dinge, deren Entwicklung wir auch 
begünstigen sollten. 

Ich sage das deswegen, weil man vielfach meint, 
man dürfe gezielte Hilfen des Grünen Planes nur 
denen geben, die hauptberuflich Landwirte sind. Ich 
möchte das ausdrücklich auch auf den Zuerwerbs-
landwirt beziehen, den wir nicht unterschätzen soll-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich habe vorhin auf die Vorfeldbereinigung hin-
gewiesen. Man könnte im Hinblick auf die Anpas-
sung an den Gemeinsamen Markt auch von einem 
Nachholbedarf sprechen. Ich weiß, daß gerade in 
den letzten Wochen heftigste Diskussionen über die 
Verwendung dieser Mittel im Gange waren. Man 

hat es durchaus bejaht, daß ein großer Teil auf das 
soziale Gebiet gegeben wurde. Man hat es auch be-
jaht, daß zurückliegende Altschulden verbilligt wer-
den, man hat es auch bejaht, daß bei den Betriebs-
kosten die Kaufpreise für das Dieselöl mit denen 
in unseren Nachbarstaaten gleichgezogen werden. 
Aber eine heftige Diskussion ist um die übrigen 380 
Millionen DM entstanden. 

Da müssen wir uns zunächst einmal fragen: wo-
her kommen denn gerade diese 380 Millionen DM, 
wie sind sie denn entstanden, warum sind es nicht 
400 oder 350 Millionen DM? Das muß man immer 
wieder berücksichtigen: die Hälfte dieser 380 Mil-
lionen DM ist ungefähr der Betrag für den Lasten-
ausgleich, den die deutsche Landwirtschaft einseitig 
zu zahlen hat und den die anderen EWG-Partner 
nicht zu zahlen haben; die übrigen 190 Millionen 
DM sind dadurch entstanden, daß die anderen weni-
ger Flächensteuer zu zahlen haben als die bundes-
republikanischen Landwirte. Dadurch ergeben sich 
die 380 Millionen DM. Daher auch die Lastensen-
kung, der Erlaß der Hälfte der Grundsteuer und der 
Erlaß des Lastenausgleichs. 

Nun wird wohl ein anderer Weg beschritten, so-
viel man hört. Sie wissen, daß die Berufsorganisa-
tion nach wie vor an dem anderen festhält, weil sie 
sagt: ,das ist eine effektive Sache, die uns in der 
Bundesrepublik Deutschland zusätzlich belastet. Man 
sucht nun einen anderen Weg. Es entsteht ein ge-
waltiger Klamauk gegen das sogenannte Gießkan-
nensystem, also dagegen, daß man jedem einfach 
das Geld an ,die Rippen wirft und jeder damit an-
fangen kann, was er will. Wenn ich von der Sen-
kung der  Lasten 'ausgehe, muß ich auf die Tatsache 
hinweisen, daß die  meisten schon investiert haben. 
Sie brauchen das Geld notwendig, um ihre Schulden 
zu verzinsen und abzubezahlen. Die anderen, die 
Investitionen noch vorhaben, brauchen es, weil sie 
aus dem eigenen Betrieb das nötige Kapital nicht 
erwirtschaften können. 

Die Sache,  die  man hier vorhat, ist also  durchaus 
zu 'bejahen. Sie wissen, daß man einen modifizierten 
Plan hat. Sie wissen, daß man nicht etwa das Geld 
über die  Fläche ausgießt. Diejenigen, die es besser 
wissen mußten und auch gewußt haben, haben trotz-
dem 'solche bösen Schlagworte wie die „Grafen

-

Prämie" in die Welt gesetzt. Man sollte die poli-
tische 'Meinungsbildung draußen nicht so vergiften, 
wenn man weiß, daß die Dinge anders gehandhabt 
werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich halte  das  für falsch. Das entfernt nur Stadt und 
Land wieder voneinander. Ich kann den Steuerzahler 
begreifen, wenn er sagt: Warum soll ich dafür Geld 
zahlen? Nein, .das wird nicht sein. Man macht die 
Dinge so gerecht wie möglich. Ich will auf die Einzel-
heiten jetzt nicht eingehen. 

Meine Fraktion hat allergrößten Wert darauf ge-
legt, daß nicht etwa nur die Bauern, die hauptberuf-
lich Landwirte sind, einen Nutzen ziehen können, 
sondern auch die  Nebenerwerbslandwirte, nicht nur 
diejenigen, die in der Alterkasse sind, sondern auch 
solche, die der Alterskasse nicht angehören. Es  gibt 
zahlreiche Fälle, in denen Bauern, die im wesent- 
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lichen von ihrem landwirtschaftlichen Einkommen 
leben müssen und deren Besitz einen niedrigen 
Einheitswert hat, nicht Mitglied (der Alterskasse 
sind, weil ihr geringer Hektarwert für die Aufnahme 
nicht ausreicht. Gerade diese Bauern wollen wir 
auch berücksichtigen, um ihnen den Übergang zu 
erleichtern. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Wir haben allerdings eine Kautele angefügt, die 
ich durchaus für richtig halte: Wer genügend nicht-
landwirtschaftliches Einkommen bezieht — wir 
haben hier als Vergleich die Zahlen für das Zweit-
kindergeld genommen —, der soll hier ausgeschlos-
sen werden. Wir gehen auch so weit, daß wir sagen: 
Der Nachweis für die Verwendung muß erbracht 
werden. 

Lassen Sie mich noch ein paar kurze Blicke auf 
die einzelnen Maßnahmen des bisherigen Grünen 
Plans werfen. 

Wir begrüßen, daß auf ,dem Gebiet der Agrar-
strukturverbesserung die für die Flurbereinigung 
vorgesehenen Mittel erhöht worden sind. Ich möchte 
hier aber eines feststellen: Wir bedauern, daß die 
Flurbereinigung nicht so rasch vorwärtsgeht. Das 

 liegt jedoch nicht an der finanziellen Dotierung. Tat-
sache ist vielmehr, daß der Staat nicht über das 
nötige technische Hilfspersonal verfügt, das die Maß-
nahmen bei den Vermessungsämtern zügiger durch-
führen können. 

Ich war gerade dieser Tage bei der Einweihung 
eines neuen Flurbereinigungsamtes in meinem 
Wahlkreis. Dort hat der Vorsitzende gesagt: „Ich 
muß feststellen: Lehrlinge haben wir genug. Aber 
80 % der ausgebildeten Lehrlinge wandern sofort 
ab in die freie Wirtschaft, und wir haben keine Hel-
fer." Das ist etwas, was man noch näher unter-
suchen muß. 

Dann zur Aussiedlung und zur Althofsanierung! 
Meine Herren, ich möchte hier feststellen, daß meine 
Fraktionskollegen schon zweimal — bei dem vor-
letzten und dem letzten Grünen Plan — hier den 
Antrag gestellt haben, den Kapitaldienst für die 
Abtragung der Schulden zu verbessern, weil wir 
glauben, daß er heute einfach zu hoch ist. Leider ist 
nichts geschehen. Ich möchte hier wiederum die Bitte 
an die durchführenden Stellen richten — das ist 
eben die Bundesregierung und in erster Linie der 
Bundesfinanzminister —, daß man diesem Anliegen 
ein größeres Augenmerk schenkt. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Es geht einfach nicht an, hier nichts zu tun. Was 
soll man denn machen, wenn man unter der Last 
zusammenbricht? Ich muß auch sagen: Man müßte 
den Betrag gerade für die Verwertung der Althof

-

stellen um etwa 10 000 DM heraufsetzen. 

In dieser Position finden wir einen neuen Titel: 
Hilfen bei freiwilligen Landabgaben. Ich habe die-
ses Thema vorhin schon angesprochen. Ich bedaure 
nur, daß damals aus Restmitteln des Jahres 1963 
an die Landwirtschaftliche Rentenbank 30 Millionen 
DM überwiesen worden sind, um die freiwillige 
Landabgabe zu forcieren. Diese 30 Millionen DM 

liegen ganz ruhig und tragen seit 15 Monaten bei 
der Rentenbank Zinsen. Ich sage das besonders 
jenen, die glauben, man hätte auch die 380 Millio-
nen DM in einen Investitionsfonds geben sollen. 
Nun, dann wären es in Gottes Namen 410 Millionen 
DM gewesen. Aber, so wahr ich hier bin, meine 
Damen und Herren, — kein einziger Bauer in der 
Bundesrepublik hätte davon bis zum 1. Januar 1966 
auch nur einen Pfennig bekommen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Die Unbeweglichkeit müßte nun eben einer etwas 
lebendigeren Haltung Platz machen. 

Ich darf noch einen Blick auf den Wirtschafts-
wegebau werfen. Es ist eine großartige Maßnahme, 
die wir sehr begrüßen. Aber immer hängt die Sache 
noch an den total finanzschwachen Gemeinden, die 
nicht einmal den kleinen Rest aufbringen können, 
weil der Wegebau aus dem Haushalt praktisch mehr 
verlangt, als die ganze Grundsteuer einbringt. Auch 
hier müßte man noch mehr tun. 

Bei der Frage der Förderung der ländlichen Haus-
wirtschaft wäre zu sagen, daß man diese Hilfen 
auch auf Neubauten ausdehnen sollte. Heute be-
kommt nur jemand diese Hilfe, wenn er umbaut. Ob 
das richtig ist, lasse ich dahingestellt. Ich glaube, 
man sollte die Neubauten nicht ausnehmen. 

Meine Herren vom Haushaltsausschuß, Sie wis-
sen, daß der Ernährungsausschuß beschlossen hat, 
den Haushaltsausschuß zu bitten, die 20%ige Sperre 
für landwirtschaftliche Baumaßnahmen aufzuheben. 
Ich weiß, das hat man sicher aus fiskalischen Grün-
den getan, nicht etwa um die Landwirtschaft zu 
ärgern. Aber ich möchte doch der Öffentlichkeit 
sagen: Es wird immer wieder behauptet, daß gerade 
die Verbesserung der Agrarstruktur die Basis für 
eine bessere Entwicklung der Landwirtschaft abgibt, 
z. B. bei der Flurbereinigung, bei der Althofsanie-
rung, bei der Aussiedlung, beim Wegebau; ich 
.möchte auch den Küstenschutz nicht ausschließen. 
Wenn nun gerade hier gespart werden soll, so ist 
das bitter. Ich verlasse mich darauf, Herr Bundes-
ernährungsminister, daß Sie in Ihrem Schlußwort 
dazu noch einiges sagen und uns die Erklärung ab-
geben können, daß durch diese Sperre die zügige 
Weiterführung dieser Baumaßnahmen nicht gehin-
dert wird. Dann können wir das hinnehmen, und 
wir verzichten dann darauf, unseren Antrag auf-
rechtzuerhalten. 

In diesem Zusammenhang auch die Frage: Wo ist 
überhaupt das Ende der Entwicklung? Man begrüßt 
jedes Jahr, daß soundso viele Betriebe wieder ver-
schwunden sind — im vergangenen Jahr waren es 
37 000 Betriebe —, und der Zug zum größeren Be-
trieb ist sicherlich zu begrüßen. Aber irgendwo hat 
er aus soziologischen Gründen und aus Gründen der 
Gesellschaftsstruktur bestimmt seine Grenze. Wir 
tun doch heute sehr viel für die Bildung von neuem 
Eigentum in breiter Streuung. Dabei sollten wir 
nicht den Fehler begehen, dieses bereits breitge-
streute Eigentum in der Landwirtschaft nun zusam-
menzustreichen. 

All denen, die hier in kühnen Zahlen machen und 
sagen, man solle die Agrarstruktur in Ordnung 
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bringen, dann könnten sich die Landwirte selber 
helfen, möchte ich die Frage stellen: Wie sind denn 
die Dinge? Ich darf einen Vergleich zu den Vereinig-
ten Staaten von Amerika ziehen. Dort haben die 
Betriebe eine Durchschnittsgröße von 135 ha. Wir 
haben in der Bundesrepublik eine landwirtschaft-
liche Nutzfläche von insgesamt 13 Millionen ha. 
Wenn man hier also den gleichen Weg wie in den 
USA gehen wollte, würden nicht einmal 100 000 Be-
triebe benötigt, um die gesamte Nutzfläche der 
Bundesrepublik zu bewirtschaften. Ist das unser 
Ziel? Wollen wir diesen Weg gehen? Wissen wir 
auch, daß die Vereinigten Staaten von Amerika 
noch dauernd 5 bis 7 Millionen Arbeitslose haben? 
Wissen wir auch, daß die Vereinigten Staaten von 
Amerika nicht einmal bei dieser Betriebsgröße im-
stande sind, ihrer Landwirtschaft ein ausreichendes 
Einkommen aus eigener Kraft zuzugestehen, son-
dern daß die USA im letzten Jahr 7 Milliarden Dol-
lar an Stützungsmaßnahmen für diese Großbetriebe 
ausgeben mußten? Das sind 28 Milliarden DM! Man 
muß das den Leuten sagen, die glauben, daß da aus 
eigener Kraft mehr geleistet werden könnte. 

Meine Damen und Herren, nur noch einige Worte! 
Die direkten Maßnahmen sind gut angekommen. 
Dabei ist jedoch die Frage, ob man die Gasölbei-
hilfe als direkte Hilfe bezeichnen kann. Sie ist nur 
der Verzicht des Staates auf Steuer und Zoll. Man 
redet in dieser Beziehung noch immer nur von der 
Landwirtschaft, obwohl man weiß, daß die Schiff-
fahrt die gleichen Begünstigungen hat; aber davon 
liest man nie. Wir begrüßen, daß wir nun noch 
40 Millionen DM mehr bekommen, um auf den glei-
chen Preis zu kommen, den das Dieselöl in Holland, 
Frankreich und Belgien kostet. 

Noch ein kurzes Wort zur Förderprämie für Milch! 
Meine Damen und Herren, wenn eine Hilfe günstig 
angekommen ist, dann ist es die Förderprämie für 
Milch. Sie hilft nämlich gerade den Betrieben, die 
wir in der EWG fördern wollen: den bäuerlichen 
Familienbetrieben. Der Nebenerwerbsbetrieb gibt 
seine Kühe auf; es lohnt sich nicht, zwei, drei oder 
vier Kühen nachzulaufen und sie besonders zu be-
treuen. Die obere Spitze wird auch abgebaut. Der 
Großbetrieb, der auf fremde Arbeitskräfte angewie-
sen ist, ist vor die Frage gestellt: Lohnt sich eine 
Milchviehhaltung noch? Wir sehen erfreulicherweise, 
daß dieser Zweig der Landwirtschaft den bäuerlichen 
Familienbetrieben zuwächst. Und nun will man in 
der EWG einen Richtpreis für Milch aufstellen, der 
wahrscheinlich irgendwo in der Mitte liegt. Man 
sieht aber, daß Bund und Länder 6 Pf je Kilogramm 
Milch geben. Und nun erhebt sich die Frage: Kann 
man dem Verbraucher zumuten, daß durch Abbau 
der Subventionen die Preise für Trinkmilch, Butter 
und Käse erhöht werden? Offenbar ist das augen-
blicklich nicht drin. Also, meine Damen und Herren, 
muß die Bundesregierung, Herr Minister Schwarz, 
unter allen Umständen darauf bedacht sein, daß 
diese Hilfen in der EWG nicht abgebaut werden. 
Übrigens betragen sie in Frankreich genauso viel; 
dort betragen sie 1 1/4 Milliarde, bei uns annähernd 
eine Milliarde. Aber niemand wagt, diesen Weg zu 
gehen. 

Im übrigen müssen wir hier noch folgendes in Be-
tracht ziehen. Momentan sind die Rinderpreise sehr 
hoch. Warum denn? Weil eine Verknappung an 
Kälbern eingetreten ist. Wenn es keine Kühe gibt, 
dann gibt es auch keine Kälber, und wenn es keine 
Kälber gibt, dann gibt es keine Rinder. Wir haben 
bedauerlicherweise eine Verknappung an Rind-
fleisch, in der Bundesrepublik, in den EWG-Staaten, 
in Europa und in Übersee. Woher kommt das? Ich 
habe es Ihnen vorhin angedeutet. Es kommt daher, 
daß man am Wochenende nicht in den Viehstall will. 
Deshalb ist praktisch die Förderhilfe für Milch die 
Voraussetzung dafür, daß der Verbraucher Rind-
fleisch bekommt und es auch zu anständigen Prei-
sen bekommt. Auch in dieser Hinsicht ist sie als 
Verbraucherprämie zu bezeichnen. 

Lassen Sie mich noch einen kurzen Blick auf eine 
Reihe anderer Hilfen tun. Hier kommt ein neues 
Moment, und ich stelle mit Befriedigung fest, daß 
meine Fraktion diesen neuen Aufgaben gegenüber 
rechtzeitig aufgeschlossen ist. Sie wissen, daß durch 
den Abbau der Getreidepreise ab 1. Juli 1967 vor-
aussichtlich auch die Futterkartoffel einen schweren 
Schlag bekommen wird. Da der Kartoffelbau für zahl-
reiche Betriebe überhaupt die Voraussetzung eines 
Fruchtfolgesystems ist, müssen wir auf diesem Ge-
biete etwas tun. Die Frage der Trocknung der Kar-
toffeln spielt hier eine ganz große Rolle, weil ohne 
sie die Kartoffelverfütterung nicht automatisiert 
werden kann. 

Ich darf noch kurz auf die Zinsverbilligung beim 
Hofkredit zu sprechen kommen. Herr Minister 
Schwarz, eine bedauerliche Tatsache ist natürlich 
die Lage am Kapitalmarkt. Das Disagio bei der Auf-
nahme von Kapitalmarktmitteln ist heute so riesen-
groß, daß wir praktisch am Ende eben nicht 3 % 
Zinsen bezahlen, sondern 4 und 4 1/2 und noch mehr 
Prozent. Wenn man statt 100 % nur 97, 96, ja gar 
94 % ausgezahlt bekommt, wie ich mir dieser Tage 
habe berichten lassen, stellt sich die Frage, ob man 
nicht auch die Hilfe in dieser Richtung intensivieren 
sollte. 

Noch eine weitere Bitte in dieser Hinsicht. Wer für 
Maschinen weniger als 7000 DM und beim Hofkredit 
weniger als 5700 DM in Anspruch nimmt, bekommt 
begreiflicherweise keine Zinsverbilligung, weil die 
Verwaltungskosten zu hoch sind. Man müßte sich 
wegen der Härten, die hier für kleinere Betriebe 
entstehen, die Frage vorlegen, ob man das nicht 
durch einen Zuschuß ablösen könnte. 

Nach mir spricht noch Herr Ehnes. Er wird auch 
auf die Frage der sozialen Hilfen eingehen. Ich 
möchte aber schon jetzt sagen: wir begrüßen diese 
sozialen Hilfen, die bei der Altershilfe und bei der 
Unfallversicherung gestartet worden sind. 

Die nächste Frage wäre, ob man nicht bei der 
 schweren Last, die der Landwirt für die Kranken-

versicherung zu tragen hat, besonders heute, wo 
diese Dinge beim Einmannbetrieb so gefährlich ge-
worden sind, in dieser Hinsicht auf idem sozialen 
Sektor noch mehr tun könnte. Das würde auch prak-
tisch dem Verhalten unserer Partner in Holland und 
in Frankreich entgegenkommen. 
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Zum Schluß eine nicht unwichtige Sache: die Ge-

staltung der Marktstruktur. Dieses Thema nimmt 
mit vollem Recht  in  der öffentlichen Diskussion 
einen sehr breiten Raum ein. Es 'ist klar, daß wir 
mit unseren EWG-Partnern nur dann konkurrieren 
können, wenn wir zusammengefaßte Angebote kon-
tinuierlich, in 'gleichbleibender Qualität und stan-
dardisiert an die Einkäufer heranbringen können. 
Über 92 % des gesamten Nahrungsmittelumschlags 
in  'der  Bundesrepublik gehen über diese sogenannten 
Einkaufsketten. Wir haben bereits von einer Frak-
tion den Entwurf eines solchen Marktstrukturgeset-
zes vorliegen; aber, meine Damen und Herren, sein 
Inhalt befriedigt uns nicht, und zwar deswegen nicht, 
weil  das,  was dort verlangt wird, praktisch auch 
schon über die Richtlinien zum Grünen Plan durch-
geführt werden kann. Dort haben wir bereits die 
horizontale und die vertikale Marktintegration ver-
ankert. Meine Fraktion wird daher im Hinblick dar-
auf, daß auch unsere EWG-Partner, vor allen Din-
gen in Holland und in Frankreich, in der Frage der 
direkten Intervention am Markte, der Stabilisierung 
der Märkte Großes tun  und  auch weiter tun wer-
den, einen Gesetzentwurf einbringen, der auch die 
Frage des Marktfonds mit umfaßt. Wenn man sagt, 
das sei EWG-widrig — ja, dann wollen wir doch 
einmal sehen, ob die Franzosen bereit sind, ihre 
Ferma  abzubauen, und die Holländer ihre Produkt-
schapten. Wenn wir hier nackt dastehen und über-
haupt nichts als Verhandlungsbasis haben, dann 
werden wir weiterhin die Unterlegenen sein. 

Zum Schluß haben wir noch eine Bitte an Sie, Herr 
Minister Schwarz. Wichtige Dinge stehen ja noch 
aus. Wohl ist nun eine Vereinbarung über die Ver-
einheitlichung der Getreidepreise getroffen; aber 
wir haben noch keine Zuckermarktordnung, wir 
haben noch keine Marktordnung für Öle und Fette, 
und es steht noch die Festsetzung der  Richtpreise 
bei Rindfleisch und bei Milch aus. Ich habe hier 
im Namen meiner Fraktion die Bitte: Lassen wir 
uns nicht überfahren und sagen wir unseren Part-
nern, diese Dinge müssen 'so ausgehandelt werden, 
daß die Landwirtschaft der Bundesrepublik dadurch 
nicht einen neuen Schaden erleidet. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dieser neue Schaden müßte wieder durch Subven-
tionen ausgeglichen werden. Meine Damen und 
Herren, es wird uns noch grün und blau vor den Au-
gen werden, wenn wir allein die Entschädigung bei 
Getreide zahlen müssen. Neue Lasten zu verhin-
dern ist auch im Interesse der gesamten Steuer-
zahler. 

Meine Damen und Herren, ich habe hier schwere 
Befürchtungen. Man will jetzt auf dem Zuckermarkt 
den Zuckerpreis als Orientierung haben und nicht 
mehr den bei uns bewährten Rübenfestpreis. Man 
sollte daran festhalten. Bei Raps ist es genau das-
selbe. Sehr viele Landwirte müssen wegen ihrer 
Fruchtfolge und wegen des Mangels  an  Arbeits-
kräften vom Hackfruchtbau zum Rapsbau über-
gehen. Daher ist auch diese Frage sehr wichtig. Die 
Italiener haben bereits ihren Olivenpreis mit 10 % 
Aufschlag im Vergleich zum Durchschnittspreis der 
letzten drei Jahre unter Dach, und bei Raps plant 

man nur einen Warengroßhandelspreis, der von 
Kautelen abhängt, die wir noch nicht übersehen kön-
nen. Und der Richtpreis für Milch ist genauso ent-
scheidend und nicht weniger wichtig 'als etwa der 
Getreidepreis. — Ich 'bitte also, in dieser Hinsicht 
die Verhandlungen in 'Brüssel entsprechend zu füh-
ren. 

Damit, meine Damen und Herren, wäre ich am 
Ende. Der Grüne Bericht des abgelaufenen Jahres 
läßt uns einige Hoffnungen schöpfen, sofern in 
Brüssel dafür gesorgt wird, daß wir dort nicht neue 
Rückschläge bekommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat der 
Abgeordnete 'Dr.  'Schmidt  (Gellersen). 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Der Grüne Bericht 1965, 
dessen Ergebnisse die Bundesregierung schon 
Wochen vorher der Öffentlichkeit zugänglich ge-
macht hat, ist zweifellos eine fleißige Arbeit, die 
höchste Anerkennung 'verdient. Von den Testbetrie-
ben über die Buchstellen und Sammelstellen in den 
Ländern bis zur Drucklegung: alle Beteiligten haben 
Enormes geleistet. Die  Form und die Aussagen des 
Berichts sind besser und treffender geworden. Ich 
betone das deshalb, weil die ab und zu laut ge-
wordene Kritik an der Auswertung einiger Daten 
— so z. B.  der Mietwerte, der Wertansätze des 
Eigenverbrauchs, der Bewertung der betriebsnot-
wendigen Arbeitskräfte, der Nebenverdienste und 
bezüglich der Problematik des Vergleichslohns bzw. 
des Einkommensvergleichs — einfach über das Ziel 
hinausschießt und bei exakter Prüfung nichts oder 
nur wenig davon übrigbleibt. Das besagt nicht, daß 
man nicht Verbesserungsvorschlägen folgen sollte; 
sie müssen aber begründet sein. 

Bemerkenswert ist der weitere Ausbau des Kapi-
tels „Die Landwirtschaft in der Volkswirtschaft". 
Dabei bin ich 'mir nicht sicher, ob alle Kollegen der 
Koalition die von ihrer Regierung gezogenen 
Schlußfolgerungen dieses Kapitels auch draußen im 
Lande zu vertreten bereit sind. 

Die Bilanz des Wirtschaftsjahres 1963/64 ist sicher 
die Bilanz eines Ausnahmejahres. Durchschnittlich 
gute Ernteergebnisse mit guten Preisen — insbeson-
dere in der Veredelungswirtschaft — bei steigender 
Produktivität 'haben die Ertragslage entscheidend 
gebessert. Dennoch wird dieses globale Urteil der 
Lage nicht gerecht, wie man erkennt, wenn  'man  sich 
vor allem die immer größer werdenden Differenzie-
rungen in der Situation in Norddeutschland einer-
seits und in Süddeutschland andererseits und die 
Differenzierungen nach den Betriebsgrößen vor 
Augen hält. An dieser Problematik wird man in 
Zukunft nicht vorbeikommen. Man muß sie mehr als 
früher im Auge 'behalten. Hier bedarf es zusätzlicher 
Überlegungen, die bei den Beratungen über 'künf-
tige produktneutrale Einkommensübertragungen 
Platz greifen müssen. 

Wenn ich im Rahmen meiner Ausführungen auf 
sehr interessante Einzelheiten der Entwicklung 
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und der Maßnahmen verzichte, dann nicht etwa, weil 
ich die Fülle des Materials keiner Würdigung für 
wert befinde, sondern weil in dieser letzten Debatte 
dieser Legislaturperiode über den Grünen Plan, die 
zugleich am Anfang einer neuen Epoche agrarwirt-
schaftlicher und agrarpolitischer Entwicklungen 
steht, nicht auf die Erörterung der politischen Zu-
sammenhänge und Entscheidungen verzichtet wer-
den kann. 

(Beifall bei der SPD.) 

Im übrigen haben die Tages- und Fachzeitungen wie 
auch der Minister in seiner Einführungsrede über 
den Inhalt des Berichts das Notwendige gesagt. 

323 Seiten Material des Berichts 1965 können nicht 
verleugnen, daß darin ein entscheidender Mangel 
enthalten ist:  an keiner Stelle wird davon gespro-
chen, welch eine Zäsur die Beschlüsse von Mitte 
März dies vergangenen Jahres und das Datum des 
1. Juli 1967 für die deutsche Landwirtschaft und 
damit für die Agrarpolitik darstellen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

In fettgedruckten Lettern hätten die genannten 
Daten vermerkt und ihre Bedeutung herausgehoben 
werden müssen. Auch der Ernährungsminister hat 

seiner Rede (in der vergangenen Woche darauf 
nur einen Satz verwendet, wie überhaupt im Re-
gierungs- und Koalitionslager fleißig nach der 
Devise verfahren wird, die Entscheidung des 15. De-
zember 1964 mit dem Mantel der christlichen Näch-
stenliebe zuzudecken. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Man meint, wenn man nicht darüber spreche, werde 
über das Fiasko der bisherigen Agrarpolitik schon 
wieder Gras wachsen und die Unruhe in der Land-
wirtschaft sich schon wieder legen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das dürfte sich, meine Damen und Herren von der 
Koalition, allerdings als eine sehr gefährliche Fehl-
spekulation erweisen. 

Bei der Vorbereitung dieser Rede habe 'ich noch 
einmal nachgelesen, was von dieser Stelle aus im 
Laufe des vergangenen Jahres zum Thema Getreide-
preis gesagt worden ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Auch das, was 
Ihre Leute gesagt haben?) 

Ich darf Ihnen versichern, es bereitet mir nicht die 
mindeste Spur von Genugtuung, daß alle meine 
Warnungen und Befürchtungen eingetroffen und 
zum Teil sogar noch übertroffen worden sind. 

(V o r sitz: Vizepräsident Dr. Jaeger.) 

Es dürfte keinen Agrarpolitiker in diesem Hause 
geben, der die Beschlüsse des Ministerrats kritiklos 
hinnimmt und der nicht mit  mir heute der Meinung 
ist, daß eine von Anfang an andere Verhandlungs-
taktik ein für die deutsche Landwirtschaft und die 
Bundesrepublik besseres Ergebnis gebracht hätte. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Ertl? 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Bitte sehr! 

Ertl  (FDP) : Herr Kollege Schmidt, haben diese 
Ihre Warnungen nur den Kollegen der Koalitions-
fraktionen oder auch Ihren Kollegen, die in Straß-
burg und Brüssel so wacker mitgemischt haben, ge-
golten? 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Meine Kollegen 
waren in Straßburg nicht allein. Es waren auch Ihre 
Kollegen und einige von der CDU dabei. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Im übrigen richtete sich meine Mahnung insbeson-
dere an die Regierung. 

(Lachen und Zurufe von der Mitte.) 

Als ich das am 10. Dezember dies letzten Jahres 
offen erklärte, hielt es Herr Minister Schmücker für 
angebracht, von „unverschämten Beleidigungen" 
und ähnlichem zu sprechen. Was sagt er aber seinem 
Parteifreund Baron von Feury in München, der 
meinte, 'daß es jeder Viehhändler in Brüssel besser 
gemacht hätte als der Wirtschaftsminister? 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

40 Stunden später brachte es Minister Schmücker 
fertig, den Mansholt-Plan zu unterbieten und sich 
dabei auch noch überglücklich zu fühlen. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Ich will dieses Thema hier nicht weiter vertiefen, 
denn die Würfel sind nun einmal gefallen. Jetzt 
kommt es darauf an,  das  Beste aus der Sache zu 
machen. Um dafür die notwendigen Anhaltspunkte 
zu erhalten, muß man sich allerdings darüber im 
klaren sein,  was diese Brüsseler Beschlüsse, für die 
Sie, meine Damen und Herren von dier Koalition, 
allein .die politische Verantwortung tragen, nun 
eigentlich bedeuten. Wenn man  aber draußen im 
Lande den Berufsstand vor den Karren zu spannen 
versucht, dann mag das Ihre Sache sein.  Es ändert 
nichts an der Tatsache, daß Ihre Regierung diese 
Entscheidung getroffen hat. 

Man muß sich darüber im klaren sein, daß mit der 
Entscheidung über den Getreidepreis nicht nur die 
Höhe der Preise für Veredelungsprodukte bestimmt 
worden  ist,  sondern auch die Preise für Hackfrüchte, 
also die  Preise für Kartoffeln, Zuckerrüben, Raps, 
und wahrscheinlich auch die Preise für Milch und 
Rindfleisch festgelegt worden sind. An dieser Inter-
dependenz aller Agrarpreise, die wissenschaftlich 
belegt und durch das Beispiel der  'USA  bewiesen ist, 
ist in einer liberalen Agrarkonzeption nicht zu rüt-
teln und zu deuteln, und ich möchte deshalb nicht 
versäumen, die beiden Koalitionsparteien eindring-
lich davor zu warnen, neue Kartenhäuser aufzu-
bauen, die in Kürze ebenso zusammenfallen wie die 
schönen Entschließungen zum Getreidepreis. 

(Beifall bei der SPD.) 

Man muß sich darüber im klaren sein, daß das 
Datum des 1. Juli 1967 auch nach dem erklärten 
Willen der Bundesregierung für ,die Landwirtschaft 
eine Verkürzung der Übergangszeit um zweieinhalb 
Jahre bedeutet, und zwar nicht nur auf dem Gebiete 
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des Warenverkehrs. Auch wir in diesem Hause 
werden die Verlagerung der Kompetenzen, die nun 
einmal in der Logik ,der Entwicklung liegt, sehr 
gründlich zu spüren bekommen, und es dürfte schon 
jetzt feststehen, daß von der heute bereits mehr als 
beschränkten Entscheidungsfreiheit des Deutschen 
Bundestages auf agrarpolitischem Gebiet bei der 
Debatte des Jahres 1968 über den Grünen Bericht 
nur noch Spuren und Reminiszenzen übrigbleiben 
werden. 

Nach dem Kalender sind es bis zum 1. Juli 1967 
noch 865 Tage; es sind nicht einmal 1000, wie neu-
lich in einem Leitartikel einer bedeutenden Tages-
zeitung zu lesen war. Aber jedermann in diesem 
Hause sollte sich darüber im klaren sein, daß nur 
ein Bruchteil dieser Zeit zur Verfügung stehen wird, 
um den nun schon seit drei Jahren von meinen 
Freunden geforderten Kurswechsel vorzunehmen. 
Ehe wir in Schwung sind, wird der Tag X da  sein. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Ein solcher Kurswechsel müßte vor allem in einer 
anderen Taktik in Brüssel zum Ausdruck kommen. 
Unsere Delegation im Ministerrat sollte es nun end-
lich aufgeben, immer nur die Rolle des erschreckten 
Kaninchens zu spielen, das in seiner Angst glaubt, 
mit einem Zeitgewinn sei schon die Hälfte gewon-
nen. Eben das war doch die Taktik des Herrn Mini-
sters Schwarz und seiner Kollegen, die am 15. De-
zember mit Glanz und Gloria zu einer totalen Nie-
derlage geführt hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Was jetzt not tut, ist der offensive Kurs auf den 
gemeinsamen Agrarmarkt. Seien Sie überzeugt da-
von, daß Brüssel mit Elan und mit Geschick die 
letzten Entscheidungen auch über die anderen Preise 
unter neuen Aspekten erzwingen wird. Verfolgen 
Sie bitte die GATT-Gespräche sehr genau, und Sie 
werden dann nicht überrascht sein. Und wenn Sie, 
meine Damen und Herren von der Koalition, jetzt 
endlich die gesetzten Daten ein wenig ernster näh-
men als früher, dann wäre schon etwas gewonnen. 
Die Vergangenheit sollte Ihnen doch eine Lehre 
sein. 

Die Zollunion wird bis zum 1. Juli 1967 verwirk-
licht, und die gemeinsame Agrarpolitik wird bis zu 
diesem Termin im wesentlichen abgeschlossen sein. 
Mit diesem Datum geht jeder Schutz im Innern der 
EWG zu Ende, wie ich Ihnen schon im Dezember 
vergangenen Jahres darlegen konnte. In 865 Tagen 
wird der freie Wettbewerb innerhalb der Sechs mit 
voller Kraft hereinbrechen. In 865 Tagen ist der 
Binnenmarkt perfekt, ja, Sie müssen sich darüber 
im klaren sein, daß schon Monate vorher die Aus-
wirkungen dieses Termins zu spüren sein werden. 
Alle Überlegungen sollten daher jetzt darauf abge-
stellt werden: nur noch 865 Tage Zeit! 

Zweifellos sind die Probleme nicht einfach, die bis 
dahin gelöst sein müssen. Ich erinnere nur an den 
EWG-Fonds und an die sehr komplizierte Frage der 
Milchmarktordnung und der Milchbeihilfen. Wann 
wird sich die Bundesregierung auch endlich einmal 
ernsthaft der Weinfragen, der Sonderkulturen wie 
Tabak und anderen mehr annehmen? Oder hat sie 
diese schon völlig abgeschrieben? 

Die Erfahrung mit dem Getreidepreis zeigt, daß 
das Ergebnis um so ungünstiger ist, je länger wir 
warten. Die Erklärung dafür liegt ganz einfach darin, 
daß unsere Nachbarländer bestrebt sind, die Über-
gangszeit so gut wie möglich zu nutzen. Ihre An-
strengungen sind größer als die unsrigen, und es 
ist durchaus denkbar, daß wir manchen Vorsprung, 
den wir heute noch haben, verlieren werden, wenn 
wir auf Zeitgewinn spekulieren. 

Herr Minister Schwarz ist stolz darauf, daß er in 
Brüssel vorerst keine neuen Daten für neue Be-
schlüsse akzeptiert hat. Man ist beglückt darüber, 
daß die EWG-Kommission auf die Festsetzung des 
gemeinsamen Erzeugerrichtpreises für Milch ent-
gegen den ursprünglichen Beschlüssen für 1965 ver-
zichtet hat. Eingeweihte wollen wissen, daß hinter 
diesem Vorschlag der Kommission auch politische 
Motive im Hinblick auf die Bundestagswahl eine 
Rolle spielen. Aber das alles kann morgen bereits 
anders sein. 

Nachdem sich unsere Vorleistungen nicht ausge-
zahlt haben, wäre es allmählich angebracht, mit 
unserem Pfund etwas mehr zu wuchern. Das ist 
durchaus nicht symbolisch gemeint; denn unsere 
stärkste Trumpfkarte ist zur Zeit die Agrarmarkt-
finanzierung. Es erscheint mir unverständlich, warum 
man bisher damit auf Kosten der Steuerzahler so 
großzügig umgegangen ist, anstatt für die sehr 
beachtlichen Leistungen der Bundesrepublik auch 
entsprechende Gegenleistungen zu fordern, bei-
spielsweise einen Abbau der direkten Wettbewerbs-
verzerrungen. 

Lassen Sie mich dazu noch einen Satz hinzufügen. 
Die EWG-Kommission ist dabei, einen Katalog aller 
Subventionen aufzustellen, was sie eigentlich schon 
längst hätte tun sollen. Sie bedient sich dabei der 
in den Haushalten der Länder ausgewiesenen Posi-
tionen. Bei uns ist das besonders einfach. Wenn 
man die Drucksache zu IV/2990, S. 24 bis 33, auf-
schlägt, findet man das alles bestens geordnet. Da 
werden u. a. Beseitigung von Hochwässerschäden, 
Förderung der Bienenzucht, Verbesserung der 
Stromversorgung, die ländliche Wasserversorgung, 
der Deichbau, die Seuchenbekämpfung, die Steuer-
vergünstigungen im Landarbeiterwohnungsbau usw. 
usf. der Landwirtschaft unmittelbar als Hilfen ange-
lastet. Das muß ja bei den anderen Partnern ein 
schiefes Bild geben. Es ist durchaus verständlich, 
daß die Bundesregierung wieder einmal in arge 
Bedrängnis geraten ist und aus der Verteidigungs-
position nicht herauskommt. Im übrigen kann man 
nur hoffen, daß die Bundesregierung genügend 
Material in der Hand hat, damit überall alles ans 
Tageslicht kommt. Mit dieser Aufstellung kann es 
aber nicht genug sein. Der ganze Katalog wird der 
EWG-Kommission für politische Entscheidungen 
wenig nützlich sein, wenn man nicht einen Kosten- 
und Lastenvergleich der Mitgliedstaaten vornimmt. 

Die Bundesregierung täte gut daran, endlich ein-
mal Fortschritte auf dem Gebiet der  Verkehrspoli-
tik  zu fordern, die schließlich für die Landwirtschaft 
von nicht untergeordneter Bedeutung ist. Der lei-
der nur von Minister Schwarz in sehr bescheidener 
Weise unternommene Vorstoß auf dem Gebiet der 
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Agrarfrachten hat bisher nur zu einer vagen Reso-
lution geführt, was von Kennern der Verhältnisse 
darauf zurückgeführt wird, daß man auch auf deut-
scher Seite kein ganz reines Gewissen hat, hier 
allerdings nicht bei den Agrarfrachten, sondern bei 
den Tarifen für gewerbliche Güter. In der gemein-
samen Verkehrspolitik haben sich die sechs Partner-
länder offenbar zu einem Kartell der Sünder zusam-
mengefunden, das nach dem Motto handelt: Eine 
Krähe hackt der anderen kein Auge aus. 

Zu einem offensiven Kurs gehört es auch, daß 
man sich gelegentlich selbst etwas einfallen läßt, 
anstatt darauf zu warten, was andere tun. Ich 
möchte nicht so weit gehen, der Bundesregierung 
zu empfehlen, das französische Beispiel zu kopie-
ren, obwohl man nicht umhinkann, zuzugeben, daß 
von diesem Land einiges zu lernen ist. Die Metho-
den, mit denen die französische Regierung beispiels-
weise bei Schlachtgeflügel eine Änderung der 
Marktordnung und der Exportfinanzierung aus dem 
EWG-Agrarfonds durchzusetzen versuchte, sind 
zwar wenig fair noch vornehm. Aber es nötigt einen 
gewissen Respekt ab, mit welchem Geschick und mit 
welcher Energie sich hier eine Regierung für die 
Interessen ihrer Landwirtschaft einsetzt. Wenn die 
Bundesregierung auch nur einen Bruchteil dieses 
Elans in Brüssel an den Tag legte, brauchte uns um 
die Zukunft unserer Landwirtschaft nicht bange zu 
sein. Unsere Betriebe sind heute schon einer fairen 
Konkurrenz gewachsen. Sie sind in ihren fachlichen 
Leistungen jedem Partner ebenbürtig. Wir können 
und sollten ihnen Gelegenheit geben, das so rasch 
wie möglich zu beweisen. Sie besitzen Mut zur Ini-
tiative. Sie warten nur auf den Fingerzeig der Ver-
antwortlichen im Lande, um nicht umsonst gearbei-
tet und Opfer gebracht zu haben. 

Wenn man sich freilich ansieht, daß die Bundes-
regierung beispielsweise den Agrarexport eher 
drosselt als fördert, kann man fast den Mut verlie-
ren. Ich meine damit nicht nur den Export von Gü-
tern der Ernährungsindustrie, sondern vor allem 
die deutsche Ausfuhr von hochwertigen Verede-
lungsprodukten. Obwohl die EWG-Marktordnungen 
auch für uns einen breiten Kanal geschaffen haben, 
ist es in der Tat in der Bundesrepublik ein kleines 
Rinnsal. 

Aber wen nimmt das schon wunder, wenn man 
weiß, daß die Federführung in den Agrarverhand-
lungen in Brüssel beim Bundeswirtschaftsminister 
liegt und der Ernährungsminister immer mehr eine 
Randfigur des Geschehens wird! Herr Kollege Bau-
knecht, das scheinen Sie bisher noch nicht erfaßt 
zu haben. Aber es ist so. Von Jahr zu Jahr hat sich 
der Ernährungsminister mehr Kompetenzen abneh-
men lassen. Die mühsam aufgebaute EWG-Gruppe 
im Ernährungsministerium, die unmittelbar dem 
Staatssekretär unterstellt war, scheint sich in völ-
liger Auflösung zu befinden. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Nur weiter so, meine Herren Agrarpolitiker von der 
Koalition! Bald ist es dann geschafft. 

Der Mut zur Offensive sollte sich aber nicht auf 
das Brüsseler Schlachtfeld beschränken. Es wäre  

für mich ein leichtes Spiel, in der derzeitigen Situa-
tion der Bundesregierung und Ihnen von der Koa-
lition, meine Damen und Herren, noch einmal eine 
lange Liste von Versäumnissen vorzuhalten und 
hier in diesem Hause dann daran die Forderung 
nach einem groß angelegten und detaillierten Pro-
gramm zu knüpfen, das im Laufe der nächsten Jahre 
verwirklicht werden soll. Ebensowenig wie wir die 
Beschlüsse des Ministerrats wieder rückgängig ma-
chen können, können wir die Tatsache aus der Welt 
schaffen, daß es die Bundesregierung bisher nicht 
fertiggebracht hat — trotz unserer wiederholten 
Forderung —, ein EWG-Anpassungsprogramm zu 
entwickeln. Andernfalls hätte sie es nach den Be-
schlüssen von Mitte Dezember 1964 aus der Schub-
lade geholt. Es ist also nichts vorhanden. 

In Anbetracht der wenigen Wochen, die bis zur 
Sommerpause noch zur Verfügung stehen, würde ich 
es begrüßen, wenn die Agrarpolitiker der drei Frak-
tionen sich unverzüglich über eine Dringlichkeits-
liste für die Behandlung derjenigen Maßnahmen in 
Form von Gesetzen und Anträgen verständigten, 

(Abg. Bauer [Augsburg] : Weil euch selber 
nichts einfällt! — weitere Zurufe von der 

Mitte) 

die bis Juli unbedingt erledigt sein sollten. — Hören 
Sie zu, Herr Bauer! Jetzt kommt es gerade, worauf 
ich mich berufe! — Ich stimme in den Appell unse-
res Vorsitzenden des Ausschusses für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, unseres Kollegen Bau-
knecht, ein, der in seinem Artikel „Rückblick und 
Ausblick" vom 31. Dezember des letzten Jahres im 
„Ernährungsdienst" zu finden ist. Dort heißt es, daß 
„die Zeit bis zur Getreidepreissenkung agrarpoli-
tisch äußerst aktiv ausgenutzt werden muß, um nach-
zuholen, was bisher zur Kräftigung der Landwirt-
schaft versäumt 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

und zur Vorbereitung auf den Gemeinsamen Markt 
immer vor sich her geschoben wurde." 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Man kann es kaum glauben, aber es ist wahr: Arti-
kelschreiber war Herr Bauknecht. 

(Abg. Bauknecht: Einiges ist seither ge

-

schehen!) 
— Noch gar nichts. 

(Abg. Bauknecht: Natürlich! 840 Millionen 
DM! — Gegenruf von der SPD: Darum geht 

es ja gar nicht!) 

Zu den Dringlichkeitsaufgaben gehören nach mei-
ner Auffassung: 1. die Verbesserung der Markt-
struktur einschließlich der Absatzförderung, 2. der 
Fragenkomplex der Beihilfen für freiwillige Land-
abgabe — ich werde das alles noch begründen — , 

3. die Verbesserung der ländlichen Sozialgesetz-
gebung und . 4. die Aufstellung eines mehrjährigen 
Strukturprogramms. 

Lassen Sie mich dazu folgendes bemerken. Wenn 
ich den Fragenkomplex der Marktstrukturverbesse-
rung voranstelle, so hat das seinen Grund. Der Vor-
sprung der Agrarexportländer im Markt ist außer 
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Zweifel. Wir haben zu lange gezögert und das 
Ganze nicht ernst genug genommen. In 865 Tagen 
werden Proteste der Bauernorganisationen, der Poli-
tiker und von wem auch sonst nicht mehr zur Kennt-
nis genommen. Der Markt diktiert dann den Ab-
lauf des ökonomischen Geschehens. 

Die immer größer werdenden Verteilerorganisa-
tionen werden ihre Warenmengen höchster Quali-
tät dort holen, wo sie im ganzen EWG-Raum zu 
finden sind. Dann wird die Parole „Aus deutschen 
Landen frisch auf den Tisch" nur noch werbewirk-
sam sein, wenn eben aus diesen deutschen Landen 
große Mengen einheitlicher Ware in bester Quali-
tät angeboten werden können. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
Mitte.) 

— Die Grüne Woche in Berlin, die vor wenigen 
Tagen ihre Pforten geschlossen hat, müßte doch für 
alle eine Lehre sein. Wenn man erst den Markt ver-
loren hat, wird es nur sehr schwer und dann mit 
eigenen schweren Opfern der Bauern möglich sein, 
ihn wieder zu gewinnen. Deshalb sollten alle ent-
sprechenden Aktionen der Landwirtschaft, ihrer Ge-
nossenschaften und des Landhandels gefördert und 
ausgebaut werden. Wer hier bremst, der versündigt 
sich an der Zukunft vieler bäuerlicher Existenzen. 

Meine Fraktion hat den Entwurf eines Markt-
strukturgesetzes vor vielen Wochen vorgelegt. Es 
ist kein Geheimnis, daß sich dieser Entwurf auf 
einen Vorschlag des Deutschen Bauernverbandes 
und des Deutschen Raiffeisenverbandes stützt. Wir 
haben diesen Vorschlag verbessert. Inzwischen ist 
von der gewerblichen Wirtschaft und der Landwirt-
schaft ein neuer Gesetzentwurf ausgearbeitet wor-
den, der sich aber in fast allen Teilen an unsere 
Vorlage anlehnt. 

(Abg. Bauer [Wasesrburg] : An die Vorlage 
des Bauernverbandes! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU: Plagiate!) 

— Größtenteils sogar abgeschrieben. Wir haben kein 
Verständnis dafür, wenn mit den Beratungen so 
lange gewartet werden soll, bis selbst die Koali-
tionsfraktionen sich auf eine Vorlage geeinigt 
haben. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Das kann sehr lange dauern. Man kennt ja die ver-
schiedenen Bestrebungen in Ihren Reihen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Bitte sehr. 

Ertl (FDP) : Herr Kollege Schmidt, ist Ihnen be-
kannt, daß der Bauernverband eine interfraktionelle 
Verabschiedung seines Entwurfs wünschte, und glau-
ben Sie, daß es sehr loyal war, daß Sie diese Zusagen 
nicht eingehalten haben und vorgeprescht sind? 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Darauf eine Ant-
wort: Wir hatten eine solche Vereinbarung zwi-
schen den Fraktionen bis zu einem bestimmten Ter

-

min. Aber dann stellte sich heraus, daß die größte 
Fraktion an diesem Gesetz nicht mehr interessiert 
war, und wir haben daraus die Konsequenzen gezo-
gen, den Entwurf zu verbessern und selbst einzu-
bringen. Das ist die Sachlage. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir haben kein Verständnis dafür, daß mit den 
Beratungen so lange gewartet werden soll. Noch in 
der ersten Sitzung des CDU-Arbeitskreises Landwirt-
schaft Ende August in Bonn, also in der Sommer-
pause, wurde die Forderung nach einem Marktstruk-
turgesetz lautstark verkündet, natürlich damals 
noch einmütig. Dann wurde es still darum. 

Es tauchte der Entwurf eines Marktfondsgesetzes 
auf; von der Anpassung der Produktion, deren 
Struktur und deren Vermarktung an die Erforder-
nisse des Marktes war dann keine Rede mehr. Die 
wichtigste Aufgabe dieses Fonds sollte die Inter-
vention sein, das hat auch Herr Bauknecht hier eben 
bestätigt. Eine solche Maßnahme ist aber nicht nur 
kartellmäßig unmöglich, sie bleibt auch verfassungs-
rechtlich bedenklich. Vom Politischen her gesehen 
ist sie geradezu ein Unding, bedeutet sie doch den 
Versuch, die EWG-Entwicklung rückgängig zu 
machen, die innerhalb des EWG-Raums auch den 
freien Agrarmarkt zum Ziele hat. 90 % der landwirt-
schaftlichen Produktion sind von EWG-Marktord-
nungen bzw. -Marktregelungen erfaßt, in denen 
nach 1967 gemeinschaftliche Interventionen vorge-
nommen werden sollen. Einzelstaatliche Interven-
tionen würden das Gegenteil bedeuten, nämlich den 
nutzlosen Versuch, die eigene Landwirtschaft inner-
halb der EWG zu isolieren. Auch faktisch wäre eine 
solche Intervention aus finanziellen Gründen nicht 
realisierbar, da sämtliche Überschüsse unserer Part-
ner, die auf den deutschen Markt drängen, vom 
Fonds absorbiert werden müßten, und das ist doch 
irreal. 

Die andere Aufgabe des Fonds, Abwehrmaßnah-
men gegen eine gezielte Absatzstrategie ausländi-
scher Marktzusammenschlüsse, ist ebenso proble-
matisch. Sollen etwa die einzelstaatlichen Über-
schüsse innerhalb der EWG ständig hin- und her-
geschickt werden mit dem Ziel, beim Partner Markt-
zusammenbrüche zu erzwingen? Eine gemeinsame 
Agrarpolitik kann doch einen solchen Zustand über-
haupt nicht zulassen. Herr Kollege Bauknecht, natür-
lich werden die in Frankreich und in Holland be-
stehenden Verzerrungen beseitigt werden müssen. 

(Abg. Bauknecht: Ja, ja!) 

Das wäre ein Punkt, der zum Brüsseler Verhand-
lungskonzept der Bundesregierung gehören sollte. 
Im übrigen kann man mit einem solchen Fonds die 
Versäumnisse des Bundes in bezug auf die Markt-
struktur nicht kaschieren. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das aber scheint doch der Hintergedanke dieses Vor-
schlages zu sein. 

(Abg. Bauknecht: Nein, nein!) 

Inzwischen hat auch Bundesminister Schwarz in 
Richtung Struve eingelenkt und ein Marktstruktur-
gesetz für unnötig erachtet. Süddeutsche CSU-Poli- 
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tiker glauben, mit Verbesserungen der Richtlinien 
im Grünen Plan auszukommen. Wenn das so ist, 
warum in Gottes Namen haben Sie das nicht schon 
längst getan?! 

(Sehr wahr bei der SPD.) 

Sie hatten das doch alles in der Hand. 'Das konnten 
Sie tun. Was die FDP will, das wird sie uns heute 
noch erzählen. Jedenfalls richte ich den dringenden 
Appell an Sie, unverzüglich 'mit den Beratungen 
unseres Entwurfs im Ausschuß zu beginnen. Weitere 
Verzögerungen wären nicht mehr zu verantworten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Der Fragenkomplex der Beihilfen für die freiwil-
lige Landabgabe ist nicht neu. Meine Fraktion hat 
vor genau einem Jahr einen entsprechenden Antrag 
eingebracht, der auch vom Ausschuß und im Plenum 
angenommen wurde. Dabei wäre vor allem an 
Hilfen für ältere Kleinlandwirte zu denken, die ohne 
Übernehmer ihrer Hofstelle und daher bereit sind, 
sich vorzeitig von ihrem Land ganz oder teilweise 
zu trennen, die einerseits zu alt sind, um einen 
neuen Beruf zu ergreifen, andererseits aber noch 
nicht alt genug sind, um in den Genuß der Alters-
hilfe zu kommen. 'Soweit der Verkaufserlös nicht 
ausreicht, um die Zeit bis  zur Gewährung des Alters-
geldes zu überbrücken, wäre die Gewährung einer 
zusätzlichen Rente angebracht, die bereits vom 55. 
Lebensjahr an gegeben werden sollte und die später 
bei der Zahlung 'von Altersgeld mit diesem verrech-
net  werden 'könnte. Das wäre nur ein Fall. Ein ande-
rer Fall wäre, die langfristige Verpachtung solcher 
Betriebe oder Teile der Betriebe ins Auge zu fassen; 
usw. usw. Die Wünsche der Abgeber sollten, ja, 
müssen stets respektiert werden. Ich wehre mich mit 
aller Entschiedenheit dagegen, daß man hier von 
Landvertreibung spricht. Niemand soll vom Land 
vertrieben werden; im Gegenteil, jeder soll sich 
seinen Neigungen und Bindungen gemäß seine noch 
verbleibende Neben- oder Zuerwerbsstelle frei ge-
stalten. Er bleibt frei und soll es 'bleiben. 

Für diejenigen, die aus dem landwirtschaftlichen 
Hauptberuf 'freiwillig ausscheiden, müssen gleich-
zeitig neue Einkommensquellen, soziale Sicherheit 
und die Erhaltung des Eigentums garantiert werden. 
Mit einem solchen Anreiz müßte es möglich sein, 
in 'verhältnismäßig kurzer Zeit 'bedeutende Flächen 
für die Aufstockung benachbarter entwicklungsfähi-
ger Betriebe freizumachen, die bei aller Tüchtigkeit 
ihrer Inhaber ohne Landzulage keine Chance haben, 
den Vergleichslohn jemals zu erreichen. Wie Sie 
vielleicht wissen, sind derartige Maßnahmen in 
Frankreich und Holland bereits angelaufen und von 
der EWG-Kommission ausdrücklich gebilligt wor-
den. Hier bietet sich also ein Weg, einen Teil der 
Mittel für die Vorfeldbereinigung vertragskonform 
und gegen Brüsseler Zugriffe gesichert anzulegen. 
Es 'muß damit sofort begonnen werden 

(Zuruf von der Mitte: Ist schon!) 

— nein, nein! —, denn seit einem Jahr liegen bei 
der Landwirtschaftlichen Rentenbank für diese 
Zwecke 30 Millionen DM, die bisher nicht veraus-
gabt wurden, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

weil, wie so oft, Herr Kollege Bauknecht, der Bund 
dem Problem nicht die Bedeutung beigemessen und 
nicht die Verwendungsrichtlinien in Absprachen mit 
den Ländern vorangetrieben hat. Das soll aber wohl, 
wie Herr 'Staatssekretär Hüttebräuker neulich 
äußerte, in der nächsten Woche geschehen. Hoffen 
wir also das beste. 

Im Grünen Plan sind dafür weitere 10 Millionen 
DM 'vorgesehen. Zu überlegen wäre, ob man für 
diese Maßnahmen nicht eine gesetzliche Grundlage 
schaffen sollte, um den Betroffenen eine höhere 
Sicherheit zu geben. 

Das dritte Dringlichkeitsanliegen betrifft den so-
zialen Bereich. Ich meine hier die bäuerliche Kran-
kenversicherung. Mein Kollege Frehsee wird sich 
dazu noch äußern. 

Die Aufstellung eines mehrjährigen Struktur-
programms, das den Schwerpunkt auf Maßnahmen 
mit möglichst großer Breitenwirkung legt, ist schon 
längst fällig. Angesichts der bedauerlichen Haus-
haltskürzungen, der zwanzigprozentigen Sperre für 
alle Baumaßnahmen und angesichts der steigenden 
Kosten für alle Maßnahmen in der Agrarstruktur 
müßten 'Überlegungen angestellt werden, inwieweit 
die Einzelmaßnahmen auf Grund ihrer Bedeutung 
und Wirkung neu zu orientieren sind. Man kann sie 
in Zukunft nur im Rahmen einer modernen Regional-
politik sehen. Aus Zeitgründen möchte ich hier im 
Augenblick auf die Vertiefung dieser Aspekte ver-
zichten. 

Ich gebe gern zu, daß diese vier Punkte nur einen 
Teil der Themen enthalten, mit denen sich dieses 
Hohe Haus dringend befassen müßte. In Kenntnis 
der Geschäftslage unseres Hauses werden Sie  mir 

 aber zustimmen, daß eine Beschränkung auf einige 
wenige Punkte dringend erforderlich ist, wenn über-
haupt noch ein konkretes Ergebnis erreicht werden 
soll. Trotz der Zeitnot könnte mit einem guten Wil-
len auf allen Seiten noch eine ganze Menge erreicht 
werden. 

Was meine politischen Freunde und mich betrifft, 
so sind wir dazu bereit, ja, wir bieten Ihnen für die 
nächsten Wochen sogar einen Waffenstillstand, 
wenn Sie so wollen, an, wenn Sie bereit sind, sich 
mit uns über einen realisierbaren Zeitplan zu eini-
gen. Überlegen Sie sich doch einmal, wie sehr unser 
agrarpolitischer Spielraum eingeschränkt ist, wenn 
im kommenden Jahr alle Entscheidungen im EWG-
Ministerrat nur noch der qualifizierten Mehrheit be-
dürfen. Um der Sache willen möchte ich Sie  fast be-
schwören, sich für die nächsten Monate auf eine 
konzentrierte Arbeit im Ausschuß einzurichten und 
mit uns diese Fragen vorwärtszutreiben und zu er-
ledigen. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der Mitte.) 

Sie können natürlich auch, wie es eine Fraktion 
und CSU-Kollegen bereits angekündigt haben, mit 

 bombastischen EWG-Anpassungsgesetzen hausieren 
gehen, die Sie kurz vor Toresschluß einbringen, um 
sich im Wahlkreis ein Alibi dafür zu verschaffen, 
daß Sie vier Jahre lang nur vom Getreidepreis ge-
redet haben. 

(Beifall bei der SPD.) 
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Die Erfahrung mit den FDP-Programmen 1961 hat 
doch "gezeigt, was bei den voluminösen Plänen 
schließlich herauskommt: 

(erneuter Beifall bei der SPD) 

ein großes Wahlkampfgetöse, und dann ist vier 
Jahre lang Windstille. 

(Wiederholter Beifall bei der SPD.) 

Um Ihre Erwartungen nicht allzu hoch zu schrau-
ben, darf ich Ihnen aber schon im voraus sagen, daß 
Sie bei zwei Themen nicht mit unserer Unterstützung 
rechnen können, erstens bei dem von der CDU ge-
planten Marktfonds und zweitens bei der von der 
Koalition in Aussicht genommenen Verteilung der 
sogenannten Investitionshilfe in Höhe von 380 Mil-
lionen DM. Den Marktfonds hätten Sie sich vor 
10 Jahren einfallen lassen müssen. Daß Sie ausge-
rechnet jetzt, kurz vor dem Ende der EWG-Über-
gangszeit damit vor die Landwirtschaft und vor die 
Öffentlichkeit treten, ist wohl der überzeugendste 
Beweis dafür, wie wenig die Bundesregierung bei 
der Beseitigung der Wettbewerbsverzerrungen im 
Gemeinsamen Markt erreicht hat. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Unser Heil nun über die Hintertreppe zu versuchen, 
das geht uns zu weit. 

Ein besonders bemerkenswertes Kapitel der der-
zeitigen Agrarpolitik ist das nun schon seit einem 
Vierteljahr andauernde Hickhack über die Vertei-
lung der sogenannten Investitionshilfe, von der 
auch heute noch niemand so recht im einzelnen weiß, 
wie sie eigentlich unter die Leute gebracht werden 
soll. Als ich mir am 10. Dezember 1964 erlaubte, von
dieser Stelle aus einige kritische Anmerkungen über 
die Konzeptionslosigkeit der Bundesregierung zu 
machen, erhielt ich von den Ministern Schwarz und 
Schmücker so energischen Widerspruch, daß ich fast 
die Hoffnung hatte, ich würde diesmal, also heute, 
glänzend widerlegt. Aber leider habe ich wieder 
einmal recht behalten, denn es bleibt bei der un-
seligen Gießkanne. 

Um nicht mißverstanden zu werden, möchte ich  

hier ausdrücklich betonen, daß ich die Überlegung, 
die ursprünglich der Bauernverband gehabt hatte, 
nämlich eine Entlastung der Betriebe auf der Kosten-
seite, im Prinzip für durchaus richtig halte. Aber da 
dessen Vorschläge nun nicht einmal zu verwirk-
lichen sind, muß man einen anderen Weg einschla-
gen. Tatsache ist jedenfalls, daß Herr Minister 
Schmücker bewußt eine falsche Auskunft gegeben 
hat, als er hier am 10. Dezember erklärte, die gan-
zen deutschen Maßnahmen zur sogenannten Vor-
feldbereinigung seien EWG-konform. Das ist eben 
nicht der Fall. Herr Schmücker hat dazu am 10. De-
zember ausgeführt — ich zitiere —: 

Wir sind verpflichtet, unserer Landwirtschaft 
bei .dem ungeheuren schwierigen Strukturwan-
del zu helfen, und wir müssen bei der Wirt-
schaftskraft, die wir haben, dafür auch die not-
wendigen Mittel aufbringen. 

Schön und gut, die Mittel sind da. Aber mit der 
Methode, die der Koalition vorschwebt, werden wir 

den Strukturwandel sicher nicht beeinflussen. Be

-

einflußt werden dagegen mit Sicherheit die öffent-
liche Meinung über die Landwirtschaft und die Stim-
mung in  den  Dörfern, wo man heute schon landauf 
landab von der „Grafenrente" spricht, 

(Hört! Hört! und Beifall bei der SPD — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

die vor allem denjenigen zugute kommt, die genug 
verdient haben 

(Abg. Bauknecht: Wer hat denn das ver-
breitet? — Weitere Zurufe von  der  Mitte) 

ja, es ist peinlich, das glaube ich Ihnen —, 

(Beifall bei der SPD) 

,um 'investieren zu können, und die denjenigen vor-
enthalten wird, die unbedingt investieren müßten. 
Hier soll das Geld in einer verantwortungslosen 
Weise verplempert werden. Die Kollegen im Ernäh-
rungsausschuß wissen aus den Beratungen der letz-
ten Wochen sehr genau, daß große Investitionsvor-
haben nicht bedient werden können, weil die Mittel 
fehlen. Wenn Sie den Grünen Bericht wirklich ge-
lesen hätten, dann wüßten Sie, was zu tun ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schultz? 

Schultz (FDP) : Herr Kollege, bei dieser Gelegen-
heit möchte ich fragen: Haben Sie nicht einmal einen 
Kleinbauernverband gegründet? Was ist eigentlich 
aus ihm geworden? 

(Lachen bei der SPD. — Zuruf von der SPD: 
Das gehört doch gar nicht dahin!) 

Dr.  Schmidt (Gellersen) (SPD) : Erstens gehört 
es nicht zum Thema. Und zweitens bin ich gern 
bereit, Ihnen darüber nachher Auskunft zu geben, 
die Sie beruhigen dürfte. 

Wenn Sie den  Grünen Bericht wirklich gelesen 
hätten, dann wüßten Sie, was zu tun ist. Dann wüß-
ten Sie u. a. auch, daß das entscheidende Problem 
für diejenigen Betriebe, die unter dem Durchschnitt 
liegen, die unzureichende Landausstattung ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie wie-
derum eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Weber? 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Bitte sehr. 

Weber (Georgenau) (FDP) : Herr Kollege Dr. 
Schmidt, darf ich Sie fragen: bei welcher Größe 
würden Sie eigentlich die Grenze ziehen, wo man 
genug verdient hat? 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Herr Kollege 
Weber, wenn Sie wirklich Fachmann sind — und ich 
unterstelle das —, wissen Sie ganz genau, daß man 
eine Größe nach Schema F hier einfach nicht nehmen 
kann. Natürlich hängt das ab vom Klima, vom Bo-
den, von der Verkehrslage und dergleichen mehr. 
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Aber das ist alles darin eingeschlossen. Lesen Sie 
doch einmal den  Grünen Bericht ganz genau! Ich 
glaube, Sie haben ihn nicht gelesen; sonst würden 
Sie die Frage nicht stellen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Abgeordneten Ertl? 

Ertl (FDP) : Herr Kollege Schmidt, würden Sie mir 
dann sagen, nach welchen Kriterien Sie jemand als 
Kleinbauern bezeichnen? 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Der Begriff 
„Kleinbauer", Herr Kollege Ertl, hat auch eine welt-
anschauliche Seite. 

Ertl (FDP) : Herr Kollege Schmidt, würden Sie 
uns einmal die Satzung Ihres Kleinbauernverbandes 
zuleiten? 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Herr Kollege 
Ertl, auch die  können Sie haben, obwohl sie bereits 
zu den Akten gelegt ist. 

Die Wahlstrategen von ,der CDU 

(Zurufe von  'der  CDU/CSU) 

haben etwas ganz anderes im Sinn. Verlassen Sie 
sich darauf: Sie machen die Rechnung ohne den  Wirt! 

(Beifall bei der SPD.) 

Dessen 'bin  ich ganz sicher, nachdem ich selber in 
den letzten Wochen die Stimmung auf dem Lande 
habe testen 'können. 

(Abg. Leicht: Sagen Sie uns doch mal, was 
Sie wollen!) 

Um wenigstens einen letzten Versuch zu machen, 
der Vernunft zum Durchbruch zu verhelfen, hat 
meine Fraktion einen Antrag eingebracht, der  Ihnen 
noch 'heute zugehen wird. Wir schlagen darin vor, 
die 380 Millionen DM als Investitionshilfe für land-
wirtschaftliche Betriebe und zur Verbesserung der 
Marktstruktur 'dem Zweckvermögen der Landwirt-
schaftlichen Rentenbank zuzuführen. 

(Beifall bei der  SPD.) 

Wenn ich auch unbescheiden genug bin, das Erst-
geburtsrecht für diese Fonds-Idee zu beanspruchen, 
so bin ich doch ehrlich genug, zuzugeben, daß ich 
nicht der 'einzige war, der einen solchen Gedanken 
gehabt hat. Ich befinde mich damit in allerbester 
Gesellschaft beispielsweise mit den Staatssekretären 
Dr. Hüttebräuker und — vom Wirtschaftsministe-
rium — Dr. Langer und den Ministern Schwarz, 
Schmücker und Dr. Dahlgrün. Nur der Schatten-
landwirtschaftsminister der CDU wollte etwas ande-
res, 

(Heiterkeit bei der SPD) 

und er hat sich damit durchgesetzt. Herr Kollege 
Struve, wenn in diesem 'Hause eine geheime Ab-
stimmung über unseren Antrag möglich wäre, dann 
würde er hier, dessen 'bin ich sicher, nicht nur eine 
einfache, sondern eine überwältigende Mehrheit 
finden. 

Abgesehen von dem wahltaktischen Effekt, den 
Sie sich irrtümlicherweise von Ihrer „Gießkanne" 
versprechen, scheint mir Ihr Vorgehen auch damit 
zusammenzuhängen, daß Sie sich offensichtlich nicht 
entschließen können, die Zusagen des Bundeskanz-
lers gesetzlich abzusichern. Dieser Wunsch der Land-
wirtschaft scheint nach den mehrjährigen Erfahrun-
gen in der Haushaltsführung im Einzelplan 10 mit 
den vielen hohen Resten durchaus berechtigt zu sein. 
Was von diesen Zusagen übrigbleiben wird, wenn 
die derzeitige Koalition auch die nächste Regierung 
bilden sollte, das hat Herr Hüttebräuker in der 
Fragestunde des 47. Dezember in überzeugender 
Weise dargelegt. Wenn Sie das, was Herr Hütte-
bräuker gesagt hat, mit der Verlautbarung verglei-
chen, die nach der Besprechung zwischen Bauern-
verband und Bundesregierung am 30. November 
herausgegeben worden ist, dann werden Sie fest-
stellen, daß der Wechsel, den man der Landwirt-
schaft vor einem Vierteljahr ausgestellt hat, heute 
schon nur noch die Hälfte wert ist, und bei der Art 
und Weise, mit der die Bundesregierung immer 
neue Interpretationen erfindet, um 'aus ihren Zusa-
gen herauszukommen, kann man sich leicht vorstel-
len, was davon in einem Jahr übrigbleiben wird. 
Wir glauben deshalb, daß es die beste Lösung wäre, 
zumindest diese 380 Millionen DM einem Fonds an-
zuvertrauen. 

In diesem Zusammenhang wäre auch zu prüfen, 
ob nicht auch bestimmte Mittel des Grünen Plans 
auf diesen Fonds übertragen werden können, bei-
spielsweise die Mittel für die horizontale und verti-
kale Vebundwirtschaft und eine Reihe andere 
Töpfe und Töpfchen. Sie wissen alle, daß es damit 
wegen der Reste und der Übergangsfinanzierung 
ständig Ärger gibt. 

Entscheidend ist, daß solch ein EWG-Anpassungs-
fonds in Brüssel nicht auf Schwierigkeiten stoßen 
würde. Es dürfte vielleicht interessieren, daß eine 
Einrichtung dieser Art in Holland geschaffen und 
inzwischen von der EWG-Kommission nicht nur an-
erkannt, sondern sogar begrüßt worden ist. Mit der 
Gießkanne — das hat Herr Minister Schwarz inzwi-
schen in Berlin erklärt — werden Sie dagegen in 
Brüssel und bei unseren Partnern wenig Beifall fin-
den. Selbst in seiner Einführungsrede hat Herr Mini-
ster Schwarz in der vergangenen Woche gesagt, daß 
das Geld für wohldurchdachte Umstellungs- und An-
passungsprogramme gegeben werden solle. Aber 
damit kann er wohl noch nicht einmal die modifi-
zierte Gießkanne gemeint haben. Nun, Herr Mini-
ster Schwarz kann sich natürlich die Sache leicht 
machen. Er hat seinen Abschied bereits eingereicht 
und kann nun zusehen, wie sich die anderen mit 
seinem nicht sehr gehaltvollen Erbe abplagen. 

Die übrigen Maßnahmen des Grünen Plans könn-
ten 'ebensogut von vornherein im Einzelplan 10 
verbucht werden; denn schließlich weist die Bundes-
regierung bei der Aufstellung des Haushalts nicht 
nur die Globalsumme des Grünen Plans, sondern 
auch die Ausstattung der einzelnen Positionen aus. 

Mein Kollege Schoettle hat vor einiger Zeit dar-
auf hingewiesen, daß das bei den Grünen Plänen 
angewandte Verfahren haushaltsrechtlich sehr be- 
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denklich und im Laufe der Zeit auch praktisch sinn-
los geworden ist, und zwar aus folgenden Gründen: 
Erstens ist der Zusammenhang mit dem Grünen Be-
richt inzwischen verlorengegangen. Zweitens ist 
durch die Umstellung des Haushaltsjahrs auf das 
Kalenderjahr auch die Verbindung mit dem Haus-
halt verlorengegangen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: In diesem Jahr 
gerade nicht!) 

Drittens bestehen für die parlamentarische Bera-
tung nur bei ganz wenigen Positionen Änderungs-
möglichkeiten. Viertens — darauf möchte ich Sie 
nun heute besonders hinweisen — werden die Grü-
nen Pläne durch die Entwicklung im Gemeinsamen 
Markt früher oder später sowieso überholt sein. 

Diese Kritik richtet sich selbstverständlich nicht 
gegen die für die Förderung der Landwirtschaft be-
reitgestellten Beträge. Meine Gedanken gehen in 
Richtung einer Neuformung des Einzelplans 10 ein-
schließlich des Grünen Plans, die gerade im Hinblick 
auf die EWG-Entwicklung nicht zu umgehen sein 
dürfte. 

Meine Damen und Herren, wenn Sie morgen, 
wenn das Protokoll vorliegt, noch einmal in Ruhe 
durchlesen, auf welche Maßnahmen und Initiativen 
ich den Schwerpunkt der agrarpolitischen Aktivität 
in den verbleibenden Monaten gelegt wissen will, 
werden Sie zweifellos feststellen, daß es noch ge-
nügend Ansätze für ein erfolgreiches Vorgehen gibt. 
Wenn Sie das Interesse der Landwirtschaft im Auge 
haben, dann sollten Sie mit uns versuchen, diese 

I Chance zu nützen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Wächter. 

Wächter (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Meine Fraktion hat mir 
die Aufgabe übertragen, heute in der Debatte über 
den Grünen Plan und über den Grünen Bericht zu 
sprechen. Ich übernehme damit zum erstenmal eine 
Aufgabe, der sich in den letzten Jahren meine Kol-
legen Logemann, Walter und Ertl unterzogen haben. 

Ich möchte dieser Aufgabe dadurch gerecht wer-
den, daß ich mich zunächst objektiv analysierend 
mit dem Grünen Bericht 1965 auseinandersetze und 
anschließend auf einige besonders wichtige agrar-
politische Probleme eingehe. Ich bin aber der Mei-
nung, daß ich zuerst mit wenigen Worten auf das 
eingehen sollte, was der Kollege Dr. Schmidt (Gel-
lersen) soeben gesagt hat. Wir haben Verständnis 
für seinen Vorschlag, daß man zunächst einmal das 
Protokoll durchlesen sollte, um ein abschließendes 
Bild von seinen verschiedenen Aussagen und Vor-
schlägen zu bekommen. Ich fühle mich jedoch ver-
pflichtet, auf zwei Tatsachen hinzuweisen. 

Der Kollege Dr. Schmidt (Gellersen) hat uns - 
den Koalitionsparteien — soeben ein Friedensange-
bot gemacht, indem er gesagt hat: „Waffenstillstand 
für die nächste Zeit".  Außerdem hat er den Stand-
punkt vertreten, es sollte ein gemeinsames EWG- 

Überleitungsgesetz von allen drei Parteien einge-
bracht werden. Ich darf Ihnen von mir aus, Herr 
Kollege Schmidt (Gellersen), sagen,  daß wir schon 
etwas weiter sind; gegebenenfalls würden wir be-
reit sein, Ihnen unseren Rohentwurf zur Verfügung 
zu stellen. Ich sollte Ihren Vorschlag wohl nicht so 
auffassen, als ob Sie allein nicht in der Lage wären, 
das EWG-Überleitungsgesetz zu entwerfen. Wenn 
das jedoch der Fall sein sollte — Herr Kollege Dr. 
Schmidt (Gellersen), ich stelle das lediglich als Frage 
in den Raum —, wird Ihnen sicher Ihr Gesinnungs-
freund, der Vizepräsident der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft Herr Mansholt zur Verfügung 
stehen. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Ich habe mich nun mit Ihnen, Herr Kollege, noch 
auseinanderzusetzen, weil gerade in den letzten 
Tagen auf unsere Höfe ein Flugblatt kam, in dem 
als Herausgeber angegeben wird: „Vorstand der 
SPD, Bonn; Redaktion: Wolfgang Jansen". Aber 
dann ist Ihr Bild darin. 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Zeigen Sie 
es doch einmal, wie schön es ist!) 

— Ich muß Ihnen sagen — jetzt möchte ich im rhei-
nischen Dialekt antworten —: „Dat is ein außer-
ordentlich jutes Bild! Aus welchem Jahrgang stammt 
et denn?" 

(Heiterkeit.) 

In diesem Flugblatt machen Sie uns — weniger der 
FDP als vielmehr der CDU/CSU — einige Vorwürfe. 
Überschrift: „Minister zurückgetreten, fünfzig Abge-
ordnete legten Mandat nieder, Regierung gestürzt, 
EWG-Vertrag zerrissen." Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, ich habe vorhin mit einem der 
führenden Agrarpolitiker gesprochen; der hat sich 
das im einzelnen durchgelesen und ist zu dem Er-
gebnis gekommen: Das sind alles ausgesprochen 
alte Kamellen, wie man zu sagen pflegt. 

Weiter muß ich auf die letzte Seite eingehen. Da 
schreiben Sie: „Das Schicksal meistern! 1. Im Wett-
bewerb müssen alle die gleichen Chancen haben. 
2. Die indirekten und direkten Exportbeihilfen, die 
die Landwirtschaft anderer Länder begünstigen, 
müssen beseitigt werden. . . . 6. Ein langfristiges 
Strukturprogramm muß aufgestellt und seine Finan-
zierung gesichert werden. 7. Die Investitionen in 
den Betrieben müssen gefördert werden. 8. Zur Un-
terstützung der Investitionstätigkeit müssen in aus-
reichendem Umfange Kredite zu bevorzugten Zins- 
und Amortisationsbedingungen bereitgestellt wer-
den." Ich habe einmal die Agrarpolitischen Rund-
briefe der FDP durchgelesen und habe festgestellt, 
,daß wir vor gut einem Jahr dasselbe gesagt haben. 

(Zuruf von der SPD: Aber Sie tun es ja 
nicht!) 

Ich kann nur zu einer bestimmten Schlußfolgerung 
kommen; die möchte ich hier allerdings nicht aus-
sprechen. Ich sage deswegen in diesem Falle: „Zwei 
Seelen und ein Gedanke!" 

Ich sollte aber noch etwas Weiteres sagen. Sie 
haben vorhin die Verteilung der 380 Millionen DM 
erwähnt. Sie vertreten den Standpunkt, daß diese 
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380 Millionen DM in einen besonderen Fonds bei 
der Rentenbank übergeleitet werden sollten. Ich 
darf Sie daran erinnern, daß die 380 Millionen DM 
von der Bundesregierung speziell auf Grund der 
Vorstellungen des Präsidenten des Deutschen 
Bauernverbandes bereitgestellt worden sind. Dieser 
hatte zunächst als eine Direkthilfe die Abschaffung 
des Lastenausgleichs und eine entsprechende Redu-
zierung der Grundsteuer gefordert. Sie wissen, daß 
dagegen Bedenken bestehen, und so ist man eben 
einmalig zunächst zu diesem Ergebnis gekommen. 
Mein Kollege Reichmann wird Ihnen das wahr-
scheinlich heute noch näher vortragen. 

Lassen Sie mich aber jetzt, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, zu dem eigentlichen Grünen 
Bericht kommen. 

Der Grüne Bericht und der Grüne Plan müssen 
unter dem Gesichtspunkt gesehen werden, daß die 
deutsche Landwirtschaft in der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft das größte und — das sollte ich 
hier mit allem Nachdruck sagen — auch das vor-
zeitigste Opfer bringen muß. Daran sind wahrlich 
die deutschen Bauern von heute nicht schuld. 

Wird nun der Grüne Bericht seiner Aufgabe ge-
recht? Ich bin der Meinung, daß man diese Frage 
hundertprozentig bejahen kann. Diese Feststellung 
verpflichtet mich, Ihnen, Herr Minister, Ihrem Herrn 
Staatssekretär, allen Herren Ihres Hauses, den nach-
geordneten Dienststellen — dabei denke ich an die 
Landwirtschaftskammern und an die Kreislandwirt-
schaftsämter — und darüber hinaus auch den Inha-
bern der 8000 Testbetriebe unseren besonderen 
Dank auszusprechen. Nach meinen jetzt dreijähri-
gen Feststellungen wird das im Grünen Bericht ge-
gebene Material an allgemeinen Hinweisen, Ver-
gleichen, Beweisen von Jahr zu Jahr erschöpfender 
und präziser. Ich gehe sogar so weit, zu behaupten, 
daß der Grüne Bericht in der Zwischenzeit ein un-
entbehrliches Handwerkszeug eines jeden Agrar-
politikers sein sollte. 

Solche positiven Feststellungen entbinden uns 
natürlich nicht davon, uns mit dem Grünen Bericht 
auseinanderzusetzen, ergänzende positive Vor-
schläge zur weiteren Vervollständigung zu machen 
und selbstverständlich die Ergebnisse zu analysie-
ren und daraus unsere Schlüsse zu ziehen. 

In welcher Richtung sind Vorschläge zu machen? 

Zunächst glaube ich sagen zu können, daß das 
Ergebnis der Testbetriebe deswegen kein vollkom-
men objektives Bild von der die Wirklichkeit der 
durchschnittlichen Ertragslage der Landwirtschaft 
abgibt, weil zwangsläufig als Testbetriebe nicht Be-
triebe genommen werden, die an der unteren Grenze 
liegen. Entscheidend ist aber auch — so ist es je-
denfalls in meinem Kammerbezirk —, daß die Test-
betriebe deswegen jährlich steigende Ergebnisse 
zeigen, weil die Betriebsinhaber zweimal im Jahr 
zusammengezogen werden und ihnen die Ergeb-
nisse ihrer Betriebe vorgelegt und zu den Durch-
schnittsergebnissen in Vergleich gestellt werden. Zu-
sätzlich finden dann betriebswirtschaftliche Vor-
träge statt. Diese wirken sich nachweisbar außer-
ordentlich positiv aus. Deswegen sollte man die Er-

gebnisse der Testbetriebe bei der Betrachtung der 
Steigerung des Vergleichslohnes nicht überbewerten. 

Weiterhin wird, so meinen wir, der prozentuale 
Anteil der verschiedenen Betriebsgruppen in der 
Zahl der getesteten Betriebe nicht sichtbar. Das mag 
aus der Feststellung hervorgehen, daß beispiels-
weise im Lande Niedersachsen 65 getestete Zucker-
rübenbaubetriebe 130 getesteten Futterbaubetrie-
ben gegenüberstehen, obwohl flächenmäßig die letz-
ten die ersten um ein Vielfaches übertreffen. 

Ich sollte hier auch — darauf ist vorhin schon der 
Kollege Schmidt (Gellersen) eingegangen — den 
Wunsch nach einem zeitigeren Erscheinen des Grü-
nen Berichts und des Grünen Plans zum Ausdruck 
bringen. Hier vertreten wir den Standpunkt, daß die 
Vorlage auf den 15. Dezember eines jeden Jahres 
vorgezogen werden und die Verabschiedung des 
Grünen Plans noch vor Weihnachten erfolgen sollte. 
Wir dürfen annehmen, daß unsere Begründung, der 
Grüne Plan sollte für die Haushaltsberatungen zur 
Verfügung stehen, von Ihnen allseitig anerkannt 
wird. 

Wir können uns nicht den Standpunkt des Bundes-
landwirtschaftsministers zueigen machen, daß der 
Grüne Plan nach der Vorschau des Grünen Berichts 
vorgelegt werden sollte. Wir meinen, daß bei einem 
solchen Vorgehen keine konkreten Unterlagen für 
die Haushaltsberatungen aller beteiligten Stellen zur 
Verfügung stehen. Besser ist also nach unserer Mei-
nung die Vorverlegung auf den 15. Dezember. Diese 
Vorverlegung erscheint auch deswegen möglich, weil 
der Grüne Bericht bekanntlich schon Anfang Dezem-
ber fertig ist. 

Diesen Vorschlägen möchten wir eine Kritik an-
schließen. Wir bitten darum, den Grünen Bericht 
und den Grünen Plan nicht schon vor Unterrichtung 
des Parlaments zu veröffentlichen. Wir haben volles 
Verständnis für den Wissensdurst der Presse, glau-
ben aber einen ebenso berechtigten Anspruch wie 
diese auf Information zu haben. 

Ich bitte Sie nun, Herr Minister, Ihrerseits Ver-
ständnis dafür zu haben, wenn wir erneut für eine 
Verbesserung des Grünen Berichts durch einen ver-
besserten Lohnvergleich eintreten. Ich erinnere mich 
noch sehr genau Ihrer ablehnenden Haltung im letz-
ten Jahr. Sie sollten unseren Standpunkt auch unter 
dem Gesichtspunkt sehen, daß sich in der Zwischen-
zeit die Arbeitszeit in der Industrie sehr wesentlich 
verkürzt hat. Wenn Sie, Herr Minister, den Grünen 
Bericht auf Seite 45 nachlesen, können Sie feststel-
len, daß die Notwendigkeit unserer Forderung von 
Ihrem Hause bejaht wird. Zudem wollen Sie bitte 
bedenken, daß die abwandernden Arbeitskräfte 
ihren neuen Arbeitsplatz weniger in den gewerb-
lichen Betrieben auf dem Lande als in der benach-
barten Industrie suchen. Der Lohnunterschied zwi-
schen den gewerblichen Betrieben auf dem Lande 
und der benachbarten Industrie beträgt aber nach 
dem Grünen Bericht 17 %, und daraus entsteht die 
Unzufriedenheit. 

In diesem Zusamenhang möchte ich auf den An-
trag meiner Fraktion auf Drucksache IV/2653 hin-
weisen. Mit diesem Antrag fordern wir insbeson-
dere, die volle Bewertung der Arbeitsleistung der 
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Bauersfrau mit zur Berechnung heranzuziehen. Hier 
in diesem Hohen Hause, Herr Minister, sind so 
viele Lobreden auf die Einsatzbereitschaft und auf 
die Tüchtigkeit der deutschen Bauersfrau gehalten 
worden, daß diese Einsatzbereitschaft und Tüchtig-
keit auch entsprechend honoriert werden sollte. 

Lassen Sie mich abschließend zu diesem Teil mei-
ner Ausführungen der Bundesregierung noch eine 
Empfehlung mit auf den Weg nach Brüssel geben. 
Unser Grüner Bericht sollte allen anderen EWG-
Staaten als Beispiel für eine Verbesserung der 
agrarpolitischen Unterlagen dienen. Das scheint uns 
für die Beurteilung der Marktversorgung, der 
Agrarstruktur und des EWG-Finanzierungs- und 
Ausrichtungsfonds innerhalb der EWG wichtig zu 
sein. 

Ich darf mich jetzt analysierend mit den Ergebnis-
sen des Grünen Berichts auseinandersetzen. Dabei 
ist es eine Selbstverständlichkeit, daß ich nicht auf 
die Vielzahl aller Probleme eingehen kann. 

Das Kernstück des gesamten Grünen Berichts ist 
zweifellos die Disparität des landwirtschaftlichen 
Einkommens gegenüber dem vergleichbarer Berufe. 
Das Problem der Einkommensparität ist bekanntlich 
in allen Industrieländern aktuell. Die Wege, dieser 
Disparität zu begegnen, sind allerdings unterschied-
lich. 

Gewiß ist es erfreulich, daß die Disparität im Be-
richtsjahr von 29 auf 21 °/o zurückgegangen ist. Das 
ist relativ gesehen der niedrigste Stand seit dem 
Inkrafttreten des Landwirtschaftsgesetzes. Aber hier 
meinen wir, mit aller Deutlichkeit darauf hinweisen 
zu sollen, daß dafür drei Faktoren entscheidend 
sind: zunächst einmal — und das ist das Wesent-
lichste — ein außerordentlich günstiger Witterungs-
verlauf, zweitens steigende Weltmarktpreise und 
nach unserer Überzeugung erst an letzter Stelle die 
Auswirkungen der Hilfsmaßnahmen für die Land-
wirtschaft. 

Deswegen gibt die an sich erfreuliche Entwick-
lung vorläufig — das möchte ich mit aller Deutlich-
keit unterstreichen — noch keine Veranlassung zu 
einem Daueroptimismus. Auch sollten wir uns nicht 
scheuen, die Gesamtdisparität anzusprechen, die 
unter Zugrundelegung des Jahreslohnvergleichs bei 
drei Milliarden DM liegt. Wenn aber der Stunden-
lohn nach unseren Vorstellungen zugrunde gelegt 
werden würde, wäre die Disparität sehr viel größer. 
Drei Milliarden DM und noch mehr werden also der 
deutschen Landwirtschaft vorenthalten, auf die sie 
Anspruch hätte, wenn sie nach den gleichen Grund-
sätzen behandelt werden würde wie die übrige 
Wirtschaft. 

Dabei steht sie unter folgenden belastenden Mo-
menten: Erstens dem Zwang zu einer ständig wach-
senden Mechanisierung, die auch unter dem Druck 
der ständigen Veränderung der Wirtschaftsweise 
steht. Wir halten mit 1,6 PS Schlepperbesatz pro 
Hektar den absoluten Weltrekord; das weist der 
Grüne Bericht ,aus. Zweitens resultiert 'daraus die 
Notwendigkeit zu immer fortschreitender Intensivie-
rung, um die ständig steigenden Unkosten auf eine 

vermehrte Produktion zu verteilen. Wir haben in 
zehn Jahren die Mechanisierung nachgeholt, für die 
andere 30 Jahre benötigten. 

Demgegenüber steht ,die bange Frage, die aller-
dings in den beiden letzten Jahren nicht so aktuell 
war: Wo ist die Grenze der Produktionssteigerung 
vom Markt her gesehen, damit diese uns nicht selbst 
ins Gesicht schlägt? Noch beträgt der Anteil der in-
ländischen Erzeugung am Gesamtverbrauch 69 %. 
Das letztere ist ein Kapitel, auf das  ich später noch 
einmal eingehen will. Der Grüne Bericht zeigt, daß 
der Kapitaleinsatz in der Landwirtschaft ständig 
steigt und — auf die Arbeitskraft berechnet — höher 
liegt als in der Industrie. Dabei ist bekannt, daß das 
eingesetzte Maschinenkapital gegenüber der Indu-
strie durch den  nur zeitweisen Gebrauch der Ma-
schinen mit erheblich höheren Unkosten belastet ist. 
Zudem sind die Preise für landwirtschaftliche Be-
triebsmittel, verglichen mit den Erzeugerpreisen, 
um gut das Doppelte gestiegen. 

Der ständige Rückgang der Arbeitskräfte, der aus 
der verstärkten Mechanisierung resultiert, zeigt sich 
in den letzten Jahren mit 4,5 % konstant. Dem-
gegenüber steht die Zunahme in der übrigen Wirt-
schaft mit 0,4 %. Besorgniserregend ist die Analyse 
über  den  Rückgang der in der Landwirtschaft Be-
schäftigten bis 1972, der bei den 15- bis 70jährigen 
bei 14 % und bei den 20- bis 65jährigen sogar bei 
20% liegt. Zweifellos ist das mit eine Folge der 
sich ständig abzeichnenden Verkürzung der Arbeits-
zeit für Industriearbeiter bei steigenden Bruttover-
diensten. Andererseits ist es erfreulich, eine Ver-
jüngung der überalterten Betriebsleiter festzustel-
len. Dies ist sicher ein Erfolg der landwirtschaft-
lichen Alterskasse, die es ermöglichte, daß die jün-
geren Bauern früher zum Zuge kommen. 

Die Allgemeinheit merkt wenig davon, daß un-
rentable Betriebe bzw. solche, deren Inhaber aus 
anderen Gründen ihren Betrieb verlassen, ausschei-
den. Sicher ist in vielen Fällen die Lage der kleinen 
Betriebe drückender als die  der  größeren Betriebe. 
Das weist auch der Grüne Bericht aus. Manchmal ist 
aber — und darauf sollte ich doch, meine ich, hin-
weisen — die  finanzielle Situation der kleineren 
Betriebe nicht ungünstiger. Dies resultiert allerdings 
aus 'einer starken Einschränkung der eigenen Le-
bensbedürfnisse, der Ausnutzung aller Möglich-
keiten im Betrieb und der  Sorgsamkeit, mit der die 
anfallende Arbeit erledigt wird. 

Werfen wir noch einen Blick auf die Herkunft 
.der eingeführten Nahrungsmittel. Für 4,3 Milliarden 
DM beziehen wir Nahrungsmittel aus den  EWG-
Ländern und für 7,4 Milliarden DM aus dritten Län-
dern. Bei beiden Gruppen zeichnet sich eine stei-
gende Tendenz ab, die allerdings sehr unterschied-
lich ist. Bei den EWG-Ländern sind es 84 % und bei 
den Drittländern 20 %. Dabei stellen wir uns doch 
unwillkürlich die Frage, ob diese Steigerung in den 
nächsten sieben Jahren in demselben Tempo oder 
noch verstärkt weitergehen wird. In der Bundes-
republik liegt nämlich die Eigenerzeugung in der 
Veredelungswirtschaft bei Schweinen immerhin bei 
100 %, bei Butter bei fast 100%, während wir bei 
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den Eiern im letzten Jahr eine Steigerung von 60 
auf 80 % zu verzeichnen hatten. Dabei — das ist 
jedenfalls die  Äußerung von Professor Hallstein — 
darf die EWG in der Lebensmittelerzeugung nicht 
autark werden, weil auch dieser Raum hochindu-
strialisiert ist rund sich deswegen nach seiner Mei-
nung die Kompensationsmöglichkeiten für Industrie-
güter mit Nahrungsmitteln aus Drittländern nicht 
verbauen darf. Hieraus ergeben sich weitere Schluß-
folgerungen, auf die ich später noch einmal ein-
gehen werde. 

Auch die Entwicklung  des  Fremdkapitals, also der 
Schulden, bedarf der Erwähnung. Immerhin stiegen 
die Schulden in den letzten Jahren um 1,1 Milliarde 
DM jährlich; sie haben die beachtliche Höhe von 
rund 17 Milliarden DM erreicht. Ihnen standen in 
den letzten Jahren Nettoinvestitionen in der Höhe 
des Anwachsens der Schulden gegenüber. Die Stei-
gerung der Verkaufserlöse und die Zinsleistungen 
haben sich fast gleichmäßig bei wenig veränderten 
Zinssätzen nach oben entwickelt. Die kurzfristigen 
Kredite haben noch immer den beachtlichen Anteil 
von 33% bei schwach rückläufiger Entwicklung. Des-
wegen fordern wir Freien Demokraten eine ver-
stärkte Konsolidierung aller Altschulden - ein ur-
altes FDP-Anliegen — und eine Zinsverbilligung auf 
den Stand der anderen EWG-Länder. 

Ich sagte einleitend schon, daß man nicht alle in 
der Fülle des Grünen Berichts enthaltenen Probleme, 
so wichtig sie auch im einzelnen für das Gesamtbild 
sein mögen, hier behandeln kann. 

Lassen  Sie  mich jetzt zu einigen wichtigen agrar-
politischen Fragen kommen, die an sich außerhalb 
des Grünen Berichts liegen, aber für die zukünftige 
Gesamtsituation der Landwirtschaft von eminenter 
Bedeutung sind. Die wichtigsten Einzelposten inner-
halb der landwirtschaftlichen Produktion bilden in 
allen Ländern der EWG mit Ausnahme von Italien 
bekanntlich die Milch und die Milchprodukte. Die 
Bundesrepublik erzeugt bei einem Bestand von 
5,9 Millionen Kühen rund 20 Milliarden kg Milch 
mit einem Erlös von fast 4 Milliarden DM. Die 
durchschnittliche Qualitätsprämie beträgt 5,88 Pf und 
macht insgesamt einen Betrag von 1 Milliarde DM 
aus. Wir Freien Demokraten verweisen darauf, daß 
unser derzeitiger Antrag auf Erhöhung des Trink-
milchpreises unter Einbeziehung des Werk-Trink-
milchausgleichs der deutschen Landwirtschaft einen 
zusätzlichen Betrag von 130 Millionen DM bringt. 
Für die künftige Situation sehen wir die Erhaltung 
des Milchpreises unter Berücksichtigung der jetzigen 
Verhältnisse und der Preis-Kosten-Relation auch 
über das Jahr 1970 hinaus als unbedingt erforder-
lich an. Gerade die Einnahmen aus der Milch sind 
für die klein- und mittelbäuerlichen Betriebe die ent-
scheidende Einnahmequelle. Jeder anderen Preis-
entwicklung, falls sie nach unten zielen sollte, wer-
den wir Freien Demokraten uns mit aller Energie 
entgegenstellen. Vorläufig steht die Erklärung der 
Bundesregierung im Raum, daß die Qualitätsprämie 
in voller Höhe bis 1970 erhalten bleibt. Sollte sich 
eine andere Entwicklung anbahnen, ist es Pflicht der 
Bundesregierung, nach allen Möglichkeiten zu 
suchen, dieser mit allen Mitteln zu begegnen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abge-
ordneten Dröscher? 

Wächter (FDP) : Bitte. 

Dröscher (SPD) : Herr Kollege Wächter, da Sie 
gesagt haben, daß vorläufig die Erklärung der Bun-
desregierung im Raum steht, daß die Prämie bis 
1970 erhalten bleibt, frage ich: Sind Sie sich darüber 
im klaren, daß neuerdings doch eine echte Möglich-
keit besteht, daß das schon 1967 nicht mehr der Fall 
sein wird? 

Wächter (FDP) : Darauf komme ich gleich noch im 
Laufe meiner Ausführungen. 

Die deutsche Milchwirtschaft darf nicht der bela-
stenden Situation ausgesetzt sein, daß nach 1970 —
bzw. .schon vorher, Herr Kollege Dröscher — die 
Preisentwicklung durch einen Abbau der Milch-
prämie rückläufig wird. Hier gilt es, Herr Kollege 
Dröscher, rechtzeitig vorbeugende Maßnahmen zu 
ergreifen bzw. nach Auswegen zu suchen. Hierfür 
bieten sich mancherlei Möglichkeiten an,  insbeson-
dere auch auf dem Gebiet der Verbesserung der 
Molkereistruktur. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Wächter, gestatten Sie eine weitere Zwischenfrage 
des Abgeordneten Schmidt (Gellersen)? 

Wächter (FDP) : Bitte. 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Herr Kollege 
Wächter, würden Sie die Fragen der Trinkmilch-
marktordnung noch in diesem Jahr oder erst 1966 
und später behandeln? 

Wächter (FDP) : Die wollen wir doch sicher ge-
meinsam noch in 'diesem Jahr 'behandeln. 

Wir müssen 'diese nach unserer Ansicht eminent 
wichtige Frage auch unter dem Gesichtspunkt der 
Erhaltung der Rinderbestände in der EWG und spe-
ziell in der Bundesrepublik sehen. Darauf ist vorhin 
schon mein Kollege Bauknecht eingegangen. Ich 
möchte deswegen die Dinge nicht noch näher be-
leuchten. 

Aber ich glaube, ich sollte noch eine andere Frage 
anschneiden, die  für die deutsche Landwirtschaft, 
aber auch für ,die Landwirtschaft innerhalb der EWG 
eine ,entscheidende Bedeutung hat. Wir sind insbe-
sondere den Kollegen der CSU dankbar, daß sie in 
der Frage der Begrenzung der Veredlungswirtschaft 
mit uns auf einer Linie liegen. Dabei kann man 
uns nicht den Vorwurf des Plagiats machen, weil wir 
unseren Antrag bereits 14 Tage früher eingereicht 
haben. Aber damit soll auch nicht von mir gesagt 
werden, daß ich einer anderen Seite diesen Vor-
wurf machen will; denn unsere Anträge unterschei-
den sich in  einigen Punkten. 

All  die  Erklärungen von berufener Seite, auch 
von der Bundesregierung und von diesem Hohen 
Hause, in der. Frage der Erhaltung der bäuerlichen 
Familienbetriebe werden doch abgewertet, ja, sie 
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sind platonisch, wenn in dieser Hinsicht nicht klare 
Verhältnisse zum Schutz der bäuerlichen Familien-
betriebe geschaffen werden. Nach der Senkung des 
Getreidepreises wird unser Anliegen noch bedeu-
tungsvoller. Selbstverständlich muß unsere Forde-
rung nach Schaffung eines einheitlichen Plafonds 
mit einer oberen Grenze von jährlich 800 Schweinen 
oder 5000 Legehennen in  der  bäuerlichen Ver-
edlungswirtschaft und nach Lizenzierung der ge-
werblichen Betriebe unter dem Gesichtspunkt der 
EWG gesehen werden. Es sind unnatürliche Verhält-
nisse, wenn bei uns in der Bundesrepublik Berufs-
fremde, nicht etwa hauptberuflich, sondern aus 
Gründen welcher Art auch immer, mit Größenord-
nungen in die Veredlungswirtschaft einsteigen, die 

 vor wenigen Jahren noch in das Reich  der  Phantasie 
gehörten. 

Aber auch in der bäuerlichen Veredlungswirt-
schaft muß der Ausdehnung nach oben Einhalt gebo-
ten werden. Es geht nicht an, daß sich in diesem Be-
reich durch ständige Flächenvergrößerungen, die fast 
ausschließlich über Zupachtungen erfolgen, Betriebs-
größen ergeben, die die Haltung von 100 000 Hüh-
nern und mehr ermöglichen, und dabei Steuereinspa-
rungen durch Fortfall der Umsatz- und Gewerbe-
steuer erfolgen, die ebenfalls eine beträchtliche 
Höhe einnehmen. Trotzdem werden gerade in die-
sen Betrieben alle Vorteile des Grünen Plans in 
einem Ausmaß wahrgenommen, bei dem sicher den 
klein- und mittelbäuerlichen Betrieben Beschrän-
kungen auferlegt werden. 

Mit diesem Problem hat sich auch die DLG auf 
ihrer letztjährigen Wintertagung befaßt. Danach 
sind in den anderen EWG-Staaten erste Anzeichen 
für eine stärkere Vergrößerung der bäuerlichen und 
gewerblichen Veredlungsbetriebe vorhanden. Hier-
für gibt es eine ganze Anzahl von Beispielen, die 
besonders auf diese Gefahren hinweisen. Denken 
Sie an die Beispiele in Amerika, wo es Veredlungs-
betriebe in einer Größenordnung gibt, die für uns 
heute noch unvorstellbar ist, morgen aber schon 
für uns Wirklichkeit werden kann, wenn wir nicht 
bald innerhalb der EWG den Weg zu einer Begren-
zung finden. Deshalb fordern wir alle, die guten 
Willens sind, auf, im Interesse der Erhaltung der 
bäuerlichen Familienbetriebe diesen Weg gemein-
sam mit uns zu beschreiten. 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen. Jedem von 
uns sind von der Zeit und auch von der Sache her, 
wenn auch nicht offiziell, Grenzen gesetzt. Eine 
Fülle von aktuellen Problemen ist von mir nicht 
erwähnt worden. Ich denke an die Anpassung des 
Marktes, an  die außerordentlich wichtigen Entschei-
dungen, die am 15. April 1964 in Brüssel getroffen 
worden sind, an die Vorfeldbereinigung, die Vertei-
lung der 380 Millionen DM, auf die ich soeben nur 
ganz kurz bei der Auseinandersetzung mit dem 
Kollegen Dr.  Schmidt (Gellersen) eingegangen bin. 
Diesen Katalog kann man um vieles ergänzen. 

Ich möchte von mir aus nur noch einmal den ein-
mütigen Willen meiner Fraktion herausstellen: wir 
werden uns mit allen uns zur Verfügung stehenden 
Mitteln dagegen wehren, daß die deutsche Land-
wirtschaft bei der Integration in den Gemeinsamen 

Markt weitere Schäden hinnehmen muß. Agrar-
politik ist für uns Freie Demokraten nun einmal ein 
Bestandteil der allgemeinen Wirtschaftspolitik. Das 
sollte auch bedeuten: gleiche Chancen für die 
Bauern gegenüber anderen Berufen bei gleichen 
Leistungen. Agrarpolitik ist für uns Freie Demokra-
ten auch Ernährungssicherungspolitik. Daran hat 
das ganze Volk ein ureigenes Interesse; es hat ähn-
liche Verpflichtungen wie gegenüber dem Bergbau. 
Agrarpolitik ist für uns Freie Demokraten aber auch 
eine entscheidende Frage der Gesellschaftspolitik, 
der wir uns besonders verpflichtet fühlen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Uns liegt aus vielerlei Gründen an einem weitge-
streuten Eigentum, auch auf dem Lande. Wir haben 
bislang unter Beweis gestellt, daß wir uns in unse-
rer konsequenten Agrarpolitik nicht gern von ande-
ren überflügeln lassen. Wir sind der festen Über-
zeugung, daß wir auch in Zukunft in dieser Hinsicht 
unsere bisherige Position halten werden. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Ehnes. 

Ehnes (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men! Meine Herren! Die Bundesregierung hat, wie 
im Landwirtschaftsgesetz vom 5. September 1955 
vorgesehen, den Grünen Bericht und im Zusammen-
hang damit den Grünen Plan 1965 diesem Hohen 
Hause fristgerecht vorgelegt. Bei Betrachtung der 
umfangreichen und sehr sorgfältig ausgearbeiteten 
Vorlage, die für jeden Landwirt nach meiner Auf-
fassung eine Fundgrube für statistisches Material 
darstellt, ist festzustellen, daß wir mit der Agrar-
politik, die von der CDU/CSU seit dem Jahre 1949 
ohne Unterbrechung hier in Bonn vertreten wird, 
auf dem richtigen Weg sind. Diese Feststellung 
möchte ich eingangs treffen. 

Es zeigt sich hier eine stetige Entwicklung ohne 
größere Tiefen und ohne größere Höhen und auch 
ohne Bruch, zuerst in der nationalen Agrarpolitik, 
dann weitergehend in der integrierten europäischen 
Agrarpolitik. Ich darf in diesem Zusammenhang 
darauf hinweisen, daß nur die Bundesrepublik 
Deutschland über ein derartig fundiertes agrarsta-
tistisches Material verfügt und daß es außerordent-
lich wertvoll wäre, wenn von unseren Partnerstaa-
ten in der EWG ähnliches Material aus der Land-
wirtschaft zur Verfügung gestellt werden könnte. 
Ein besonderer Dank muß hier den 8000 Betriebs-
leitern zum Ausdruck gebracht werden, die trotz 
ständig schwindender Arbeitskräfte und trotz Über-
belastung der Familie (bereit gewesen sind, hier mit-
zuarbeiten und so für die Öffentlichkeit in uneigen-
nütziger Weise diese Unterlagen zu beschaffen. 

Der Vergleich zu Grünen Berichten der vergange-
nen Jahre zeigt, daß die Landwirtschaft zu einem 
erheblichen Teil von den natürlichen und den klima-
tischen Voraussetzungen abhängt. Ganz besonders 
möchte ich hier aber feststellen: Die Landwirtschaft 
hängt auch sehr von dem Standort ab. Bei der Be-
trachtung des Berichtsergebnisses für 1965 darf nicht 
übersehen werden, daß in den beiden Jahren 1963 
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und 1964, die der Berichtszeitraum umschließt, hin-
sichtlich der Vegetation günstige Voraussetzungen 
bestanden. Damit wurden letzten Endes die finan-
ziellen Bemühungen der Bundesregierung um eine 
Besserstellung der Landwirtschaft, bzw. um den Zie-
len des Landwirtschaftsgesetzes gerecht zu werden, 
wirksam unterstützt. Bei der Betrachtung des Ergeb-
nisses des Grünen Berichts darf auch nicht außer 
acht gelassen werden, daß bereits 86 % der land-
wirtschaftlichen Produkte durch EWG-Marktordnun-
gen erfaßt sind, die sich zweifelsohne auf die Ergeb-
nisse der deutschen Landwirtschaft auswirken muß-
ten. 

Gestatten Sie mir aber, meine Damen und Herren, 
in diesem Zusammenhang auch auf einige kritische 
Dinge im Grünen Bericht einzugehen. Aus der Ent-
wicklung der Agrarstruktur ist zu ersehen, daß im 
letzten Berichtszeitraum die landwirtschaftlich ge-
nutzte Fläche in der Bundesrepublik um  27 700 ha 
abgenommen hat. Diese Entwicklung bereitet mei-
nen politischen Freunden und mir erhöhte Sorge, 
denn die Abnahme der landwirtschaftlich genutzten 
Fläche ist so groß, daß man in der heutigen Debatte 
über diesen Schwund auch sprechen muß und nicht 
darüber hinweggehen kann. Das Verschwinden die-
ser 27 700 ha großen Agrarfläche bedeutet, daß 277 
Betriebe mit je einer Betriebsgröße von 100 ha 
innerhalb der Bundesrepublik im Berichtsjahr durch 
Inanspruchnahme des Landes für andere Zwecke 
verlorengegangen sind. Es bedeutet aber auch, daß 
es 554 Betriebe mit 50 ha Betriebsgröße oder 1108 
Betriebe in der Größenordnung von 25 ha oder 
2216 Betriebe in der Größenordnung von 12,5 ha 
wären. Würde der in der Bundesrepublik eingetre-
tene Schwund der landwirtschaftlichen Betriebs-
fläche nur auf meinen Heimatkreis entfallen, dann 
würde das bedeuten, daß etwa 85 % der Bauern 
ihren landwirtschaftlichen Grund und Boden für 
andere Zwecke hätten aufgeben müssen. Dort be-
wirtschaften noch 3020 Bauern einen Gesamtbesitz 
von 31 400 ha. 

Wir müssen die Bundesregierung auffordern, in 
diesem Bereich die Dinge sehr vorsichtig zu über-
prüfen und alle Maßnahmen zu ergreifen, damit 
landwirtschaftlich genutzte Flächen für andere 
Zwecke nur dort zur Verfügung gestellt werden, wo 
dies unbedingt notwendig ist. Man muß mit dem 
Land, das wir in der Bundesrepublik zur Verfügung 
haben, sehr sparsam umgehen. Dabei sollte .man 
auch an die Verhältnisse in Europa denken. Die be-
wirtschaftete Fläche unserer Hauptpartnerstaaten ist 
wesentlich größer als die der Bundesrepublik. So 
verfügt beispielsweise Frankreich über 34 Millionen 
ha landwirtschaftlich genutzter Fläche; Italien ver-
fügt über 26 Millionen ha landwirtschaftlich ge-
nutzter Fläche. In der Bundesrepublik sind es nur 
14 Millionen ha. 

Der Landschwund macht uns also sehr erhebliche 
Sorge. Wir müssen Überlegungen anstellen, wie 
ihm entgegengewirkt werden kann. Im Grünen Be-
richt ist auch ausgewiesen, daß erstmals in diesem 
Jahr die Betriebe in der Größenordnung zwischen 
10 und 20 ha sich nicht vermehrt, sondern verringert 
haben. Es erscheint mir bedenklich, daß in diesem 

Berichtsjahr 1500 Betriebe über 10 ha die Bewirt-
schaftung aufgegeben haben. 

Meine politischen Freunde und ich bekennen sich 
zu allen Größenklassen auf nationaler Ebene, in der 
Bundesrepublik, aber auch innerhalb der europä-
ischen Integration. Es ist einfach eine Lebensnot-
wendigkeit für uns, daß wir Betriebe aller Größen-
klassen haben. Wir wollen das nicht nur aus agrar-
politischen Gesichtspunkten, sondern wir verfolgen 
damit gleichzeitig, wie das hier schon angesprochen 
worden ist, gesellschaftspolitische und eigentums-
politische Ziele. Wir haben ja die breiteste Streu-
ung des Eigentums zur Voraussetzung unserer Poli-
tik gemacht, und wir werden das auch im landwirt-
schaftlichen Bereich konstant fortsetzen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordne-
ter Ehnes, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Dröscher? 

Ehnes (CDU/CSU) : Bitte sehr, Herr Präsident! 

Dröscher (SPD) : Herr Kollege Ehnes, ist Ihnen 
— nachdem Sie hier diese schöne Statistik vorgetra-
gen haben — bekannt, daß z. B. im Lande Rhein-
land-Pfalz der landwirtschaftliche Normbetrieb auf 
18 ha festgesetzt ist — das ist die untere Grenze — 
und es daher ganz natürlich ist, daß die Betriebe 
die Tendenz haben, diese nicht von einer SPD-
Regierung, sondern von einer anderen Koalition 
festgelegte Grenze nicht nur zu erreichen, sondern 
zu überschreiten, so daß -es denkbar ist, daß ein 
Teil der Betriebe über die 20-ha-Grenze abwandert? 

Ehnes (CDU/CSU) : Das bezieht sich nur auf be-
stimmte Maßnahmen auf dem Kreditsektor für Aus-
siedlung und Althofsanierung und kann mit dem 
landwirtschaftlichen Grundsatzprogramm der Regie-
rung nicht in Einklang stehen. 

Ich darf aber nun weiter auf unsere Kleinbetriebe 
und die derzeitige Entwicklung im Bereich der Ver-
edelungsproduktion zu sprechen kommen. In den 
Diskussionen und in Veröffentlichungen vieler Zei-
tungen und Fachzeitschriften wird eine differen-
zierte Betriebsgestaltung in der Form gewünscht, 
daß sich die Betriebe einseitig ausrichten sollen. Das 
scheitert schon an folgendem. Wenn es nicht gelingt, 
die vielen kleineren und mittleren Betriebe als 
Jungviehzulieferer zu erhalten, können wir auch die 
Deckung des Bedarfs nicht mehr garantieren. Ich 
denke hier z. B. an den Sektor, aus dem das Rind-
fleisch und das Kalbfleisch kommen. Wir werden 
das hier noch besprechen müssen. Wir werden sehr 
bald erleben, wie sich die Preise beim Rindfleisch 
und beim Kalbfleisch entwickeln. Dann wird die 
Situation anders betrachtet. Wenn die Erhaltung 
dieser Existenzen in Europa nicht garantiert wer-
den kann, werden wir eine weitere Abwanderung 
erleben. 

Der Großbetrieb — das ist schon erwähnt wor-
den — geht mehr und mehr von der Erzeugung von 
Rindfleisch ab. Auch in vielen kleineren Betrieben 
haben wir diese Erscheinungsform. Wir können 
selbstverständlich nicht irgendeine Maßnahme er- 
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greifen, die das verhindert. Das liegt in der Ent-
scheidung des Betriebsführers und kann nur von 
dem Betriebsführer selber gestaltet werden. 

Ich möchte nun auf die anderen Punkte eingehen, 
die uns ganz besonders interessieren. In diesem Zu-
sammenhang ist auch die Struktur zu nennen, die 
besonders für mein Land und für die Gegend, aus 
der ich komme, maßgebend ist. Ich möchte ganz of-
fen sagen: die Strukturverhältnisse, die uns Amerika 
und auch die Sowjetunion als Vorbilder gegeben 
haben, sind der Beweis dafür, daß auch diese Grö-
ßenordnungen nicht den gewünschten Erfolg zeigen. 
Weder in Amerika noch in Rußland hat sich der Er-
folg eingestellt, den man dort erwartet hat; denn die 
einen kaufen ihr Getreide noch heute in Europa, 
die anderen zahlen bei den größten Flächen, die sie 
zur Verfügung haben, die höchsten Subventionen in 
der Welt. Dabei wird sich niemand von uns den 
strukturellen Maßnahmen da verschließen, wo sie 
notwendig sind und wo sie weiter ausgebaut wer-
den können. Die Maßnahmen müssen aber auf frei-
williger Grundlage durchgeführt werden. Wir treten 
für die weitestgehende Flurbereinigung ein. Wir tre-
ten auch für die Althofsanierung ein. Nur muß hier 
angeführt werden: bei der Althofsanierung und bei 
den Maßnahmen der Struktur müssen zeitnahe Richt-
linien erlassen werden, weil mit den derzeitigen 
Richtlinien .draußen große Schwierigkeiten auftre-
ten. Hier kann in der Zukunft nicht nach Quadrat-
metern entschieden werden, ob der Betrieb ein Be-
standteil Europas sein kann, ob der Betrieb etwa 
durch Althofsanierung und Zinsverbilligung geför-
dert werden kann. Vielmehr muß man es zeitnah 
mit Rahmenrichtlinien versuchen und den Ländern 
größtmögliche Entscheidungsfreiheit überlassen. Hier 
ist also der Unterschied zwischen Nord und Süd 
einerseits, aber auch in meinem Land zwischen 
Nordbayern und Südbayern zu berücksichtigen. Man 
kann die Entscheidungen nicht von einer Stelle aus 
treffen, sondern das muß man den unteren Instan-
zen überlassen, die allein in der Lage sein werden, 
das entsprechend zu überprüfen. 

In der Bundestagsdrucksache zu IV/2965, die dem 
Hohen Hause vorliegt, finden Sie eine übersichtliche 
Karte des Aussiedlungs- und Dorfsanierungsverfah-
rens Unteraltertheim bei Würzburg. Es ist gelungen, 
durch tiefgreifende Strukturmaßnahmen dieses im 
Realteilungsgebiet Bayerns liegende Dorf von Grund 
auf zu sanieren, eingeengte Landwirte im Gruppen-
aussiedlungsverfahren in die Flur auszusiedeln und 
für die im Dorf verbleibenden Landwirte die Wirt-
schafts- und Lebensverhältnisse so zu verbessern, 
daß man damit der Abwanderung wirksam entge-
gengetreten ist. In diesem Zusammenhang darf ich 
darauf hinweisen, daß diese Maßnahmen weiterlau-
fen sollen und daß dafür gesorgt werden muß, daß 
man auch in Zukunft die entsprechenden Mittel zur 
Verfügung hat. 

Besondere Sorge bereitet die Entwicklung der so-
genannten benachteiligten Gebiete. Dieses Problem 
betrachtet werden, sondern ist in erster Linie poli-
tisch zu diskutieren. Unsere benachteiligten Gebiete 
in Bayern sind in erster Linie Grenzlandgebiete. 
Wir haben fast 500 km Grenze im bayerischen Ge-
kann nicht nur vom ökonomischen Standpunkt aus  

biet und haben deswegen ganz besondere Schwie-
rigkeiten entlang des Eisernen Vorhanges. Diese Ge-
biete werden in der Bundesrepublik und erst recht 
im EWG-Raum als „marktferne Gebiete" bezeichnet 
und weisen eine starke Abwanderung der Arbeits-
kräfte in die Industrieballungszentren auf. Sie sind 
heute schon gekennzeichnet durch eine relativ ge-
ringe Industrialisierung. Auch in diesen Gebieten 
muß etwas geschehen. Ihre früheren Marktbeziehun-
gen — das ist das schwierigste Problem für unsere 
Kollegen dort —, die heute hinter dem Eisernen 
Vorhang liegenden Verbraucherzentren, sind ver-
lorengegangen. 

Über die prekäre Lage dieser Landwirtschaft haben 
sich profilierte Politiker aus dem In- und Ausland 
in jüngster Zeit einen Eindruck verschaffen können. 
Ich verweise nur auf die Reise unseres hochverehr-
ten Herrn Bundespräsidenten oder auf die Informa-
tionsreise des Europäischen Parlaments oder auf 
eine Besichtigungsfahrt von M. Rabot, dem General-
direktor der Generaldirektion Landwirtschaft bei 
der EWG in Brüssel. In allen Fällen wurde die Pro-
blematik, die ich hier in Kürze aufgezeigt habe, an

-

erkannt. 

Ich darf die Bundesregierung bitten, alle Anstren-
gungen zu unternehmen, die diesen Landwirten ihre 
Existenzgrundlage erhalten und auch in Zukunft 
sichern. Hier verweise ich auf die Ausführungen, 
die ich in diesem Hohen Hause am 19. Februar 1964 
gemacht habe, in denen ich erklärte, daß die deut-
sche und die europäische Agrarpolitik nicht in den 
guten Lagen — ich nannte damals die Kölner Bucht 
— entschieden werden, sondern auf die Dauer nur 
dort, wo die weitesten Entfernungen zurückzulegen 
sind und die Böden nicht die Vorausestzungen auf-
weisen, die in Frankreich oder anderen Partnerstaa-
ten gegeben sind. 

Aus diesem Grünen Bericht geht auch eindeutig 
hervor, daß die Betriebe, die dem Bodennutzungs-
system der Futterbaubetriebe angehören, mit einem 
deutlichen Abstand hinter anderen Bodennutzungs-
systemen nachhinken. Ein deutliches Auseinander-
klaffen der Lohnschere ist hier festzustellen. Für 
diese Futterbaubetriebe gibt es bei der gegenwär-
tigen und sich in Zukunft abzeichnenden Preissitua-
tion nur den Weg der Kostensenkung über die bil-
ligere Produktion und eventuell über Formen der 
Vermarktung. Die Formen der Vermarktung befür-
worte ich ganz besonders. Ich bitte die Regierung, 
hier alles zu tun, damit wir vorankommen. 

Bei der Kostensenkung steht für diese Betriebs-
typen die Verbilligung der Futterkosten im Vorder-
grund, weil bekanntlich die Futterkosten den größ-
ten Anteil an den Produktionskosten je Produk-
tionseinheit ausmachen. Aus diesem Grunde fördert 
der Bund jährlich seit Jahren auch den Silobau, die 
Unterdachtrocknung, die Kühlanlagen, die Gülle 

-

anlagen und die damit zusammenhängenden Maß-
nahmen. Teilweise macht es der Bund, teilweise 
sind es die Länder, und teilweise sind beide betei-
ligt. 

Ich darf in diesem Zusammenhang zur Bestäti-
gung meiner Ausführungen darauf hinweisen, daß 
mein Land aus dem Jahre 1964 beim Silobau einen 
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Überhang vpn zirka 8 Millionen DM verzeichnet, 

der im Vorgriff aus den Mitteln des Grünen Plans 
1965 erst abgedeckt werden muß. Der im Grünen 
Plan 1965 vorgesehene Mittelansatz ist nach Ansicht 
meiner politischen Freunde nicht ausreichend. Hier 
muß eine Aufstockung durchgeführt werden, vor 
allen Dingen dann, wenn die vom Haushaltsaus-
schuß vorgesehene 20%ige Sperre bei Baumaßnah-
men wirksam werden soll. 

Ich darf hier an die Bundesregierung die eindring-
liche Bitte richten, die vorgesehene 20%ige Sperre 
im Grünen Plan 1965 nicht wirksam werden zu las-
sen und im übrigen alles zu tun, um diesen Betrie-
ben, die unter besonders ungünstigen Produktions-
bedingungen wirtschaften, die Annäherung an die 
anderen Betriebstypen und an den Vergleichslohn 
zu ermöglichen. 

Erhebliche Kosteneinsparungen in der Landwirt-
schaft ermöglicht auch die gemeinsame überbetrieb-
liche Maschinenverwendung, die auch von den ein-
zelnen Bundesländern in immer stärkerem Maße ge-
nutzt wurde. Bayern hat aus diesem Titel einen 

Überhang in Höhe von rund 3,7 Millionen DM. In 
anderen Ländern zeichnen sich ähnliche Situatio-
nen ab. 

Gestatten Sie mir, mit einigen Worten auf den 
gegenwärtigen Ausbildungs- und Bildungsstand ein-
zugehen. Es ist bedauerlich, daß das Bildungsgefälle 
zwischen Stadt und Land auch heute noch nicht rest-
los beseitigt ist. Sowohl vom Bund 'als auch von den 
Ländern wird aber alles getan, nachdem erkannt 
wurde, daß 'das gesamte Problem der Anpassung in 
erster Linie mit ein Bildungsproblem sein dürfte. 

Die Bemühungen der Länder, die Landjugend von 
der Volksschule an über den Besuch der landwirt-
schaftlichen Berufsschule als berufsvorbereitender 
Schule und den Besuch der landwirtschaftlichen Fach-
schule fachlich auszubilden, haben sich bestens be-
währt. Nach meiner Ansicht könnten diese Bestre-
bungen noch dadurch verstärkt werden, daß den 
jungen Landwirten, die bereit sind, alle Möglich-
keiten der Bildung zu nutzen — ich denke hier an 
die Fremdlehre, an den Besuch von berufsfortbilden-
den Schulen bis zur Erreichung des landwirtschaft-
lichen Meisters —, mit Hilfe einer Globalsumme aus 
dem Grünen Plan in Zukunft eine gewisse Unter-
stützung gegeben wird. Hier verweise ich auf die 
Ausbildungsbeihilfen, die in diesem Hohen Hause 
erst kürzlich beschlossen wurden. Ich bitte das Bun-
desministerium, zu prüfen, inwieweit hier  die  land-
wirtschaftlichen weiterbildenden Schulen Berück-
sichtigung erfahren können. 

Auf dem Gebiet der Sozialhilfen haben die Bun-
desregierung und die zwei sie tragenden Fraktionen 
auch in den letzten Jahren mit sehr großem Erfolg 
gearbeitet. Ich glaube, man sollte für die Maßnah-
men, die als Sozialhilfen den deutschen Bauern ge-
geben worden sind, ganz besonders auch unserem 
verehrten Herrn Bundeskanzler den Dank ausspre-
chen; denn das sind echte Hilfen, die nicht nur die 
Sicherheit im Alter darstellen, sondern gleichzeitig 
die Übergabe der  Betriebe auf den jungen Betriebs-
leiter ermöglichen. 

(Abg. Struve: Sehr richtig!) 

Hier stehen wir auf dem Standpunkt, daß das Alters-
geld, dessen Erhöhung von 100 auf 150 DM vor der 
Verabschiedung steht, sehr gut ankommen und daß 
es eine echte Hilfe für unsere Kollegen draußen dar-
stellen wird. Gleichzeitig möchte ich aber dankbar 
anerkennen, daß die Rehabilitation möglich gewesen 
ist und daß man  den Treuesten draußen, den mit-
helfenden Familienangehörigen, die Möglichkeit zur 
Nachzahlung gibt, damit sie so in den Genuß der 
Rente kommen können. 

Sehr nützlich ist auch, daß von den 840 Millionen 
DM aus dem Investitionsfonds 150 Millionen DM für 
die Berufsgenossenschaften — Unfallversicherung 

—abgezweigt wurden. Dafür werden wir uns weiter 
mit aller Energie einsetzen, und  das  wird sich auch 
sehr gut auswirken, weil dadurch nicht nur Fremd-
arbeitskräfte, sondern auch mitarbeitende Familien-
angehörige in  den  Genuß einer ordentlichen Rente 
kommen, wenn es möglich ist,  die Jahresarbeitsver-
dienste zeitgerecht und ordnungsgemäß anzupassen. 

Auf dem Gebiet der sozialen Maßnahmen werden 
meine Freunde und ich unser Wort einlösen und in 
aller Kürze einen Gesetzentwurf vorlegen, der die 
Sicherheit der landwirtschaftlichen Unternehmer im 
Krankheitsfalle gewährleistet. 

(Lachen und  Beifall bei der SPD.) 

Mit diesen drei sozialen Maßnahmen werden wir 
einen 'wesentlichen Erfolg bei der Gestaltung der 
Verhältnisse in unseren Betrieben draußen haben, 
indem wir einmal unseren Altenteilern, gleichzeitig 
aber auch den wirtschaftenden Landwirten eine ge-
wisse Hilfestellung zuteil werden lassen. 

Dafür, daß unsere Regierung die Maßnahmen, 
die ich kurz aufgezeigt habe, durchgeführt hat, gilt 
unser ganz besonderer Dank unserem verehrten 
Herrn Bundeslandwirtschaftsminister 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

sowie der  ganzen Bundesregierung. Gleichzeitig gilt 
unser Dank den Landesministerien, der  Berufsver-
tretung und all jenen, die 'zu diesem Erfolg beige-
tragen halben. 

Hier möchte ich Ihnen, Herr Kollege Schmidt, 
eines sagen. Sie halben vorhin einen Satz gebracht, 
in dem Sie erklärten, die EWG-Gruppe im Ministe-
rium befinde sich in heller Auflösung. Das war ein 
sehr schlechter Beitrag; denn wir wissen sehr genau 
und auch Sie, Herr Kollege Dr. Schmidt — das 
möchte ich ganz offen sagen —, daß die Herren, die 
in Brüssel und in Bonn seit Jahren die 'schwierigen 
Probleme der deutschen Agrarpolitik zu lösen haben 
und in Zukunft noch ;lösen müssen, sehr schwere 
persönliche Opfer für die deutsche Landwirtschaft 
bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Man sollte deshalb auch in dieser Debatte diesen 
Personenkreis ganz besonders würdigen, damit er 
die Stärkung und 'die Kraft erfährt, die notwendig 
ist, um unsere Entscheidungen in Brüssel zum Erfolg 
der deutschen Landwirtschaft zu verwirklichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Wir haben uns nun überlegt, mit welchen Maß-

nahmen man  der  deutschen Landwirtschaft für die 
Zukunft im Rahmen der europäischen Entwicklung 
eine Hilfestellung geben kann. Hier darf ich mich 
auf einige Bemerkungen beschränken. Wir stehen 
auf dem Standpunkt, daß im nationalen Bereich alle 
Möglichkeiten ausgeschöpft werden müssen, die 
Programme, die wir im ,Grünen Plan bereits haben, 
weiterzuführen, und zwar auch über den 1. Juli 1967 
hinaus. Hier darf ich die Bundesregierung auffor-
dern, 711 überprüfen, wie viele Maßnahmen notwen-
dig sind und wie lange  die  Maßnahmen zu laufen 
haben, um in diesem Prozeß voranzukommen. 

Das bezieht sich nicht nur auf den Bereich der 
Maßnahmen zur Verbilligung der  Erzeugung, zum 
Silobau und ,die anderen Maßnahmen, ,die ich er-
wähnt habe, sondern das trifft auch ganz besonders 
das Problem, das meine verehrte Frau Kollegin 
Dr. Pannhoff mit viel Erfolg bearbeitet: das Pro-
gramm für die Bäuerin. Auch da haben wir noch 
einen sehr großen Nachholbedarf. Die Zuschüsse 
und Zinsverbilligungen für 'landwirtschaftliche Be-
triebe bei der Warmwasserversorgung haben sich 
sehr gut ausgewirkt; sie stellen eine wesentliche 
Hilfe und Unterstützung dar. 

Was aber heute von der CDU/CSU ganz 'besonders 
angesprochen werden muß, ist, daß wir bestrebt 
sind,  die  Begrenzung der Veredelungsproduktion 
auf die bäuerlichen Familienbetriebe ,auch in der 
EWG garantiert zu bekommen. Wir haben die ent-
sprechenden Anträge eingereicht und hoffen, daß 
wir aus der EWG und aus dem Ministerium bald 
konkrete Vorschläge über die Möglichkeiten der 
Lizenzierungen bekommen werden. Das viel zitierte 
Wort „EWG-Recht bricht Bundesrecht" müßte ja 
auch hier Anwendung finden können. 

Für die unterentwickelten oder von der Natur 
benachteiligten Gebiete ist es auch von  entscheiden-
der Bedeutung, daß man  in der Kartoffelwirtschaft 
neue Wege beschreitet. Das ist notwendig, weil 
durch den Futtermitteleinstandspreis die Kartoffel-
produktion in eine gewisse Gefahr gerät, wenn nicht 
eine ordnungsgemäße günstige Erzeugung und Lage-
rung gegeben ist. Wir haben im Ernährungsausschuß 
bereits über diese Dinge gesprochen, und ich glaube, 
wir 'sind auf dem Wege, mit neuen Maßnahmen auf 
diesem Gebiet in naher Zukunft wirksam zu werden. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordne-
ter Ehnes, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Ehnes (CDU/CSU) : Bitte! 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD) : Wann wollen Sie 
mit den Maßnahmen für die Kartoffelwirtschaft 
beginnen, wenn Sie 'im Augenblick gar kein Geld 
mehr haben?  

Ehnes (CDU/CSU) : Darüber werden wir uns im 
Ausschuß unterhalten, und der Haushaltsausschuß 
wird für unsere Maßnahmen Verständnis haben. 

Ich darf nun auf einige Maßnahmen hinweisen, 
die im Zusammenhang mit Brüssel stehen. 

Im Rahmen der Zuckermarktordnung muß dafür 
eingetreten werden, daß das bewährte System der 
Zuckermarktordnung, das wir in der Bundesrepublik 
haben, erhalten bleibt. 

Es muß dafür eingetreten werden, daß im Rahmen 
der Annäherung des Milchpreises und des Richt-
preises in der EWG vom Kostenverhältnis ausge-
gangen wird. Hier ist von mir die Frage an die 
Bundesregierung zu stellen: wie lange gedenkt die 
Bundesregierung die Förderungsmaßnahmen natio-
naler Art durchführen zu können? 

Die Revisionsklausel muß in aller Kürze definiert 
werden, damit wir endlich erfahren, von welchem 
Jahr an die Revision in Kraft gesetzt werden kann 
und wie die Bundesregierung die Revision anzu-
wenden gedenkt. 

Im Rahmen der Öl- und Fettmarktordnung ist es 
für uns bei der CDU/CSU eine Selbstverständlich-
keit, dafür einzutreten, daß der Rapsbau gesichert 
bleibt, der in vielen Betriebsgrößen heute in die 
Betriebswirtschaft einfach eingebaut sein muß und 
auf den wir nicht verzichten können. 

Wir von der bayerischen Seite haben aber noch 
ganz besondere Wünsche bei der Braugerste. Wir 
stellen die Frage: welche Höhe ist im Interventions-
zuschlag möglich, der uns national in Brüssel ge-
währt worden ist? Meine politischen Freunde und 
ich stehen auf dem Standpunkt, daß der Zuschlag 
50 DM pro Tonne betragen sollte. 

Die noch vorhandenen Wettbewerbsverzerrungen 
in der EWG sind möglichst rasch abzubauen, und für 
Harmonisierung in allen landwirtschaftlichen Be-
reichen der EWG ist Sorge zu tragen. 

Die Marktordnungen für Hopfen und Tabak soll-
ten ein Bestandteil der Beratungen in Brüssel sein, 
damit auch diesen beiden Betriebszweigen in Europa 
ein gesicherter Platz und ein entsprechendes Ein-
kommen verbleibt. 

Das EWG -Anpassungsgesetz wird in vollem Um-
fange von uns befürwortet. Wir werden demnächst 
die Beratungen darüber in Angriff nehmen. 

Noch eines muß hier besprochen werden. Die 
Frage des Lastenausgleichs muß gelöst werden, Herr 
Kollege Dr. Schmidt. Wenn wir wissen, daß wir ab 
1. Juli 1967 keinen Marktschutz mehr haben, daß die 
Zölle bis dahin verschwunden sein werden, dann 
müssen wir auch die Voraussetzungen schaffen, die 
den Landwirten ihre Existenz gegenüber der Kon-
kurrenz garantieren. Hier stellt nach wie vor der 
Lastenausgleich für viele Betriebe eine Belastung 
dar, die die Betriebe in Frankreich, in Holland, in 
Belgien und in Italien nicht zu tragen haben. Es muß 
daher an dem Wege festgehalten werden, daß man 
hier gleiche Wettbewerbsbedingungen schafft und 
diese Wettbewerbsverzerrungen abbaut. 

Zum Schluß darf ich noch auf eins hinweisen. Herr 
Kollege Schmidt (Gellersen) hat von 865 Tagen ge-
sprochen, die uns noch zur Verfügung stehen. Es hat 
fast den Eindruck erweckt, als ob diejenigen, die 
bei den beiden anderen Parteien und in der Bundes-
regierung für die Agrarpolitik verantwortlich sind, 
das nicht wüßten. Ich möchte Ihnen, Herr Kollege 
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Dr. Schmidt, hierzu sagen: Deswegen hat ja die 
Bundesregierung die Vorfeldbereinigung durchge-
führt. Wenn wir noch 5000 Tage entfernt wären, 
dann hätte man diese Vorfeldbereinigung nicht 
durchzuführen brauchen. 

Hier muß aber auch eins gesagt werden: wenn 
Sie glauben, Sie täten der deutschen Landwirtschaft 
einen Dienst, wenn Sie von „Gießkannensystem" 
reden, dann muß ich das in allerschärfster Form zu

-r

ückweisen. Wenn die deutschen Bauern für 24,5 Mil-
liarden DM erzeugen und 380 Millionen DM über 
die modifizierte Flächensubvention ausgeschüttet 
werden, dann kann bei Gott niemand davon reden, 
daß es sich um eine Gießkanne handele. Es handelt 
sich um einen ganz ganz leichten Landregen, den 
wir angesichts einer Investition von 3,5 Millionen 
DM im Jahr sehr notwendig haben. 

(Lachen und ironischer Beifall bei der SPD.) 

Herr Kollege Dr. Schmidt, hier muß auch einmal 
auf das zurückgegangen werden, was die Ausgangs-
position für die Verteilung dieser Mittel war. Die 
Ausgangsposition List im Präsidium des Deutschen 
Bauernverbandes besprochen worden; das haben die 
Koalitionsparteien zur Grundlage für das Vorgehen 
in dieser Form' gemacht. Hier wäre es auch am 
Platze, glaube ich, dem Präsidenten des Deutschen 
Bauernverbandes einmal Anerkennung zu zollen 
und Unterstützung zu geben, anstatt nur mit Kritik 
an der Landwirtschaft und ihrer Berufsvertretung 
aufzuwarten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Abg. Marquardt: 
Der will auch ein Marktstrukturgesetz!) 

— Er will ein Marktstrukturgesetz, und wir wollen 
einen Marktstrukturfonds und ein Marktstruktur-
fondsgesetz schaffen, Herr Kollege Marquardt, das 
viel besser ausgestaltet sein wird als das kleine Ge-
setz, das Sie hier beantragt haben. Darüber werden 
wir uns in aller Kürze unterhalten. Gehen Sie aber 
bitte mit, wenn es darum geht, entscheidende Posi-
tionen in den Markstrukturfonds einzubauen; denn 
nur das ist die Garantie einer marktgerechten Ver-
sorgung der Bevölkerung und eines gesicherten Ein-
kommens der deutschen Landwirtschaft in der Zu-
kunft. 

Ich muß aber auch noch kurz darauf eingehen, 
Herr Kollege Dr. Schmidt, daß Sie von einem Fiasko 
gesprochen haben und sich bereits kurze Zeit später 
bewogen fühlten, dem selbst zu wiedersprechen. Sie 
haben von einem Fiasko der Agrarpolitik gespro-
chen und genau zehn Minuten später — ich habe 
auf die Uhr geschaut — haben Sie erklärt: „Unsere 
Betriebe sind einem fairen Wettbewerb gewachsen." 

(Abg. Dr. Schmidt [Gellersen] : Von sich aus, 
mit ihrem fachlichen Können!) 

Wenn unsere Betriebe einem fairen Wettbewerb 
gewachsen sind, dann nur deswegen, weil die Bun-
desregierung und die Länderregierungen die Vor-
aussetzungen geschaffen haben, daß unsere Betriebe 
auch im europäischen Konkurrenzkampf bestehen 
können, und nicht deswegen, weil man Kritik geübt 
hat, ohne Vorschläge zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Diese Art, Herr Kollege Dr. Schmidt, muß zurückge-
wiesen werden. Ich glaube, daß der gemeinsame 
Weg vorzuziehen ist gegenüber einer Polemik, die 
hier zutage getreten ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, bevor wir in die Mittagspause eintreten, 
habe ich noch bekanntzugeben, daß der Staats-
sekretär des Auswärtigen Amts im Nachtrag zu 
seiner Beantwortung der Frage des Abgeordneten 
Hirsch in der heutigen Fragestunde ein Schreiben an 
den Präsidenten des Hauses gerichtet hat, das eine 
teilweise Berichtigung seiner Ausführungen dar-
stellt. Ich nehme an, wir nehmen das Schreiben zu 
Protokoll *). 

Ich unterbreche die Sitzung bis 15.00 Uhr. 

(Unterbrechung der Sitzung von 13.00 Uhr 
bis  15.00 Uhr.) 

Vizepräsident Schoettle: Die Sitzung ist wie-
der eröffnet. 

Wir fahren in der Beratung des Punktes II der 
Tagesordnung, Aussprache über den Bericht der 
Bundesregierung über die Lage der Landwirtschaft, 
fort. Das Wort hat der Abgeordnete Frehsee. 

(Abg. Rasner: Herr Präsident, zur Geschäfts

-

ordnung!) 

— Sie kommen etwas spät, aber — — 

Rasner (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Das Haus hatte sich gestern inter-
fraktionell darauf geeinigt, daß wir heute um 15 Uhr 
mit der zweiten Beratung des Einzelplans 04 des 
Bundeshaushalts anfangen. Wir müssen daher die 
Beratung des Agrarhaushalts und des Grünen Be-
richts unterbrechen. Ich bitte, Herr Präsident, zu-
nächst, wie zwischen den Fraktionen abgesprochen, 
den Einzelplan 04 aufzurufen. 

Vizepräsident Schoettle: Gegen Verabredun-
gen der Fraktionen ist selbst der amtierende Präsi-
dent machtlos. Wir werden also so verfahren, wie 
die Fraktionen vereinbart haben. 

Wir kommen zu Punkt III der Tagesordnung: 

Zweite Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Feststellung des Bundeshaushalts-
plans für das Rechnungsahr 1965 (Haushalts-
gesetz 1965) (Drucksache IV/2500); Berichte 
des Haushaltsausschusses (13. Ausschuß). 

Ich rufe die einzelnen Berichte des Haushaltsaus-
schusses 'auf, und zwar zunächst: 

Einzelplan 04 Geschäftsbereich des Bundes-
kanzlers und des Bundeskanzleramtes (Druck-
sachen IV/2904, zu IV/2904). 

Das Wort hat der Herr Bundeskanzler, 

*) Siehe Anlage 2 
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Dr. Dr. h. c. Erhard, Bundeskanzler: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Zu Beginn der 
Aussprache zum Einzelplan des Bundeskanzleramts 
möchte ich zu einigen außenpolitischen Fragen, vor 
allem zur Lage in Nahost, Stellung nehmen. 

Lassen Sie mich zunächst erklären, daß gerade 
auch in diesem Problemkreis unserer Politik unser 
Vorgehen von der Wahrnehmung deutscher Inter-
essen bestimmt wird. Das mag selbstverständlich 
erscheinen; aber es zu betonen scheint notwendig, 
weil im Ablauf der 'Ereignisse — jedenfalls nach 
vielen schriftlichen und mündlichen Äußerungen — 
dieser oberste Grundsatz unterzugehen droht. 

Manches Verkennen der Lage ist verständlich; 
denn im Nahen Osten überschneiden sich politische 
Kraftlinien verschiedenster Richtungen und unter-
schiedlichen 'Gewichts. Um so entscheidender ist es, 
daß die Bundesregierung und die politisch verant-
wortlichen Kräfte in Deutschland in diesen Fragen 
soweit nur immer möglich eine gemeinsame Haltung 
bezeugen. Achten wir dabei nicht so sehr auf den 
Beifall oder das Mißfallen des Tages, sondern seien 
wir uns bewußt, daß wir durch eine Gewitterzone 
hindurch müssen, in der wir vor schwierige Situa-
tionen gestellt sein werden, wir alle, meine Damen 
und Herren! 

Es sind drei Tatsachen, an denen die deutsche 
Politik gerade auch im Nahen Osten nicht vorbei-
gehen kann: Unser Verhältnis zu Israel und zur ge-
samten jüdischen Welt ist nach wie vor von der 
Tatsache einer tragischen und noch nicht verges-
senen Vergangenheit überschattet. Dann ist es die 
Spaltung unseres Vaterlandes, die von der sowje-
tischen Politik zunehmend — gerade auch von den 
neuen Machthabern — dazu mißbraucht wird, um ihr 
Satrapenregime in Pankow in der nicht gebundenen 
Welt politisch hoffähig zu machen. Hinzu kommt die 
zunehmende Zerklüftung der Welt in eine Fülle 
gegensätzlicher, verfeindeter oder sich mißtrauen-
der Kräfte, die die deutsche Politik vor noch schwie-
rigere Aufgaben als in der Vergangenheit stellt. 

1. Die Spannungen mit Ägypten sind nicht ent-
standen, weil Deutschland Israel Waffen lieferte, 
sondern weil die Regierung in Kairo, die mit kom-
munistischer Hilfe selbst in einem unerhörten Maße 
aufrüstete, Ulbricht einlud. Israel hat bekanntlich 
von vielen Seiten militärische Ausrüstung erhalten. 
Wegen eines Teils unserer so gearteten Hilfe, die 
wir in einer Ausnahmesituation gewährten und in 
der wir uns in Übereinstimmung mit unseren Alliier-
ten befanden, sind nun Schwierigkeiten aufgetre-
ten. Sie kennen die Stellungnahme des israelischen 
Ministerpräsidenten Eschkol, die er in der Knesseth 
abgab. Wir haben wohl Verständnis für die Lage 
Israels, und wir werden uns weiter um ein gutes 
Verhältnis zu diesem Land und zum jüdischen Volk 
bemühen. Niemand kann aber auch bestreiten, daß 
wir aus dem Gefühl einer tiefen moralischen Ver-
pflichtung außerordentliche Leistungen erbracht 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Abgeordne

-

ten der FDP.) 

Die Bundesregierung hat sich gleichzeitig um eine 
Normalisierung der Verhältnisse im Nahen Osten 

bemüht. Den arabischen Staaten gegenüber konnten 
unsere Beziehungen auf eine lange Tradition nie 
getrübter Freundschaft gestützt werden. Unsere Be-
ziehungen zu Israel hingegen waren auf das 
schwerste belastet. Deutschland stand und steht 
unter der Schuld, die ihm das Dritte Reich aufgebür-
det hat. Dem Frieden wäre ein guter Dienst gelei-
stet worden, wenn die arabischen Staaten, deren 
stolze Geschichte viele Beispiele von Größe und 
Edelmut aufweist, die Ehrenschuld des deutschen 
Volkes gegenüber den Juden besser verstanden 
und ihrer Tilgung durch die Bundesrepublik nicht 
ständig Schwierigkeiten in den Weg gelegt hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Abgeordne

-

ten der FDP.) 

Wir schulden niemandem eine Erklärung für 
unsere Unterstützung Israels im Ringen um seine 
Existenz. Wir schulden aber auch niemandem den 
Verzicht auf das Leben unserer Nation. Unsere 
Sympathien für unsere ehemaligen jüdischen Mit-
bürger gründen sich auf eine jahrhundertealte 
Schicksalsgemeinschaft. Die Wiedergutmachung des-
sen, was in den 12 Jahren nationalsozialistischer 
Herrschaft geschah, ist für uns Deutsche ein Wert, 
den wir um unseres eigenen Friedens willen ohne 
Rücksicht auf politische Verhältnisse hoch einschät-
zen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Abgeordne

-

ten der FDP.) 

Ich verhehle nicht, daß ich von der Reaktion der 
israelischen Regierung auf unser Angebot ent-
täuscht bin. Wir haben unsere Leistungen an Israel 
stets als eine Pflicht verstanden; aber wir glaubten 
nach mehr als einem Jahrzehnt getreulicher Erfül-
lung Grund zu der Hoffnung zu haben, daß man in 
unserem Handeln unsere redliche Gesinnung aner-
kennen würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Abgeordne

-

ten der FDP.) 

Wir haben keine eingegangene Verpflichtung ein-
seitig aufgekündigt, sondern lediglich das Verlan-
gen nach einer einvernehmlichen Ablösung einer 
restlichen Verpflichtung ohne materielle Benachtei-
ligung Israels vorgeschlagen. Wenn von einem „Ge-
sinnungswandel" und einem „moralischen Versa-
gen" gesprochen wird, weil wir in einer schweren 
Konfliktsituation an das Verständnis Israels appel-
lierten, so raubt man damit dem deutschen Volk 
die Hoffnung, daß es überhaupt möglich sein 
könnte, begangenes Unrecht durch Opfer wieder-
gutzumachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Abgeordne

-

ten der FDP.) 

Der Bundestag und die Öffentlichkeit haben sich 
auch mit der Frage befaßt, wie weit die Ausrü-
stungshilfe für Israel und andere Staaten mit den 
Fraktionen erörtert worden ist. Lassen Sie mich 
dazu folgendes sagen. Die Verantwortung für die 
Ausrüstungshilfe trägt die Bundesregierung. Sie hat 
wegen der politischen Bedeutung nach Abklärung 
mit den damaligen Vorsitzenden der Fraktionen 
von Brentano, Ollenhauer und Mende die Vertreter 
der Fraktionen des Hohen Hauses v o r ihren Ent- 
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scheidungen laufend unterrichtet und die Projekte 
wiederholt abgestimmt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Was  die  Lieferungen an Israel angeht, so kam es 
im Jahre 1962 zu ersten Verhandlungen über ein 
längerfristiges Hilfsprogramm. In der Sitzung vom 
28. März 1962 war im Haushaltsausschuß Einver-
ständnis darüber erzielt worden, daß sich das Bun-
desverteidigungsministerium vor Inangriffnahme 
von Projekten der Ausrüstungshilfe mit je zwei 
Abgeordneten der Fraktionen verständigen solle. 
Nacheiner Besprechung, die  das  Verteidigungs-
ministerium am 18. Juni 1962 mit den Herren Frak-
tionsvorsitzenden bzw. ihren Vertretern, den Ab-
geordneten Dr. Kliesing, Draeger, Erler, Diekmann 
und Schultz, führte, wurden folgende Abgeordnete 
seitens der Fraktionen benannt: für die CDU/CSU 
die Abgeordneten Dr. Kliesing und Leicht, für die 
SPD durch Schreiben des Abgeordneten Erler vom 
20. Juni 1962 die  Abgeordneten Dr. Mommer und 
Dr. Schäfer und für die FDP durch Schreiben des 
Abgeordneten Schultz vom 24. Juni 1962 die Abge-
ordneten Dr. Dehler und Dr. Emde. 

Diese Abgeordneten wurden in der Folgezeit über 
alle Vorhaben der Ausrüstungshilfe für Israel unter-
richtet. Die erste Unterrichtung 'der als Vertreter der 
Fraktionen genannten Abgeordneten fand am 
13. Dezember 1962 statt. 

(Hört! Hört! bei der  CDU/CSU.) 

Anwesend waren die Herren Abgeordneten Dr. 
Kliesing und Leicht für die CDU, Dr. Schäfer und 
Dr. Mommer für die SPD. Da die Herren Abgeord-
neten der FDP an diesem Tage an der Besprechung 
nicht teilnehmen konnten, wurde die Unterrichtung 
am 17. Dezember 1962 nachgeholt. 

Weitere Unterrichtungen fanden in der Folgezeit 
statt, so am 5. Februar 1963, am 10. Februar 1964, 
am 30. Juni 1964, am 7. Oktober 1964 und am 
10. Februar 1965. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Der Kreis der sechs Abgeordneten war ab Mitte 
Juni 1964 um je einen weiteren Vertreter jeder 
Fraktion, nämlich um die Abgeordneten Dr. Jaeger, 
Wischnewski und Freiherr von Mühlen, erweitert 
worden. Aus den Unterlagen ergibt sich, daß vor 
allem in  der Besprechung am 20. Februar 1964 die 
politischen Aspekte des Hilfsprogramms für Israel 
erörtert wurden. Dabei wurde von allen Beteiligten 
erneut das Einverständnis zur Durchführung des 
Vorhabens zum Ausdruck gebracht. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Ich hielt mich für verpflichtet, diese Tatsachen dem 
Hohen Hause mitzuteilen. 

2. Wir haben der Sorge der arabischen Welt über 
die  deutschen Waffenlieferungen an Israel unter 
Beachtung unserer Abmachungen mit Israel Rech-
nung zu tragen versucht. Über unsere Lebensfragen 
aber scheint sich die VAR hinwegsetzen zu wollen. 
Geordnete Beziehungen zwischen den beiden Völ-
kern setzen gegenseitige Rücksichtnahme voraus. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Wir haben stets durch Taten bewiesen, wie ernst 
es uns um die Bewahrung einer alten Freundschaft 
ist. Darum haben wir ein Recht, zu fragen, wie es 
jetzt um den Beweis der ägyptischen Freundschaft 
steht. Wer Ulbricht als Staatsoberhaupt eines souve-
ränen Volkes behandelt, paktiert mit den Spaltern 
der deutschen Nation. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Abgeordneten 
der FDP.) 

Das  ist ein feindseliger Akt; denn wer die Spaltung 
Deutschlands gutheißt, kann sich nicht länger einen 
Freund des  deutschen Volkes nennen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Bundesregierung hat wiederholt erklärt, daß 
sie zwei Dinge nicht hinzunehmen gewillt ist: die 
Zwangsherrschaft in der Zone und die widernatür-
liche Spaltung Deutschlands. Wer in der Welt das 
Recht der Selbstbestimmung des deutschen Volkes 
nicht anerkennt, sondern die unrechtmäßigen und 
unmenschlichen Zustände durch engere politische 
Beziehungen zu jenem Zwangsregime noch aus-
drücklich sanktioniert, muß damit rechnen, daß die 
Bundesrepublik daraus, wie bereits erklärt, wirt-
schaftliche und gegebenenfalls darüber hinaus auch 
politische Konsequenzen zieht. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ulbricht ist der Exponent jenes unmenschlichen 
Zwangsregimes in der Zone. Er ist von den Sowjets 
als Statthalter eingesetzt. Seine Stellung stützt sich 
auf die russischen Divisionen in der Zone. Präsident 
Nasser kann diese fragwürdige Politik Ulbrichts 
nicht unbekannt sein, und er kennt sie auch. Er muß 
wissen — und ich benutze diese Gelegenheit dazu, 
es noch einmal klarzustellen —, daß unsere Bezie-
hungen zu Ägypten durch diesen Besuch aufs 
schwerste belastet werden. Wir werden unsere 
Wirtschaftshilfe einstellen. Politische Schritte behal-
ten wir uns vor. 

Gleichzeitig aber möchte ich mit gleichem Nach-
druck erklären, daß wir unsere Freundschaft zu 
jenen Staaten besonders pflegen werden, die für 
unsere nationalen Belange eintreten: das sind der 
Anspruch auf Selbstbestimmung und die Wahrung 
der Menschenrechte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

3. Ich glaube, daß es geboten erscheint, sich in die-
sem Hohen Hause und im deutschen Volke über die 
ernsten Belastungsproben klarzuwerden, denen sich 
unsere Deutschlandpolitik ausgesetzt sieht. Wir dür-
fen keinen Zweifel darüber aufkommen lassen, daß 
wir dieser Gefahr mit aller Festigkeit begegnen 
werden. Es wäre sinnlos und unwahrhaftig, in wort-
reichen Entschließungen und Treuekundgebungen 
Bekenntnisse zur Selbstbestimmung und zur Wieder-
vereinigung abzugeben, wenn wir angesichts einer 
ernsten Anfechtung dieser Grundsätze und unseres 
Alleinvertretungsrechts zu resignieren oder gar zu 
kapitulieren bereit wären. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir müssen gerade in dieser in immer mehr Partei

-

ungen zerfallenden Welt auf diesem Recht bestehen. 
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Wenn uns jemand sagen wollte: Werft doch die so-
genannte Hallstein-Doktrin über Bord!, so können 
wir nur antworten: Es geht hier nicht um einen 
Fetisch, sondern um das Leben und die Zukunft von 
17 Millionen deutscher Menschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es geht um die Grundlagen eines kommenden Frie-
dens und um allgemeingültige sittliche Maximen, 
an denen wir auch um der übrigen an sie glauben-
den Menschheit nicht rütteln lassen wollen. 

4. Die VAR, die die kommunistische Gefahr im 
Innern bisher erfolgreich bekämpft hat, kann nicht 
blind gegenüber den Folgen sein, die ein weiteres 
Vordringen des kommunistischen Blocks im Nahen 
Osten mit sich bringen würde. Nur zu dem Zweck, 
aus dem ganzen Nahostraum ein Pulverfaß zu 
machen, aber nicht etwa aus Liebe zu den Arabern, 
hat die Sowjetunion seit Jahren Milliardenwerte an 
Kriegsmaterial nach Ägypten eingeschleust. Es ist 
einfach nicht wahr, daß die in vergleichsweise gerin-
gem Umfang an Israel geleisteten deutschen Liefe-
rungen eine Gefahr für die arabische Welt darstel-
len. Es trifft aber ebensowenig zu, daß eine Um-
wandlung der noch ausstehenden Reste in nichtmili-
tärische Leistungen die Verteidigungsfähigkeit 
Israels in Frage stellen wird. Im übrigen ist der von 
Ulbrichts Seite offen zur Schau getragene juden-
feindliche Opportunismus ein schlechter Ersatz für 
die ehrliche Partnerschaft eines freien Volkes. 

5. Die Nachfolger Chruschtschows haben das Eti-
kett „Entspannungspolitik" nur nach außen beibe

-

halten. Ihre Maßnahmen im osteuropäischen Bereich 
und ihr Eingreifen in Südostasien lassen vielmehr 
vermuten, daß sie wieder zu einer offen impe-
rialistischen Politik zurückkehren wollen. Sie wol-
len dabei offensichtlich das Anwachsen nationalisti-
scher Tendenzen in manchen der neuen Staaten und 
die Gegensätze in weiten Teilen der Welt ihren 
Zielen nutzbar machen. Der Weltkommunismus hat 
auch seine militärischen Aggressionen zeitweilig 
verlagert. An anderen Stellen schürt er statt dessen 
mit arbeitsteiligen Methoden Unterwühlung, Bür-
gerkriege, Rassen- und Völkerverhetzung. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist einen fried-
lichen Weg gegangen. Unter Entbehrungen und 
Opfern haben die Deutschen ihr Land wiederaufge-
baut. Unter Entbehrungen und Opfern haben sie 
sich bemüht, Schulden abzutragen, die ihnen das 
„Dritte Reich" aufgebürdet hat. Unter Entbehrungen 
und Opfern haben sie aber auch jenen Staaten in 
Afrika, Asien und Lateinamerika geholfen, deren 
wirtschaftlich-technische Entwicklung noch in den 
Anfängen steht. 

Dieses redliche Verhalten der Deutschen gibt nie-
mandem das moralische Recht zu Erpressungen oder 
Beschimpfungen. Die Bundesregierung wird mit aller 
Festigkeit und Entschlossenheit zu verhindern su-
chen, daß die gewaltsame Teilung unseres Vater-
landes zum Objekt politisch-wirtschaftlicher Speku-
lationen herabgewürdigt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wer den Deutschen die staatliche Einheit, Freiheit 
und Selbstbestimmung verweigert, kann von ihnen 

keine Unterstützung in der Verfolgung eigener 
nationaler Ziele erwarten. 

Der Kommunismus in all seinen Spielarten spe-
kuliert seit je auf die Uneinigkeit und den Zerfall 
der freien Welt. Er fühlt sich ermutigt, weil er heute 
statt der früheren geschlossenen Einheit des We-
stens gegensätzliche Gruppierungen und Auflocke-
rungstendenzen zu erkennen meint. Die Gefahren 
werden um so größer, je weniger deutlich sich die 
Geschlossenheit des Westens repräsentiert und je 
mehr sich die kommunistischen Länder gerade da-
durch zu neuen Aggressionen ermutigt fühlen. 

Ich will in diesem Zusammenhang gleichwohl der 
Erwartung Ausdruck geben, daß wir in den näch-
sten Wochen mit der Solidarität und Unterstützung 
unserer Verbündeten in der Deutschlandfrage und 
ihren Auswirkungen im Nahen Osten rechnen kön-
nen. Wir vertrauen darauf, daß die guten Beziehun-
gen innerhalb der freien Völker gefestigt und ver-
tieft werden. Wir wollen das Unsere dazu beitragen 
getreu dem Deutschlandvertrag, dem NATO-Vertrag 
und all unseren anderen internationalen Verpflich-
tungen. Wir erwarten Solidarität und Verständnis 
für unsere Lage und Haltung bei allen Völkern, die 
guten Willens sind und denen gleich uns Selbst-
bestimmung, Freiheit und Frieden die höchsten 
Werte bedeuten. 

(Anhaltender Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Erler. 

Erler (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich begrüße es, daß der 

 Herr Bundeskanzler zur Einleitung dieser Aus-
sprache über seinen Haushalt zu den  brennenden 
Fragen der Nahost-Politik Stellung genommen hat. 
Ich werde auf die Probleme der Gewitterzone, in 
der sich augenblicklich die deutsche Politik dort be-
findet, im Verlauf meiner Ausführungen zurück-
kommen. 

Jedermann wird verstehen, daß die Debatte über 
den letzten Haushalt des Bundeskanzlers in dieser 
Legislaturperiode Anlaß geben muß zu einer Rück-
schau auf die gesamte Politik in dieser Zeit. In 
mehreren Regierungserklärungen wurden viele Vor-
sätze verkündet, von denen aber nur wenige durch-
geführt wurden. Trotz der 67 Seiten Pseudo -Erfolgs-
bilanz, die man vertrauenswürdigen Journalisten in 
die Hand gedrückt hat, wurden, unter dem Druck 
der Wahlen, einige Vorlagen unter Dach gebracht, 
manche darunter unausgereift und nicht frei vom 
Beigeschmack ,des Wahlgeschenks. 

Das gilt z. B. für die seit Jahren geforderte und 
versprochene, aber erst zum Wahljahr 1965 in Kraft 
gesetzte Senkung .der Einkommensteuer. Erst mit 
Blick auf die Wahlurne hat man  die  Auffassung 
korrigiert, daß Weihnachtsbezüge mit  dem Beam-
tenrecht angeblich nicht zu vereinbaren seien. 

(Abg. Rasner: Ist dies keine Wahlrede?) 
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Das Schülergeld von 40 DM war ein überhastet ein

-

gebrachter Entwurf und entspricht nicht den  Anfor

-

derungen an eine gründliche Ausbildungsförderung. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
Mitte.) 

Die seit Jahren angekündigte Härtenovelle zur Ren-
tenversicherung soll jetzt kurz vor Toresschluß im 
Hinblick auf die Wahlen verabschiedet werden. 
Jetzt wurden von  der  CDU/CSU zahllose neue An-
träge eingebracht mit sechs verschiedenen Terminen 
des Inkrafttretens, zwischen 1957 und 1965. Die so-
genannte Vorfeldbereinigung in der Landwirtschaft 
soll nach wie vor nach dem Gießkannensystem ge-
staltet wenden, wobei man lediglich die  Löcher ver-
schieden großgebohrt hat. 

(Heiterkeit bei  der  SPD.) 

Dagegen hat sich harte Kritik in der Öffentlichkeit 
und bei weiten Teilen der Landwirtschaft selbst er-
hoben, die eine vernünftige Stärkung der  Leistungs-
kraft und der Wettbewerbsfähigkeit eindeutig der 
Berieselung mit Wahlgeldern vorziehen. 

(Beifall bei der SPD.) 

In vielen wichtigen Fragen blockieren sich die 
Mehrheitsparteien wechselseitig, so  bei der  Kran-
kenkassenreform und bei der Vermögensbildung. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Es 'fehlt an klarer Führung. In  der  Sozialpolitik geht 
es zu, als hätten wir keinen Bundeskanzler. 

(Lachen bei der  CDU/CSU.) 

Bei den  Verjährungsfristen war der Kanzler nicht 
stark genug, für seine bessere Einsicht zu kämpfen. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von ,der 
CDU/CSU: Und Sie, Herr Erler?) 

Über  die  Einzelheiten hierzu wird ja demnächst 
nach Vorlage ides  Berichtes der Regierung zu spre-
chen sein. 

(Zuruf von oder CDU/CSU: Spät kommt ihr, 
doch ihr kommt!) 

Von einer anständigen Regelung hängt das Ver-
trauen zur demokratischen Entwicklung Deutsch-
lands ab. 

(Beifall bei der  SPD.) 

Natürlich ist dabei nicht fremder Druck entschei-
dend. Wir müssen das eigene Haus in Ordnung hal-
ten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Fangt zu Hause 
an!) 

Es wäre eine unerträgliche Belastung des Rechts-
bewußtseins, wenn derjenige, der mit eigenen Hän-
den gemordet hat, anders behandelt würde als der-
jenige, der dem anderen die Befehle gegeben hat. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Falls man sich auf Befehlsnotstand wie in vielen 
Prozessen berufen kann, dann muß die Frage ge-
stellt werden, wer denn die anderen in jenen Be-
fehlsnotstand hineingebracht hat; das kann doch 
nicht in allen Fällen Adolf Hitler persönlich gewe-
sen sein. 

(Beifall bei der SPD.) 

Im Bereich der Innenpolitik sind große Aufgaben 
nicht angepackt worden, oder man ist weit hinter 
der Ankündigung zurückgeblieben. Vor allem gilt 
dies für die großen Gemeinschaftsaufgaben unserer 
Zeit, bei denen man ja den Sprachgebrauch der 
sozialdemokratischen Opposition übernommen hat. 

(Oh-Rufe und Lachen bei der CDU/CSU.) 

—Sicher! Ich weiß, daß das weh tut.  Sie  meinen 
immer, wir hätten bei Ihnen abgeschrieben; ich 
könnte Ihnen einen ganz netten Katalog Ihres Ab-
schreibens vorlegen. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Der Bildungsnotstand wurde zuerst aus Ihren 
Reihen bestritten, dann aber wurden die sich daraus 
ableitenden Aufgaben im Prinzip richtig beschrieben. 
Nur im Haushalt wurden keine Konsequenzen dar-
aus gezogen. Im Forschungsbericht des Wissen-
schaftsministeriums hieß es: 

Aufgaben für Wissenschaft und Forschung sind 
die entscheidenden Investitionen für unsere Zu-
kunft. 

24 Stunden später haben Koalitionsabgeordnete im 
Haushaltsausschuß den Antrag gestellt, die Ansätze 
zur Förderung wissenschaftlicher Einrichtungen und 
Hochschulen um 77 Millionen DM zu kürzen. 

(Hört! Hört! bei der SPD. — Abg. Dr. 
Martin: Die Zahl stimmt doch gar nicht, das 

haben sie falsch abgeschrieben!) 

Unter diesen Umständen war der Protest des Wis-
senschaftsrats verständlich. Ein erheblicher Teil der 
Mittel ist der zusätzlichen Landwirtschafts-Milliarde 
zum Opfer gefallen. 

Meine Damen und Herren, es fehlt jener politische 
Impuls bei den Gemeinschaftsaufgaben, den nur die 
Spitze der Bundesregierung geben kann. Vorsitzen-
der des Wissenschaftskabinetts müßte der Kanzler 
selbst sein. Die Zusammenfassung der Bundeszu-
ständigkeiten im Wissenschaftsministerium ist 
immer noch nicht einwandfrei geregelt. Auch dort 
stellen wir bisher nur Flickwerk fest. 

Ähnlich sieht es bei der Gesundheitspolitik aus. 
Entscheidende Aufgabe dort ist das Vorbeugen ge-
genüber den bestehenden Gefahren, eine bessere 
Erziehung unserer Bevölkerung, die Veränderung 
der Umweltbedingungen. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Die Krankenkassenreform blieb auf der Strecke — 
nach mehr als elf Jahren! 

(Erneute Zurufe von der Mitte.) 

Noch spukt die sogenannte Selbstbeteiligung in 
einigen Köpfen. Sie ist Ausdruck ungerechtfertigten 
Mißtrauens gegenüber einem fleißigen Volke und 
seinen Ärzten. 

(Beifall bei der SPD. — Fortgesetze Zurufe 
von der CDU/CSU.) 

Statt die Menschen vom Arzt wegzuschrecken, muß 
man dafür sorgen, daß in bestimmten regelmäßigen 
Abständen ohne zusätzliche finanzielle Erschwer- 
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nisse ärztliche Überprüfung möglich gemacht, ange-
boten werden kann. Beim Automobil haben Sie alle 
den Nutzen der Inspektion längst begriffen, bei den 
Menschen offenbar noch nicht. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf . von der 
Mitte: Billig! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU.) 

Natürlich muß man daraus auch Folgerungen zie-
hen, die der Gesunderhaltung dienen. Da darf ich 
daran erinnern, daß die Koalition auf einem wich-
tigen Gebiet, nämlich dem der Mütter- und Säug-
lingssterblichkeit, die Beratung des Entwurfs des 
sozialdemokratischen Mutterschutzgesetzes verzö-
gert hat, das eine bessere Gesundheitsvorsorge für 
Mutter und Kind bringen sollte, und dann nach ein-
jähriger Unterbrechung der Beratungen plötzlich 
einen eigenen Entwurf angekündigt hat. 

Zur Erziehung gehört der Sport. Der Bund erfüllt 
seinen Anteil am Goldenen Plan nicht. Zur Erzie-
hung gehört auch eine bessere Aufklärung der Be-
völkerung über die Gesundheitsgefahren unserer 
Zeit. 

Schließlich muß man, um dieser Gefahren Herr zu 
werden, die Umweltbedingungen verändern. Wie 
wurden die Sozialdemokraten 1961 verhöhnt, als 
sie sich einsetzten für eine Reinigung der Luft, für 
klares Wasser, für die Bekämpfung des Lärms. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Inzwischen hat die CDU auch Gesundheitskongresse 
abgehalten, um sich mit den Themen zu beschäfti-
gen. Die Ergebnisse sind dürftig. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Ich erinnere an den Grundsatz des alten preußischen 
Gewerberechts, daß jemand, der mit seinen indu-
striellen Anlagen erheblich viel Geld verdiente, an-
gehalten werden sollte, die Kosten für die nach dem 
Stand der Technik möglichen Vorkehrungen zur Ab-
wehr von Gesundheitsgefahren für seine Mitbürger 
zunächst einmal aus seiner Tasche zu bezahlen. Ich 
weiß, daß das zu einem großen Teil Sache der Län-
der ist. Aber es bleibt dann immer noch sehr viel 
für die öffentliche Hand, für die Gemeinschaft, übrig. 
Hier können nur Bund, Länder und Gemeinden zu-
sammen arbeiten. 

An diesem Impuls, an der Bereitschaft des Bun-
des, sich hier entscheidend mit den anderen Betei-
ligten zusammenzusetzen, hat es bisher gefehlt. Das 
gilt auch für die Bekämpfung des Lärms durch For-
schungsaufträge und Überlegungen z. B. bei der 
Kraftfahrzeugsteuer. Es war erschütternd, neulich 
die Gesundheitsministerin am Fernsehen den Aus-
spruch tun zu hören, sie könne nicht in drei Jahren 
die Versäumnisse von 15 Jahren aufholen. 

(Lebhafte Rufe von der SPD: Hört! Hört! 
— Zurufe von der Mitte.) 

— Meine Damen und Herren, wer hat denn in jenen 
15 Jahren regiert, Sie eigentlich, oder jemand an-
ders? 

(Beifall bei der SPD.) 

Bei der Raumordnung, die ein Stück Strukturpoli-
tik ist, geht es um eine bessere Zuordnung als bis-

her von Arbeitsplatz, Wohnort, Erholungsmöglich-
keit, kulturellem Mittelpunkt, Einkaufszentren, Ver-
waltungsmittelpunkt. Wir wissen genau, daß das 
keine Aufgabe ist, die in kurzer Zeit gelöst werden 
kann, weil wir in unserem dicht bevölkerten Land 
keine Städte auf die grüne Wiese bauen können. 
Um so wichtiger ist es, den Häutungsprozeß, in dem 
sich alle 30 Jahre eine moderne Industriegesellschaft 
verändert, allmählich in den Griff zu bekommen. 
Das erfordert langfristige Vorausschau. Einen ersten 
schüchternen Ansatz dazu macht das kürzlich verab-
schiedete Bundesraumordnungsgesetz; wesentlich ist 
Zusammenarbeit und nicht zentraler Befehl. 

Aber langfristige Strukturpolitik widerspricht nun 
einmal einigen Dogmen, die davon ausgehen, daß 
das Vorausdenken gewissermaßen das Monopol 
großer Privatunternehmen zu bleiben habe. Struk-
turpolitik ist auch der wirkliche Schlüssel für die 
Lösung unserer Landwirtschaftsprobleme. Es geht 
dabei auch um die Überwindung des regionalen Ge-
fälles in der Wirtschafts- und damit auch in der Lei-
stungs- und Steuerkraft in unserem Lande. Es geht 
um eine Erhöhung des Angebots an Ausbildungs-
möglichkeiten und auch an nichtlandwirtschaftlichen 
Arbeitsplätzen auf dem Lande, damit Menschen sich 
ein menschenwürdiges Einkommen erarbeiten kön-
nen, auch in anderen als landwirtschaftlichen Beru-
fen Aufstiegschancen haben, ohne die Heimat ver-
lassen zu müssen. Dazu gehört dann auch eine bes-
sere Ausbildungsmöglichkeit für die in der Land-
wirtschaft verbleibende Bevölkerung, um sie fähig 
zu machen, unternehmerisch im Wettbewerb beste-
hen zu können. 

Das Städtebauförderungsgesetz — oft angekün-
digt — ist noch nicht eingebracht. Der Finanzmini-
ster scheut die Konsequenzen. Der Lücke-Plan hat 
angeblich nur gute Folgen gehabt. Wir können uns 
in den Sprechstunden vor seinen Opfern kaum ret-
ten. 

(Beifall bei der SPD. — Lachen und Zurufe 
von der CDU/CSU.) 

Seitdem herrscht Unruhe im Lande. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU. — Abg. 
Dr. Schmidt [Wuppertal] : Die schüren Sie 

dauernd!) 

— Meine Damen und Herren, verantwortlich für die 
Unruhe ist derjenige, der die Politik zu verantwor-
ten hat, und nicht derjenige, der darüber spricht. 

(Beifall bei der SPD. — Fortgesetzte 
Unruhe bei der CDU/CSU.) 

Räumungsurteile sind sehr oft nicht einmal voll-
ziehbar — was für den Betroffenen aber ein magerer 
Trost ist —, weil die Gemeinden gar nicht imstande 
sind, die entsprechenden Notunterkünfte zur Ver-
fügung zu stellen. 

(Sehr wahr! bei der  SPD.) 

Wir haben in Voraussicht dieser Entwicklung damals 
verlangt, die Termine hinauszuschieben. Damals 
wurde uns das abgelehnt. Nach den Kommunal-
wahlen in Nordrhein-Westfalen und vor der Bun- 
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destagswahl ist bei Ihnen plötzlich die Einsicht in 

 diese Zusammenhänge lebendig geworden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Bei der Verkehrspolitik liegt eine Fehlanzeige vor 
für den intensiven Ausbau der Wasserstraßen, für 
die Angleichung der  Wettbewerbsbedingungen, für 
die Überwindung der Verkehrsnotstände in den 
Gemeinden und Großstädten, die ohne Bundeshilfe 
nicht behoben werden können. Geradezu unver-
ständlich ist das Verhalten des Bundes — etwa nur 
als Beispiel — bei der kürzlichen Unterzeichnung der 
Abmachungen in München, wo ohne die Mitarbeit 
der Bundesbahn als einer Hauptinteressierten gar 
keine Lösung der  dortigen U-Bahn-Probleme gefun-
den werden kann, wo dann der Bundesbahnpräsident 
von Bonn her zurückgepfiffen worden ist. 

Die Sanierung der Bundesbahn und der Bundes-
post — seit Jahren wird darüber gesprochen — 
wurde sträflich hinausgezögert. Deren Krankheiten 
sind nicht von heute, sondern sind seit vielen Jahren 
offensichtlich. Die Bundesregierung wurde erst 
durch eine halbe Konkurserklärung des  Post-
ministers aufgeschreckt, der  ausgeführt hat: „In mei-
nem Ministerium gehört kaum mehr ein Stuhl der 
Post" — weil zuwenig Eigenkapital und zuviel 
Schulden dort vorhanden seien. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Die Regierung wurde auch aufgeschreckt durch die 
Debatte über die Telefongebühren mit idem kläg-
lichen Hin und Her der Regierung. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Bei der Bundesbahn wurde 'sie endlich alarmiert 
durch den steigenden Zuschußbedarf und durch radi-
kale Stillegungspläne der Hauptverwaltung der 
Deutschen Bundesbahn. Die Sanierung ist seit lan-
gem angekündigt worden. Die sozialdemokratischen 
Vorschläge in der Vergangenheit wurden stets ab-
gelehnt, z. B. bezüglich der Entlastung von betriebs-
fremden Aufgaben. Kürzlich hat beispielsweise ein 
Mann wie Herr Abs, der kein Mitglied der SPD ist, 
auf diesen Punkt noch einmal sehr deutlich aufmerk-
sam gemacht. Jetzt erst befassen sich die Arbeits-
kreise der CDU/CSU mit „Initiativen". Wo bleibt 
eigentlich die von Ihnen getragene Regierung auf 
diesen Feldern? 

Auch die soziale Sicherheit weist noch erhebliche 
Lücken ,auf. Soziale Sicherheit macht frei, nicht un-
frei, wie man manchmal hören kann. Freiheit von 
Not ist Bestandteil der Menschenwürde. Es kommt 
hier darauf an, die noch vorhandenen Lücken zu 
schließen. 

Ein schmerzliches Kapitel ist der Leidensweg der 
oft versprochenen Härtenovelle. Wir schleppen das 
jetzt zum zweitenmal durch eine ganze Legislatur-
periode hindurch. Erst in der letzten Stunde fällt 
es Ihnen ein, weil Wahlen vor der Tür stehen. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Lange liegt die  Zeit zurück, als man von Ihrer Seite 
Sozialpolitik aus einem Guß versprach. 

Meine Damen und Herren, Veränderungen am 
Arbeitsplatz verändern auch die Funktionen von 

Arbeitern und Angestellten. Daraus sind noch immer 
nicht die richtigen Konsequenzen gezogen worden. 
Wir wollen nicht nivellieren durch Wegnehmen, 
sondern Gleichberechtigung durch Anheben auf den 
besseren Stand. 

(Beifall bei der SPD.) 

Dies gilt vor allem für die arbeitsrechtliche Lohn-
fortzahlung auch 'an die Arbeiter. Das ist bisher von 
der CDU vor jeder Wahl versprochen und hinterher 
nicht gehalten worden. Grund dafür ist die Zerris-
senheit der  Koalition und sind die Flügelkämpfe in 
den Unionsparteien zu dieser Frage. 

Natürlich wissen wir, daß man dabei einen Risiko-
ausgleich für Handwerks- und mittelständische Un-
ternehmen schaffen muß. 

(Aha-Rufe von der CDU/CSU.) 

— Sicher! Warum sind Sie eigentlich so erstaunt? 
Anscheinend haben die Herren, die sich jetzt hier 
mit ihrem Erstaunen bemerkbar machen, seit vielen 
Jahren die sozialdemokratischen Vorschläge dazu 
überhaupt nicht zur Kenntnis genommen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Statt der Besserstellung hat der Bundeskanzler so-
gar eine Schlechterstellung der Arbeiter versucht, 
nämlich durch Einführung einer Einkommensgrenze 
bei der Rentenpflichtversicherung der Arbeiter. Dies 
wurde in den Ausschüssen erfolgreich abgewehrt. 
Das hätte nicht nur den Arbeitgeberbeitrag auf die 
Arbeiter überwälzt, sondern Gefahren für die Alters-
versorgung selbst heraufbeschworen. Umgekehrt 
wird ein Schuh daraus: Eher sollte man auch den An-
gestellten durch die Gestaltung der Versicherung 
den Anreiz geben, immer in der Versicherung zu 
bleiben. Das ist leider nicht durchgesetzt worden. 
Immerhin will man jetzt die Einkommensgrenzen 
erhöhen. Ein magerer Kompromiß! 

Meine Damen und Herren, der Schlüssel für die 
Gemeinschaftsaufgaben liegt selbstverständlich so-
wohl in der Reform der Finanzverfassung als auch 
bei der Finanz- und Steuerpolitik. Hierzu wird mein 
Freund Alex Möller im weiteren Verlauf der Be-
ratungen ausführlich Stellung nehmen. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Mit Deckungsvor

-

schlägen?) 

— Selbstverständlich, Sie werden es hören. Immer 
nur Geduld! 

Es ist der Regierung nicht gelungen, die Stabilität 
der Währung zu wahren. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Das Preisniveau ist weiter gestiegen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Schauen Sie 
nach Schweden! — Weitere Zurufe von der 

Mitte.) 

Von der Erweiterung des konjunkturpolitischen In-
strumentariums wurde nur gesprochen, sie wurde 
nicht durchgeführt. Die Koordinierung der Konjunk-
turpolitik auf internationalem Felde ist noch sehr un-
vollkommen. Das angekündigte konjunkturpolitische 
Rahmenprogramm liegt nicht vor. Hierzu gehören 
die Förderung des Leistungswettbewerbs und die 
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Verhinderung des Mißbrauchs wirtschaftlicher Macht 
zu Lasten des Verbrauchers. Die angekündigte Ver-
besserung des Kartellgesetzes wurde nicht verwirk-
licht. Gegen die preistreibende Wirkung der Preis-
bindung der zweiten Hand wurde nichts unternom-
men. Die vorliegenden Ergebnisse der Konzentra-
tionsenquete sind nicht, wie angekündigt, als Grund-
lage für Maßnahmen der Regierung benutzt worden. 

Die bisherige Politik der Vermögensbildung für 
einkommensschwache Bevölkerungskreise und für 
die Verstärkung der Sparfähigkeit dieser Einkom-
mensschichten hat sich nach der Aussage des Bun-
desarbeitsministers selbst als Mißerfolg herausge-
stellt. Mit Ausnahme kleinerer Geschenke im 
Steueränderungsgesetz 1964 geschah nichts. Die ge-
plante Form der Teilprivatisierung der VEBA dient 
diesem Zweck kaum. Sie hat wohl mehr mit der 
Bundestagswahl als mit dem Kapitalbedarf jenes 
Unternehmens zu tun. 

Die verschiedenen Sparförderungen sollten noch in 
dieser Legislaturperiode harmonisiert werden. Das 
wurde auf unbestimmte Zeit vertagt. Die Tariffähig-
keit der Bestimmungen des Vermögensbildungsge-
setzes ist in der Koalition immer noch umstritten. 

(Zuruf von der Mitte: Gott sei Dank! — 
Lachen bei der SPD.) 

— Ich stelle nur fest, wie das so ist. Die Unionspar

-

teien schwenkten erst unter dem Druck des Leber

-

Plans und des sozialdemokratischen Gesetzentwurfs 

(Beifall bei der SPD — Oho-Rufe von der 
CDU/CSU) 

zum Herbst 1964, und zwar wohl auch im Hinblick 
auf die Bundestagswahl, ein. In der Vergangenheit 
wurden sozialdemokratische Anträge mit Ihren Stim-
men abgelehnt entsprechend dem Grundsatz, daß 
man den linken Flügel der CDU vor den Wahlen 
vorzeigt und daß er nach der Wahl nichts zu sagen 
hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Zur Erfüllung des Grundgesetzauftrags zu einem 
Parteiengesetz hatte die Regierung 1961 eine Vor-
lage angekündigt, aber später keine eingebracht. 
Dafür gibt es jetzt einen Entwurf der Koalition, 
der höchstens als Maßanzug für die vom Staat zu 
großen Teilen ausgehaltenen Parteien CDU, CSU 
und FDP anzusehen ist. Dieser Maßanzug entspricht 
weder den Anforderungen des Grundgesetzes noch 
dem Grundsatz von der Unabhängigkeit der politi-
schen Parteien. 

(Beifall bei der SPD.) 

Auf dem großen Gebiet der Vorsorge für Notfälle 
muß die Regierung endlich davon Kenntnis nehmen, 
daß die Sozialdemokraten aus demokratischer Ver-
antwortung angesichts der Lehren unserer Ge-
schichte einige Grundprinzipien nicht aufgeben kön-
nen und nicht aufgeben werden. Es wird keine Neu-
auflage des Art. 48 der Weimarer Verfassung und 
infolgedessen kein Notverordnungsrecht für die 
Bundesregierung geben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Darin steckt die Gefahr der Willkür. Wir sind uns 
darüber einig, daß es keine Desertion des Parla

-

ments wieder geben darf wie in der schmerzlichsten 
Zeit der Weimarer Republik. Wir erkennen die Not-
wendigkeit an, daß unter Umständen schnell Ge-
setze erlassen werden müssen. Deshalb unser Ge-
danke des Notparlamentes, falls der Bundestag nicht 
zusammentreten kann. Er weist den Vorteil auf, daß 
dann nicht ohne Opposition entschieden werden 
kann, während eine Übertragung an die Bundes-
regierung — ganz abgesehen davon, daß sie nach 
der Verfassung gar nicht zulässig ist, weil die 
Gewaltenteilung nicht aufgehoben werden kann — 
praktisch eine Übertragung nur an die jeweilige 
Regierungsmehrheit wäre. 

(Abg. Rasner: Haben wir denn eine Oppo

-

sition?) 

— Warum haben Sie sich denn eigentlich vorher so 
aufgeregt, wenn Sie meinen, wir hätten keine 
Opposition? 

(Beifall bei der SPD.) 

Herr Kollege Rasner, wenn die Opposition in pflicht-
bewußter Weise ihr Amt der kritischen Wachsam-
keit ausübt — ich komme noch darauf zu spre-
chen —, dann handelt es sich nach Ihrer Meinung 
um hämische Krittelei. Wenn die Opposition aus 
Verantwortung von Volk und Staat in manchen 
Fragen Zurückhaltung übt, auch in Fragen, für die 
Sie allein verantwortlich sind, dann heißt es nach-
her: Wir haben keine Opposition. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Zurück, meine Damen und Herren, zu den Fragen 
der Vorkehrungen für Notfälle! Es muß auch ge-
sichert sein, daß mit allem, was dort geschaffen 
wird, kein Mißbrauch getrieben werden kann bei 
Arbeitskämpfen. Ein Notstand von Staat und Volk 
ist nur mit den Arbeitnehmern und ihren Organi-
sationen überwindbar, nicht gegen sie. 

(Beifall bei der SPD.) 

Auch die Pressefreiheit darf nicht stranguliert 
werden. Die Meinungsfreiheit selbst bedarf über-
haupt keiner Einschränkung. Das Wesentliche, 
worauf man sich verständigen können wird und 
muß, ist die Begrenzung der Informationsfreiheit in 
jenem Umfang, der in Krisenzeiten wohl auch von 
der Presse eingesehen wird. 

Meine Damen und Herren, ich fasse hier zusam-
men: Die Koalition hat keine Zweidrittelmehrheit. 
Sie sollte endlich davon Kenntnis nehmen, daß das 
durch noch so lange Beratungen nicht anders wird. 
Wenn dem Bundeskanzler an der Lösung dieser 
Fragen liegt, dann muß er bei seinen eigenen 
Freunden für eine vernünftige und sachgerechte 
Lösung eintreten. Daran scheint es bisher gefehlt zu 
haben. 

Im übrigen weise ich darauf hin, daß ich mich in 
einer Reihe dieser Fragen in sehr guter Gesellschaft 
befinde. So hat z. B. kürzlich der Kollege Dr. Stein-
metz im „Handelsblatt" geschrieben: 

Das Parlament wird nicht bereit sein, lediglich 
im Interesse einer schnellen Verabschiedung der 
Gesetze in Kauf zu nehmen, daß unklare For-
mulierungen und zu weitgehende Eingriffe 
unsere Wirtschaftsordnung stören oder sogar 
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zerstören könnten, solange die direkte Aggres-
sion auf unseren Staat solche Maßnahmen nicht 
unbedingt erforderlich macht. 

Weiter schrieb dieser CDU-Abgeordnete: 

Es gilt, unsere freiheitliche und rechtsstaatliche 
Ordnung nicht schon wegen kleineren Krisen 
und im Zuge der Vorsorgemaßnahmen in Frage 
zu stellen. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren! In seiner Regierungs-
erklärung — der ersten — hat Bundeskanzler Erhard 
gute Grundsätze über das Verhältnis der Regierung, 
Regierungsmehrheit und Opposition zueinander ver-
kündet. Er hat sich aber nicht danach gerichtet. Er 
ist den Weg gegangen vom Volkskanzler zum ge-
legentlich recht rücksichtslosen Machtgruppen-
kämpfer. 

(Sehr richtig! bei der SPD. — Lachen und 
Oh-Rufe bei der CDU/CSU.) 

Im Bundestag hieß es — ich zitiere Professor 
Erhard —: 

Sie dürfen mir nicht unterstellen, daß ich — — 
(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Aber entschuldigen Sie, ich habe doch eben nur 
der Bitte des Kollegen Rasner entsprochen, endlich 
einmal zu zeigen, daß es eine Opposition gibt. Nun 
sind Sie auch wieder nicht zufrieden. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD. — 
Abg. Rasner: Wir sind hier im Bundestag, 

nicht in der Wahlversammlung!) 

— Im Bundestag! 

(Abg. Rasner: Nicht in der Wahlversammlung!) 

— Ja, Herr Kollege Rasner, ganz so viel Wahlre-
klame, wie Sie hier zu machen pflegen, kann ich 
beim besten Willen nicht zusammenbringen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD. — 
Zurufe von der CDU/CSU.) 

Sie müssen sich daran gewöhnen, daß bei der 
Haushaltsberatung die Gesamtpolitik der Regierung 
und ihrer Mehrheit zur Debatte steht, und davon 
werden Sie mich nicht abbringen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir sollen ja hier schließlich abstimmen. Da muß 
man doch wissen, worüber eigentlich abgestimmt 
wird. 

(Abg. Rasner: Na eben!) 

Im.  Bundestag hieß es — ich zitiere Professor 
Erhard —: 

Sie dürfen mir nicht unterstellen, daß ich keine 
echte staatspolitische Befriedigung darüber 
empfinde, wenn wir uns in manchen Fragen 
nähergekommen sind. 

So weit Professor Erhard. Draußen im Lande wird 
diese doch wohl gegenseitige Annäherung in wichti-
gen Fragen als ein fluchwürdiges Verfahren bezeich-
net, um sich die Macht zu erschleichen. 

Auf Parteitagen der Regierungspartei wird die 
Opposition beschuldigt, sich durch Mehranforderun-
gen für jeden einzelnen Zweck lieb Kind zu machen, 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

und dann wird der schärfste Angriff gegenüber der 
Opposition zu einer nationalen Pflicht erklärt. Das 
sagte der gleiche Kanzler, der sich gegen finanzielle 
Anforderungen aus den eigenen Reihen offenkundig 
nicht genug zur Wehr setzt. 

(Zustimmung "bei der SPD.) 

Er hat seinerzeit gegen die Verbesserung der 
Kriegsopferversorgung erbitterten Widerstand ge-
leistet. 

(Zuruf von der SPD: Jawohl!) 

Bei der Landwirtschaftsdebatte war davon nichts zu 
spüren. 

(Beifall bei der SPD.) 

Dort wird Geld zur Verfügung gestellt, bevor man 
überhaupt weiß, wie die ganze Summe sinnvoll aus-
gegeben werden soll. 

(Beifall bei der SPD.) 

Gegen die  Flut der Wahlanträge aus den eigenen 
Reihen spürt man keinen Widerstand. Von den 
Milliardenanträgen der Wirtschaft zum Steuerände-
rungsgesetz sagt man nichts. Noch liegt auch der 
Antrag der 116 auf dem Tisch und stand erst in der 
letzten Woche friedlich auf der Tagesordnung des 
Lastenausgleichsausschusses. Er ziert die Beratun-
gen des Hauses bis zum heutigen Tage. Und dann 
ist der Widerstand gegen die Opposition, meine 
Damen und Herren, „nationale Pflicht"! Die  Opposi-
tion hat in der 'gesamten Legislaturperiode zusam-
men nicht .annähernd ein solches Volumen an An-
trägen vorgelegt wie dieser eine Milliardenantrag 
aus den Reihen der Koalition allein. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Reden im Lande - und nun werden Sie viel-
leicht mein hartes Urteil doch etwas besser ver-
stehen — klingen bis zu jenem Tiefpunkt der Ge-
schmacklosigkeit, wonach im Jahre 1964 die SPD 
wohl „vom Heiligen Geist beschattet" werden sollte. 
Das kann man allenfalls einem Wahlkämpfer der 
fünften Garnitur durchgehen lassen; 'für den Regie-
rungschef ist eine solche 'Sprache schlechthin unver-
ständlich. 

(Beifall und Pfui-Rufe bei der  SPD.)  

Dabei erhebt sich die Frage, ob dies  die  Rat-
schläge des Wahlkampfteams sind, das in das Bun-
deskanzleramt leingebaut worden ist.  Die dortige 
Public-Relation-Mannschaft soll dm  wesentlichen die 
persönliche Wahlkampfwerbung für den Kanzler be-
treiben. Deshalb ist der sozialdemokratische Antrag 
auf Kontrolle Ides  Tit. 300 um so mehr gerechtfer-
tigt. 

(Sehr richtig! und Sehr gut! bei der SPD.) 

Hierzu hat der Bundeskanzler am 2. September 1963 
im Fernsehen selber gesagt — ich .zitiere —: „Ich 
muß Ihnen sagen,  ich bin willens, einen Teil dieses 
,Reptilienfonds' offenzulegen 'und der Kontrolle des 
Haushaltsausschusses zu unterwerfen." Von dieser 
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Bereitschaft war bisher noch nichts zu spüren. Und 
warum nur einen Teil? Was hat denn da eine interne 
Kontrolle zu scheuen? Wo es um  die  Interessen des 
Staates geht, gibt es Möglichkeiten, die Kontrolle 
so zu gestalten, daß daraus kein Schaden erwächst. 
Es muß aber gesichert sein, daß öffentliche Mittel 
nicht zur Bekämpfung des politisch Andersdenken-
den und damit für den Zweck einer politischen Par-
tei mißbraucht werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn der  Bundeskanzler sein Wort einlösen will, 
müßte er dafür eintreten, daß der Antrag, den wir 
Ihnen vorgelegt haben, jetzt angenommen wird. 
Wir bitten Rum Annahme. 

Die Informationspolitik geht ohnehin seltsame 
Wege. Die Regierungsparteien setzen sich doch sonst 
für den  Wettbewerb der Informationsmedien ein. 
Die Bundesregierung wehrt sich immer gegen Re-
giebetriebe und bekennt sich in der Theorie zur 
objektiven und sachlichen Unterrichtung. Allerdings 
hat sie schon einmal beim Fernsehen versucht — 
aber das war nicht die jetzige, sondern die frühere 
Regierung, wenn auch von 'denselben Parteien ge-
tragen —, 

(Widerspruch bei der FDP) 

ein Regierungsunternehmen in privatwirtschaft-
licher Form betreiben zu lassen. — Ich gebe zu, es 
war die CDU/CSU allein; mit Ihrem Widerspruch 
(zur FDP) haben Sie recht. Aber 'dann müssen Sie 
bitte entsprechend Ihrer damaligen Haltung dafür 
sorgen, daß die Regierung ihre Absichten hinsicht-
lich der Wochenschau doch noch ändert. 

(Beifall bei der SPD.) 

Jetzt wiederholt sich das nämlich bei der Wochen-
schau. Sonst sind Sie für die Privatisierung; hier 
sind Sie für die Verstaatlichung. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn eine Bank einen von einer Privatfirma ge-
haltenen Anteil an diesem Unternehmen erwerben 
will, erblickt die Regierung darin ein Unheil, nur 
weil ihr die Bank nicht genehm ist und weil dann 
vielleicht für etwas mehr Gleichgewicht gesorgt 
werden könnte. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
CDU/CSU: Seit wann ist die Bank für Ge-
meinwirtschaft ein Privatunternehmen?) 

Voller Angst kauft die Bundesregierung den ent-
sprechenden Anteil selbst und hält damit das Unter-
nehmen Wochenschau allein in ihrer Hand. Wozu 
eigentlich kaufen, wenn nach der Meinung des 
Staatssekretärs von Hase durch den Beirat sowieso 
alles zum besten bestellt ist? Durch den Erwerb 
einer Minderheitsbeteiligung durch einen anderen 
würde sich ja daran nichts ändern. 

Meine Damen und Herren, die volle Überführung 
dieses Unternehmens in die Hand des Bundes — 
und darum handelt es sich — sollte schrecken. Wir 
müssen uns alle gegen jedes staatliche Meinungs-
monopol wenden. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Ausgerechnet!) 

— Ausgerechnet! Ich weiß, daß Sie den sehr ver-
schieden gearteten öffentlich-rechtlichen Rundfunk- 
und Fernsehanstalten sehr gern den Garaus machen 
würden. 

(Abg. Rasner: Nein, aber dem Mißbrauch!) 

Aber mir ist auch hier die rechtlich gesicherte Un-
abhängigkeit lieber als die Verstaatlichung der Me-
dien der Meinungsbildung. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Bundesregierung sollte sich hüten, auch nur ent-
fernt in Nachbarschaft zu solchen Regierungen zu 
geraten, die das staatliche Meinungsmonopol zur 
Aufrechterhaltung ihrer Herrschaft benötigen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn die Bundesregierung von ihren Leistungen 
so überzeugt wäre, wie sie das glauben machen 
will, dann brauchte sie die Herrschaft über die Wo-
chenschau nicht und brauchte dafür auch nicht die 
Gelder des Steuerzahlers in Anspruch zu nehmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aus dieser Manipulation spricht ihre Angst vor ob-
jektiver Berichterstattung. 

(Oho-Rufe bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, vielleicht hängt das 
damit zusammen, daß wir auch in der uns alle be-
wegenden großen Frage der deutschen Politik, in 
der Frage der Wiederherstellung der nationalen 
Einheit in gesicherter Freiheit, in der letzten Zeit 
nicht vorangekommen sind. 

(Abg. Barzel: Na endlich!) 

— Herr Barzel, ich habe Sie ein wenig auf die Ge-
duldsprobe gestellt. Sonst hätten Sie sich nämlich 
diesen Teil nicht angehört. Ich hielt ihn aber für 
wichtig und meinte, Sie sollten alles hören. Es war 
unklug, propagandistische Initiativen anzukündigen, 
wenn in naher Zukunft keine praktischen Schritte 
zu erwarten waren. Schon innenpolitisch geht der 
Widerspruch zwischen großen Ankündigungen und 
fehlender Ausführung zu Lasten der Regierung. 

(Abg. Frau Kalinke: Der Unterschied zwi

-

schen dem Erler-Plan und der außenpoliti

-

schen Realität! — Lachen bei der SPD.) 

In der Deutschlandfrage kann das leicht zu Enttäu-
schung, Niedergeschlagenheit oder gar Abkehr von 
den Verbündeten führen. Sie aber, die Verbündeten, 
brauchen wir dabei. Wir wissen alle, daß kein 
Alleingang in dieser Frage möglich ist. Deswegen 
müssen wir sehr ernst nehmen, was alle Verbünde-
ten über den Gesamtzusammenhang der Probleme 
sagen, auch der französische Staatspräsident! 

Ich erinnere an den Ausspruch des Bundeskanz-
lers auf dem Parteitag der CDU in  Hannover am 
16. März 1964: 

Im Osten wurden von  Stalin Zustände geschaf-
fen, die das deutsche und das polnische Volk 
nicht verbinden, sondern zu trennen geeignet 
sind. 
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Und weiter der 'Bundeskanzler: 

Darüber wollen wir mit unseren östlichen Nach-
barn sprechen. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Aber wir wollen nicht, daß man unsere red-
lichen Absichten ständig als Revanchismus 
brandmarkt. 

So weit der Bundeskanzler. Ich 'weiß mich völlig mit 
ihm eins. Offenbar wird diese Auffassung von Ihnen 
zu einem großen Teile nicht geteilt.  Es  ist daher eine 
Führungsaufgabe, diese richtige Erkenntnis nicht 
von übereifrigen Artilleristen im Wahlkampf zer-
schießen zu lassen. Den Nachteil hat das deutsche 
Volk! 

(Beifall bei der  SPD.  — Zurufe von der 
Mitte.) 

Es entstünden sonst Zweifel entweder am Wieder-
vereinigungswillen oder an der Glaubwürdigkeit 
des Gewaltverzichts. Beides dürfen wir — auch der 
Umwelt gegenüber gar nicht erst aufkommen 
lassen. 

Hierzu ein weiteres Zitat Professor Erhards: 

Aber es ist eben leider nicht immer so, daß es 
nur an der richtigen Einsicht oder Erkenntnis 
fehlt. Es gehört dazu auch die politische Kraft, 
das Rechte durchzusetzen. 

Ich wünsche Ihnen in dieser Frage vollen Erfolg, 
Herr Bundeskanzler! 

(Beifall bei der  SPD.  — Abg. Dr. Barzel: 
Das gilt in allen Fragen?! Es ist unser Kanz

-

ler!) 

— Sicher! Ich wünsche Ihnen vollen Erfolg bei der 
Erfüllung unserer großen nationalen Aufgaben; ich 
wünsche Ihnen weniger Erfolg bei der Bekämpfung 
des innenpolitisch Andersdenkenden — das werden 
Sie verstehen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Notwendig sind eigene gründliche Überlegungen 
zum Gesamtproblem als Voraussetzung für die Her-
ausarbeitung einer gemeinsamen westlichen Platt-
form, mit der man die Sowjetunion konfrontieren 
kann. Wir sind uns wohl einig darüber: der Adres-
sat, dem man die westliche Plattform zu präsentie-
ren hätte oder mit dem man über den ganzen Fra-
genkomplex zu reden hat, ist die Sowjetunion und 
nicht das Ulbricht-Regime. Denn wir wissen alle, 
daß kein Rezept gefunden worden ist und gefunden 
werden kann, nach dem man mit einem Regime die-
ser Art über die Bedingungen seiner eigenen Ab-
schaffung verhandeln könnte. Darin stimmen wir 
alle in vollem Umfang überein. 

Es besteht nun die Gefahr, daß die Viermächte-
verantwortung für die Wiederherstellung der deut-
schen 'Einheit ausgehöhlt wird. Ich begrüße jede 
Stimme, die sich auch draußen in der Welt für das 
Recht unseres Volkes einsetzt und auf den Zusam-
menhang von Wiedervereinigung und dauerhaftem 
Frieden in Europa aufmerksam macht, vom franzö-
sischen Staatspräsidenten über Präsident Johnson 
bis zum 'britischen Premierminister Wilson. Dieser 

hat kürzlich im Unterhaus auf die zentrale Bedeutung 
der Wiedervereinigung Deutschlands für die wirk-
liche Befriedung Europas hingewiesen und dabei 
folgendes gesagt: 

Ich glaube, daß das ganze Haus die Auffassung 
akzeptiert hat und weiterhin akzeptieren wird, 
daß die Probleme in diesem Teil der Welt nicht 
gelöst werden können, bis wir ein wiederver-
einigtes Deutschland auf der Basis einer demo-
kratischen Wahl einer Regierung dieses verei-
nigten Deutschland bekommen. Ich glaube, daß 
wir alle der Ansicht sind, daß dies enorme Ge-
duld und eine recht beträchtliche Zeit erfordern 
und nur erreicht werden wird, wenn wir es fer-
tigbringen, eine fortschreitende Entspannung 
zwischen Ost und West über eine ganze Reihe 
von Fragen zu erreichen. Wir werden 

— so Wilson — 

diese Entspannung nicht erreichen, indem wir 
Positionen der Stärke aufgeben, die wir .heute 
innehaben. 

Es ist, glaube ich, gut, diesen Satz des britischen 
Regierungschefs vor diesem Hause noch einmal in 
Erinnerung zu rufen und ihm ausdrücklich zuzustim-
men. 

Meine Damen und Herren, ich wünsche, daß alle 
Stimmen möglichst klar sind und nicht einer zusätz-
lichen deutschen Interpretation bedürfen, um Miß-
verständnisse auszuräumen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Ich erinnere an die Verpflichtung der Drei Mächte, 
die sie in einem Vertrage verbrieft haben, zusam-
men mit der Bundesregierung die Wiederherstel-
lung der deutschen Einheit in gesicherter Freiheit 
zu betreiben. Pacta sunt servanda — Verträge sind 
einzuhalten. Dies gilt nicht nur für uns, und deshalb 
darf es bei diesem Komplex kein Herausdrängen 
des wichtigsten Partners, nämlich der Vereinigten 
Staaten von Amerika, geben. Ihr Gewicht am Ver-
handlungstisch ist lebenswichtig für ein gutes Er-
gebnis im Interesse der deutschen Sache. Würde 
dieses Gewicht fehlen, dann würden Europa und die 
deutsche Frage der sowjetischen Übermacht, die sich 
auch politisch und diplomatisch auswirken würde, 
ausgeliefert sein. 

Es genügt nicht, mit allen gut Freund zu sein. 
Eine klare, würdige Darlegung unserer Sorgen und 
Interessen und der Gemeinschaftsnotwendigkeiten 
ist erforderlich. Sonst verlieren Kommuniqués über 
die „völlige Übereinstimmung" mit erst A und dann 
B, wenn A und B selbst nicht übereinstimmen, an 
Wert, und es entstünden infolgedessen Zweifel an 
unserer Meinung. 

Unvereinbar mit den großen Worten über neue 
Deutschland-Initiativen ist übrigens die von der 
Regierungsmehrheit durchgesetzte Kürzung der Mit-
tel für die Kulturarbeit im Ausland. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Gerade diese Arbeit ist unentbehrlich, um anderen 
Völkern unsere Sorgen und Probleme verständlich 
zu machen. Die Kürzung wird uns dort, wo Interesse 
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an unseren kulturellen Leistungen besteht, be-
stimmt nicht beliebter machen, zumal Herr Ulbricht 
mit erheblichem finanziellen Aufwande auf diesem 
Gebiete tätig ist. Die Kulturarbeit gehört mit zu den 
Vorbeugungsmaßnahmen gegen die Versuche des 
Ulbricht-Regimes, außerhalb des sowjetischen 
Machtbereichs Fuß zu fassen. 

In geradezu dramatischer Weise sind wir jetzt 
mit einem solchen Versuch konfrontiert. Welche 
Frontverschiebung zu unseren Lasten hat sich in 
wenigen Wochen abgespielt! Auf die Ankündigung 
des Ulbricht-Besuchs wurde zunächst mit der schar-
fen Reaktion geantwortet, es sei von der Bundes-
republik Deutschland selbstverständlich mit sehr 
harten Gegenmaßnahmen zu rechnen. Dann erleb-
ten wir es, daß der Spieß umgedreht worden ist. 

Das Ergebnis einer Vermittlungsaktion, bei der 
übrigens keiner der Beteiligten Beziehungen zu 
Israel unterhält, ist folgendes: Die Beziehungen zu 
Israel sind — leider — verschlechtert. Ulbricht 
kommt doch. Er soll in Räumen für Staatsoberhäup-
ter wohnen. Von den deutschen Waffentechnikern 
in Ägypten ist keine Rede mehr, obwohl die Regie-
rung in dieser Frage im Wort ist, ein entsprechen-
des Gesetz zustande bringen zu helfen. Und schließ-
lich konnte man den Eindruck gewinnen: Wenn wir 
uns Ägypten auch sonst gefällig erweisen, dann 
wird Präsident Nasser die diplomatischen Beziehun-
gen zu uns nicht abbrechen. 

Lassen Sie mich ein Wort über das „besondere 
Geschick" dieser Vermittlungsaktion sagen. Ich habe 
hier vor mir das Interview mit jenem Manne, der 
auf Bitten der Bundesregierung und durch Entsen-
dung seiner Regierung tätig geworden ist. Er hat 
gesagt, er sei sehr zufrieden mit dem Ergebnis. Er 
habe dort Vorbesprechungen geführt, und man sei, 
nachdem das Problem im Prinzip gelöst war, dann 
von Präsident Nasser empfangen worden. Auf die 
Frage, ob das Ergebnis denn richtig sei, daß Deutsch-
land die Waffenlieferungen nach Israel einstellt und 
die Vereinigte Arabische Republik diese Handlungs-
weise als ausreichend akzeptiert, heißt es: „Genau!" 

Von deutscher Seite hat man sich entschlossen, 
alle Waffentransporte nach Israel sofort einzu-
stellen. Aber natürlich wird es auch auf ägyp-
tischer Seite in den kommenden Wochen Maß-
nahmen und Gesten des guten Willens geben. 

Es wurde nun gefragt: Hängen diese Maßnahmen 
mit Herrn Ulbricht zusammen? — 

Das ist eine Angelegenheit, die nicht unmittel-
bar damit verbunden ist, oder, sagen wir, das 
ist eine Sache, die nicht im Mittelpunkt der 
Krise stand. 

Meine Damen und Herren, der Bundeskanzler hat 
mit Recht hier dargetan: Im Mittelpunkt der  Krise 
steht der Ulbricht-Besuch und nicht die Waffenliefe-
rung an Israel. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der 
Regierungsparteien.) 

Mit welch 'seltsamen Instruktionen muß dieser Ver-
mittler ans Werk gegangen sein, wenn er sich so 
äußern kann?! 

Schließlich: 

Zweifellos wird der Ulbricht-Besuch stattfinden. 
Aber immerhin dürfe die ägyptische Regierung 
eine Haltung zeigen, die im Prinzip ohne politi-
sche Bedeutung sein wird. 

Ganz zum Schluß: 

Hat man auch von der Anerkennung Israels 
gesprochen? 

Dazu: 

. . . die Regierung der VAR wußte, daß Bonn 
nicht Israel anerkennen wird, daß eine Ver-
sicherung abgegeben worden ist im Sinne der 
Nichtanerkennung. 

(Abg. Rasner: Sie haben heute morgen 
gefehlt, Herr Erler!) 

Meine Damen und Herren, das nimmt doch dem 
Gewicht dieser Äußerungen im Fernsehen nichts, 
wenn man sich hinterher sogar vom Vermittler 
distanzieren muß, wie es geschehen ist. 

(Abg. Rasner: Doch!) 
Hier handelt es sich um einen schweren Kunstfehler, 
der dann in der Auswahl des Vermittlers begangen 
worden ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Zu diesem Desaster gab es dann vor einigen 
Wochen ein interessantes Präludium. Dr. Adenauer 
hat damals einer israelischen Zeitung versichert, 
wenn er noch Kanzler wäre, dann gäbe es längst 
diplomatische Beziehungen zu Israel, und dann wä-
ren auch keine deutschen Waffentechniker mehr in 
Ägypten. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Die Frage ist doch wohl erlaubt, warum der frühere 
Bundeskanzler das eigentlich nicht durchgesetzt hat, 
als er noch Kanzler war. 

(Beifall bei der SPD.) 

Er hat damals statt klarer Verhältnisse die Hinter-
treppe gewählt — mit allen Nebengerüchen, meine 
Damen und Herren! Dadurch sind wir in  .die schwie-
rige Lage geraten. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Unter voller 
Information .der Opposition!) 

— Die Bundesregierung trägt die Verantwortung, 
und zu dem Thema Information werde ich Ihnen 
jetzt auch noch etwas sagen. Vor dem Abschluß des 
nach der „Politisch-Sozialen Korrespondenz" - das 
ist Ihr Blatt, nicht meines — im Jahre 1960 getrof-
fenen Geheimabkommens wurde niemand von uns 
informiert. Bis heute hat niemand von uns den Text 
gesehen. Informationen ,gab es erst auf schriftliches 
Drängen Erich Ollenhauers, der auf den Titel „Aus-
bildungshilfe" im Einzelplan 14 von seinen Freun-
den aufmerksam gemacht worden war. Dann wurden 
Mitteilungen über längst getroffene Vereinbarungen 
und daraus sich ergebende Lieferungen gemacht. 

(Zuruf von der SPD: Vollendete Tatsachen!) 

Ich möchte wissen, welches Verratsgeschrei sich er

-

hoben hätte, wenn damals Herr Dehler, Herr Leicht, 
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1  Herr Mommer oder ein anderer vertraulich Infor-
mierter die Geheimhaltungspflicht gebrochen und 
Alarm geschlagen hätte. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, meine Freunde ver-
langten damals mindestens die Unterrichtung der 
Verbündeten, vor allem der Vereinigten Staaten 
von Amerika. Nach den mir damals in dem Aus-
schuß gewordenen Mitteilungen, Herr Bundeskanz-
ler, war das bis dahin nicht geschehen. Man hat sich 
über einen sehr komplizierten Weg unterhalten, wie 
die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 
durch Einschaltung anderer verständigt werden 
könnte. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, unsere Haltung war 
immer klar: die Beziehungen im Nahen Osten seien 
so zu gestalten, daß sie das Licht des Tages nicht zu 
scheuen brauchten, und zwar bevor die Sowjet-
union sich in der Weise in Ägypten festgesetzt hatte, 
wie es bedauerlicherweise inzwischen geschehen ist. 
Aber alle diese Fragen schob man vor sich her und 
benimmt sich nun Nasser gegenüber wie ein ertapp-
ter Missetäter. Die Art der Behandlung der Nahost

-

Politik in diesen Jahren wird nicht durch jene Unter-
richtung über einen Teil vorher getroffener Ab-
machungen aus der Welt geschafft. 

Ich möchte folgende Feststellungen hierzu tref-
fen. 

Erstens. Viele Staaten unterhalten diplomatische 
Beziehungen zu den arabischen Staaten und Israel, 
z. B. Frankreich sehr gute. Warum muß man es hin-
nehmen, daß man sich nur an Deutschland rächen zu 
können glaubt, wenn es sein Verhältnis zu Israel 
so wie andere auch ordnet? 

(Beifall bei der SPD.) 

Zweitens. Nachdem Millionen jüdischer Menschen 
von einem deutschen Gewaltregime ermordet wor-
den sind, muß es auch unsere deutsche Sache sein, 
ein neues drohendes Massaker gegen einen Teil der 
Überlebenden verhindern zu helfen. 

(Beifall.) 

Drittens. Dieses Problem übersteigt die deutsche 
Kraft und kann nur Gegenstand einer gemeinsamen 
Nahost-Politik mit unseren Verbündeten sein. 

Viertens. Wer anderwärts wie Herr Nasser als 
Vorkämpfer der Befreiung von Kolonialherrschaft 
auftreten will, der ist unglaubwürdig, wenn er sich 
mit einem nur auf fremde Gewalt gestützten Kolo-
nialregime im Herzen Europas solidarisiert. 

(Beifall.) 

Fünftens. Ein solcher Akt der Solidarität mit dem 
Ulbricht-Regime zerstört das Fundament freund-
schaftlicher und hilfreicher Zusammenarbeit mit dem 
deutschen Volk und der zur Wahrnehmung der In-
teressen des ganzen deutschen Volkes verpflichteten 
Bundesregierung. Dies dürfte der Meinung des gan-
zen Hauses entsprechen und Anlaß für die ägyp-
tische Regierung sein, sich ihre nächsten Schritte 
wohl zu überlegen. 

(Beifall.) 

Sechstens. Wirklicher Grund für das ägyptische 
Verhalten im Gegensatz zu dem gewählten Vor-
wand dürfte jene Politik der Sowjetunion sein, die 
sich unter großen finanziellen und rüstungswirt-
schaftlichem Aufwand eine Basis im Mittelmeerraum 
und in Nordafrika zu schaffen sucht. 

Siebtens. Dies weist darauf hin, daß unsere Nah-
ost-Politik in allen ihren Aspekten sorgsam mit un-
seren Verbündeten überprüft werden muß, um 
einem weiteren Abbröckeln westlicher Positionen 
entgegenzuwirken, die Risiken gemeinsam zu tra-
gen und die Bundesrepublik Deutschland nicht allein 
den durch die Spaltung unseres Landes verursach-
ten Möglichkeiten zu weiteren Erpressungen auszu-
setzen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es muß dabei — hier teile ich die Meinung der 
Bundesregierung — idas Ziel bleiben, der weiteren 
Festigung der Spaltung Deutschlands durch die Art 
der Beziehungen zwischen dritten Ländern und dem 
Ulbricht-Regime entgegenzuwirken. Die dabei ein-
zusetzenden Mittel müssen gemeinsam mit unseren 
Verbündeten überprüft werden, ,damit wir nicht 
nahezu schutzlos weiteren Erpressungen ausgesetzt 
sind. 

Achtens. Das Parlament — darauf habe ich vorhin 
schon hingewiesen — ist vom Beginn bis zum bit-
teren Stand der Sache zu spät, dann unvollständig 
oder nur halbwahr, auch und gerade während der 
Zuspitzung der letzten Wochen, unterrichtet worden. 
Das fing mit jenem niemals vorgelegten Geheim-
abkommen oder jener Geheimabsprache an, auf des-
sen Spur man erst durch die  Wachsamkeit .der So-
zialdemokraten im Haushaltsausschuß stieß. 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Das setzte sich fort, als man es nach der Reise des 
Bundestagspräsidenten unterließ, die sich damals 
abzeichnenden Möglichkeiten einer Normalisierung 
unserer Beziehungen im Nahost-Raum diplomatisch 
energisch zu erkunden. 

Hier zeigt sich, daß die Methode des Alles-vor-
sich-Herschiebens, die  Entschlußlosigkeit und die 
Führungslosigkeit nun auch auf die  Außenpolitik 
übergegriffen haben. Sie haben dort verheerende 
Wirkungen gehabt. Von der Vermittlung eines frem-
den Diplomaten erfuhr der Auswärtige Ausschuß 
erst, als sie bereits im Gange war. Telegramme mit 
weitreichenden Informationen an unsere Botschaften 
in den arabischen Ländern waren heraus, als sie 
dem Auswärtigen Ausschuß noch verschwiegen wur-
den, der zu jener Zeit tagte. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Der ägyptischen Seite wurden Zusagen in einer sol-
chen Form übermittelt, daß 'sie dort anders verstan-
den wurden, als sie hier gemeint waren. Außerdem 
wurden diese Zusagen ohne die notwendigen zu 
vereinbarenden Gegenleistungen gemacht. Vor 
allem konnte man natürlich auch keine Zusagen 
machen, ahne sich mit jenem Beteiligten, mit dem 
man einen Vertrag eingegangen war, darüber zu 
verständigen. Änderungen dieser Art — das hat  der 

 Bundeskanzler heute zum Ausdruck gebracht — for-
dern Einvernehmen, wenn man nicht vertragsbrüchig 
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werden will. Hier ist im ganzen ein Stück Glaub-
würdigkeit deutscher Politik verspielt worden. Das 
Vertrauenskapital, das wir in 15 Jahren mühsam in 
aller Welt angesammelt haben — und daran waren 
nicht nur die Regierungspolitiker, sondern daran 
waren wir alle beteiligt —, ist schwer in Mitleiden-
schaft gezogen worden. Aber auf dem Felde des 
Alleinvertretungsanspruchs der Bundesregierung für 
das ganze deutsche Volk ist kein Zentimeter Boden 
dort gutgemacht worden. Auf der Aktivseite ist 
nichts zu verbuchen. Die Bilanz ist eindeutig nega-
tiv. 

Das Echo in der Weltmeinung ist auch einhellig 
und unerfreulich. Auch in der deutschen Presse hat 
sich das  inzwischen niedergeschlagen. Ich will Ihnen 
jetzt gar nicht im einzelnen dartun, wie große 
Zeitungen wie die Schweizer „Tat" etwa 

(Zuruf von der Mitte) 

— na sicher — oder die „L'Aurore", die große fran-
zösische Zeitung, oder „Dagens Nyheter" in Schwe-
den unid viele andere — ich weise ausdrücklich auf 
Blätter hin, die der Bundesrepublik Deutschland 
nicht ablehnend gegenüberstehen — diese Dinge be-
urteilen. 

Nicht nur die 'Bundesregierung, sondern auch die 
Bundesrepublik Deutschland hat Schaden gelitten 
durch das würdelose Schauspiel der letzten Zeit, für 
das die Bundesregierung verantwortlich ist. Wir 
haben ein gemeinsames Interesse, aus dieser Sack-
gasse herauszukommen. Das wird schwer genug 
sein. Die Sozialdemokratische Partei ist bereit —
selbstverständlich —, auch ihr bescheidenes An-
sehen als zuverlässige demokratische Kraft draußen 
in der Welt einzusetzen, um der Bundesregierung 
zu helfen. Das geht aber nur, wenn man über Ent-
scheidungen spricht, bevor sie gefallen sind, und 
nicht, wenn Abmachungen oder Entscheidungen an-
derer Art, Vermittlungsaktionen u. ä., schon ge-
troffen worden sind. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat eine schwere 
Niederlage erlitten. Ihr Ansehen ist nicht nur im 
Nahen Osten in Mitleidenschaft gezogen. Abgesehen 
von einigen kleinen Meinungsverschiedenheiten mit 
Freunden ist Bundeskanzler Erhard jetzt zum ersten-
mal in ernsthafte außenpolitische Schwierigkeiten 
gekommen. Zum erstenmal ist er, wenn auch auf 
neutralem ägyptischem Boden, mit der politischen 
Aktivität des Ostens konfrontiert worden. Das Er-
gebnis ist dort ein Scherbenhaufen. Es stellt den 
außenpolitischen Fähigkeiten des Bundeskanzlers 
ein denkbar schlechtes Zeugnis aus. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Unter diesen Umständen ist es an der Zeit, die 
Frage zu stellen, ob die Bundesregierung unter ihrer 
jetzigen Führung und in ihrer jetzigen Zusammen-
setzung noch weiter amtieren kann. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Rasner: Ach 
du lieber Gott! — Lachen und weitere 

Zurufe von der Mitte.) 

Unter diesen Umständen ist es die Pflicht der sozial-
demokratischen Opposition — — 

(Abg. Rasner: Günther Grass!) 

— Nein, nicht Günther Grass; bevor der geschrieben 
hat, gab es Nachrichten darüber, daß das Problem 
in Ihren eigenen Reihen erörtert worden ist. Man 
konnte das in einigen Düsseldorfer Zeitungen lesen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Rasner: Sie 
hören das „Grass" wachsen! — Weitere 

Zurufe von der Mitte.) 

Unter diesen Umständen ist es die Pflicht der 
sozialdemokratischen Opposition, zu diesem Haus-
halt und damit zur Führungslosigkeit der amtlichen 
Politik ein klares Nein zu sagen. 

(Lebhafter anhaltender Beifall bei der SPD. 
— Abg. Brese: Wie jedes Jahr! — Weitere 

Zurufe von der Mitte.) 

Vizepräsident Schoettle: Wir befinden uns, 
wie Sie inzwischen wohl gemerkt haben werden, 
mitten in der allgemeinen Aussprache über den 
Einzelplan 04. Ich habe das nur festgestellt, weil der 
Gang der Verhandlungen etwas entgegen dem 
Reglement verlief. — Das Wort hat jetzt der Ab-
geordnete Dr. Barzel. 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und meine Herren! Als wir darauf verzich-
teten, die erste Diskussionsrede zur Erklärung des 
Herrn Bundeskanzlers selbst zu halten — wie es 
uns zusteht —, da hatten wir die Hoffnung, daß die 
Opposition auf die sehr abgewogene und verantwor-
tungsbewußte Erklärung des Herrn Bundeskanzlers 
eine konstruktive Antwort geben würde. 

(Sehr richtig! in der Mitte. — Zurufe von 
der SPD.) 

Statt dessen haben wir leider, zu dreiviertel — nicht 
ganz, aber zu dreiviertel — eine Wahlrede gehört, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und das war eine schlechte mit einem kleinlichen 
Negativkatalog und ohne einen wesentlichen Ge-
danken. 

(Abg. Rasner: Sehr gut! — Lachen bei der 
SPD.) 

Herr Kollege Erler, wenn ich die ersten Passagen 
Ihrer Rede richtig verstanden habe, dann haben Sie 
ja nicht nur Gesetze kritisiert, denen Sie selbst 
zugestimmt haben, sondern dann war Ihre Rede 
doch eigentlich so: Was wir richtig machen und was 
wir tun, ist ein Wahlgeschenk, und was wir nicht 
machen, das ist ein Versäumnis. 

(Sehr gut bei der CDU/CSU.) 

Nun, Herr Erler, so sollte  man über  den letzten 
Haushalt des Bundeskanzlers nicht debattieren. 
Sonst kommt das, was Sie „Pseudoerfolgsbilanz" 
nannten, doch leicht in den Geruch einer Neuauflage 
der marxistischen Veredelungstheorie. 

(Beifall 'bei der CDU/CSU. — Abg. Rasner: 
Bei Karl Marx werdet ihr landen! — Zu

-

rufe von der SPD: Sie waren schon besser!) 

— Wie man in den Wald hineinruft, so schallt es 
heraus, Herr Erler! Meine Damen und meine Herren, 
nachdem Herr Erler von einer Pseudoerfolgsbilanz 
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gesprochen hat, wären wir versucht, die Erfolgsbilanz 
sozialistisch regierter Länder Europas der Erfolgs-
bilanz dieser Bundesregierung entgegenzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir wollen das jetzt nicht tun. Wir haben aber das 
Material sorgfältig vorbereitet. 

(Zurufe von der SPD: Mal was Neues!) 

— Es kommt, es kommt! Man sollte doch die Er-
folge, die in diesen Jahren erzielt worden sind, 
Herr Kollege 'Erler, wirklich nicht so diskreditieren. 
Aber eigentlich haben Sie es ja auch nicht getan; 
denn Sie sprachen doch davon, daß es noch ein paar 
Lücken gebe. Nun, Lücken sind ganz kleine Punkte 
in einem Großen, das sind also eigentlich kleine Be-
anstandungen. Sie haben aber von einer Pseudo-
erfolgsbilanz gesprochen. Deshalb möchte ich Sie 
fragen, ob Sie  mir  erlauben, Ihnen ein paar Zahlen 
zu sagen. 

Wir haben Vollbeschäftigung, 

(Abg. Leicht: Pseudovollbeschäftigung!) 

wir haben steigende Reallöhne, wir haben steigende 
Sozialleistungen. Ist das alles „pseudo" ? Glauben 
Sie, daß die arbeitenden Menschen das als einen 
Pseudoerfolg betrachten, daß sie so weit gekommen 
sind, wie es dank der Politik dieser Bundesregie-
rung möglich geworden ist? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nein, Herr Kollege Erler. 

(Zuruf von der SPD.) 

— Sie geben es auf. Ich merke, ich kann den Punkt 
verlassen. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Hier liegt ein Haushalt der Stabilität vor, der 
seinen Beitrag dazu leistet, unser gutes deutsches 
Geld stabil zu halten, und der den Mut hat — an-
ders als die Verlautbarungen der Opposition —, 
ganz klar zu sagen, daß man nicht alles zugleich, 
nicht alles auf einmal, sondern nur nach Schwer-
punkten und nacheinander kann. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Ich muß nun leider, Herr Kollege Erler, weil Sie in 
dieser Lage, wie ich glaube, wenig hilfreich per-
sönliche Angriffe auf den Bundeskanzler geführt 
haben, das ein bißchen zurückgeben. Ich brauche 
nicht zu bekunden — das wissen Sie und das wer-
den Sie durch die Abstimmung sehen und das wer-
den Sie auch des weiteren aus den Ausführungen 
der ganzen Koalition, wie ich hoffe, 

(Lachen bei der SPD) 

sehen, daß dieser Bundeskanzler und diese Regie-
rung das volle Vertrauen der großen Majorität die-
ses Hauses haben und, ich bin ziemlich sicher, auch 
über die Wahl behalten werden. Wenn Sie nämlich 
so agieren, Herr Kollege Erler, macht das einen 
ganz miserablen Eindruck. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Kollege Erler, ich habe hier etwas mitgebracht. 
Ich habe gehofft, wir hätten diese Debatte nicht zu 

führen brauchen, aber Sie haben so angefangen. Ich 
muß Ihnen erwidern. 

(Abg. Erler: „Unvorbereitet, wie ich mich 
habe"!) 

Ich habe hier einige Punkte, und Sie hatten ein fer-
tiges Manuskript. Ich darf mir die Freiheit nehmen, 
auf den Mann zu sprechen zu kommen, der leider 
nicht hier sitzt, mit dem wir hier leider nicht spre-
chen können, der Mann, der, ohne dem Hause anzu-
gehören und ohne sich hier zu stellen, auf diesen 
Stuhl möchte. Darüber wollen wir doch einmal 
sprechen. 

(Zurufe von der SPD.) 

Es gibt da bei diesem Mann, ich meine den Regieren-
den Bürgermeister von Berlin, z. B. folgende Situ-
ation: Als die Opposition in Berlin — die CDU; da-
mit eis jeder weiß — dort die Regierung wegen 
ein paar merkwürdiger Dinge der Informations-
politik, wegen Polizeiaktionen und ähnlichem inter-
pellierte, da passierte es, daß man die Redezeit be-
schränkte. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Ich will nur diesen einen Fall, Herr Kollege Erler, 
hier herausnehmen, um daran anzuschließen: so 
will Deutschland nicht regiert werden; 

(lebhafter Beifall bei den Regierungsparteien) 

und wenn Sie mehr wissen wollen, ich habe eine 
ganze Dokumentation hier. 

Nachdem Sie die Liebenswürdigkeit hatten, Herr 
Erler, eine in Düsseldorf erscheinende Zeitung zu 
zitieren, darf auch ich vielleicht eine in Düsseldorf 
erscheinende Zeitung — die Ausgabe vom 2. Februar 
— hier in die Debatte einführen. Es ist eine Zeitung, 
die so freundlich war, ein ganzseitiges Interview 
ihres Kanzlerkandidaten zu veröffentlichen. Ich zi-
tiere aus diesem Interview: 

Frage: Wie verhält es sich mit den im Godes-
berger Programm angeführten Investitions-
kontrollen? 
Antwort von Brandt: Man kann nicht eine Pas-
sage aus dem Godesberger Programm heraus-
suchen und dann kommentieren. Man könnte 
auch Stellen finden, die das Gegenteil besagen. 

(Lachen in der Mitte.) 

Meine Damen, meine Herren! Dies ist die härteste 
Kritik, die an dem Programm der SPD möglich ist. 
Ich habe dem nichts hinzuzufügen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Nun genug in  der ersten Abteilung, Herr Erler. 
Ich komme zu meiner zweiten. Sie haben dem Bun-
deskanzler vorgeworfen, daß er angeblich die 
Opposition nicht genügend und nicht rechtzeitig ge-
nug höre. Nun, Herr Kollege Erler, ich glaube, daß 
man das weder  in  dem Fall, der hier ansteht und zu 
dem der Bundeskanzler völlig klarstellende Aus-
führungen gemacht hat, noch generell sagen kann 
und auch nicht sagen sollte. Ich erinnere mich so 
mancher Besprechung drüben mit Ihren Herren. Als 
Nassers Einladung an Ulbricht bekanntwurde, hat 
dieser Bundeskanzler als erstes die Fraktionsvor-
sitzenden aller drei in diesem Hause vertretenen 
Parteien gerufen. So war es bei Zypern, so war es 
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bei Vietnam, so war es bei den Passierscheinen, so 
war es, als er aus Amerika wiederkam. Das sollten 
Sie diesem Bundeskanzler nicht vorwerfen. Suchen 
Sie sich bitte ein passendes Argument, wenn Sie ihn
angreifen wollen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

rufe von der SPD.) 

Die wichtigste Erklärung, Herr Kollege Erler, für 
uns aus Ihrer Rede war die zum Notstand. Ich 
möchte dazu noch ein Wort sagen. Ich weigere mich, 
heute hinnehmen zu sollen, daß dies wirklich prak-
tisch das endgültige Nein der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands sei. Ich frage, Herr Kollege 
Erler: was soll sein — was doch möglich ist —, 
wenn das Notparlament nicht zusammentreten 
kann? Glauben Sie, daß dann der Notstand nicht 
ausbricht? Glauben Sie, daß, wenn es hier nicht ein 
Recht gibt, wir die Ablösung der alliierten Vorbe-
haltsrechte erreichen können? Nein, Herr Kollege 
Erler. 

(Abg. Erler: Eine Zwischenfrage!) 

— Bitte schön. 

Erler (SPD) : Was, glauben Sie, passiert, wenn die 
Bundesregierung, die ungefähr genauso viel Mit-
glieder hätte wie das Notparlament, nicht zusam-
mentreten kann? 

Dr. Barzel (CDU/CSU) : Aber, Herr Kollege Erler, 
dies lenkt doch ab. 

(Lebhafter Widerspruch von .der SPD.) 

— Dann lesen Sie doch einmal die Vorlage der 
Bundesregierung: es soll möglichst das Parlament 
handeln; wenn das nicht kann, das Notparlament, 
wenn dieses nicht kann, die Bundesregierung. Wie 
soll es denn anders sein? So wie Sie vorschlagen, 
Herr Kollege Erler, wird es, so fürchte ich, keine 
Ablösung der alliierten Vorbehaltsrechte geben. 
Darum geht es der Bundesregierung. Ich weigere 
mich deshalb, das als ein endgültiges Nein hier ent-
gegenzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Hier geht es um eine ganz schwerwiegende Frage 
unseres Staates, nicht einer Regierung und nicht 
einer Opposition. Vielleicht erlauben Sie mir, Herr 
Kollege Erler, daran zu erinnern, daß es Friedrich 
Ebert war, der mit 133 Notverordnungen seine Ge-
burtshilfe für das Werden einer ersten Demokratie, 
des Weimarer Staates, in Deutschland geleistet hat, 
durch das Instrument der Notverordnungen. Das 
wollen wir nicht. Aber für die Stunde der Not muß 
es ein Mittel geben, damit der Rechtsstaat nicht un-
tergeht, — weil Not dann angeblich kein Gebot 
kenne. Das ist die Lage; wir werden sie noch zu 
erörtern haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich weigere mich, Ihre Position als endgültig anzu-
nehmen. 

Erlauben Sie mir, zur Situation im Nahen Osten 
— dem Punkt, den der Herr Bundeskanzler erwähnt 
hat — in meiner nächsten Abteilung etwas zu sagen. 

Ich begrüße dem Grund nach — ich will das vorweg 
sagen —, daß der Kollege Erler in dieser Abteilung 
seiner Rede weitgehend die gemeinsame Haltung 
dieses Hauses ermöglicht hat. Ich glaube, daß das 
gut ist. 

Wir sind in eine kritische Situation geraten. 

(Abg. Dr. Dr. Heinemann: Allerdings!) 

Noch kann keiner übersehen, ob das, was in Kairo 
geschieht, punktuell zu werten ist oder ob es als 
Glied einer größeren Operation gesehen werden 
muß. In solchen Situationen ist es immer gut, prin-
zipiell zu handeln und ganz klar zu sagen, was ist. 
Der Herr Bundeskanzler hat das getan, und für 
diese Klarheit und Offenheit gebührt ihm zusätzlich 
Dank. 

Wir stehen im Nahen Osten alle miteinander in 
einem großen Dilemma. Aber dieses Dilemma ist 
weder von dieser noch von der vorigen Bundesregie-
rung verschuldet. 

(Lachen und Zurufe von der SPD. — Abg. 
Dr. Mommer: Da irren Sie!) 

— Herr Kollege Mommer, wir können ein Privatissi-
mum machen; lassen Sie mich in Ruhe hier fortfah-
ren! — In demselben Dilemma befinden sich alle 
Staaten, die den Frieden im Nahen Osten wollen, 
auch Frankreich, auch Großbritannien, auch die 
USA. Es mag sein, daß der Westen in früheren Jah-
ren hier Fehler gemacht hat. Sie können nicht der 
Bundesregierung angelastet werden. Entscheidend 
ist doch die Tatsache, daß Sowjetrußland die Span-
nungen dort systematisch verschärft und zuspitzt. 
Das ist die erste Tatsache. 

Aber davon ist die Bundesrepublik besonders be-
troffen, weil Sowjetrußland in einer Weise, die 
man nur als unverantwortlich bezeichnen kann, die 
SBZ als einen Feind Israels und als einen angeb-
lichen Freund der Araber ins Spiel gebracht hat. 
Nach allem, was im deutschen Namen geschehen ist, 
ist dieser Vorgang ungeheuerlich. Wir sollten ihm, 
trotz des Wahljahres, in Einigkeit begegnen. Ul-
bricht manifestiert durch seine antisemitische Hal-
tung, daß er im Dienst einer fremden Macht steht; 
denn Deutsche sind davon ein für allemal geheilt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und 
Abgeordneten der SPD.) 

Ulbricht gibt sich dazu her, im Interesse Rußlands 
den deutschen Namen zu schänden, und spaltet nicht 
nur das Land, sondern sucht auch noch dem Deut-
schen schlechthin Abbruch zu tun. 

Israel würde keine militärische Hilfe brauchen, 
würde die Kriegsgefahr in diesem Raum nicht durch 
die Waffen, die der Ostblock in ihn hineinschleust, 
ständig geschürt. 

Die Bundesregierung ist mit ihrem Arrangement 
bis an die äußerste Grenze des Zumutbaren gegan-
gen. Wir kapitulieren nicht vor Nasser, sondern 
stellen uns auf die neue sowjetische Offensive ein. 
Nur das tun wir, wenn wir Israel bitten, mit uns ein 
Gespräch über unsere Hilfe zu führen. Wir werden 
keinen Vertrag brechen. Aber wir bitten um Ver-
ständnis für unsere Lage. Würde die Bundesrepublik 
Deutschland durch Moskau mittels Pankow aus dem 
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Nahen Osten hinausgedrängt, so wäre dies ein 
Triumph des Kommunismus, an dem keiner in der 
freien Welt — auch Israel nicht — interessiert sein 
kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Unsere Haltung gegenüber Nasser muß deshalb klar 
und fest und entschieden sein. Aber wenn wir uns 
hier streiten — ich hoffe, am Schluß der Debatte 
wird sichtbar sein, daß wir es nicht tun, wenigstens 
auf diesem Gebiet nicht —, dann rufen wir nicht den 
Eindruck hervor, den wir brauchen. Wir haben näm-
lich viele Freunde in der arabischen Welt, die nicht 
bereit  sind,  Nassers Ostkurs mitzumachen. Deshalb 
sagen wir laut und deutlich, was wir darüber den-
ken, daß Nasser den Feind der deutschen Einheit, 
Herrn Ulbricht, zum Staatsbesuch eingeladen hat. 

Wir stehen hinter der Erklärung des Bundeskanz-
lers, daß dies ein feindseliger Akt gegen das deut-
sche Volk ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Abgeordne
-

ten der SPD.) 

Wir sind voll und ganz mit der Entscheidung der 
Bundesregierung einverstanden, daß die VAR we-
gen der Einladung Ulbrichts von uns keine Entwick-
lungshilfe mehr erwarten kann. Die Hilfe der Bun-
desrepublik sollte nicht Erpressern zufließen, son-
dern den zuverlässigen Freunden des deutschen 
Volkes; und ihnen muß so geholfen werden, daß 
man sieht, was uns treue Freundschaft wert ist. 

(Beifall in der Mitte.) 

Wir werden den Besuch Ulbrichts in Ägypten auf-
merksam zu beobachten haben. Es wäre nichts fal-
scher gewesen — auch dies an die Adresse der Kri-
tik im Methodischen, die Herr Erler hier erhoben 
hat —, als sich selbst möglichst durch vorherige 
öffentliche Ankündigung alle Hände für alle mög-
lichen Reaktionen zu binden. Nachher, wenn der 
Besuch gewesen ist, wird die Konsequenz zu ziehen 
sein. Und die Politik wird eine feste Politik sein. 
Es ist Nassers Frage, ob er den völligen Bruch mit 
der Bundesrepublik Deutschland will. Wir wollen 
und dürfen ihn nicht im Zweifel darüber lassen, daß 
er ihn selbst vollzöge, wenn er Pankow anerkennte. 
Angesichts der  sowjetischen  Offensive müssen wir 
unbedingt an dem Prinzip festhalten, daß die Bezie-
hungen zu uns selbst abbricht, wer dem deutschen 
Volk mit der Anerkennung Pankows in den Rücken 
fällt. 

Noch ein Wort an Israel. Wir verstehen seine 
Lage. Wir sind uns auch im klaren darüber, wie 
schwer es Israel fallen muß, Verständnis für alles 
aufzubringen. Trotz der Enttäuschung, von der auch 
der Herr Bundeskanzler gesprochen hat, über die 
erste negative Reaktion auf sein Angebot halten 
wir fest, daß man auch in Israel offenbar nicht ge-
willt ist, nun alles zusammenbrechen zu lassen und 
zu vergessen, was für die Versöhnung und für das 
wachsende Verständnis hinüber und herüber getan 
worden ist. Wir bekennen uns zu unseren morali-
schen Verpflichtungen und auch zu der Hypothek, 
die durch unsere Geschichte auf uns lastet. Und weil 
wir so denken, glauben wir, daß auch aus dieser 

schweren Krise ein Ausweg gefunden werden kann 
und wird. 

Ich möchte mich hier in fünf Punkten noch ein 
bißchen präzisieren. 

Erstens. Was die Kommunisten „DDR" nennen 
und als solche international ins Spiel zu bringen 
sich bemühen, ist in Wirklichkeit die SBZ, die 
sowjetisch besetzte Zone Deutschlands. Meine Da-
men, meine Herren, wenn alle in unserem Staat 
sich in unserem Land und im Ausland an diesen 
Sprachgebrauch gehalten hätten, wäre die Situation 
in dieser Frage heute wahrscheinlich besser. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In dieser SBZ, in der sowjetisch besetzten Zone, am-
tieren, gestützt auf 400 000 Soldaten der Roten 
Armee, Kommunisten gegen den Willen der Deut-
schen. Diese SBZ ist ein Raum ohne Menschenrechte, 
ohne Selbstbestimmung und also, nach einem Wort 
Kennedys, ein Raum ohne Frieden. Wer die Macht-
haber dort stärkt, handelt deshalb wider das Völ-
kerrecht, wider den Frieden und gegen Deutschland. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Zweitens. Ulbricht ist ein Satrap Moskaus. Wer 
sich mit diesem Beauftragten einer fremden Macht, 
einem Abhängigen also, einem in keiner Weise 
souveränen Mann einläßt, gerät leicht in den Ver-
dacht, selbst nicht mehr — aus welchen Umständen 
auch immer — ganz frei zu sein. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Drittens. In diesem 20. Jahr nach Kriegsschluß 
muß die Welt zweierlei verstehen. Zum einen, daß 
unsere Ungeduld wegen der Fortdauer der deut-
schen Spaltung wächst. Und zum anderen dieses: 
Indem wir uns mit Ulbricht nicht arrangieren, indem 
wir unsere Position des Rechts verteidigen, uns 
nicht arrangieren mit der rechtswidrigen Macht dort, 
machen wir auch unsere gewandelte Gesinnung 
deutlich. Wer den Deutschen vorwirft, sie hätten um 
1933 zu leicht und zu schnell und zu zahlreich sich 
mit der Macht arrangiert, der sollte heute zumin-
dest unsere gesamtdeutsche Position aus solchem 
gewandelten Denken verstehen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Von unseren Freunden erwarten wir, daß sie ihr 
beitreten; und wir verstehen niemanden, der uns 
etwa zu opportunistischem Arrangement raten sollte. 

Viertens. Was in Kairo geschieht, geht alle Part-
ner des Deutschlandvertrages an. Ja, ich meine, es 
geht dort um eine gemeinsame Sache der Interessen 
der freien Welt. Die Bundesregierung hat auch aus 
diesem Grunde unsere voilé Unterstützung, wenn 
sie sich gerade jetzt um eine neue Initiative in der 
Deutschlandfrage bemüht. Gerade jetzt muß die Welt 
sehen, daß wir nicht allein sind. Wir danken des-
halb unseren Freunden, die uns halfen und die uns, 
gerade jetzt, hier helfen und beistehen. 

Fünftens. Die Welt sieht unsere ökonomische 
Position. Sie sieht unsere Rolle in der Freien Welt. 
So ist es für manche im Ausland natürlich, uns — 
sei es in Zypern, sei es in Vietnam, sei es an ande-
rem Orte — zu verstärktem Arrangement zu drän- 
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gen. Und Ida unsere Freunde mit uns in und für 
Berlin stehen, ist es klar, daß wir uns gegenüber 
solchen Fragen nicht immer taub stellen können. 

Vielleicht kommt allerdings hinzu, daß mancher 
draußen unsere Bereitschaft, auch zur atomaren 
Sicherheit im Bündnis beizutragen, mißverstanden 
hat oder mißverstehen wollte. Vor diesem Hinter-
grund werden wir einige Überlegungen anstellen 
müssen. Aber dieses, glaube ich, kann man schon 
heute sagen — und ich sage das auch auf eine Ihrer 
Passagen wegen der diplomatischen Beziehungen, 
Herr Kollege Erler —: Wir können wegen der Spal-
tung nicht alles, was andere tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir sind keine Großmacht. Unsere Politik muß in 
allen Bereichen der Lage des gespaltenen Landes 
entsprechen. Unsere Bundeswehr ist unser unver-
zichtbarer Beitrag zur Sicherheit im Bündnis. Soviel 
dazu. 

Meine Damen, meine Herren! Der  Herr Bundes-
kanzler Erhard hat, als er seine Regierungstätigkeit 
antrat, in einer großen Regierungserklärung, auf die 

 Herr Erler Bezug nahm, seine Perspektiven und 
seine praktische Politik der  nächsten Zeit dargetan. 
Diese Erklärung, 'die damals den Beifall des  Hauses 
fand — und ich erinnere mich ,an den Ausspruch 
des Kollegen Möller von damals mit einem gewis-
sen Vergnügen —, ist langfristig angelegt und nicht 
nur auf die  Tage bis zum September. Wir wollen 'sie 
jetzt nicht im einzelnen wiederholen, weil  unsere 
Bilanz gut ist. Es wird bei der Debatte der einzelnen 
Ressorts ja deutlicher werden als das, was mein 
Kollege Erler so mühsam versuchte in einer Stunde 
— was gar nicht möglich ist — zusammenzuschrei-
ben.  

Wenn man es recht sieht, dann hat jede Bundes-
regierung im wesentlichen drei Aufgaben. Sie hat 
die Aufgabe, den freiheitlichen sozialen Rechtsstaat 
zu entfalten, sie hat 'die Aufgabe, für die Wieder-
vereinigung zu arbeiten, und sie hat die Aufgabe, 
für die Vereinigung 'Europas zu arbeiten. Ziehen 
wir die Bilanz 'auf all den drei Gebieten, dann müs-
sen wir 'sagen: Sie ist gut. Es 'bleibt noch einiges 
zu tun, 

(Aha-Rufe von der SPD) 

aber das, was ¡geschehen ist und war hier geschafft 
worden ist in 16 Jahren, das — ich sage es ganz 
freimütig — sollten Sie einmal nachzuahmen ver-
suchen. Es würde Ihnen mit den sozialistischen Prin-
zipien auf keinen Fall gelingen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Es sollte sich herumgesprochen haben, daß wir an 
der Spitze der sozialen Leistungen stehen und daß 
deshalb das,  was Sie  hier ,ausführten, Herr Kollege 
Erler, doch wenig glaubhaft ist. 

Sie haben dann ausgeführt — wenn ich es recht 
notiert habe —, daß wir bei den Gemeinschaftsauf-
gaben und insbesondere bei der Bildung versagt 
hätten. Herr Kollege Erler, Sie werden mir gestat-
ten, daß man das, ich will es so sagen: auch anders 
sehen kann und wahrscheinlich muß; denn die erste 
Gemeinschaftsaufgabe, als wir 1949 hier anfingen, 

war auf einem ganz anderen Gebiet. Die Gemein

-

schaftsaufgaben in der Phase des Wiederaufbaus 
und der Eingliederung waren doch andere als die 
der jetzt begonnenen Phase des Ausbaus und der 
kulturellen Gestaltung. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber, meine Damen, meine Herren, Sie wissen das 
ja selbst. Ich brauche Ihnen die Zahlen hier nicht 
vorzutragen. Ich meine nur, wenn wir an die Stra-
ßen, an die Wohnungen denken, wenn wir an die 
Löhne, an die finanzielle Gesundung der Sozialver-
sicherungsträger denken, wenn wir an die Flücht-
linge, an die Vertriebenen, an all diese Dinge den-
ken, dann haben wir eine vorzügliche Bilanz. 

Wenn Sie, Herr Kollege Erler, hier noch einmal 
das Erstgeburtsrecht für den Kampf gegen Luftver-
unreinigungen und solche Dinge in Anspruch neh-
men wollen — dort sitzt der Kollege Dr. Schmidt; 
er kann Ihnen über diese Dinge einiges sagen; er 
hat das nämlich im Landtag Nordrhein-Westfalen 
schon angepackt. 

Zu dem, was über Bildung gesagt wurde: Herr 
Kollege Erler, ich habe mich wirklich etwas ge-
ärgert, daß Sie das Ausbildungsförderungsgesetz 
mit den 40 DM als ein „Studentengeld", 

(Zuruf von der CDU/CSU: „Schülergeld"!) 

— als „Schülergeld", als etwas, das unausgegoren 
sei, bezeichnet haben. Das, glaube ich, wird dem 
Anliegen nicht gerecht. Weil es eine Situation gibt, 
in der soziologische Expertisen uns sagen, daß 
einige Familien, die es eigentlich schaffen könnten, 
sich weigern, ihre Kinder weiter zur Schule zu 
schicken, wollen wir ihnen helfen, und wir haben 
den familienpolitischen Gedanken mit dem bildungs-
politischen Gedanken gekoppelt. Das ist ein neuer 
Gedanke. Daß er Ihnen nicht paßt, weil er Ihnen 
nicht eingefallen ist, kann ich verstehen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Auch auf dem zweiten Gebiet, dem des Bemü-
hens um die Wiedervereinigung, hat der Kollege 
Erler, glaube ich, nicht ganz fair bilanziert. Ich will 
jetzt nicht die ganze Geschichte dieser 16 Jahre dar-
legen, was ja von uns aus auch ein Rückblick auf 
16 Jahre Opposition sein könnte. Aber ich sage 
Ihnen mit allem Freimut: Wenn die Bundesregie-
rung, unterstützt von den Koalitionsfraktionen, im-
mer stärker nach einer gesamtdeutschen Initiative 
ruft, dann ist es wenig förderlich, wenn man dem 
die gesamtdeutsche Kleinmütigkeit entgegensetzen 
muß, die den Führer der Opposition in seinen Er-
klärungen zum Weihnachtsfest offenbar befallen 
hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das Dritte: Europa. Ich mache es kurz, weil ich 
zum Schluß kommen möchte. Auch hier könnten wir 
nach hinten debattieren, Herr Kollege Erler. Wir 
haben das gar nicht nötig! Unsere Bilanz heute ist 
vorzüglich. Der beste Gradmesser dafür, daß offen-
sichtlich in Europa wieder etwas los ist, ist doch das 
wiederbelebte britische Interesse an der Vereini-
gung Europas. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 
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Das ist doch ein schlagendes Argument für das, was 
heute ist. Die Bundesregierung sollte an diesem 
Weg festhalten und wirklich in das führen, was wir 
damals unter dem Gelächter der Opposition hier 
einen „europäischen Frühling" genannt haben. Er 
ist möglich, und er wird uns miteinander gut be-
kommen. Seien Sie ganz sicher: auch dieses Stück 
Europapolitik machen wir wieder, wie das bishe-
rige, für Sie mit. 

(Beifall und Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Damit einige Mißverständnisse gar nicht erst ent-
stehen, möchte ich noch eines darüber sagen, was 
wir mit Europa meinen. Wir meinen dieses Europa 
nicht gegen andere; wir meinen es nicht als einen 
Hort des Neutralismus; wir meinen es als einen 
Partner in der großen atlantischen Gemeinschaft. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wunderbar!) 

Das, glaube ich, ist eine klare Erklärung, und man 
sollte nun, Herr Kollege Erler, nachdem das hier 
gesagt worden  ist,  auch niemanden verdächtigen. 
Denn wir wollen ja, da wir jetzt die „aktuelle 
Stunde" haben, die Debatte hier führen und sie nicht 
mehr an dritte Orte verlagern. Was hier gesagt 
wird, das gilt, und ich glaube, so sollten wir bleiben. 

(Abg. Dr. Mommer: Reden Sie  darüber auch 
mit Herrn Adenauer!) 

— Ach, mit dem Bundeskanzler Adenauer rede ich 
viel öfter als Sie, so oft, daß ich Ihnen wirklich 
glaube sagen zu können, daß er sehr dafür ist, daß 
dieses Parlament sich verlebendigt; schon deshalb, 
weil er weiß, daß hier die CDU/CSU mit den bes-
seren Leuten vertreten ist. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU. 
— Zurufe von der SPD.) 

Meine Damen und meine Herren, Sie sehen, 

(anhaltende Zurufe von der SPD) 

es ist gelungen, sowohl am Beginn wie am Ende der 
Rede die Heiterkeit herzustellen. Das ist, glaube ich, 
ganz gut. 

(Zuruf von der SPD: Eine sehr „heitere" 
Situation!) 

— Es war eine sehr ernste Situation, die wir hier, 
besprachen, Herr Kollege Erler. Ich wollte an sich 
nur, so wie Sie es durch die Presse hatten ankündi-
gen lassen, hier auf das replizieren, was Sie über 
den Nahen Osten gesagt haben. Es mußte mehr 
werden; denn es ist natürlich nicht möglich, daß Sie 
hier mit einer Wahlrede stehen, ohne daß wir auch 
nur widersprechen könnten. 

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir, an 
den Schluß ein Wort zu stellen, das der irische 
Ministerpräsident Lemass nach einem Besuch in Ber-
lin sagte. Ich glaube, es paßt auf uns alle. Er sagte: 

In Europa gibt es so lange keinen Frieden, wie 
Deutschland geteilt ist. Aber der Sieg fällt nicht 
dem zu, der anderen das meiste Leid zufügt, 
sondern dem, der die größte Ausdauer hat. 

Das ist, glaube ich, ein gutes Wort in dieser Lage, 
in der es darum geht, unsere Position — wie ich 
hoffe, gemeinsam — zu verteidigen. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei den Re

-

gierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Herr Schultz. 

Schultz (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und ¡Herren! Herr Kollege Erler hat 
an den Schluß seiner Ausführungen die Feststellung 
gestellt, daß man, wenn man die Nahostpolitik der 
Bundesregierung betrachte, vor einem Scherben-
haufen stehe. Das war eigentlich das erste -Mal, daß 
die SPD-Fraktion an der Außenpolitik der Bundes-
regierung Kritik geübt hat. Bisher hatten wir durch-
aus den Eindruck, daß sie den Weg der Außenpoli-
tik der Bundesregierung gemeinsam mitgegangen 
ist. Wir Freien Demokraten hatten eine moderne, 
zielbewußte und bewegliche Außenpolitik gefordert, 
die die Unterstützung der Opposition gewinnen 
kann. Ich hatte bisher immer den. Eindruck, daß die 
Außenpolitik der Bundesregierung diese Unterstüt-
zung der Opposition gewonnen 'hatte. 

Zu den Fragen der Innenpolitik, die Kollege Erler 
angeschnitten hat, hat Kollege Barzel schon vieles 
von dem gesagt, was von seiten der Koalition dazu 
auszuführen wäre. Einiges ist aber vielleicht noch 
nachzuholen. 

So wurde gesagt, daß der Bildungsnotstand zwar 
erkannt, daß aber nicht die notwendigen Folgerun-
gen daraus gezogen worden seien, und es wurde 
auf die Kürzungen im Haushalt hingewiesen. Im ein-
zelnen ist dazu ohne Zweifel bei der Beratung des 
Haushalts noch etwas zu sagen. Aber allgemein muß 
man doch feststellen, daß es der Bundesregierung 
gelungen ist, gerade in Fragen der Bildung mit den 
Ländern Verwaltungsabkommen zu schließen, die 
bisher noch nicht geschlossen waren und die nun-
mehr ein gemeinsames Wirken von Bund und Län-
dern gerade auf diesem Gebiet möglich machen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich glaube, daß das doch ein Positivum ist. 

Das Gebiet der Rechtspflege haben Sie gar nicht 
gestreift, Kollege Erler. Aber auch hier scheint mir 
eine gute Tat dieser Bundesregierung und dieses 
Parlaments in dieser Legislaturperiode vorzuliegen: 
Zwei Novellen zur Strafprozeßordnung, die ein frei-
heitlicheres Strafprozeßrecht bringen, sind verabschie-
det worden. Und ein weiteres Positivum dieser Bun-
desregierung, dieser Koalitionsregierung: Fehler 
und Mißgriffe sind überall möglich; entscheidend ist 
aber, daß sie nicht vertuscht werden, daß sie in der 
Öffentlichkeit erörtert werden und daß die Konse-
quenzen gezogen werden. Auch das ist, glaube ich, 
der Koalition gelungen. 

In der Wirtschafts- und Finanzpoliitk haben Sie 
zusammen mit der Agrarpolitik die Verteilung der 
380 Millionhen DM kritisiert. Ich darf Sie daran 
erinnern, daß das, was hier von der Bundesregie-
rung beschlossen worden ist, letztlich die Folge des 
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Beitritts zur 'EWG war. Es hat zwar eine Zeitlang 
gedauert, bis man das gemerkt hat; aber es ist in 
der Tat so. Daß nunmehr Dinge, die sich aus diesem 
Beitritt ergeben haben — Minderungen des Einkom-
mens eines Berufsstandes, einer großen Schicht von 
selbständigen Existenzen bei uns —, ausgeglichen 
werden, kann man, glaube ich, nicht kritisieren. 

Hinzuweisen ist auch darauf, daß in  der Sozial-
politik die Unfallversicherungsreform durchgeführt 
wurde, daß die Kindergeldreform erfolgt ist, wobei 
zweimal Leistungsverbesserungen vorgenommen 
wurden, und daß schließlich die von Herrn Kollegen 
Barzel schon erwähnte Politik der Ausbildungsbei-
hilfen begonnen wurde. 

Die Steuersenkung, von uns bereits 1961 gefor-
dert, ist kein Wahlgeschenk. Was in der gesamt-
deutschen Politik im vergangenen Jahr 'in Bewegung 
geraten ist, ist so bekannt, daß ich es nicht näher 
auszuführen brauche. 

Schließlich sagten Sie, daß sich in der Kriegsopfer-
gesetzgebung die Bundesregierung erst auf den 
Druck des Parlaments hin zu größeren Maßnahmen 
bereit gefunden habe. In der Demokratie müssen 
Parlament und Regierung über die Dinge sprechen, 
und das 'Ergebnis allein ist entscheidend. 

Ich weise noch auf das Beweissicherungsgesetz 
und das Flüchtlingshilfegesetz hin, die von der Koa-
lition in diesem Bundestag verabschiedet worden 
sind. 

Lassen Sie mich nun auf .die Probleme eingehen, 
die durch die Erklärung des Herrn Bundeskanzlers 
aufgeworfen worden sind. Ich darf das auch des-
wegen tun, weil ich die Ehre hatte, 'in der Erklärung 
des Herrn Bundeskanzlers persönlich genannt zu 
werden als einer von denen, die über  die im Nahen 
Osten ergriffenen Maßnahmen unterrichtet worden 
seien. Ich muß 'sagen, daß sich für mich die Dinge 
etwas anders darstellen. 

Wir haben im Verteidigungsausschuß den Titel 
Ausrüstungshilfe erstmals am 21. März 1962 kennen-
gelernt. Damals ist gesagt worden, daß über diese 
Dinge die Bundesregierung mit den Fraktionsführun-
gen sprechen solle. Bei .dieser Erörterung im Ver-
teidigungsausschuß waren beteiligt: Kollege Klie-
sing, Kollege Merten und unser verstorbener Kol-
lege Döring. In der Orientierung, die wir dann er-
hielten, wurde allerdings von dem Problem Israel 
nichts gesagt, sondern darin war nur von Hilfe für 
afrikanische Staaten die Rede. Das muß hier auch 
einmal festgestellt werden. Es ist ja wohl so, daß 
mit diesen Dingen vor Beginn ,des Jahres 1961 bzw. 
vor Beginn der Legislaturperiode dieses Bundestages 
angefangen wurde. 

(Abg. Erler: Hört! Hört!) 

Ich bin wie Kollege Barzel der Auffassung, daß 
wir in den Grundfragen der deutschen Außenpolitik, 
auch der Nahostpolitik, zu einer gemeinsamen Hal-
tung kommen müssen und daß diese gemeinsame 
Haltung in der Unterstützung der Politik der Bun-
desregierung bestehen muß. Wir sind nicht der Auf-
fassung, daß, wie Kollege Erler meint, die Bundes-
regierung zurücktreten sollte. Wir sind der Mei-

nung, daß hier eine schwierige Strecke zu überwin-
den ist, daß wir aber die Männer haben, die sie 
überwinden können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Nichtsdestoweniger scheint mir hier der Platz zu 
sein, über die 'Beweggründe, die die Politik gestalten 
sollten, zu sprechen. Der Herr Bundeskanzler hat 
schon darauf hingewiesen, daß drei Komponenten 

,das Verhältnis der Bundesrepublik zu den Völkern 
des Nahen Ostens bestimmen. Diese drei Kompo-
nenten möchte ich aus unserer Sicht zusammenfas-
send so darstellen: Die eine Komponente ist die 
moralische Verpflichtung des deutschen Volkes ge-
genüber dem jüdischen Volk und der aufrichtige 
Wunsch nach Versöhnung mit diesem Volk. Die 
zweite Komponente ist die traditionelle Freundschaft 
des deutschen Volkes zur arabischen Welt. Eine 
dritte Komponente, die unser Handeln bestimmen 
kann, ist die Tatsache, daß die Bundesrepublik 
Deutschland frei von dem Vorwurf des Kolonialis-
mus ist. Vielleicht haben uns gerade deswegen un-
sere Verbündeten hier in ein Engagement gebracht, 
das weiter gegangen ist, als wir es auf uns nehmen 
konnten oder als wir es hätten auf uns nehmen 
sollen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Die jüngste deutsche Geschichte mahnt uns, auch 
schon den Anschein einer Einmischung in die An-
gelegenheiten fremder Völker oder Gruppen zu 
vermeiden. Für uns stellt sich deshalb die Frage 
der Lieferung von Waffen in andere Länder in 
einem anderen Sinne als für alle 'anderen Völker 
der Welt. Ein Grundsatz allerdings erscheint un-
umstößlich: Waffenlieferungen in Spannungsgebiete 
sollte 'die Bundesrepublik unterlassen. Wir begrüßen 
es, daß die Bundesregierung durch ihren Entschluß, 
die Waffenlieferungen nach Israel einzustellen, in-
zwischen die Konsequenzen ,aus diesem Grundsatz 
gezogen hat. 

Auf der anderen Seite ist der Anspruch der Allein-
vertretung des deutschen Volkes durch die Bundes-
regierung ein Kernstück unserer Außenpolitik. Die 
Bundesregierung und auch die Parteien im Hohen 
Hause haben sich zur Sicherung dieses Anspruchs 
für die „Hallstein-Doktrin" entschieden. Die Vor-
behalte der Freien Demokratischen Partei gegen die 
„Hallstein-Doktrin" sind bekannt, und es wäre, 
glaube ich, 'unredlich, wenn ich das hier nicht noch 
einmal deutlich zum Ausdruck 'brächte. Unsere Vor-
behalte gründen sich auf die Sorge, daß die „Hall-
stein-Doktrin" zu einer Immobilität der deutschen 
Außenpolitik führen könnte. 

Wir sind allerdings der Meinung — und ich 
glaube, hier befinden wir uns in Übereinstimmung 
mit 'denen im Hause, ,die unsere Vorbehalte teilen; 
sie sind wohl nicht allein auf unsere Partei be-
schränkt —, daß wir es ablehnen müssen, diese 
Doktrin unter Druck aufzugeben. Eine solche Ent-
scheidung müßte in  der ganzen Welt Verwirrung 
stiften und 'den Anschein erwecken, die  Bundes-
republik  'wollte in Zukunft Idas  Alleinvertretungs-
recht nicht mehr geltend machen. Ich glaube aber, 
daß eine Modifizierung, wie sie z. B.  in  der  Errich-
tung von Handelsmissionen in 'den Ostblockstaaten 
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zum Ausdruck kam, eine zielbewußte und elastische 
deutsche Außenpolitik ermöglicht, und die scheint 
uns für die deutschen Belange, insbesondere für die 
Frage der  Wiedervereinigung, eine politische Not-
wendigkeit 211 sein. 

Es ist deswegen notwendig, zu vermeiden, daß 
uns Doktrinen in politische Situationen bringen, in 
denen die  Anwendung der Doktrin unumgänglich ist. 
Aus diesem Grunde hat die FDP, die die Einladung 
Ulbrichts nach Kairo ebenso verurteilt wie die an-
deren Parteien, entgegen den  Forderungen ,aus an-
deren politischen Lagern von Anfang an davor ge-
warnt, die Einladung Ulbrichts und seinen Besuch 
zum Anlaß vielleicht sogar des Abbruchs der  diplo-
matischen Beziehungen zu nehmen. Wir haben dar-
auf hingewiesen, daß das deutsche Verhältnis zur 
Vereinigten Arabischen Republik nicht isoliert, son-
dern im Zusammenhang mit den deutschen Bezie-
hungen zu allen arabischen Staaten und zum Staat 
Israelgesehen werden muß. 

Die arabischen Staaten haben deutsche Wiedergut-
machungsleistungen an Israel als Notwendigkeit 
erkannt und hingenommen. Sie waren sich allerdings 
auch 'einig in der Verurteilung von Waffenlieferun-
gen an Israel. Die Einstellung der  Waffenhilfe hat 
eine Klärung der Situation im Nahen Osten herbei-
geführt. Damit ist der Ulbricht-Besuch in der Ver-
einigten Arabischen Republik wieder auf die Kern-
frage reduziert, ob Ägypten bereit ist, auch in Zu-
kunft das Alleinvertretungsrecht der Bundesrepu-
blik zu respektieren oder nicht. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir erwarten, daß diese Haltung von Präsident 
Nasser erkannt wird und die  entsprechenden Folge-
rungen gezogen werden. 

Zwischen der Einstellung der Waffenhilfe einer-
seits und der Vermeidung einer Zuspitzung der 
Situation andererseits ist das einzige Instrument der 
Bundesrepublik gegenüber der Vereinigten Arabi-
schen Republik die Entwicklungshilfe. Wir sind der 
Auffassung, daß die Entwicklungshilfe ein sehr 
feines Instrument ist. Eine plötzliche Kappung 
könnte zu einer Verletzung wichtiger deutscher In-
teressen in Ägypten führen. Ich denke hier vor 
allen Dingen an den kulturellen Bereich. Wirksame 
finanzielle Einschränkungen können dagegen ein 
entscheidender Beitrag zur Stützung unserer politi-
schen Forderungen sein. Daneben kommt es darauf 
an, die Beziehungen zu den anderen arabischen 
Staaten zu nutzen. Das scheint um so aussichtsreicher 
zu sein, als die Belastung der Beziehungen zu diesen 
Staaten inzwischen durch Einstellung der Militär-
hilfe beseitigt ist. Unser Appell geht in dieser Stunde 
auch an die drei verbündeten Mächte, die im 
Deutschland-Vertrag die Unterstützung des Anlie-
gens der deutschen Einheit übernommen haben. Die 
Bundesrepublik ist ein verläßlicher Partner des 
Westens. Die verbündeten Mächte haben mit ihrem 
Bekenntnis zu Berlin ihre Entschlossenheit bezeugt, 
uns bei der Wahrung unserer vitalen Interessen zur 
Seite zu stehen. Diese Interessen sind im Augenblick 
im Vorderen Orient gefährdet. Wir müssen auch 
hier erwarten, daß alle drei verbündeten Mächte 
ihre Solidarität mit der Bundesrepublik bezeugen. 

Wir sind weiter der Auffassung, daß eine wirk-
same deutsche Reaktion auf den Ulbricht-Besuch in 
Kairo voraussetzt, daß die Politik der Bundesregie-
rung von allen politischen Kräften unterstützt, aber 
von der Bundesregierung allein durchgeführt wird. 
Wir haben das Gefühl, daß in Israel und in Kairo 
zuviel private Initiative von einzelnen Politikern 
entfaltet worden ist. 

(Beifall bei der FDP.) 

Aus den in Tel Aviv und Kairo abgegebenen und 
sicher nicht immer koordinierten Erklärungen mag 
sich manche Fehleinschätzung der offiziellen deut-
schen Politik ergeben haben. Wir wissen, daß die 
Tatsache des gespaltenen Deutschlands uns auf der 
einen Seite zu einer besonderen Vorsicht in der 
Außenpolitik, andererseits zu einer besonderen Ak-
tivität verpflichtet. Es ist sicher, daß es schwierig 
ist, zwischen diesen beiden Notwendigkeiten den 
richtigen Weg zu finden. Ich bin aber überzeugt, daß 
die Bundesregierung in ihrer Gesamtheit diesen 
Weg finden wird. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister des Auswärtigen. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 
Herr Bundeskanzler hat zu Eingang dieser Debatte 
sowohl die Lage als auch unsere Politik in der be-
sonderen Situation dargestellt und erläutert. Ich 
möchte dem jetzt nichts hinzufügen, sondern mich 
nur mit ein paar Bemerkungen beschäftigen, die 
Herr Kollege Erler gemacht hat. 

Herr. Kollege Erler hat die Meinung geäußert, in 
dieser Sache sei das Parlament stets zu spät, zu 
unvollständig und halbwahr unterrichtet worden. 
Das deckt sich mit Ausführungen, die der Kollege 
Mommer gestern oder vorgestern vor der Presse 
gemacht hat, wo er insbesondere mir vorgeworfen 
hat, daß ich im Auswärtigen Ausschuß diese Sache 
nicht zutreffend dargestellt hätte. Ich habe den Kol-
legen Mommer darauf bereits unmittelbar ange-
sprochen. Ich habe mir inzwischen das Protokoll des 
Auswärtigen Ausschusses besorgt. Aus ihm ergibt 
sich ganz einwandfrei, daß ich die Weisung, die die 
deutschen Botschafter in den arabischen Ländern 
erhalten haben, dort vorgetragen habe genau dahin, 
daß künftige Waffenlieferungen in den Nahen Osten 
nicht mehr vereinbart würden. Ich habe gleichzeitig 
ausgeführt, daß man sich gegenwärtig bemühe, den 
ausstehenden kleinen Teil des Waffenhilfeverspre-
chens an Israel abzulösen. Ich muß mich also mit 
Nachdruck dagegen verwahren, daß der Auswärtige 
Ausschuß nicht richtig und wahrheitsgemäß unter-
richtet worden sei. 

Was die Unterrichtung des Parlaments in dieser 
Sache angeht, so ist, glaube ich, in einer so schwie-
rigen Situation so viel geschehen, wie überhaupt 
nur geschehen konnte. Der Herr Bundeskanzler hat 
die Fraktionsvorsitzenden gleich zu Anfang bei sich 
gehabt. Der Bundeskanzler und ich haben später ge-
meinsam den Auswärtigen Ausschuß unterrichtet, 
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und jeder Vorwurf dieser Art ist also höchst unan-
gebracht und muß zurückgewiesen werden. 

Sie haben ein Wort zu dem Marqués de Nerva 
gesagt, der freundlicherweise in dieser Sache seine 
guten Dienste geleistet hat. Ich möchte dazu, da er 
nach meiner Meinung hier zu Unrecht angegriffen 
worden ist, etwas sagen. Wir haben — im übrigen 
in 'Übereinstimmung mit dem, was im Auswärtigen 
Ausschuß besprochen worden ist —, unsere Freunde 
gebeten — das gilt sowohl für die übrigen arabi-
schen Staaten wie für unsere westlichen Verbün-
deten und andere Freunde —, ihre guten Dienste 
zur Verfügung zu stellen. Die spanische Regierung 
hat sich dafür angeboten unter Bezugnahme auch 
darauf, daß sie das bereits einmal im Jahre 1959 
anläßlich der damals in Verbindung mit dem Grote-
wohl-Besuch in Kairo entstandenen Schwierigkeiten 
getan hat. Der spanische Außenminister hat den 
Ministerialdirektor Marqués de Nerva nach Kairo 
entsandt, und Marqués de Nerva hat klare Richt-
linien und dieselben klaren Instruktionen in dieser 
Sache gehabt wie unsere Botschafter in den arabi-
schen Ländern. Es sind ihm danach eine Reihe von 
Äußerungen fälschlich zugeschrieben worden. Er hat 
diese Äußerungen richtiggestellt. Ich möchte aus-
drücklich der spanischen Regierung noch einmal für 
ihre Bereitwilligkeit danken, mit der sie uns sofort 
in dieser Sache unterstützt hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das ist alles, was ich zunächst bei diesem Stand 
der Debatte sagen wollte. Der Herr Bundeskanzler 
hat die Zone als eine Gewitterzone geschildert. Das 
ist, glaube ich, eine durchaus maßvolle Beschreibung 
der Dinge, mit denen wir derzeit zu tun haben. Aber 
ich möchte ganz klar eines sagen: Die durch den 
Ulbricht-Besuch bzw. seine Ankündigung entstan-
dene schwierige Lage läßt sich nur mit Behutsam-
keit, Festigkeit und Umsicht meistern. Dabei brau-
chen wir die Unterstützung aller unserer Freunde 
und dabei 'brauchen wir die Unterstützung des gan-
zen Hauses. Wir werden uns aber in Behutsamkeit, 
Festigkeit und Umsicht durch noch so harte Angriffe 
nicht beirren lassen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Mommer. 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Herr Außenminister hat hier 
gesagt, ich hätte eine falsche Darstellung des Vor-
gangs der Unterrichtung des Auswärtigen Ausschus-
ses über die Weisung an die deutschen Botschafter 
bei den arabischen Regierungen gegeben. Herr 
Minister, meine Kollegen, die mit dabei waren, aus 
meiner Fraktion, aber, ich glaube, auch aus der 
anderen, stehen mit dem Eindruck, den sie aus der 
Sitzung herausgenommen haben, dem entgegen, was 
Sie hier über das Protokoll berichtet haben, das da 
geführt worden sein soll. Wir sind alle ein wenig 
überrascht und mehr als überrascht gewesen, als 
gegen Ende der Sitzung mitgeteilt wurde — und 
zwar nicht durch Sie, sondern durch den Präsidenten 
dieses Hauses, dem man ein Fernschreiben herein-

reichte 	daß die deutschen Botschafter bei den 
arabischen Regierungen angewiesen worden seien, 
mitzuteilen, die deutschen Waffenlieferungen an 
Israel würden eingestellt. Bei uns allen war die 
Empörung ziemlich hell, daß wir stundenlang debat-
tiert hatten und so die Dinge erörtert hatten, als 
ginge es noch darum, eine Lösung zu finden, und 
dann erfuhren, daß die eigentliche Trumpfkarte in 
dem ganzen Spiel von Ihnen weggegeben worden 
war, ohne irgend etwas dafür zu verlangen. 

So war der wirkliche Sachverhalt, und weder in 
der Sitzung des Ausschusses noch danach, auch 
heute morgen in der Fragestunde nicht, ist es mög-
lich gewesen, Klarheit darüber zu bekommen, was 
nun eigentlich gesagt worden ist, welche Mitteilung 
den arabischen Regierungen gemacht worden ist. 
„Die Einstellung der Waffenlieferungen" kann sehr 
Verschiedenes bedeuten. Das kann bedeuten, daß 
man alles, dessen man noch habhaft werden kann, 
auf der Bahn oder auf dem Kai, sofort festhält. Das 
kann 'bedeuten, daß man das, was in der Expedition 
ist, weiter expediert. Es kann auch bedeuten, daß 
man das, was versprochen ist, was abgemacht ist, 
auch dann noch liefert, sich also an seine vertrag-
lichen Zusagen hält. Das ist völlig unklar geblieben, 
und auch jetzt haben wir keine Aufklärung über 
den wirklichen Sachverhalt bekommen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister des Auswärtigen. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bin 
wirklich auf das tiefste enttäuscht durch dieses Ver-
halten. Ich habe mich gestern bemüht, den Kollegen 
Mommer bereits aus dem Gedächtnis in demselben 
Sinne zu unterrichten, wie ich das jetzt an Hand des 
Protokolls tue. Herr Kollege Mommer, Sie sollten 
nicht diese Aufzeichnung, die nicht von uns stammt, 
sondern die natürlich das offizielle Protokoll ist, in 
irgendeiner Weise in Zweifel ziehen. Ich muß einem 
solchen Schritt, wie Sie ihn in der Öffentlichkeit 
getan haben, entgegentreten — ich tue das nur 
außerordentlich ungern — unter Verwendung einer 
vertraulichen Ausschußberatung. Sie haben die Ver-
traulichkeit gebrochen. Sie haben die Presse dar-
über unterrichtet. 

(Unruhe in der Mitte. — Zurufe von der 
SPD.) 

Ich will Ihnen noch einmal den entscheidenden Satz 
vorlesen. Damit wird alles widerlegt, was Sie ge-
rade ausgeführt haben. Dieser entscheidende Satz 
heißt: 

Die deutschen Botschaften in den arabischen 
Ländern hätten deshalb Weisung erhalten, zu 
erklären, daß künftige Waffenlieferungen 

— hier steht in Klammern noch einmal „pro futuro"; 
die Worte habe ich gebraucht — 

in  den Nahen Osten nicht mehr vereinbart wür-
den. 

Das ist wohl eine ganz klipp und klare Erklärung. 

(Abg. Dr. Mommer: Am Ende der Sitzung!) 
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— Das habe ich nicht am Ende der Sitzung erklärt, 
sondern ich habe es erklärt fünf Minuten, nachdem 
ich in den Saal hineinkam. Sie können das ja nach-
sehen. 

Dann habe ich weiter ausgeführt, man bemühe 
sich gegenwärtig, den ausstehenden kleinen Teil 
des Waffenlieferungsversprechens an Israel abzu-
lösen. Ich bitte, das nicht weiter in Zweifel zu zie-
hen. Ich finde es wirklich tief beklagenswert, daß 
Sie sich so verhalten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Es haben sich jetzt 
die Abgeordneten Erler, Mommer und Metzger ge-
meldet. Es ist schwer zu beurteilen, wer sich zuerst 
gemeldet hat. — Herr Abgeordneter Erler! 

Erler (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Lediglich zu der Frage, ob 
hier ein vertraulicher Tatbestand unter Bruch der 
Vertraulichkeit — das war der Inhalt des soeben 
erhobenen Vorwurfs — der Öffentlichkeit unter-
breitet worden ist. 

(Zuruf von der Mitte: Wieder einmal!) 

— Was meinen Sie wohl, was Sie gemacht hätten, 
wenn in der Frage der Waffenlieferung damals je-
mand etwas gesagt hätte! — Also lediglich zu die-
sem Punkt möchte ich auf folgendes aufmerksam 
machen: Vor der CDU/CSU-Fraktion hat der Herr 
Bundeskanzler dargelegt, mit der Erklärung des 
ägyptischen Ministerpräsidenten Sabri vor dem 
ägyptischen Parlament, die Bundesrepublik wolle 
Israel nicht diplomatisch anerkennen und die Waf-
fenhilfe einstellen, habe der ägyptische Minister-
präsident den Auftrag des spanischen Diplomaten 
sehr freizügig ausgelegt. So lese ich das. Ich war 
nicht dabei; das muß ja in Ihrer Sitzung gewesen 
sein.  

(Abg. Rasner: Sollen wir Sie mit einladen?) 

In der gleichen Ausgabe der „Welt" findet sich die 
Wiedergabe von Agenturmeldungen aus dem Nahen 
Osten. Danach hat Ministerialdirigent Böker den 
libanesischen Außenminister Takla darüber infor-
miert, daß die Bundesregierung beschlossen habe, 
Waffenlieferungen in Spannungsgebiete, vor allem 
in den Nahen Osten, einzustellen und in absehbarer 
Zeit keine diplomatischen Beziehungen mit Israel 
aufzunehmen. Ist das nun auch eine „freizügige" 
Äußerung? 

Bei dieser Sachlage müssen wir leider dabei blei-
ben, daß es trotz der Erklärungen des Ministers 
außerordentlich schwer ist, in den Sachverhalt selbst 
völlige Klarheit hineinzubringen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Metzger. 

Metzger (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! In der Sache muß der Wahrheit die 
Ehre gegeben werden. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Das Protokoll sagt nur etwas darüber aus, daß der 
Herr Minister etwas gesagt hat. Das Protokoll sagt 
nichts darüber aus, daß der_ Herr Bundestagspräsi-
dent überhaupt erst die Veranlassung zu dieser Aus-
sage gegeben hat. 

Tatsache ist, daß wir lange verhandelt haben, daß 
wir beinahe am Ende der Sitzung waren und der 
Herr Bundestagspräsident dann plötzlich ein Tele-
gramm aus der Tasche zog, das aus Beirut kam und 
in dem stand, daß der Ministerpräsident der VAR 
erklärt habe, die Waffenlieferungen an Israel wür-
den eingestellt. Daraufhin hat der Herr Minister 
sich dann geäußert. Das ist die  Tatsache. Da beißt 
keine Maus einen 'Faden ab. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Dr. Mommer, wünschen Sie noch das Wort? — Das 

 Wort hat der Herr Bundesminister des Auswärtigen. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es tut 
mir aufrichtig leid, daß wir mit solcher Hartnäckig-
keit einen solchen Punkt aufzuklären versuchen 
müssen, den man wirklich nur an Hand  der  Auf-
zeichnungen am besten darstellen kann. Ich bin in 
diese Sitzung — damit Sie es wirklich genau sehen; 
es tut mir leid, Herr Kollege Metzger, wenn Ihr Ge-
dächtnis Sie täuscht — gekommen, nachdem sie von 
18.35 Uhr bis 18.45 Uhr unterbrochen worden war. 

(Abg. Metzger: 'Das wird ja nicht bestritten!) 

— Ich will es Ihnen ja nur erzählen, weil Sie glau-
ben, am Ende der Sitzung hätte sich etwas ereignet. 
Ich spreche vom Beginn der Sitzung. Ich spreche 
davon — das ist der einzige Punkt an der Sache, 
der mich interessiert —, ob ich den Ausschuß wahr-
heitsgemäß unterrichtet habe oder nicht. Das ist das 
einzige, was mich interessiert; alles andere ist 
uninteressant, und ich bin gerade dabei, das zu 
beweisen, um Sie dazu zu 'bewegen, unberechtigte 
Vorwürfe zurückzunehmen. Ich habe dann ange-
regt, keinen Bericht zu geben, sondern auf Fragen 
zu antworten. Dann hat der Abgeordnete Mommer 
eine Frage gestellt, die ich jetzt nicht weiter zitie-
ren will. Dann hat der Vorsitzende um Stellung-
nahme zum Ergebnis der Beratungen des Unteraus-
schusses Nr. 3 gebeten; darauf hat der Kollege 
Wischnewski eine Frage gestellt, und ich habe das 
Wort bekommen. Dann habe ich — ich sage es jetzt 
zum drittenmal — ausgeführt, daß die deutschen 
Botschaften in den arabischen Ländern Weisung er-
halten hätten zu erklären, daß künftige Waffenliefe-
rungen — pro futuro — in den Nahen Osten nicht 
mehr vereinbart würden. Ich habe gleichzeitig den 
Israel-Punkt behandelt und — ein paar Zeilen spä-
ter — gesagt, man 'bemühe sich gegenwärtig, den 
ausstehenden kleinen Teil des Waffenhilfeverspre-
chens an Israel abzulösen. Ich wäre Ihnen dankbar, 
wenn Sie der Wahrheit die Ehre geben wollten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Mommer. 
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Dr. Mommer (SPD) : Der Wahrheit soll man 
immer die Ehre gelben, Herr Minister, aber hier steht 
diese Aussage, die Sie aus dem Protokoll zitieren, 
gegen das, was alle meine Kollegen — nicht nur 
ich —, die 'anwesend waren, da nicht nur gehört, 
sondern empfunden haben, und 'so etwas haftet 
einem ganz besonders im Gedächtnis. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Gefühle! — 
Überempfindlich!) 

Fragen Sie mal Ihre Kollegen. 

(Abg. Rasner: „Gefühl ist nicht!") 

Ich besinne mich sehr wohl, daß auch .der Präsident 
dieses Hauses baß erstaunt war, als die Telegramme 
hereingereicht wurden, 

(Abg. Metzger: Sehr richtig!) 

denn bis dahin hatten wir debattiert, ohne zu wis-
sen, daß der  Zug, um den es ging, schon abgefahren 
war. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Krümmer. 

Dr. Krümmer (FDP) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Zu der Diskussion, die hier  um 
einen Tatbestand entbrannt ist, kann ich als in 
jener Sitzung erstmalig im Auswärtigen Ausschuß 
Anwesender nicht nur sagen, .daß ich die Dinge 
nicht nach meinen Empfindungen in Erinnerung 
habe, sondern auch, daß ich sie nach dem Tatbestand 
in Erinnerung habe, wie er jetzt aus dem Protokoll 
von dem Herrn Außenminister hier zum Vortrag 
gebracht worden ist. Mehr als das  kann ich nicht 
sagen. 

(Beifall bef den  Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Wischnewski. 

Wischnewski (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Nur einige wenige Worte zur 
Klarstellung. Warum halben wir uns denn eigentlich 
im Auswärtigen Ausschuß bis zur letzten Minute 
darüber unterhalten, ob eine gesetzliche Initiative 
notwendig ist, wenn vom Auswärtigen Amt in dieser 
Frage 'bereits eine Anweisung an .die Botschaften 
ergangen war? 'In dem Augenblick, als der Inhalt des 
Telegramms bekanntgegeben wurde, wurde durch 
Herrn Präsidenten Dr. Gerstenmaier die Debatte 
eingestellt, weil wir uns darüber im klaren waren, 
daß es  nicht mehr notwendig war, über diese Frage 
zusprechen, da der diskutierte Schritt bereits voll-
zogen war. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordne-
ter Metzger, wünschen Sie noch das  Wort? — Bitte 
sehr. 

Metzger (SPD) : Es geht hier um die Frage, ob 
das Parlament rechtzeitig unterrichtet worden ist. 
Dais 'Protokoll ist unvollständig; darüber gibt es 
keinen Zweifel. Denn die Tatsache, daß der Präsi

-

dent Gerstenmaier ein Telegramm vorgelegt hat, 
steht im Protokoll überhaupt nicht drin. Das ist der 
entscheidende Punkt. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Das ist kein Eindruck, sondern das ist eine Tatsache. 

Wir haben festgestellt, daß der Herr Minister 
zunächst einmal, als dieses  Telegramm vorgelesen 
worden  ist,  in einige Verlegenheit 'gekommen ist, 
und daß dann 'die 'Erklärung .abgegeben worden ist: 
Dann hat 'der Herr Bundestagspräsident erklärt, jetzt 
habe es keinen Sinn mehr, über 'das Gesetz zu ver-
handeln, denn jetzt seien ja neue Tatsachen vor-
handen. So ist der Hergang 'gewesen. 

Das ist die  Wahrheit. Der Herr Minister kann 
sich irren; 'das will ich ihm zugestehen. Ich will ihm 
nicht unterstellen, daß er tatsächlich die  Unwahrheit 
gesagt hat. Das liegt mir fern. Aber er irrt sich. 
Darüber kann es keinen Zweifel geben. Vielleicht 
könnte der Herr Präsident des Bundestages sich 
entschließen, einmal hier heraufzugehen, um die 
Sache so zu schildern, wie er meint, daß sie sich 
zugetragen habe. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Zunächst hat der 
Herr Bundesminister des Auswärtigen das Wort. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es tut 
mir leid, daß diese Sache zu ihrer Aufklärung soviel 
Zeit beansprucht. Ich habe vorgelesen, was sich zu 
Beginn der Sitzung auf Grund meines Vortrages 
ereignet hat, und habe damit dargetan, daß dies 
eine wahrheitsgemäße Darstellung der von der Bun-
desregierung getroffenen Maßnahmen sei.  Dabei 
bleibe ich. 

Sie haben zitiert, Herr Kollege Metzger, daß an 
einer späteren Stelle — das ist gegen Schluß der 
Sitzung gewesen — Bundestagspräsident Dr. Ger-
stenmaier eine soeben eingetroffene Meldung von 
upi und dpa aus Beirut verlesen habe, nach der in 
der Nationalversammlung von Ali Sabri erklärt 
worden sei, die Bundesregierung werde die Waf-
fenlieferungen an Israel einstellen; damit erübrige 
sich jede weitere Diskussion. 

Ich habe dazu gleich Stellung genommen — das 
war gegen Schluß der Sitzung — und habe gesagt, 
daß wir nur von künftigen Vereinbarungen gespro-
chen haben; dies sei also eine unrichtige Meldung. 
Wenn sie aus dem ägyptischen Parlament komme, 
könne ich das nicht verhindern. Das ist der Zusam-
menhang, das ist der zeitliche Ablauf. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Gerstenmaier. 

D. Dr. Gerstenmaier, Präsident des Deutschen 
Bundestages: Meine Damen und Herren! Ich komme 
mir so etwas vor, wie wenn man in den Zeugen

-

stand gerufen wird. 
(Heiterkeit.) 

Ich werde ohne Ansehung der Person genau das 
sagen, was ich für wahr und für richtig halte, und es 
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D. Dr. Gerstenmaier 
so darstellen, wie es in meinem Bewußtsein steht. 
Ich muß aber auch dazu bemerken, daß ich nur ein 
fehlsamer und dem Irrtum unterworfener Mensch 
bin. Das vorausgeschickt, möchte ich folgendes 
sagen. 

Es ist richtig, was der Kollege Metzger hier ge-
sagt hat, nämllich, daß gegen Ende einer langen De-
batte, in der ich — das will ich ganz offen sagen — 
die  Hoffnung hegte, zum Schluß doch noch die große 
Mehrheit des Ausschusses für einen Gedanken zu 
gewinnen, den wir am Tage vorher in einer vier-
stündigen sehr eingehenden und fleißigen Sitzung 
in dem Unterausschuß behandelt, beraten und 
schließlich auch formuliert hatten, also sozusagen 
kurz ehe wir diesen Antrag des Unterausschusses 
zur Abstimmung stellen konnten, mir von unserem 
Pressereferat eine Reutermeldung, ein kurzes Tele-
gramm, hereingereicht wurde. In diesem Telegramm 
war der entscheidende Satz der, daß der ägyptische 
Ministerpräsident vor der ägyptischen Nationalver-
sammlung festgestellt habe, daß die Bundesregie-
rung erklärt habe oder habe erklären lassen, daß 
sie die Waffenlieferungen an Israel einstellen 
werde. Das ist im Verständnis des Deutschen ein 
Futurum. Ich las das vor. Der Herr Bundesaußen-
minister hat zunächst einmal gesagt: ja, er habe 
schon im Rahmen seiner Darlegungen dargestellt, 
daß die Bundesregierung zu dieser Einstellung von 
Waffenlieferungen kommen werde. In dem Augen

-blick  griff er aber nach dem Telegramm, das ich 
ihm gab, und sagte, er sehe sich verpflichtet zu prä-
zisieren. Herr Außenminister, ich erinnere mich, daß 
Sie wörtlich gesagt haben, das gelte pro futuro. 

(Zuruf: Vorher!) 
— Entschuldigen Sie! Ich sage ausdrücklich: ich er-
innere mich in diesem Zusammenhang daran, daß 
Sie gesagt haben, das gelte pro futuro. Ich habe dar-
aus den Schluß gezogen, daß es in diesem Augen-
blick keinen Sinn mehr habe, die Vorlage des Unter-
ausschusses weiter zu verfolgen. Deshalb habe ich 
gesagt: Meine Herren, wir können uns schenken, 
darüber weiter zu verhandeln; ich glaube, daß damit 
die Sache aus ist. Ich habe deshalb auch davon ab-
gesehen, die Vorlage des Unterausschusses zur Ab-
stimmung zu stellen, und ich hatte den Eindruck, daß 
der gesamte Ausschuß einschließlich des  Herrn Bun-
desaußenministers darin stillschweigend mit mir ein-
verstanden war, denn siehe, es gab keine andere 
Wortmeldung mehr, es gab keine andere Meinung 
mehr. Tatsächlich hat man Schluß gemacht. 

Was dann allerdings nach der Sitzung kam, das 
finde ich betrüblich, weil es etwas die  Klarheit ver-
nebelt hat. Unglücklicherweise hat ein Sprecher des 
Auswärtigen Amts, während wir in  der  Sitzung 
waren, eine Erklärung abgegeben, daß von einer 
solchen Mitteilung — über wen sie auch immer ge-
gangen ist, stand dabei gar nicht zur Debatte —, im 
Auswärtigen Amt, jedenfalls ihm, nichts bekannt sei. 
Das war natürlich im höchsten Maße verwirrend und 
führte eine Stunde später zu einem Anruf von 
Reuter bei mir, was denn nun los sei, ob denn diese 
Reuter-Meldung überhaupt vollständig falsch sei. 
Daraufhin habe ich gesagt: „Bitte, wenden Sie sich 
an  den  Außenminister der Bundesrepublik Deutsch-
land, der ist zuständig", und — als er sagte: „Ist 

nicht zu erreichen" — „Wenden Sie  sich an den Bun-
despressechef". Darauf 'er: „Nicht zu erreichen". Auf 
die Frage, ob in  dieser Meldung eine Diskriminie-
rung Israels zu sehen sei, habe ich geantwortet: 
„Eine solche Diskriminierung ist von  der  Bundes-
regierung, davon bin ich überzeugt, ganz gewiß nicht 
beabsichtigt. Ich bin nicht der legitimierte Sprecher 
der Bundesregierung, aber das weiß ich und  das 
nehme ich auf meinen Eid: eine solche Diskriminie-
rung ist von niemandem beabsichtigt. Und was den 
Deutschen Bundestag anlangt, kann ich Ihnen die 
bindende Erklärung abgeben: von keinem Mitglied 
des Deutschen Bundestages ist eine solche Diskrimi-
nierung beabsichtigt." Das muß festgehalten werden. 

Aber im übrigen mache ich auf das Futurum auf-
merksam, weil mich der Reuter-Mann natürlich mit 
Recht gefragt hat: „Das entspricht doch Ihren eige-
nen Intentionen, Sie waren doch für die Beendigung 
der Waffenlieferungen jedenfalls an Länder außer-
halb der NATO; Sie waren dafür schon seit Mona-
ten, sind Sie denn auch jetzt dafür?" Daraufhin habe 
ich gesagt: „Das ist richtig. Ich bin auch jetzt dafür. 
Aber ich bin für eine Formel, die Israel nicht dis-
kriminiert. Deshalb muß man eine objektive Lösung 
suchen." Dieses Hin und Her war der Auftakt von 
nicht gerade sehr klärenden Verlautbarungen hin 
und her. 

Ich mache den Vorschlag, meine Damen und Her-
ren, daß diese Diskussion in diesem Augenblick hier 
nicht weitergeführt wird. 

(Zustimmung in der Mitte und rechts.) 

Ich schlage weiter vor, zu bekunden, daß das, was 
hier gesprochen worden ist — Herr Außenminister, 
ich glaube, damit könnten Sie auch einverstanden 
sein —, gesagt wurde ohne die Absicht der minde-
stens ehrenrührigen Unterstellung von der einen 
oder anderen Seite. Wir müssen davon herunter. 
Wir müssen weiterkommen. Denn es ist schwierig 
genug, in die Zukunft hineinzugehen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei der CDU/CSU 
und FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister des Auswärtigen. 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Es tut 
mir leid zu insistieren. Aber es geht hier um die 
Frage — und das ist keine Bagatelle —, ob die Bun-
desregierung den Ausschuß von vornherein richtig 
unterrichtet hat oder ob sie ihn nicht richtig unter-
richtet hat. Ich habe die Aufzeichnung vor mir. Sie 
läuft von Seite 1 bis Seite 12. Das, was ich gerade 
zitiert habe — ich will es jetzt nicht noch einmal 
wiederholen —, findet sich auf der Seite 3. Herr 
Präsident, es tut mir leid, ich habe einen gewissen 
Vorteil im Augenblick, daß ich die Aufzeichnung 
vor mir habe. Das dient zur Steuer der Wahrheit, 
und diese Aufzeichnung, das Protokoll ist sicherer 

(Abg. D. Dr. Gerstenmaier: Das Protokoll!) 

als das individuelle Gedächtnis. 

(Zuruf des Abg. Dr. Mommer.) 
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Bundesminister Dr. Schröder 

— Es tut mir leid. Dieser Text ist unwiderleglich, 
und der Ausdruck „pro futuro" fällt auf Seite 3. 

Ich stelle noch einmal fest: Der springende Punkt 
in dieser Frage war nicht, ob in der Zukunft gelie-
fert wird, sondern: Wird es für die Zukunft wei-
tere Vereinbarungen geben? Ich habe genau in Über-
einstimmung mit allen Instruktionen, die wir erteilt 
haben, gesagt: Es wird keine weiteren Vereinbarun-
gen geben. Ich habe ausdrücklich offengelassen, wie-
weit der ausstehende kleine Teil des Waffenhilfe-
versprechens an Israel abzulösen sei. Das ist das, 
was ich eingangs erklärt habe. Ich glaube, das sollte 
nun endgültig feststehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Erler. 

Erler (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Ich möchte mich der Auffas-
sung des Herrn Bundestagspräsidenten anschließen, 
daß es nicht zweckmäßig ist, über diesen Punkt eine 
Detaildebatte fortzuführen, und möchte mich aus-
drücklich auch seiner Erklärung anschließen — an 
wen es auch immer gerichtet sein mag —, daß zu 
diesem Punkt niemand in diesem Hause gegen ein 
anderes Mitglied des Hauses oder gegen ein Mit-
glied der Bundesregierung ehrenrührige Vorwürfe 
beabsichtigt habe. 

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der 
CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Liegen zur allge-
meinen Aussprache sonst noch Wortmeldungen vor? 
— Das ist nicht der Fall. Dann, meine Damen und 
Herren, kann ich die allgemeine Aussprache zum 
Einzelplan 04 schließen. Wir kommen aber noch zur 
Spezialaussprache. 

Nun muß ich zuerst einmal das Haus fragen, ob es 
eigentlich noch die beiden Berichterstatter zu hören 
wünscht oder ob es darauf verzichtet. — Das Haus 
verzichtet auf die Berichterstattung. 

Dann rufe ich den Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD auf Umdruck 562 *) auf. Zur Begründung 
hat Herr Abgeordneter Hermsdorf das Wort. 

Hermsdorf (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Dem Hohen Hause liegt der Antrag 
Umdruck 562 der sozialdemokratischen Fraktion vor. 
Er zerfällt in zwei Teile. Die Ziffer 1 möchte ich 
nicht begründen; die Begründung ist bereits vom 
Vorsitzenden meiner Fraktion gegeben worden. 

(Unruhe.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich möchte um Ruhe für den Redner bitten. 

Hermsdorf (SPD) : Ich verstehe, daß man im 
Augenblick etwas unruhig ist; denn jetzt kommen 
wir zu dem eigentlichen Geschäft, da wird es immer 

*) Siehe Anlage 3 

unruhig. — Ich möchte mich nur mit Ziffer 2 des An-
trags befassen. 

Wir haben Ihnen unter Ziffer 2 vorgeschlagen, den 
im Haushaltsausschuß auf Antrag der CDU durch-
gesetzten neuen Tit. 314 — Aufklärung und Unter-
richtung der Bevölkerung auf den Gebieten der 
Sozialinvestitionen — von 5 Millionen DM zu strei-
chen. Ich möchte zur Begründung folgendes aus-
führen. 

Meine Damen und Herren, ich habe nicht die Ab-
sicht, die Debatte über das Bundespresseamt im all-
gemeinen zu führen. Ich möchte hier nur feststellen, 
daß das Bundespresseamt unter der Leitung des 
Staatssekretärs von Hase zu mindest noch nicht be-
griffen hat, daß in diesem Hause eine Opposition 
vorhanden ist. Denn es sieht seine  Aufgabe darin, 
die Aufklärungsarbeit ausschließlich für eine Partei 
zu betreiben, und er schweigt die Opposition tot 
oder kritisiert sie nur negativ. 

Dieses Presseamt hat bisher eine ganze Menge 
Dispositionsfonds. Wir sind der Auffassung, daß die 
vorhandenen und schon bewilligten Mittel ausrei-
chen würden, um auch das, wofür Sie hier einen 
neuen Titel aufführen, absolut zu befriedigen. 

Ich möchte hinzufügen, meine Herren von der 
CDU, daß Sie uns im Haushaltsausschuß und auch 
hier im Plenum immer wieder dargelegt haben, Sie 
wollten unbedingt die magische Grenze einhalten. 
Sie haben bei allen Sachfragen Abstriche vorgenom-
men, wo es nur irgend ging. Sie haben selbst dort 
Abstriche vorgenommen, wo Sie  es  selber nicht ver-
antworten konnten. Es hat Sie aber überhaupt nicht 
gehindert, um eines reinen Propagandazwecks willen 
plötzlich 5 Millionen DM neu einzusetzen. Das ist 
kein konsequentes Verhalten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir sind nicht gewillt, die Doppelzüngigkeit, mit 
der Sie hier reden, indem Sie uns immer nachweisen 
wollen, daß Sie zu diesem oder jenem sachlichen 
Zweck kein Geld haben, aber dann, wenn es um 
Propagandazwecke für Ihre Partei geht, sofort in den 
Steuersäckel greifen, mitzumachen. 

Ich bitte deshalb das Hohe Haus, diese 5 Millionen 
DM zu streichen, weil der Betrag reinen Propaganda-
zwecken der CDU mit Steuergeldern dient. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr.  Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Gewandt. 

Gewandt (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte zu-
nächst einmal mit aller Entschiedenheit Uhren Vor-
wurf, Herr Kollege Hermsdorf, zurückweisen, das 
Presseamt diene nur einer Partei. Wenn Sie das 
behaupten, dann müssen Sie den Beweis antreten. 
Auch Sie, Herr Kollege Erler, müssen sich den Vor-
wurf gefallen lassen, daß die Darstellung, die Sie 
hier zum Rückerwerb der Deutschen Wochenschau 
gegeben haben, einen falschen Eindruck entstehen 
ließ. Es ist nicht richtig, daß die Bundesregierung 
die Deutsche Wochenschau zurückerworben hat, um 
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sich dieses Instrument dienstbar zu machen. Genau 
das Gegenteil ist der Fall: sie will die Unabhängig-
keit dieses Instrumentes bewahren. 

(Lachen bei der SPD.) 

— Das will ich Ihnen beweisen. Meine Herren, Sie 
lachen, aber Sie  lachen zu früh. Sie werden mir viel-
leicht gestatten, zunächst einmal eine Begründung 
zu geben. Dann wollen wir einmal sehen, ob Sie 
noch lachen. Die Deutsche Wochenschau war zehn 
Jahre lang im Besitze der Bundesregierung. Dann 
hat sie die Wochenschau privatisiert in  der  Hoff-
nung, die Filmwirtschaft könne sich dieses Instru-
mentes bedienen und werde einsteigen. Aber der 
Schrumpfungsprozeß in der Filmwirtschaft hat dazu 
geführt, daß die Filmwirtschaft nicht in der Lage 
war, diese Erwartung zu erfüllen. Es bestand die 
Gefahr, Herr Kollege Erler, daß sich Interessenten 
dieses Instruments durch Kauf bemächtigen wür-
den. Das hat die Bundesregierung verhindert. Sie 
wissen ganz genau, Herr Kollege Erler, daß die 
Bundesregierung auf die redaktionelle Gestaltung 
überhaupt keinen Einfluß hat. 

(Widerspruch bei der SPD.) 

Die redaktionelle Gestaltung wird vielmehr durch 
einen 'Beirat wahrgenommen, dem Vertreter aller 
soziologischen Gruppen und aller Parteien dieses 
Hauses angehören. 

Nun möchte ich noch zu Tit. 300 etwas sagen. Wir 
kennen dieses Thema ja aus allen Haushaltsdebat-
ten. Der Tit. 300 ist seit dem Jahre 1959 unverän-
dert. 

(Abg. Dr. Schäfer: Das stimmt nicht! Es 
sind Positionen herausgenommen worden!) 

— Herr Kollege Schäfer, Sie können sich ja melden. 
— Ich werde Ihnen das auch begründen. Die Mög-
lichkeiten der  Regierung sind im Laufe der Jahre 
außerordentlich begrenzt worden, weil sich Kosten-
steigerungen ergeben haben, insbesondere im Aus-
land. Sie wissen, daß die Mittel zu einem erheb-
lichen Teil für das Ausland bestimmt sind. Im Hin-
blick auf unsere auswärtigen Beziehungen wird eine 
besondere Art der Behandlung dieses Themas ange-
wandt. Dabei handelt es sich nicht um Geheimnis-
krämerei, sondern diese Behandlung dient dem ver-
folgten Zweck. Das ist einer der Gründe für die 
besondere Behandlung, die in allen demokratischen 
Ländern, so auch in 'Großbritannien, üblich ist. 

Im übrigen ist es nicht so, daß die Bundesregie-
rung diese Mittel für parteipolitische Zwecke miß-
brauchen könnte. Es liegt eine ganz klare Zweck-
bestimmung vor, und der Rechnungshof nimmt eine 
Prüfung vor. Dabei prüft er nicht nur rechnerisch, 
sondern auch, ob diese Gelder entsprechend den Be-
stimmungen des Haushaltsvermerks verwandt wor-
den sind. 

Abschließend möchte ich, Herr Kollege Herms-
dorf, etwas zu Ihren Bemerkungen zu dem neuen 
Tit. 314 sagen. Ich habe immer gemeint, die SPD sei 
auch noch seit dem Godesberger Programm eine 
Partei der kleinen Leute. Der Mann, der über einen 
Wirtschaftsberater verfügt, der Mann, der einen 
Steuerberater hat, der Mann, der gute Bankverbin-

dungen besitzt, wird darüber informiert, welche Mög-
lichkeiten ihm die hier beschlossenen Gesetze ge-
ben, nicht aber der kleine Mann. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Diese Gesetze über Sozialinvestitionen und über 
Eigentumsbildung sind aber vor allem für den klei-
nen Mann gedacht; er muß darüber aufgeklärt wer-
den, welche Möglichkeiten wir ihm bieten. Das hat 
mit Parteipropaganda überhaupt nichts zu tun. Denn 
Sie haben sich ja auch für die Sozialinvestitionen 
ausgesprochen; wir können also unterstellen, daß es 
sich um Wünsche des gesamten Hauses handelt. 
Deshalb sind wir 'für die Ablehnung Ihrer Anträge. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Schäfer. 

(Abg. Dr. Schäfer: Ich verzichte! Herr 
Hermsdorf!) 

 
— Das Wort hat der Abgeordnete Hermsdorf. 

Hermsdorf (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Gewandt, gestatten Sie 
mir, daß ich zu Ihren Bemerkungen einige Klarstel-
lungen gebe. 

Es ist erstens nicht richtig, wenn Sie sagen, daß 
sich der Titel 300 seit 1959 nicht geändert habe. Herr 
Kollege Gewandt, Sie wissen als Mitglied des Haus-
haltsausschusses genauso gut wie ich, daß eine 
ganze Reihe von Positionen aus dem Titel 300 her-
ausgenommen und anderweitig im Informationsamt 
verlagert worden sind. Sie können also nicht sagen, 
er habe sich nicht geändert. 

Der zweite Punkt! Ich glaube nicht, daß Sie mit 
der Verstaatlichung der Wochenschau sozusagen 
die Unabhängigkeit der Wochenschau dadurch ge-
währleisten wollten, daß Sie nun ausgesprochen 
eine Wochenschau der Bundesregierung mit alleini-
gem Einfluß dieser Bundesregierung etablieren. 

Ich will Ihnen sagen, was wir am Bundespresse-
amt außer den Dingen, die ich vorhin angedeutet 
habe, auch noch kritisieren. Die Politik der Regie-
rung und die Politik der Bundesrepublik müssen 
selbstverständlich überall in der Welt dargestellt 
werden. Wir sind aber der Meinung, daß es sich 
um eine Politik der Bundesrepublik und nicht um 
die einer bestimmten Richtung der Bundesrepublik 
handelt. Ich bin der Überzeugung, daß man diese 
Dinge in der freien Berichterstattung viel wirksamer 
und glaubwürdiger darstellen kann als mit rein 
staatlichen Institutionen. Was halten Sie denn da-
von, daß die Bundesregierung heute im Fernen 
Osten zwei Korrespondenten der dpa — also eines 
privaten Unternehmens — finanziert? Das tut Sie 
doch nicht etwa, weil Sie dpa helfen will, sondern 
sie tut es, weil Sie damit den Versuch macht, in 
einer bestimmten Richtung zu wirken. 

(Abg. Rasner: Fragen Sie doch mal Herrn 
Sänger danach!) 
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— Herrn Sänger kann ich danach nicht mehr fragen, 
weil Sie es waren, die Herrn Sänger aus der dpa 
hinausgeschmissen haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Hermsdorf, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abg. Dr. Stoltenberg? 

Hermsdorf (SPD) : Bitte! 

Dr. Stoltenberg (CDU/CSU) : Herr Hermsdorf, 
ist Ihnen nicht bekannt, daß dpa schon zur Zeit von 
Herrn Sänger gewünscht hat, daß die Bundesregie-
rung die Pressearbeit im Ausland — dpa — unter-
stützt, und daß Herr Kahn-Ackermann in seinen 
verschiedenen Vorschlägen zur auswärtigen Kultur-
politik immer wieder darauf hingewiesen hat, daß 
diese Förderung im öffentlichen Interesse liegt? 

Hermsdorf (SPD) : Herr Kollege Stoltenberg, 
hier gibt es einen ganz kleinen Unterschied. Ich 
habe gesagt, ich halte es für viel richtiger, mehr in 
der freien öffentlichen Berichterstattung zu wirken 
als mit staatlicher Unterstützung. Bei der auswär-
tigen Kulturpolitik ist auch die Frage, von wem sie 
dargestellt wird. Sie wissen genau, daß wir im 
Haushaltsausschuß sehr lange Diskussionen darüber 
geführt und festgestellt haben, daß hier einiges im 
argen ist. Nun nehmen Sie aber zur Kenntnis, daß 
wir bei diesen Dingen auch immer das Presseamt 
kritisiert haben, weil wir das Presseamt für eine 
ganz eindeutige Schmalspur in der auswärtigen Kul-
turpolitik halten, weil es nicht umfassend berichtet. 
Deshalb sind wir für die freie Berichterstattung. 

Jetzt komme ich also zu dem Argument, das Sie, 
Herr Abgeordneter Gewandt, vertreten haben. Sie 
meinten, es gehe bei dem Titel 314 um den kleinen 
Mann, und wir seien natürlich auch für Sozialinve-
stitionen. Darum geht es überhaupt nicht. Wir haben 
selbstverständlich in der Frage der Sozialinvesti-
tionen unsere Stellung bezogen. Aber ich habe 
erstens bei der Begründung meines Antrages ge-
sagt, daß nach unserer Auffassung die bisher im 
Bundespressamt vorhandenen Mittel ausreichen, 
und zweitens sage  ich Ihnen auch: Wenn die Sozial-
investitionen vorn Bundespressamt, von Herrn von 
Hase dargestellt werden, dann weiß ich genau, was 
dabei herauskommt; es kommt nicht eine Aufklärung 
für den  kleinen Mann heraus, sondern eine Wahl-
aufklärung Für die CDU. 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Gewandt. 

Gewandt (CDU/CSU) : Meine sehr geehrten Da-
men und Herren! Ich habe Herrn Hermsdorf er-
mutigt, für seine kühnen Behauptungen hier einmal 
Beispiele anzuführen. Er ist uns  diese  Beispiele 
schuldig geblieben. Statt dessen hat er sich wieder 

in allgemeinen, unpräzisierten Anschuldigungen er-
gangen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Im übrigen, verehrter Herr Kollege Hermsdorf, wenn 
Sie schon unsere Tätigkeit im Ausschuß hier apo-
strophieren, dann werden Sie sich wohl auch ,genau 
daran erinnern, daß wir sehr sorgfältig überlegt 
haben, ob eine Möglichkeit besteht, 'Mittel  für die 
außerordentlich notwendige Aufklärung über die 
Sozialinvestitionen zu beschaffen. Nach einer lan-
gen Debatte haben wir feststellen müssen, daß auf 
Grund der bescheidenen Mittel ,der Regierung 'hier-
für keine Möglichkeit besteht, und nur deshalb 
haben 'wir 'diesen Antrag gestellt. 

(Beifall bei 'der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Kahn-Ackermann. 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Gewandt, Sie 
haben eine wirklich rührende Darstellung der Inten-
tionen der Bundesregierung 'hinsichtlich 'des Rück-
erwerbs der Deutschen Wochenschau gegeben. Viel-
leicht erinnern Sie sich noch, daß diese Wochenschau 
ursprünglich zum Ufi-Vermögen gehörte, zu dessen 
Verkauf die Regierung durch ein Gesetz, das wir 
hier beschlossen haben, verpflichtet war. Ich kann 
mich entsinnen, daß bei den damaligen Beratungen 
auf .die Frage, wie es mit späteren Rückverkäufen 
sei, .die Versicherung abgegeben wurde, daß die 
Bestimmungen des Gesetzes, die besagten, daß die 
Bundesregierung nie mehr diese  Anteile in irgend-
einer Form erwerben sollte, eingehalten würden. 
Wenn Sie heute behaupten, .daß das geschehen sei, 
um die Unabhängigkeit der Wochenschau sicherzu-
stellen, so ist das wahrscheinlich nur daraus zu er-
klären, daß Sie die seit Beginn 'dieser Wochenschau 
ständig stattfindende einseitige Verherrlichung der 

 Bundesregierung mittlerweile schon als den Nor-
malzustand betrachtet haben. Das scheint mir Ihre 
Auffassung von Unabhängigkeit zu sein. 

Es wird im übrigen noch zu prüfen sein, ob nach 
den gesetzlichen Bestimmungen des Ufi-Entflech-
tungsgesetzes und des Abwicklungsgesetzes diese 
Rückerwerbung durch die Bundesregierung über-
haupt rechtens und zulässig gewesen isst. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum denn 
nicht?) 

Und Herr Kollege Stoltenberg, Sie können sämt-
liche Protokolle dieses Hauses durchlesen, — Sie 
werden zwar feststellen können, daß ich an der 
Arbeit der Bundesregierung im Ausland Kritik ge-
übt habe; aber Sie werden nirgendwo finden, daß 
ich dafür eingetreten bin, daß Korrespondenten von 
dpa aus Staatsgeldern bezahlt werden, um tätig 
werden zu können. 

(Abg. Conring: Sind zeitweise sogar bezahlt 
worden!) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Gewandt. 
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Gewandt (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ähnlich wie der 
Kollege Hermsdorf hat es auch der Kollege Kahn

-

Ackermann vermieden, präzise auf die Dinge einzu-
gehen. Es ging um den massiven Versuch einer In-
teressentengruppe, sich in den Besitz der Deutschen 
Wochenschau zu setzen, — und nennen wir doch 
einmal Roß und Reiter: der Bank für Gemeinwirt-
schaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Im übrigen haben Sie nach wie vor verschwiegen, 
daß die redaktionelle Verantwortung bei einem 
Beirat liegt, in dem alle politischen Strömungen ver-
treten sind. 

Aber wenn Sie, meine Herren Sozialdemokraten, 
so viel Wert wie wir darauf legen, daß keine Mono-
pole in Presse und Fernsehen entstehen, dann kön-
nen wir Ihnen nur raten: Unterstützen Sie unsere 
Gesetzesinitiative zur Auflockerung des Wettbe-
werbs zwischen Presse und Fernsehen! Da können 
Sie in der Praxis demonstrieren, daß es Ihnen wirk-
lich um einen Wettbewerb geht und daß Sie gegen 
Monopole eingestellt sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Sänger. 

Sänger (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Es ist immer eine mißliche Sache, wenn man 
in eigener Angelegenheit etwas zu sagen hat. Aber 
die Frage des Herrn Kollegen Dr. Stoltenberg ver-
langt eine Klarstellung, nicht in meinem Interesse, 
sondern im Interesse der unabhängigen Deutschen 
Presseagentur. 

Solange ich Geschäftsführer dieser GmbH war, 
Herr Dr. Stoltenberg und meine Damen und Herren, 
habe ich nicht nur einmal, sondern einige Male in 
Memoranden die damaligen Bundesregierungen 
darum gebeten, ja sogar dringend gebeten und auf-
gefordert, die Leistungen, die die Deutsche Presse-
agentur für die Bundesregierung und für Deutsch-
land regelmäßig und fortdauernd vollbrachte —
auch in unmittelbarer Lieferung der Dienste in dik-
ken Mappen an die Bundesregierung —, auch zu be-
zahlen. Sie sind jahrelang nicht bezahlt worden. 
Dann ist ein kommerzieller Vertrag abgeschlossen 
worden, der unzweideutig Leistung und Entgelt re-
gelte. 

Aber zu jeder Zeit ist von meinen Kollegen und 
von mir sowie auch von der Aufsichtskörperschaft 
dieser Agentur abgelehnt worden, eine wie immer 
geartete Beteiligung der Bundesregierung, und sei 
es auch nur in mittelbarer Form durch direkte oder 
indirekte Bezahlung eines Korrespondenten im Aus-
land, zu akzeptieren. Eine solche Beteiligung — oder 
wie immer Sie es nennen wollen — der Bundesregie-
rung an der unabhängigen Nachrichtenagentur ha-
ben wir und habe ich immer von neuem abgelehnt. 

Wenn die Deutsche Presseagentur mehr Korres-
pondenten im Ausland beschäftigt und auf diese 

Weise einen besseren Nachrichtendienst liefert, so 
ist dieser auch mehr wert und muß höher bezahlt 
werden. Dies ist der einzige gangbare Weg, auf dem 
eine unabhängige Agentur und eine Bundesregie-
rung miteinander verkehren können. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Es liegen keine 
Wortmeldungen mehr vor. Ich kann abstimmen las-
sen. 

Zur Abstimmung steht der Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Umdruck 562. Nach dem 
Wunsch der Antragsteller soll getrennt über die 
Ziffern 1 und 2 abgestimmt werden. Wer Ziffer 1 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Der An-
trag ist abgelehnt. Wer Ziffer 2 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Ebenfalls abgelehnt. 

Ich lasse nunmehr über den  Einzelplan 04 insge-
samt abstimmen. Wer zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe. - Enthaltungen? - Keine Enthaltun-
gen. Mit den Stimmen der Regierungsparteien gegen 
die der Opposition angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 01 Bundespräsident und Bundes-
präsidialamt (Drucksache IV/2901). 

Es wird vorgeschlagen, auf den Bericht zu ver-
zichten. 

Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Dann lasse ich über den Einzelplan 01, Bundes-
präsident und Bundespräsidialamt, abstimmen. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das  Hand-
zeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. — Keine 
Gegenstimmen. — Enthaltungen? — Keine Enthal-
tungen. Einstimmig 'angenommen! 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 02 Deutscher Bundestag (Druck-
sache IV/2902). 

Ich erteile das Wort dem Berichterstatter, dem 
Abgeordneten Dr. Götz. 

Dr. Götz (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich möchte als Be-
richterstatter für den Haushalt des Deutschen Bun-
destages nur über einen einzigen Titel des Einzel-
plans 02, über die darüber im Bundestagsvorstand 
und im Haushaltsausschuß geführten Beratungen 
und über die von diesen beiden Gremien gefaßten 
Beschlüsse berichten, nämlich über 'den Tit. 710, 
dessen Zweckbestimmung lautet: „Neubauten für 
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Zwecke des Bundestages einschließlich der erforder

-

lichen Ersteinrichtung." Ich hoffe, mit meinem Be-
richt vielleicht bei einzelnen Mitgliedern dieses Ho-
hen Hauses noch vorhandene Bedenken ausräumen 
und darüber hinaus auch einen Beitrag zu einer sach-
gerechten Beurteilung dieser Frage in  der  Öffent-
lichkeit 'beisteuern zu können. 

Ich darf daran erinnern, daß bei der Beratung des 
Haushalts 1964 vor etwa Jahresfrist im Einzelplan 02 
erstmalig ein Leertitel mit der von mir vorhin ge-
nannten Zweckbestimmung eingefügt wurde. In 
Ausführung dieses damals mit überwiegender Mehr-
heit beschlossenen Leertitels ermächtigte der  Bun-
destagsvorstand in  seiner  Sitzung vom 28. April  die 

 Verwaltung, 'im Haushaltsentwurf für das Rech-
nungsjahr 1965 unter dem Tit. 710 einen Betrag von 
12 Millionen DM einzusetzen und außerdem eine 
Bindungsermächtigung in Höhe von 15 Millionen 
DM für das Rechnungsjahr 1966 vorzusehen. 

Zwei Monate später, am 26. Juni 1964, befaßte 
sich der Vorstand eingehend mit den vorgelegten 
Bauplänen und faßte auf Vorschlag des Herrn Bun-
destagspräsidenten einstimmig — allerdings in Ab-
wesenheit der Mitglieder der FDP-Fraktion — fol-
genden Beschluß: 

Der Vorstand des Deutschen Bundestages als 
zuständiges Beschlußorgan hat sich mit einigen 
Aspekten der öffentlichen Kritik an den Neu-
bauplänen auseinandergesetzt. Er hat auch 
Kenntnis genommen von Alternativlösungen 
und ist zu dem Ergebnis gelangt, daß diese 
Alternativlösungen unwirtschaftlich und nicht 
praktikabel sind. Er hat seinen Beschluß be-
stätigt, im Haushaltsplan 1965 12 Millionen DM 
für Erweiterungsbauten des Bundestages einzu-
setzen. 

So weit der damals einstimmig gefaßte Beschluß des 
Vorstandes. 

In der diesem Beschluß vorausgegangene Debatte 
bestand unter allen Mitgliedern des Vorstandes 
volle Einmütigkeit darüber, daß die architektonische 
Gestaltung des derzeitigen Bundeshauskomplexes 
unbefriedigend ist und in keiner Weise den Erfor-
dernissen eines zeitgemäßen Parlamentsgebäudes 
entspricht. Ich meine, diese Auffassung des Vorstan-
des deckt sich wohl auch mit der Meinung aller 
Abgeordneten auf Grund ihrer Erfahrungen, die sie 
mit der oft qualvollen räumlichen Enge dieses Hau-
ses machen. 

Bei den Beratungen des Vorstandes blieb auch 
unwidersprochen die Notwendigkeit von Um- und 
Erweiterungsbauten, und es blieb die Tatsache 
unwidersprochen, daß die Arbeitsbedingungen nicht 
nur für die Abgeordneten, sondern auch für die 
Verwaltung unzureichend und in manchen Fällen ge-
radezu unzumutbar sind.  Daß dadurch die Organi-
sation der Arbeitsweise des Bundestages, seine 
Funktions- und seine Arbeitsfähigkeit stark beein-
trächtigt werden, erfahren wir alle selbst immer 
wieder. Natürlich gab es auch mancherlei Bedenken 
und Einwände teils technischer, teils politischer Art. 
Mit zwei Einwänden, die man wohl als die beiden 
Haupteinwände bezeichnen kann, möchte ich mich 
etwas näher 'befassen. 

Einmal befürchtete man, daß die Inangriffnahme 
und Durchführung des ersten Bauabschnitts, nämlich 
die Errichtung eines Bürohauses, den zweiten Bau-
abschnitt des Ihnen ja bekannten Gesamtprojekts 
zwangsläufig nach sich ziehen würde. Zweitens hielt 
man den Bau eines Hochhauses nach dem vorliegen-
den Plan für zu aufwendig und glaubte, daß der 
räumlichen Enge auch mit einem wesentlich gerin-
geren Aufwand abgeholfen werden könne. 

Meine Damen und Herren, der Vorstand hat sich 
mit beiden Einwänden sehr eingehend auseinander-
gesetzt, und ich darf hier das wiederholen, was dem 
Hohen Hause bereits bei der vorjährigen Debatte 
über das gleiche Thema zur Kenntnis gebracht 
wurde. Es versteht sich von vornherein, daß die 
Planentwürfe der Bundesbaudirektion nur unter der 
Bedingung verwirklicht werden können, daß man 
mit der derzeitigen Grundstückseigentümerin, näm-
lich der Stadt Bonn, zu einem Übereinkommen unter 
angemessenen Bedingungen kommt. 

Zu den Bedenken möglicher Folgewirkungen 
eines ersten Bauabschnitts möchte ich ausdrücklich 
feststellen, daß es bei der Beschlußfassung über Tit. 
710 heute nicht um die Realisierung des Gesamtpro-
jektes geht, sondern, wie aus den Erläuterungen zu 
Tit. 710 zu ersehen ist, lediglich um die Errichtung 
eines Bürohauses, in dem entsprechend dem festge-
stellten Bedarf Arbeitsräume für Abgeordnete und 
Sekretärinnen, Sitzungszimmer für Ausschüsse und 
Sekretariate sowie die Räume für die erforderliche 
Technik vorgesehen sind. Ich möchte hier ausdrück-
lich hinzufügen, daß das vorgesehene Raumpro-
gramm nach Auffassung des Vorstands in keiner 
Weise, wie man das oft so in der öffentlichen Dis-
kussion hören kann, übertrieben ist. Es entspricht 
dem festgestellten und für erforderlich gehaltenen 
Raumbedarf, der überhaupt nur unter der Voraus-
setzung, daß auch das jetzige Hochhaus an der Gör-
resstraße in die künftige Raumverwendung einbe-
zogen, wird, befriedigt werden kann. 

Dieser Bundestag — ich will es noch einmal be-
tonen und wiederholen — legt sich — das 'ist auch 
die Meinung des Vorstands — mit der heute zu 
vollziehenden Bewilligung des bei Tit. 710 ausge-
wiesenen Betrages in Höhe von 2 Millionen DM 
und der vorgesehenen Bindungsermächtigung in 
keiner Weise auf das in der Öffentlichkeit viel dis-
kutierte Gesamtprojekt für einen Bundestagsneubau 
fest. Das geplante Vorhaben, das einzig und allein 
der Verbesserung der Arbeitsbedingungen des Par-
laments dient, ist in seiner Planung so gehalten, daß 
es in sich sinnvoll ist und Folgebauten nicht zwin-
gend notwendig macht. Die Entscheidung über 
letztere obliegt nicht diesem Bundestag. 

Ich darf vielleicht auch noch ein Wort zu dem Be-
denken der Aufwendigkeit der vorgelegten Planung 
sagen. Verwaltung und Vorstand haben sich auch 
unter dem Gesichtspunkt äußerster Sparsamkeit 
sehr eingehend mit möglichen Alternativlösungen 
befaßt, und Vorstand und Verwaltung haben die 
Baudirektion beauftragt, jede überhaupt nur mög-
liche Lösung auf ihre Realisierbarkeit hin zu prüfen. 
Ich möchte im Rahmen meines Berichts nicht auf alle 
erwogenen Alternativlösungen eingehen, auf jene, 



8132 	Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 164. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 17. Februar 1965 

Dr. Götz 
die von der Verwaltung angestellt und erwogen 
wurden, oder auf die Vorschläge, die Mitglieder des 
Vorstandes im Laufe der langen Beratungen gemacht 
haben. Der Berichterstatter glaubt aber sagen zu 
können, daß keine der möglichen Lösungen unbe-
rücksichtigt geblieben ist. Aber alle Alternativvor-
schläge oder alle aus den Kreisen des Vorstands 
heraus vorgeschlagenen Varianten zu den Bauplä-
nen der Bundesbaudirektion erwiesen sich eben 
nach langen Beratungen, sei es aus technischen, sei 
es aus anderen gewichtigen Gründen, nicht als re-
alisierbar. Wir hielten die Errichtung eines Hoch-
hauses mit dem bestimmten Zweck, als Bürohaus zu 
dienen für die rationellste und wirtschaftlichste Bau-
weise. 

Sie ersehen aus den Erläuterungen, daß die Ge-
samtkosten dieses Bürohauses auf insgesamt etwa 
48,5 Millionen DM errechnet wurden. Der Haushalts-
ausschuß hat im Hinblick darauf, daß sich der Bau-
beginn dieses Hochhauses, der ursprünglich etwa 
für April dieses Jahres vorgesehen war, um einige 
Monate verzögern wird, den zunächst vorgesehenen 
und vom Vorstand beschlossenen Ansatz in Höhe 
von 12 Millionen DM auf 2 Millionen DM gekürzt 
und eine Bindungsermächtigung in Höhe von 10 Mil-
lionen DM vorgesehen. Damit ist die Befriedigung 
des für das erste Baujahr eventuell entstehenden 
Geldbedarfs sichergestellt und gleichzeitig gegen-
über der Stadt Bonn zum Ausdruck gebracht, daß der 
Bundestag ernsthaft beabsichtigt, nunmehr mit dem 
Bau des Bürohauses zu beginnen, uni den unzuläng-
lichen Arbeitsbedingungen dieses Hauses abzu-
helfen. 

Ich bitte das Hohe Haus, die Beschlüsse des Vor-
stands und des Haushaltsausschusses zu dieser 
Frage zu billigen 'und den Entwurf des Einzel-
plans 02 in der vorliegenden Fassung anzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr.  Jaeger: Ich danke dem 
Herrn Berichterstatter. 

Wir kommen zur Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Präsident des Deutschen Bundestages. 

(Abg. D. Dr. Gerstenmaier: Ich wollte noch 
gar nicht sprechen! Ich wollte auf die Kri

-

tiker warten!) 

- Bitte sehr. Dann hat das Wort der Herr Abgeord-
nete Dürr. 

Dürr (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die Zeiteinheit, nach der dieses Hohe Haus 
verfährt, ist die Legislaturperiode. Wer es bis jetzt 
noch nicht gemerkt hat, hatte heute mittag Gelegen-
heit, entsprechende Beobachtungen zu machen. 
Wenn ich hier zu Fragen des Parlaments und auch 
der Parlamentsreform im Jahre 1965, also in einem 
Wahljahr, Stellung nehme, kann es allerdings sein, 
daß der Vorwurf gebracht wird, es handle sich hier 
um unzeitgemäße Betrachtungen. Mag sein; es han-
delt sich aber nur um Betrachtungen zu einigen Ein-
zelproblemen dieses Hohen Hauses. Ich hoffe, viel-
leicht trotzdem Gehör bei den Kolleginnen und Kol

-

legen zu finden, die noch nicht in die Haut des 
hauptberuflichen Wahlkämpfers geschlüpft sind. 

Wir hatten im letzten Jahr einige öffentliche Dis-
kussionen über die Parlamentsreform. Dann wurde 
es still, so still, daß man eigentlich denken mußte, 
jetzt komme bald der Vorwurf an uns, wir behan-
delten die Parlamentsreform nach dem Motto: Ist's 
nicht genug, daß wir's versprochen haben; müssen 
wir's denn auch noch halten? Aber es ist erfreulich, 
daß wir jetzt mit der Einführung der Aktuellen 
Stunde einen Anfang der Parlamentsreform gemacht 
haben. 

(Beifall bei der FDP.) 

Diese Aktuelle Stunde befindet sich im Experimen-
tierstadium, und dieses Experimentierstadium 
scheint noch eine Zeitlang notwendig zu sein. Denn 
die Aktuelle Stunde soll nicht nur der Aktualisie-
rung des Parlaments dienen, sondern auch einer 
weitergehenden Verbesserung unserer Arbeitsöko-
nomie. Wenn die Aktuelle Stunde gut einschlägt, 
kann dies nicht ohne Rückwirkung auf die Hand-
habung der Großen Anfragen bleiben, weil damit 
viele Gebiete, die bisher in Großen Anfragen abge-
handelt wurden, nun im Rahmen der Aktuellen 
Stunde diskutiert werden können. Wenn das kommt, 
dann ist es gut so, weil die Große Anfrage, früher 
Interpellation genannt, ein Restbestand aus der Zeit 
ist, in der die Regierung dem Parlament noch nicht 
verantwortlich war. Damals war die Interpellation 
die einzige Möglichkeit, die Regierung zur Antwort 
zu zwingen. Wir hoffen, daß, wenn sich die Aktuelle 
Stunde eingespielt hat, in Zukunft die Großen An-
fragen nur noch den sehr komplexen und weit-
schichtigen Problemen vorbehalten bleiben, die man 
in einem Diskussionsbeitrag von höchstens fünf Mi-
nuten Dauer nicht behandeln kann. 

Diese Wirkung wird aber nur eintreten, wenn 
wir — und mit „wir" meine ich Bundestag und Bun-
desminister — den Mut haben, ins Unreine zu reden, 
den Mut haben, laut zu denken, den Mut haben zur 
Diskussion und nicht zum Fünf-Minuten-„statement", 
wie der modern gewordene Ausdruck heißt. 

Ganz kurz möchte ich noch ein anderes Kapitel 
erwähnen, das wir im Gange des Wahljahres nicht 
vergessen sollten: das Problem des parlamenta-
rischen Hilfsdienstes. Natürlich brennen uns im 
Wahljahr manche Probleme ganz besonders auf den 
Nägeln. Wenn wir aber in diesem Jahr vergäßen, 
an die Frage zu denken, wie wir unsere guten 
Assistenten im Bundestag halten, damit sie nicht 
dahin und dorthin wegschwimmen — was wir ihnen 
eigentlich nicht übelnehmen können, wenn wir ihnen 
nicht genügend Aufstiegsmöglichkeiten verschaf-
fen —, würden wir uns und dem Hohen Haus einen 
Bärendienst erweisen. 

Es ist nicht so, daß man sagen könnte, durch die 
Aktuelle Stunde und durch eine Verbesserung des 
parlamentarischen Hilfsdienstes hätten wir schon 
die Parlamentsreform. Nein, aber diese Parlaments-
reform muß ja auch nicht uno actu verwirklicht 
werden. Es ist sogar gut, wenn sie nicht in einem 
Zuge, sondern stufenweise verwirklicht wird. Expe-
rimentierstadien wie jetzt bei der Aktuellen Stunde 
sind nötig. 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode — 164. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 17. Februar 1965 	8133 

Dürr 
Wir brauchen eine weitere Parlamentsreform des-

halb, weil wir ein richtiges ausgewogenes Verhält-
nis zwischen Regierung und Parlamentarier noch 
nicht ganz gefunden haben. Wenn ich hier „Regie-
rung" sage, so meine ich weniger die Minister im 
Plenum als ihre Beauftragten in den Parlaments-
ausschüssen. In diesem Zusammenhang werden wir 
uns einige Gedanken machen müssen. Wir werden 
uns Gedanken machen müssen nicht nur über das 
Verhältnis und die Zusammenarbeit zwischen Bun-
destag und Bundesrat — dazu liegt schon ein An-
trag vor —; wir müssen auf längere Sicht auch prü-
fen, ob jene Vorschrift in der Geschäftsordnung der 
Bundesregierung, die dafür sorgt, daß die Unter-
richtung der Abgeordneten über Referentenent-
würfe im allgemeinen durch Verbandsvertreter, 
genannt „Lobbyisten", erfolgt, auf die Dauer halt-
bar ist und ob sie dem wohlverstandenen Inter-
esse des Parlaments dient. 

(Beifall rechts.) 

Dabei müssen wir prüfen, ob diese Vorschrift der 
Geschäftsordnung der Bundesregierung modifiziert 
werden muß oder aber ob die Aktuelle Stunde sich 
so entwickelt, daß sie auch zur Erörterung von Pro-
blemen benutzt wird, die noch nicht zur Kabinetts-
reife, zum kabinettsreifen Gesetzentwurf gediehen 
sind. Das wäre unseres Erachtens möglich und 
wünschbar, erfordert aber erstens, daß die Referen-
tenentwürfe nicht wie bisher mit dem ganz großen 
Geheimstempel versehen werden — auch wenn es 
sich gar nicht um geheime Angelegenheiten han

-

delt —, zweitens auch die Bereitschaft, der Regie-
rung zu konzedieren, daß auch sie ins Unreine spre-
chen und auch sie laut denken darf, nicht nur die 
Abgeordneten dieses Hohen Hauses. 

In diesem Jahr werden wir auch Überlegungen 
zur Praxis der Ausschüsse anstellen müssen. Es ist 
gut, wenn wir uns diese Überlegungen schon ma-
chen, bevor der nächste Bundestag seine konsti-
tuierende Sitzung hat. Unsere Ausschüsse gehen bei 
ihren Einzelberatungen manchmal sehr, sehr weit 
ins Detail. Wir haben einen Ausschuß, der sich zum 
Flaschenhals entwickelt hat: der Rechtsausschuß. 
Dieser Flaschenhals kann nicht dadurch geöffnet 
werden, daß man die Mitglieder des Rechtsaus-
schusses zu noch größerem Fleiß anspornt. Sie sind 
schon so fleißig, daß dieser Fleiß wohl kaum noch 
gesteigert werden kann. Es sind in dieser Legislatur-
periode große Justizgesetze auf uns zugekommen. 
In der nächsten Legislaturperiode werden weitere 
folgen. Denken Sie bloß an die Strafrechtsreform, 
die wohl in dieser Legislaturperiode nicht mehr 
fertig wird, denken Sie an das Einführungsgesetz 
zum neuen Strafgesetzbuch, an die notwendig wer-
dende Reform der Strafprozeßordnung, an das 
Unehelichenrecht, an Restbestände aus dieser Legis-
laturperiode wie die Finanzgerichtsordnung und an 
die zahlreichen Gesetze, die der Rechtsausschuß auf 
ihre Verfassungsmäßigkeit hin prüfen muß. Im 
letzten Jahr mußten schon der Rechtsausschuß und . 

 der Strafrechtsausschuß parallel tagen. Das hat 
einigermaßen geklappt. 

Was für Folgerungen sind daraus zu ziehen? Ich 
weiß noch keine Patentlösung. Aber es wäre zu  

überlegen, ob man aus einem Rechtsausschuß mit 
27 Mitgliedern etwa zwei nebeneinander tagende 
Rechtsausschüsse mit  etwa je 15 Mitgliedern macht 
oder ob man einen Rechtsausschuß hat und einen 
Teil der rechtlichen Fragen dem Innenausschuß 
übergibt, eine Arbeit, die vom Innenausschuß nur 
dann bewältigt werden könnte, wenn  die  Beamten-
rechtsfragen aus dem Innenausschuß ausgegliedert 
würden. Ich erwähne das nur, um diese Fragen so-
zusagen als Hausaufgaben für die Parlamentsferien 
zu geben, soweit man solche Hausaufgaben während 
des Wahlkampfes bearbeiten kann. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Die Privat

-

wünsche von Herrn Miessner müssen Sie 
hier nicht immer wieder vortragen!) 

— Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, es freut mich 
immer, wenn ich von Ihnen Zwischenrufe bekomme; 
ich bin es seit meiner Jungfernrede gewöhnt; aber 
über 'diese Frage habe ich mich mit Herrn Kollegen 
Miessner bis  dato  noch nie unterhalten, und ich bin 
also, ohne Mitglied des Deutschen Beamtenbundes 
zu sein, zum selben Gedanken gekommen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Schmitt-Vockenhausen zu einer Zwischenfrage! 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Haben Sie denn 
an Sitzungen des Innenausschusses teilgenommen, 
um sich ein Bild über die 'Arbeit .zu machen? 

Dürr (FDP) : Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, 
man muß nicht unbedingt an den Sitzungen des 
Innenausschusses 'höchstpersönlich teilgenommen 
haben, um festzustellen, daß der Innenausschuß 
wohl kaum in der Lage ist, neben seinen bisherigen 
Aufgaben plus  den  Beamtenrechtsaufgaben noch 
weitere 'Aufgaben übernehmen zu können, mit denen 
der Rechtsausschuß trotz großen Fleißes bisher nicht 
fertig geworden ist. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Schmitt-Vockenhausen zu einer zweiten Zwischen-
frage! 

Schmitt-Vockenhausen (SPD) : Herr Kollege 
Dürr, soll ich Ihnen die Protokolle anbieten, um 
sichtbar zu machen, daß wir in der Lage sind, mit 
der Arbeit fertig zu werden? Mehr sage ich nicht. 

Dürr (FDP) : Herr Kollege Schmitt-Vockenhausen, 
ich glaube, Sie  haben sich bei dieser von mir abstrakt 
vorgetragenen Problematik persönlich betroffen ge-
fühlt. Ich habe zumindest diesen Eindruck; solche 
Mißverständnisse räumt man ,am besten unter vier 
Augen aus. Trinken wir nachher, wenn es  die  Zeit 
erlaubt, eine Tasse Kaffee zusammen. Ich bin sicher, 
daß wir uns auch über dieses Problem einigen wer-
den. 

(Abg. Erler: Herr Dürr, Kaffee?) 

— Herr Kollege Erler, für den  Fall, daß diese Zu-
sammenkunft während der Plenarsitzung stattfindet, 
ist es ja gar nicht schlecht, wenn man Kaffee dabei 
trinkt. 
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Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Moersch zu einer Zwischenfrage! 

Moersch (FPD) : Herr Kollege Dürr, halten Sie 
es für möglich, daß der Abgeordnete Schmitt

-

Vockenhausen den Gang der Handlung nicht verfolgt 
hat und deswegen zu seiner falschen Fragestellung 
gekommen ist? 

(Heiterkeit.) 

Dürr (FDP) : Ich würde sagen, auch dieses Pro-
blem gehört zu der Thematik, die im persönlichen 
Gespräch gut geklärt werden könnte.  

Eine letzte Frage: die leidige Immunität. Die 
Öffentlichkeit versteht das, was über Immunitäts-
fragen in die Zeitungen kommt, allmählich wirklich 
nicht mehr, und zum Teil, meine Damen und Herren, 
verstehen wir den Sinn der Handhabung der Im-
munität in der zweiten Hälfte ides 20. Jahrhunderts 
selber nicht mehr. Ich denke daran, daß diesem 
Hohen Hause ein Antrag vorlag, die Immunität 
eines Kollegen wegen eines „ganz furchtbaren Delik-
tes" aufzuheben. Wegen dieses „furchtbaren" Delik-
tes ging der Antrag von der Polizei zum Ober-
staatsanwalt, vom Oberstaatsanwalt zum General-
staatsanwalt, vom Generalstaatsanwalt zum L andes-
justizminister, vom Landesjustizminister zum Bun-
desjustizminister und von dort zum Bundestags-
präsidenten. 

(Abg. Dr. Schäfer: Und vom Bundestags

-

präsidenten zum Ausschuß! Das haben Sie 
vergessen!) 

— Richtig, Herr Kollege, aber das habe ich als be-
kannt vorausgesetzt. — Es handelte sich um das 
furchtbare Delikt, daß am Kraftwagen dieses ehren-
werten Kollegen die Plakette des Landratsamtes 
abgefallen war. Der Kollege wurde dann mit eini-
gen anderen z. B. in einer meiner Heimatzeitungen 
namentlich unter der Überschrift „Abgeordnete als 
Verkehrssünder" genannt. So weit sind wir heute. 
Wir müssen uns zu einer Immunitätsreform ent-
schließen, nicht wegen solcher Fälle, aber ganz be-
stimmt wegen jener Fälle, wo eine Immunität auf-
gehoben wird, was von der Öffentlichkeit als Neun-
Zehntel-Verurteilung des Abgeordneten angesehen 
wird. Dann wird nach kurzer Zeit bei den Ermitt-
lungen festgestellt, daß der Abgeordnete unschuldig 
ist. Dann wird der Anzeigeerstatter möglicherweise 
sogar wegen vorsätzlicher oder fahrlässig leichtfer-
tiger Anschuldigung rechtskräftig verurteilt; davon 
steht dann nichts in den Zeitungen. Bei den Leuten 
heißt es dann: Der Abgeordnete Sowieso — war 
das nicht der, dessen Immunität damals wegen Ver-
dacht der Erpressung oder irgend etwas aufgehoben 
worden ist? 

Es muß hier jetzt etwas getan werden, und es kann 
nur dadurch etwas getan werden, daß der Art. 46 
Abs. 2 des Grundgesetzes geändert wird. Schönheits-
reparaturen am Immunitätsrecht sind nicht möglich, 
ohne daß der Art. 46 Abs. 2 eine Änderung erfährt. 

Wie macht man das am zweckmäßigsten? Die erste 
Möglichkeit: Ich habe erfahren, daß die Interparla-
mentarische Arbeitsgemeinschaft sich mit dieser 

Frage befassen will. Ein dankenswertes Unterneh-
men! Es gibt auch eine zweite Möglichkeit, und der 
möchte ich den Vorzug geben: nämlich eine Kom-
mission zu bilden aus aktiven und früheren Parla-
mentariern vom Bund und aus den Ländern — die 
haben nämlich dieselben Immunitätsprobleme — 
und dazu eine Reihe von Wissenschaftlern, von 
denen über das Immunitätsrecht bereits Bedeutendes 
und Gutes geschrieben worden ist. Eine solche Kom-
mission hat den Vorzug, daß sie sich leichter durch 
die zahllosen Immunitätsprobleme durchfindet. Es 
geht nicht nur darum, dafür zu sorgen, daß die Auf-
hebung der Immunität erst nach Abschluß der Er-
mittlungen erfolgt, es geht nicht nur um eine mög-
liche Sonderbehandlung der Delikte im Straßenver-
kehr; es geht auch um das Problem der mitgebrach-
ten Verfahren und das Problem der politischen Be-
leidigung oder, mit anderen Worten gesagt, um die 
Frage: Wo ist die Grenze des Abwehrrechts des 
Politikers zu ziehen? Es geht etwa um das Problem 
der Strafanträge von Abgeordneten gegeneinan-
der, was wiederum die Frage einer Ehrenordnung 
dieses Hohen Hauses aufwirft. 

Ich glaube, wir sollten den Herrn Präsidenten bit-
ten, die erforderlichen Besprechungen demnächst in 
die Wege zu leiten, damit man sich über den Modus 
procedendi einer Immunitätsform möglichst bald 
verständigt. 

Ich sagte bereits am Anfang: Parlamentsprobleme 
sind schwerlich für ein Wahljahr geeignet. Aber 
Parlamentsprobleme sind nicht nur Bauprobleme, 
wie es nach dem sehr fragwürdigen vorweggenom-
menen Plädoyer des Herrn Berichterstatters ein 
wenig den Eindruck hat. Zu diesem Bauproblem 
wird für meine Fraktion mein Kollege Dr. Rutschke 
noch Stellung nehmen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Conring. 

Dr. Conring (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Herr Berichterstatter hat 
zwei Fragenkomplexe angesprochen. Zunächst hat 
er die Frage behandelt, ob etwa durch die jetzige 
Fassung des Kap. 02 01 Tit. 710, die der Haushalts-
ausschuß dem Bundestag zur Genehmigung vorge-
schlagen hat, ein Präjudiz für den gesamten Bau-
komplex geschaffen würde, der früher einmal zur 
Erörterung stand. Dann hat er die Frage angeschnit-
ten, wie es eigentlich mit dem Volumen des Aus-
baus des Bürohauses bestellt sei. Er hat gesagt, man 
wolle für das Bürohaus 2 Millionen DM und eine 
Bindungsermächtigung von 10 Millionen DM haben, 
und man beschränke sich auf dieses Bürohaus und 
brauche für dieses Jahr nur die eben genannten 
Mittel. 

Der Antrag der CDU/CSU Umdruck 570 *) geht 
von derselben Voraussetzung aus. Er möchte die 
Zweckbestimmung des  Tit. 710, die ursprünglich 
allgemeiner lautete: „Neubauten für Zwecke des 
Bundestages einschließlich der erforderlichen Erst- 

*) Siehe Anlage 4 
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einrichtung" etwas näher präzisieren und auf das 
konkretisieren, was im Jahr 1965 geschehen soll 
und geschehen kann, nämlich die „Errichtung eines 
Bürohauses des Deutschen Bundestages (Arbeits-
zimmer für Abgeordnete und Sitzungsräume für 
Ausschüsse) einschließlich der erforderlichen Erst-
einrichtung". Die Fraktion möchte damit zum Aus-
druck bringen, daß dies dasjenige ist, was 1965 ge-
schehen kann. Ein Präjudiz ist weder für den gesam-
ten Baukomplex noch für den weiteren Ausbau des 
Bürohauses gegeben. Ob und was weiter in späte-
ren Jahren geschehen kann, muß den folgenden 
Bundestagen zur freien Entscheidung überlassen 
bleiben. 

Wir wollten das durch unseren Antrag deutlich 
werden lassen. Wir wollten auch deutlich werden 
lassen, daß das Ausmaß des Ausbaus des Bürohau-
ses in diesem Jahr auf die 2 Millionen DM und die 
Bindungsermächtigung begrenzt wird. Ob und in-
wieweit die nächsten Bundestage das Bürohaus wei-
ter bauen möchten und wie weit sie dann den Stab 
stecken wollen, ist ihnen dann überlassen. Für die-
ses Jahr — 1965 — werden nur die 2 Millionen DM 
und die 10 Millionen DM Bindungsermächtigung ge-
geben, und darüber wird jetzt befunden. 

Uns liegt sehr viel daran, dies in diesem Hause 
deutlich in Erscheinung treten zu lassen. Deshalb 
haben wir zur Verdeutlichung 'unseres Willens die-
sen Antrag gestellt. Ich bitte Sie, den Umdruck 570 
anzunehmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Rutschke. 

Dr. Rutschke (FDP) : Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Ich habe die Ehre, namens der 
FDP-Fraktion den Antrag Umdruck 558 *) zu be-
gründen, und darf hierzu folgendes vortragen. 

Bei der Einbringung dieses Haushalts hat mein 
Fraktionskollege Zoglmann folgendes gesagt — ich 
darf ein paar Sätze mit Genehmigung des Herrn 
Präsidenten verlesen —: 

Aus diesem Grunde appelliere ich auch an die 
Mitglieder dieses Hohen Hauses, abzulassen 
von dem Vorhaben, ein Parlamentszentrum in 
Bonn zu errichten und damit den Anschein zu 
erwecken, als hätten wir uns ganz oder auch 
nur zur Zeit mit der Teilung Deutschlands ab-
gefunden. 

Wenn dieses frei gewählte Parlament Deutsch-
lands baut, dann baut es in Berlin! 

Das waren die Worte, die bei der Einbringung von 
der FDP-Fraktion durch den Kollegen Zoglmann vor-
getragen worden sind. 

Wir bauen aber in Berlin. Aus dem Einzelplan 24 
— Geschäftsbereich des Bundesschatzministeriums 
— ersehen Sie, daß wir in diesem Jahr unter Tit. 712 
— Wiederherstellung des Reichstagsgebäudes in 
Berlin, 9. Teilbetrag — einen Betrag von 6 Millionen 

*) Siehe Anlage 5 

DM eingesetzt haben. Hinzu kommt noch eine Bin

-

dungsermächtigung von 4 Millionen DM. 

Die Planung der Wiederherstellung des Reichs-
tagsgebäudes umfaßt einen Betrag von insgesamt 
etwa 95 Millionen DM. Bisher sind in Berlin für 
dieses Parlamentsgebäude 32 Millionen DM ver-
baut worden In diesem Jahr — 1965 — kommen, 
wie gesagt, 6 Millionen DM plus 4 Millionen Bin-
dungsermächtigung hinzu. Wie Herr Bundesschatz-
minister Dollinger in einer Pressekonferenz vor 
etwa vier, fünf Monaten erklärt hat, wird das 
Reichstagsgebäude in Berlin Ende des Jahres 1968 
fertiggestellt sein. 

In Tit. 712 steht: „Wiederherstellung des Reichs-
tagsgebäudes in Berlin, 9. Teilbetrag". In der Er-
läuterung hierzu heißt es: „Das ehemalige Reichs-
tagsgebäude wird für parlamentarische Zwecke des 
Bundes wieder aufgebaut". Wenn es uns damit ernst 
ist, daß das Reichstagsgebäude parlamentarischen 
Zwecken wieder zugeführt werden soll, ist es nicht 
recht verständlich, daß wir jetzt hier  in  Bonn eine 
Änderung anstreben, die weit über ein Provisorium 
hinausgeht. Wer die Frage genau prüft, wird zu 
dem Schluß kommen, daß — wenn auch nur unter 
dem etwas verniedlichten Motiv eines Bürogebäudes 
— ein Bau vorgesehen ist, der immerhin fast die 
Hälfte des Gesamtkomplexes von etwa 110 Mil-
lionen DM ausmacht. Denn dieses „bescheidene" 
Bürohaus, wie es uns heute angeboten wird, kostet 
an die 50 Millionen DM. Wir haben jetzt erst einen 
Betrag von 2 Millionen DM in den Haushalt einge-
stellt, aber es werden 10 Millionen DM Bindungser-
mächtigungen hinzugenommen. So möchte ich Sie 
bitten — — 

(Abg. Dr. Stecker: Nicht entfernt soviel wie 
die Rathäuser in eindgen Städten!) 

— Gut, wir haben uns auch darüber oft aufgehalten 
— mit  Recht, Herr Kollege Stecker —, daß auf die-
sem Gebiet die öffentliche Hand im Bauwesen sehr 
weit vorangeht, und wir haben das kritisiert. Wir 
sollten aber dann nicht auch diesen Fehler machen. 
Wenn schon Rathäuser in einem größeren Umfang 
als nötig gebaut werden, dann sollten wir nicht in 
denselben Fehler verfallen; denn ich meine, daß „der 
brave Mann an sich selbst zuletzt denken sollte". 
Das ist jedenfalls .ein Gesichtspunkt, der letzten 
Endes auch in  der Politik seine Geltung haben sollte. 

Nun, meine Damen und Herren, wie sieht es mit 
einer zwingenden Verbesserung denn wirklich  aus? 

 Eines sage ich klar und deutlich — das hat die Frak-
tion der FDP nie bestritten —: daß es notwendig ist, 
die beengten Verhältnisse, die wir hier in Bonn 
haben, zu bereinigen. Es ist auf die Dauer ein un-
möglicher Zustand, daß zwei oder drei Abgeordnete 
in  einem Büro sitzen und sich gegenseitig zwangs-
läufig stören müssen. Das sehen wir ein. Hier ist 
Abhilfe notwendig und soll sie auch geschaffen wer-
den. Ich glaube aber nicht, daß wir dazu einen Auf-
wand von nahezu 50 Millionen DM treiben müssen; 
sondern dann sollte man sich insbesondere 'im Hin-
blick auf die Verhältnisse in Berlin, wo das Reichs-
tagsgebäude wiederaufgebaut wird, mit einer spar-
sameren Lösung zufriedengeben. 
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Ich habe eine Zusammenstellung über die not-

wendigen zusätzlichen Arbeitsräume gemacht und 
bin zu der Feststellung gekommen, daß, um jedem 
Abgeordneten einen Einzelraum für sich zur Ver-
fügung stellen zu können, noch etwa 69 Arbeits-
räume erstellt werden müßten. Hierin sind nicht 
Sitzungsräume enthalten, die ich auch für notwendig 
erachte; denn wir wissen alle, daß die Lösung in 
diesem Hause nicht die glücklichste ist. 

Wenn wir davon ausgehen, daß wir insgesamt —
ich möchte hier großzügig rechnen — einen Bedarf 
von etwa 120 zusätzlichen Räumen haben — 120 
Achsen, wie man sagt —, dann ist keineswegs ein-
zusehen, daß wir uns vornehmen müßten, mit den 
von Ihnen jetzt beantragten Mitteln 561 Räume zu 
schaffen. Die sind keinesfalls notwendig. Wir kämen 
mit dem Neubau von einem Fünftel der in der 
Planung vorgesehenen Räume ,aus. 

(Beifall bei der FDP.) 

Uns scheint es nicht notwendig zu sein, daß wir ein 
Hochhaus mit 26 Geschossen bauen und dabei mit 
3 Geschossen in den Erdboden gehen. 

Meine Damen und Herren, wenn ich mir überlege, 
was wir insbesondere der Situation in  Berlin  schul-
dig sind, dann kann ich nur wieder bestätigen, was 
mein Kollege Zoglmann eingangs dieser Beratungen, 
als der Haushalt eingebracht wurde, gesagt hat: 
Wenn man baut, dann soll man in Berlin bauen, 
wenn wir mit dem Anspruch, daß Berlin unsere 
Reichshauptstadt ist,  glaubhaft bleiben wollen. Wir 
sollten uns hier in Bonn nicht in  Stahl und Beton 
eingraben; denn das würde unser Volk  in  Gesamt-
deutschland nicht verstehen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Brese. 

(Ah-Rufe 'bei der  SPD.)  

Brese (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Entscheidung über Tit. 710 des 
Einzelplans 02 halte ich für so wichtig, daß ich dazu 
auch noch einige Aufklärungen geben möchte. Ich 
bin als Mitglied des Haushaltsausschusses bestens 
über die ganzen Pläne im Bilde. Ich habe Modelle 
des Regierungsviertels gesehen. Deshalb stehe ich 
nicht auf dem Standpunkt des Herrn Berichterstat-
ters, meines Freundes Götz, und stimme auch 
der Ansicht von Herrn Dr. Conring nicht zu, daß 
dieser Bau weitere Bauten nicht präjudiziert. Denn 
es handelt sich — das ist im wesentlichen eben 
schon von meinem Kollegen Rutschke hier gesagt 
worden — um ein Bürohaus mit dem Untertitel 
Arbeitsräume für Abgeordnete und Sitzungsräume 
für Ausschüsse. 

Herr Rutschke hat schon treffende Ausführungen 
darüber gemacht, wie wir unsere Arbeitsmöglich-
keiten hier auf eine einfachere Art verbessern könn-
ten. Nach meiner Meinung handelt es sich hier um 
den ersten Bauabschnitt des neuen Regierungsvier-
tels, wobei klar ist, daß der nächste Bundestag die 
nächsten Beschlüsse zu fassen hat. Aber wenn man 

 

den Anfang gemacht hat, dann gibt es kein Halten 
mehr — das kennen wir ja -, und dann geht es 
lustig weiter. 

(Abg. Windelen: Schließen Sie von sich auf 
andere?) 

— Ich weiß nicht, was Sie damit meinen. Wegen 
meines Arbeitsraums? 

(Abg. Windelen: Sie haben gesagt: Wenn 
man etwas anfängt, dann gibt es kein Hal- 
ten mehr! Ich möchte das für mich ab- 

lehnen!) 

— Jedenfalls ist das meine Erkenntnis, die ich in 
meinem Leben gewonnen habe. 

(Abg. Dr. Tamblé: Im Grünen Plan? — 
Heiterkeit.) 

— Ich weiß, daß der Ihnen schwer auf der Seele 
liegt. Ich weiß auch, daß Sie einen ländlichen Wahl-
kreis in Schleswig-Holstein haben. Da werden Sie 
ja über die Lage der Landwirtschaft unterrichtet 
sein, wenn Sie in Ihren Versammlungen sind. 

Ich will mich aber hier nicht durcheinanderbrin-
gen lassen, sondern zu meinem Thema kommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Grüner Plan! 
Landwirtschaft!) 

— Landwirtschaft — weg damit! 
(Lachen bei der SPD. — Zurufe.) 

— Sie bringen mich nicht durcheinander. 

Ich sehe hier also das Entstehen dieses Regie-
rungsviertels, und da muß ich sagen: Ich halte das 
für außerordentlich gefährlich. Wie wollen wir dann 
noch der Welt klarmachen, daß Berlin die Haupt-
stadt Deutschlands ist? Bei allen Verhandlungen 
wird uns entgegengehalten werden: Sie haben den 
Glauben an die Wiedervereinigung verloren. 

(Abg. Windelen: Sie Kleingläubiger!) 

Herr Kollege Erler hat vorhin schon gesagt, es be-
stehe die Gefahr, daß die Dreimächteverpflichtung 
für die Wiedervereinigung ausgehöhlt werde. Da-
her sollten wir besonders vorsichtig sein und nicht 
Anlaß dazu geben, daß sie ausgehöhlt wird. Wir 
haben alle augenblicklich den Alpdruck, daß unsere 
Verbündeten nicht so ganz zu dieser Verpflichtung 
stehen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU. — Abg. 
Etzel: Herr Brese, überlegen Sie, was Sie 
sagen! — Abg. Dr. Schäfer: Wie kommen 
Sie auf die Idee? — Abg. Erler: Er liest zu

-

viel Adenauer! — Heiterkeit. — Weitere 
Zurufe.) 

— Ich kann ja wohl meine Meinung hier sagen. Ich 
bin ein freier Abgeordneter und rede nur nach mei-
nem Gewissen; ich sage, wie ich die Dinge sehe. 
Aber ich will das nicht weiter vertiefen. 

Natürlich sollten wir auch alles tun, um die völlig 
überhitzte Baukonjunktur zu dämpfen. Wir sollten 
mit gutem Beispiel vorangehen. Ich weiß, daß drau-
ßen noch sehr viel Wohnbedarf ist. Durch die vielen 
öffentlichen Bauten ist die Baukonjunktur dermaßen 
überhitzt, daß man dort maßhalten sollte. Wir soll-
ten dabei mit gutem Beispiel vorangehen. 
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Drittens bin ich der Meinung, ein etwas beschei-

deneres Auftreten in diesem Deutschland stände 
uns auch gut zu Gesicht. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Brese, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn 
Abgeordneten Haase? — Herr Abgeordneter Haase, 
bitte! 

Haase (Kassel (CDU/CSU) : Herr Kollege Brese, 
weil Sie von Bescheidenheit sprechen: Wissen Sie, 
daß ich mittags durch dieses Haus laufe und einen 
Platz suche, wo ich mich aufhalten kann, weil ich 
meinem älteren Kollegen ermöglichen möchte, zu 
schlafen, und der Ruheraum für Abgeordnete zu 
Ausschußsitzungen mißbraucht wird? 

Brese (CDU/CSU) : Das wäre alles nicht nötig, 
wenn wir nicht im Laufe der letzten vier Legisla-
turperioden aus unseren Räumen herausgedrängt 
worden wären. 

(Heiterkeit.) 

Der Personalbestand hat sich verdoppelt. Wo sind 
denn die 420 Beamten und Angestellten geblieben? 
Sie sind in unsere Räume eingezogen, in denen wir 
im ersten Bundestag saßen. 

(Heiterkeit und Unruhe.) 

— Ich merke, Sie können meinen Ausführungen 
nicht in Ruhe folgen. Ich möchte Sie also nicht unnö-
tig aufregen. Sie kennen ja meinen Standpunkt, den 
ich hier immer wieder vertreten habe. Ich möchte 
mich an meine Freunde von der CDU wenden — 
mich an Sie von der SPD zu wenden, halte ich für 
hoffnungslos — 

(Zurufe von der SPD: Na! Na! — Nicht zu 
pauschal!) 

und sie bitten, dem Antrag der FDP zuzustimmen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Gradl. 

Dr. Gradl (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Mir ist im Augenblick nicht so 
zumute, daß ich humorvolle Vorgänge fortsetzen 
möchte; ich meine, daß das Thema durchaus mit 
Ernst behandelt werden muß. Wir haben uns im 
Kreise meiner Freunde, in der Fraktion der CDU/ 
CSU, in den letzten Tagen wieder sehr gründlich 
damit befaßt, und Sie können sich denken, daß Ber-
liner Abgeordnete über die Frage, vor die wir hier 
mit dem Tit. 710 gestellt sind, besonders sorgfältig 
nachdenken, um den rechten Weg zu finden. 

Wir befinden uns wirklich in einem Dilemma. Wir 
alle können uns sehr populär machen, wenn wir 
sagen: „Man muß Maß halten, man darf die Bau-
konjunktur nicht erhitzen, man muß dem Volk zei-
gen, daß man sich einschränkt, man darf nicht ein 
schlechtes Beispiel unter dem Gesichtspunkt der 
Wiedervereinigung geben" usw. Das wird alles sehr 
schön aufgenommen und verstanden. 

(Zuruf von der FDP: Ist auch richtig so!) 

Aber die Frage ist, wieweit es in bezug auf den 
konkreten Punkt, um den es hier geht, richtig ist, 
so zu argumentieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Als Mitglied dieses Hauses weiß ich, daß hier 
wirklich Raumnot besteht, daß unter Verhältnissen 
gearbeitet werden muß, die nicht zumutbar sind, 
und zwar nicht nur nicht zumutbar für die Abgeord-
neten, sondern auch nicht zumutbar für unsere Mit-
arbeiter, die Angestellten des Deutschen Bundes-
tages. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD.) 

Dies ist eine Realität. Herr Rutschke hat ja auch 
von sich aus zugegeben: Jawohl, hier bestehe in 
gewisser Weise ein wesentlicher Mangel. 

(Zuruf von der FDP: Es kommt auf den 
Maßstab an!) 

Wenn das  so ist, dann stehen wir vor der Frage, 
wie wir dies eine, das da getan werden muß, tun, 
ohne in einer ,anderen Richtung ,etwas Wesentliches 
zu verderben. Dais heißt, ganz konkret gesagt: Wir 
müssen das tun, was nach redlicher Prüfung und 
nachdem wir uns von gewissen großartigen Vor-
stellungen, die hier in bezug auf Bauprojekte be-
standen, freigemacht und den Maßstab des wirk-
lich Notwendigen angelegt haben, geschehen muß. 
Zu dem aber müssen wir uns auch bekennen. 

Auf der  anderen Seite darf durch das,  was wir 
tun, nicht der  Eindruck entstehen, als ob wir selber 
uns widersprüchlich verhielten, indem wir mit 
Pathos von  der  Wiederherstellung der Einheit, von 
der Wiederherstellung der Funktion Berlins als 
deutsche Hauptstadt sprechen und uns andererseits 
in einem monströsen Bundestagsbau etablieren. 

Dies sind die Markierungspunkte, an denen wir 
uns zu orientieren haben, und ich will Ihnen sagen, 
Herr Kollege Rutschke, ich — und ich nehme an, 
alle in diesem Hause — nehme diesen zweiten 
Punkt sehr ernst. 

Vor fünf oder sechs Jahren hatten wir in Königs-
winter ein deutsch-englisches Gespräch, indem wir 
einen langen Tag über die deutsche Frage disku-
tierten und  unseren  englischen Freunden nahezu

-

bringen suchten, daß dies eine Frage ist, auf die 
wir immer drängender eine Antwort verlangen wer-
den. Und dann fuhren wir abends in einem Bus 
zu einem Empfang in das Bundeskanzleramt. Der 
Zufall wollte es, daß neben mir auf der  Zweierbank 
Herr Gaitskell saß, der inzwischen gestorben ist. 
Damals war er noch nicht Vorsitzender der Labour 
Party. Ich habe ihm auf der Fahrt hierher im Ge-
spräch gezeigt oder erklärt, was er wissen wollte. 
Als wir auf der Koblenzer Straße die Höhe des 
Auswärtigen Amtes kamen, fragte er, was das sei. 
Ich sagte ihm, das sei das Auswärtige Amt. Ich 
werde nicht vergessen, 'wie er mich ansah, ich werde 
seinen Blick und seine Bemerkung nicht vergessen: 
„Und dann wollten Sie heute vormittag klar machen, 
daß Sie nach Berlin drängen?" Natürlich, meine 
Damen und Herren, weiß man, was man darauf ant-
worten kann, und ich war auch nicht um eine Ant-
wort verlegen. Aber dies ist eine Realität: die Wir-
kung, die von einem solchen Entschluß des Bauens 
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überhaupt, den . wir aus den eingangs genannten 
Gründen bejahen müssen, ,ausgeht. Deshalb muß 
man in der Tat in diesem Augenblick genau wissen, 
was geschieht. 

Ich habe mit  besonderer Sorgfalt angehört, was 
der Berichterstatter gesagt und was mein Kollege 
Conring bestätigt hat.  Wenn idas ein Kollege in die-
sem Hause von diesem Platz ,aus sagt, dann glaube 
ich das. Wenn ich jetzt aber Falsches sage — ich 
frage im Hinblick auf die Bemerkungen ides  Kollegen 
Brese —, dann bitte ich, mich auch von diesem 
Platz aus zu berichtigen; denn was hier gesagt wird, 
kommt ins Protokoll, und der künftige Bundestag 
wird ja sicherlich einmal dort nachschlagen müssen. 

Erste Frage: Ist es richtig, daß wir uns mit diesem 
Beschluß, der uns hier im Titel 710 aufgegeben ist, 
nicht auf das vieldiskutierte Großbauprojekt fest-
legen, das, wie ich glaube und hoffe, alle in diesem 
Hause ablehnen, d. h. den Plenarbau und einen 
gigantischen Turm hier am Rhein? Sind wir fest-
gelegt oder nicht? Der Berichterstatter und der Kol-
lege Conring haben gesagt, wir seien nicht darauf 
festgelegt. 

Zweite Frage: Ist es richtig oder nicht — ich glaube 
es; aber wenn eis nicht so ist, möchte ich es hier 
berichtigt haben —, daß wir uns mit idem Bauvor-
haben, das jetzt begonnen ist, nicht auf einen Voll-
zug bis zur höchsten Spitze des Turms festlegen, 
sondern daß wir Abschnitt für Abschnitt dieses 
Baues in der Hand haben, um sehen zu können, Herr 
Kollege Rutschke, wie weit die echten Notwendig-
keiten einen solchen Bau tatsächlich erforderlich 
machen? Das ist hier von den Kollegen Conring und 
Götz gesagt worden, und wenn es so ist, dann sollte 
man sich zu diesem Titel 710 so, wie er ist, ent-
schließen. 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Gradl, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Rutschke? 

Dr. Gradl (CDU/CSU) : Bitte! 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Rutschke! 

Dr. Rutschke (FDP) : Herr Kollege Gradl, sind 
Sie der Meinung, daß es zweckmäßig ist, mit einem 
Bau zu beginnen und dann so lange zu warten, bis 
man meint, daß man genug hat, oder sind Sie nicht 
vielmehr der  Meinung, daß man  die  Raumzahl vor-
her planen müßte? Ich habe einen Vorschlag in  die-
ser Richtung gemacht, indem ich gesagt habe: 120 
Räume — — 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Herr Abgeordneter 
Rutschke, Sie können nur fragen. Der zweite Satz ist 
nicht mehr zulässig. 

Dr. Rutschke (FDP) : Sind Sie nicht der Meinung, 
daß 120 Räume dann ausreichten statt 561? 

Dr. Gradl (CDU/CSU) : Herr Kollege Rutschke, 
ich bin nicht davon ausgegangen, daß man ein Wun-
der vollbringen kann, wie Sie es offenbar für mög-
lich halten: daß man für zwei Millionen Mark ein 
26stöckiges Hochhaus hochziehen kann. 

(Abg. Dr. Rutschke: Das kostet ja 50 Mil

-

lionen!) 
— Eben! 

(Weiterer Zuruf des Abg. Dr. Rutschke.) 

— Entschuldigen Sie, das ist der Anfang, und die 
Frage ist, was aus diesem Anfang werden soll. 
Wenn wir damit auf 26 Stockwerke festgelegt wer-
den sollen, dann sage ich zu diesem Antrag nein. 
Aber bisher habe ich aus dem, was unsere Sprecher 
gesagt haben, die Überzeugung gewonnen, daß der 
künftige Bundestag es in der Hand hat, zu bestim-
men, bis zu welchem Umfang der Bau errichtet wer-
den soll. Dies will ich wissen. Wenn das nicht der 
Fall ist, dann bin ich in der Tat der Meinung, daß es 
besser wäre, der Bundestagsvorstand überprüft das 
Ganze noch einmal und überläßt dem nächsten Bun-
destag die Entscheidung darüber, wie hier gebaut 
werden soll. 

(Beifall bei der  FDP.) 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Dehler.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat der 
Herr Präsident des Deutschen Bundestages. 

D. Dr. Gerstenmaier, Präsident des Deutschen 
Bundestages: Meine Damen und Herren! Kontinuier-
lich scheint bei der Sache  in diesem Hause nur zu 
sein, daß einige Kollegen uns jedes Jahr das gleiche 
Lied singen, ohne das Mindeste an neuen Argu-
menten und ohne die mindeste zureichende Alter-
native aufzuzeigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und  der  SPD.) 

Bevor ich aber zu dem, was hier im ganzen ge-
sagt worden  ist,  komme, möchte ich die beiden prä-
zise gestellten Fragen des Herrn Kollegen Gradl be-
antworten. Herr Kollege Gradl, ich weiß nicht, war-
um Sie es für notwendig halten, daß die Ausführun-
gen eines Berichterstatters, der ein D iener  des  gan-
zen Hauses ist und nicht parteipolitische Meinungen 
von sich zu geben hat, sondern der ,die Beschlüsse 
eines Beschlußorgans des Deutschen Bundestages, 
das nach der Geschäftsordnung mit den entsprechen-
den Rechten ausgestattet ist, dem Hause vorträgt, 
durch den Präsidenten des Hauses bekräftigt wer-
den.  Aber ich bin gern bereit, das zu tun. 

Zu Ihrer ersten Frage: Der Berichterstatter hat 
vollständig richtig berichtet — nicht nur in diesem 
Stück, aber insbesondere in diesem Stück —, und 
seine Auskunft stimmt vollständig mit dem überein, 
was Herr Kollege Dr. Conring zur Begründung sei-
nes Änderungsantrages angeführt hat. Der Deutsche 
Bundestag ist frei, jedes Jahr von neuem das zu be-
schließen, was er für richtig hält. 

(Lachen bei der FDP.) 

Was  in  diesem Jahr beschlossen werden soll, das 
ist die Errichtung eines Bürohauses. Der Deutsche 
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Bundestag wird, wenn er dem Vorschlag des Bun-
destagsvorstandes und des Haushaltsausschusses 
folgt — — 

Vizepräsident Dr. Dehler: Der Kollege Gradl 
möchte gern eine Zwischenfrage stellen. 

D. Dr. Gerstenmaier, Präsident des Deutschen 
Bundestages: Eine Sekunde! Er soll mich doch erst 
einmal meinen Satz zu Ende führen lassen! 

Der Deutsche Bundestag wird, wenn er das be-
schließt, dieses Bürohaus errichten, unter einer Be-
dingung — ich muß ergebenst darauf aufmerksam 
machen —: daß unser Partner bei dem ganzen Un-
ternehmen, die Stadt Bonn, sich zur Zustimmung 
entschließt. 

Der Präsident dieses Hauses hat im Einverneh-
men mit dem Bundestagsvorstand den Grundsatz 
vertreten — und ich hoffe, daß ich dabei die Billi-
gung des Hauses finde —, daß sich der Bundestag 
nicht in der Lage sieht, den gesamten Raumbedarf 
der Bundesregierung — der in sich begründet sein 
kann, ich kenne ihn nicht näher —, der aber natür-
lich weitergehende Verhandlungen und Arrange-
ments mit der Stadt Bonn notwendig macht, an die-
sem Bürohaus mit aufzuhängen. Wir brauchen die 
Straße, die dort herunterführt, und wir brauchen 
einige Quadratmeter Land von der anderen Seite. 
Aber es ist einfach unrichtig, zu sagen, daß wir die 
Gronau verbauen wollten. Davon kann gar keine 
Rede sein. 

Ich verstehe auf der anderen Seite — und das 
muß man fairerweise auch zugeben —, daß die Stadt 
Bonn sagt: Nun wird da irgendwo angefangen zu 
bauen, der Bundestag braucht Raum; wir möchten 
uns nicht nach der Salami-Taktik weiter einer Situa-
tion gegenübersehen, der wir uns jetzt 15 Jahre 
lang gegenübergesehen haben; wir möchten gern, 
daß, wenn wir schon irgendwelches Land abgeben 
sollen, darüber in einem Gesamtrahmen mit uns ver-
handelt und mit uns ein Abkommen getroffen wird, 
das unseren übrigen Notwendigkeiten, auch in finan-
zieller Hinsicht, gerecht wird. Meine Damen und 
Herren, das ist berechtigt. Nur hat es keinen Sinn, 
das nun ausgerechnet an diesen Quadratmetern auf-
zuhängen, die wir für unser Bürohaus brauchen. Dar-
in war sich der Bundestagsvorstand einig. Ich sage 
also, auch diese Entscheidung, Bürohaus ja oder 
nein, ist jetzt insofern, Herr Kollege Gradl, eine ein-
seitige Entscheidung von seiten des Bundestages. 
Daraus wird nur dann etwas, wenn wir den Ver-
tragspartner, die Stadt Bonn, dazu bringen, uns die-
ses bißchen Platz zu überlassen. Kommt es dazu 
nicht, dann — das muß ich• dem Hause sagen —
werden wir uns weiterhin in dieser qualvollen Enge 
herumdrücken, und dann nutzen alle Klagen der 
Kollegen gar nichts, daß sie so nicht mehr weiter 
arbeiten können. So steht die Sache; also eine klare 
Antwort zu Ihrer Frage eins. Ist das klar, Herr Kol-
lege Gradl? 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Dr. Gradl 
möchte eine zusätzliche Frage stellen. 

D. Dr. Gerstenmaier, Präsident des Deutschen 
Bundestages: Bitte sehr! 

Dr. Gradl (CDU/CSU): Für mich ist es jedenfalls 
nicht ganz klar, Herr Präsident. Sie sagen, das be-
deute, daß das Hochhaus gebaut- wird. Wenn wir 
diesen Beschluß fassen würden, hieße das dann, daß 
der Bundestag damit festgelegt ist, nicht nur die 
Möglichkeit zu haben, anzufangen, sondern nunmehr 
auch ein 26stöckiges Hochhaus zu bauen, d. h. 26 
Stockwerke zu bauen? Ist er darauf festgelegt oder 
nicht? 

D. Dr. Gerstenmaier, Präsident des Deutschen 
Bundestages: Herr Kollege Gradl, das ist Ihre Frage 
zwei; ich wollte mir erlauben, darauf noch zu kom-
men. Ich wollte nur wissen, ob meine Antwort auf 
Ihre Frage eins befriedigend klar ist. Ich will aus-
drücklich noch hinzufügen, daß damit, wenn wir 
diesen Beschluß fassen, weder eine positive noch 
eine negative Festlegung für den Bundestag in künf-
tigen Jahren gegeben ist, genauso wie es der Kol-
lege Conring ausgedrückt hat. Meine Damen und 
Herren, das können wir gar nicht. Der künftige 
Bundestag ist frei. Aber wir stehen heute vor einer 
konkreten Entscheidung; diese muß getroffen wer-
den. Sonst werden wir übrigens mit der Stadt Bonn 
überhaupt nicht mehr in den Verhandlungen auch 
nur zu dieser Sache weiterfahren können; dann 
verschwindet die Geschichte im Nebel, irgendwo in 
der Vergangenheit, es wird überhaupt nichts dar-
aus, und dazu kann ich meine Hand nicht reichen. 

Nun zu der Frage zwei. Herr Kollege Gradl, der 
Bundestagsvorstand hat — ich habe mir gerade wie-
der einige Protokollauszüge gemacht — seit Febru-
ar 1961 geplant und an dieser Sache gearbeitet. Das 
Ergebnis liegt vor in dem Beschluß, ein Bürohaus 
zu bauen, das entweder 24 oder 26 Stockwerke hoch 
sein soll. Die Frage war dabei lang und breit, ob 
man überhaupt ein Hochhaus bauen solle. Der Bun-
destagsvorstand hat sich — soweit sich die einzel-
nen Mitglieder überhaupt beteiligt haben; es waren 
mit Ausnahme der sporadischen Anwesenheit der 
FDP alle anderen — einmütig dazu bekannt und sich 
dazu entschlossen, die Meinung zu akzeptieren, daß 
die Architekten wirklich recht haben und daß es 
keine andere Möglichkeit gibt. 

(Zurufe von der FDP.) 

— Meine Damen und Herren von der FDP, das ist 
wahr: sporadisch; es gibt hier Beschlüsse, an denen 
Sie gar nicht mitgewirkt haben und die deshalb 
einstimmig gewesen sind. 

(Zurufe von der FDP.) 

— Damit Sie es nur wissen. 

(Lachen bei der FDP und Beifall bei der 
SPD.) 

Aber es kann doch gar kein Zweifel daran beste-
hen, daß wir es hier mit klaren Beschlüssen des ge-
setzlich zuständigen Organs des Parlaments zu tun 
haben und nicht -mit irgendwelchen vagen Verein-
barungen. Es kann auch niemand - unterstellen, daß 
diese Beschlüsse nicht nach jahrelanger, sorgfältig- 
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ster Bemühung und Auseinandersetzung gefaßt wor-
den sind. Das kann man doch einfach nicht bestrei-
ten. 

Also, Herr Kollege Gradl, die Antwort auf Ihre 
Frage zwei: Wir können uns nur im Rahmen der 
Projekte bewegen, die uns die Bundesbauverwal-
tung, d. h. der Bundesschatzminister, vorgelegt hat. 
Wir haben diese Projekte auf das sorgfältigste 
unter sachlichen und gar keinen anderen Gesichts-
punkten diskutiert und sind zu dem Ergebnis ge-
kommen, dieser Planung insoweit zuzustimmen, daß 
wir dem Haus vorschlagen, dieses Bürohaus zu 
bauen und dafür in diesem Jahr ,12 Millionen DM 
in der Form im Haushalt auszubringen, daß 2 Mil-
lionen DM gleich und 10 Millionen DM als Bin-
dungsermächtigungen ausgewiesen werden. Damit 
sind die beiden Fragen des Herrn Kollegen Gradl 
beantwortet. 

Und nun, meine Damen und Herren, erlauben Sie 
mir, — —

(Zuruf des Abg. Dr. Rutschke) 

— Herr Kollegen Rutschke, ich komme zu Ihnen. 
Passen Sie auf, ich komme ganz genau dahin. Aber 
ich möchte zunächst etwas anderes tun. Ich möchte 
nämlich einen Sprecher Ihrer Fraktion hier würdi-
gen.  Der  Kollege Dürr hat wirklich den Versuch ge-
macht, im Rahmen des Einzelplans 02 — wo es näm-
lich tatsächlich hingehört — einige Fragen der Par-
lamentsreform einmal vor dieses Haus und damit 
vor die Öffentlichkeit zu bringen. 'Er hat sich viel-
leicht nicht mit sehr großem Erfolg darum bemüht, 
aber schon allein das Bemühen und die Art, wie 
er es getan hat, verdienen Respekt und Anerken-
nung, und dafür möchte ich ihm meinen Dank aus-
sprechen. 

(Beifall.) 

Aber was muß ich sehen? — Der Herr Kollege 
Dürr gehört doch zur FDP-Fraktion. Er bringt mir 
nun klare Voten vor, von denen ich nur sagen 
kann, sie haben Sinn und Verstand, wie z. B. das 
vorzügliche Wort vom parlamentarischen Hilfs-
dienst. Es sind immerfort immer wieder neue An-
träge und Anfragen unterwegs, die dann zu mir 
kommen. Neulich hat mich der Ausschuß einer gro-
ßen Partei gefragt, ob es jetzt nicht höchste Zeit 
sei, daß wir hier selber einen Gesetzgebungsdienst 
einrichten. Wissen Sie, was ich dem Mann sagen 
mußte? — Genau das gleiche, was ich mir zu be-
merken erlaube zu dem Vorschlag des  Herrn Kolle-
gen Dürr, den er hier zum parlamentarischen Hilfs-
dienst vorgetragen hat: Meine Damen und Herren, 
geben Sie mir erst einen Raum, wo ich einen 
Schreibtisch aufstellen kann! Im Augenblick habe 
ich nicht einen einzigen Raum, wo ich noch einen 
Schreibtisch hinstellen kann, — damit Sie es wis-
sen. 

Sie halben ganz recht; wer hat denn hier vorhin 
von der Zweckentfremdung der Räume gesprochen? 
Der Abgeordneten-Ruheraum ist einfach zweckent-
fremdet; da hat Herr Haase völlig recht. Wenn man 
da unablässig entweder Ausschüsse oder Arbeits-
kreise tagen lassen muß — ich habe keine anderen 
Räume —, muß man die Abgeordneten hinauswer-
fen. Inzwischen, meine Damen und Herren, merken 

wir doch an uns selber, daß wir 15 Jahre älter ge-
worden sind. Herr Kollege Etzel, vor 15 Jahren 
waren wir noch ganz munter. Und jetzt nimmt man 
den Leuten hier in diesem Saal — und das nennt 
man dann „Einstehen für die Wiedervereinigung 
Deutschlands" — die Möglichkeit, auch nur einen 
Mittagsschlaf in einem Sessel zu halten. Genauso 
ist es. 

(Widerspruch.) 

— Glauben Sie, Herr Kollege Haase hätte das Blaue 
vom Himmel heruntergeschwätzt? So sieht die kon-
krete Situation aus. 

Ich will Ihnen noch etwas dazusagen. Sie spra-
chen von parlamentarischem Hilfsdienst usw. Herr 
Kollege Brese hat hier dem Faß den Boden ausge-
schlagen, indem er die großartige Behauptung auf-
stellte, wir würden von der Bürokratie verdrängt. 
— Na, hören Sie mal! Diese Bürokraten sind unsere 
dienstwilligen Mitarbeiter. Wo stünden wir denn 
ohne sie? 

(Beifall.) 

Der Präsident dieses Hauses muß sich allmählich 
immer wieder die Frage vorlegen, ob und wie er 
viele dieser Mitarbeiter noch in angemessener, 
arbeitsrechtlich vorgeschriebener Weise unterbrin-
gen kann. Das kann er nämlich für alle gar nicht 
leisten mit dem, was wir jetzt halben. 

Außerdem haben wir Archive, die sind vollge-
stopft, sind gar nicht mehr zugänglich, sind ohne 
Licht und Luft, darin kann man sich gar nicht mehr 
bewegen. Ich frage: was hat ein Archiv dann für 
einen Zweck und Sinn? Unsere Wissenschaftliche 
Abteilung ist vorzüglich. Unsere Bibliothek ist un-
bestritten ausgezeichnet. Aber ich sage Ihnen: dies 
alles funktioniert eines Tages gar nicht mehr, wenn 
wir die wachsende Masse von Stoff nicht so aufglie-
dern können, daß wir sie jeden Augenblick den Mit-
gliedern des Hauses zugänglich machen können. 

(Beifall.) 

Wenn Sie meinen, daß es mir eine besondere Lust 
und ein besonderes Vergnügen wäre, jedes Jahr 
von neuem hier solche Sachen vorzutragen, so  kann 
ich nur sagen: ich kenne noch sensationellere The-
men der deutschen Politik, zu denen ich hier lieber 
reden würde. Wenn Sie schon meinen, daß ich nicht 
aus Neigung, sondern aus Pflicht rede, dann ist es 
wahr: ich rede aus Pflicht. Aber ich erfülle diese 
Pflicht aus eigener Überzeugung und aus eigener 
Einsicht, und ich kann in dieser Sache doch auch an 
Ihre Einsicht appellieren. 

Wenn ich aus dem, was Herr Kollege Dürr hier 
gesagt hat, die praktische Konsequenz ziehe, dann 
kann ich nur sagen: Meine Herren von der FDP, 
nehmen Sie Ihren Änderungsantrag schleunigst zu-
rück und werfen Sie ihn in den Papierkorb! 

(Beifall.) 

Denn das,  was Herr Kollege Dürr gesagt hat, und 
das, was in diesem Änderungsantrag steht, paßt 
wie die Faust aufs Auge. 

Und nun, Herr Kollege Rutschke! Weil wir schon 
dabei sind: nach Dürr kommt Rutschke. Sehen Sie, 
da  haben Sie jetzt zum erstenmal zwar nicht eine 
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Alternative, aber, sagen wir mal, eine Aufgaben-
stellung für eine Alternative vorgelegt. Im Bundes-
tagsvorstand habe ich das mit den 69 bzw. 120 
Räumen im Laufe der  Jahre so nicht gehört. — Aber 
bitte sehr! 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Kollege 
Rutschke, eine Zwischenfrage. 

Dr. Rutschke (FDP) : Herr Abgeordneter Dr. 
Gerstenmaier, sind Sie nicht der  Meinung, daß ich 
bei der  vorletzten Vorstandssitzung des  Bundes-
tages die Verwaltung ausdrücklich gebeten habe, mir 
die Aufstellung zu geben, und darauf hingewiesen 
habe, daß wir diese Anzahl von Räumen — 520 
Räume — gar nicht (brauchen, sondern daß wir mit 
80 Räumen auskommen? Die Verwaltung hat mir 
eine entsprechende Ausarbeitung gegeben. 

D. Dr. Gerstenmaier, Präsident des Deutschen 
Bundestages: Herr Kollege Dr. Rutschke, erinnern 
Sie sich nicht, daß ich Ihnen gesagt habe, dieses 
Haus stehe Ihnen zur Verfügung für die Ausarbei-
tung einer Alternative nach Ihren Vorstellungen? 
Ich habe Ihnen das ausdrücklich gesagt. Ich habe 
nicht gesehen, daß Sie davon Gebrauch gemacht 
haben. 

Aber ich bin noch weitergegangen. Ich habe von 
mir aus, nur um Ihnen die Chance zu geben in Alter-
nativen konkret zu argumentieren, der Bundesbau-
verwaltung gesagt: Arbeiten Sie doch einmal eine 
Alternative aus, aber eine Alternative, 'die einigen 
Grunderfordernissen dieses Hauses gerecht wird! 
Wenn .Sie dabei meinen, daß es mit einigen Abge-
ordnetenzimmern genug sei — wir brauchen übri-
gens mehr als 69 Abgeordnetenzimmer, wir brau-
chen noch wesentlich mehr; das ist eine völlig aus 
der Luft gegriffene Zahl — — 

(Abg. Dr. Rutschke: Die Zahl der Verwal

-

tung ist das, Ihrer Verwaltung, Herr Präsi

-

dent!) 

— Ich will Ihnen was sagen: Wenn Ihnen meine 
Verwaltung eine solche Auskunft gibt, dann hat sie 
mir diese Auskunft nicht vorher vorgelegt, — damit 
Sie es wissen. 

(Abg. Dr. Rutschke: 'Deshalb war sie doch 
richtig!) 

Das kommt nämlich sehr auf Ihre Fragestellung an, 
wohin Sie zielen und woraufhin geantwortet werden 
soll. 

Aber ich habe Ihnen damals gesagt und im Bun-
destagsvorstand vorgetragen, daß ich eine Alter-
native habe ausarbeiten lassen, die  einigermaßen 
den Funktionen dieses Hauses gerecht wind. Und 
was war das Ergebnis? Daß der  ganze Bundestags-
vorstand einschließlich Ihrer Mitglieder nicht den 
Wunsch hatte, auf diese Alternative auch nur weiter 
einzugehen. Man konnte sie noch nicht einmal zur 
Abstimmung stellen. So ist sie schon in der Dis-
kussion durchgefallen; und ich kann nur sagen: mit 
Recht. Denn sie hatte vorgesehen — ich kann es 
ja hier sagen — ein Barackenlager drüben auf der 
Wiese zwischen dem Bundespressamt und dem Bun

-

deskanzleramt. Da hätte Bonn eine Freude gehabt, 
und Sie hätten 400 Meter hin- und herlaufen dürfen 
zwischen Arbeitsraum und Plenum. Außerdem wäre 
es nicht nennenswert billiger geworden als unser 
Bürohaus. Es wäre doch fahrlässig gewesen, wenn 
der Bundestagsvorstand über eine solche Geschichte 
auch nur noch weiter igeredet hätte. 

Es hat sich einfach herausgestellt — ich bringe 
damit nur ein Beispiel, meine Damen und Herren —, 
daß es im Laufe dieser Jahre trotz all der schönen 
Reden von Bescheidenheit und Wiedervereinigung 
usw. nicht gelungen ist, auch nur eine brauchbare 
Alternative in den Raum zu stellen, über die man 
ernsthaft reden könnte. 

Was diese 69 und 120 Räume betrifft, kann ich 
nur sagen, daß mir das unerfindlich ist. Aber lassen 
Sie mich an diese Zahlen, 69 bzw. 120, etwas an-
knüpfen, was nach meiner Überzeugung für das 
ganze Haus interessant ist und was auch bei der 
Beurteilung des Bürohauses, Herr Kollege Gradl, 
von grundlegender Wichtigkeit ist. Man kann es 
bedauern, meine Damen und Herren, daß sich der 
deutsche Parlamentarismus im Laufe dieser 15 Jahre 
so entwickelt hat, daß er sich vorwiegend in Ar-
beitskreisen der Fraktionen, in Ausschüssen, die 
Organe des Bundestages sind, und in der Einzel-
arbeit des Abgeordneten bzw. einiger Abgeordne-
ten vollzieht. Das kann man bedauern; denn das 
bedeutet eine Verlagerung der Parlamentsarbeit 
aus dem Plenum heraus und damit natürlich weithin 
in die Unsichtbarkeit. Das wird von einem großen 
Teil der Öffentlichkeit nicht ohne Recht beklagt. 
Aber, meine Damen und Herren, das kann der Prä-
sident dieses Hauses und das kann auch der Bun-
destagsvorstand mit seinen Mitteln nicht ändern. 
Außerdem hat diese Entwicklung einen gewissen 
Sinn. 

Wie man aber auch dazu Stellung nehmen will, 
eines ist sicher: Die Funktion dieses Parlaments hat 
sich immer mehr so entwickelt, daß sie in einem 
Ineinander von Einzelarbeit, von in Arbeitskreisen 
funktionierenden Fraktionen und von parallelen 
Ausschüssen des Bundestages und schließlich des 
Plenums besteht. Das ist die Funktion dieses Hau-
ses. Ich sage noch einmal: wem das nicht paßt, der 
soll es sagen und Änderungsvorschläge machen. 
Nur muß er sich darüber im klaren sein, daß diese 
Änderungsvorschläge ganz tiefgreifend sein müßten. 

Wir haben gewisse Bemühungen angestellt, z. B. 
diese Aktuelle Stunde, die Herr Kollege Dürr ge-
lobt hat; ich bedanke mich dafür. Das ist ein Ver-
such in dieser Richtung. Erlauben Sie mir, dazu zu 
sagen: wir sind dabei noch nicht ganz über den 
Bodensee. Wenn die nächsten Sitzungen auch so gut 
verlaufen wie die ersten, vielleicht noch ein bißchen 
besser, wie ich hoffe, und vielleicht noch etwas 
mehr Spontaneität besitzen, dann kommen wir auch 
vollends über den Bodensee in dieser Sache. Aber 
das ändert nichts daran, daß der Funktionalismus 
dieses Parlaments in der Kombination von Arbeits-
kreisen der Fraktionen mit den Ausschüssen und 
der Einzelarbeit des Abgeordneten besteht. 

Das ist der Grundgedanke, dem durch das Büro-
haus Rechnung getragen werden soll, dessen Ge- 
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heimnis einfach das ist, daß es die Büros der Abge-
ordneten in möglichste Nähe mit den Räumen bringt, 
die wechselweise als Sitzungs- und Arbeitsräume 
für die Arbeitskreise der. Fraktion und für die Aus-
schüsse zur Verfügung stehen. Herr Kollege Gradl, 
selbst wenn wir dieses Hochhaus haben, werden wir 
nicht in der Lage sein, z. B. den Fraktionen durch-
weg eigene Arbeits- und Sitzungsräume für ihre Ar-
beitskreise zur Verfügung zu stellen, sondern wir 
werden dieselben Räume für die Arbeitskreise der 
Fraktionen und für Ausschußsitzungen in Anspruch 
nehmen müssen. Das läßt sich einfach nicht anders 
machen. Wir werden dann aber mehr Raum und 
mehr Bewegungsmöglichkeit haben als seither, und 
ich glaube, es ist zumutbar, daß man sich hier ran-
giert. Ich sehe also beim besten- Willen überhaupt 
keine andere Möglichkeit — wenn dieses Haus wei-
terkommen will —, als dem Vorschlag im Einzelplan 
02 zu folgen und die anderen Vorschläge abzuwei-
sen. 

Herr Kollege Rutschke, ich habe gewisse Hemmun-
gen, auf Ihren Lieblingsgedanken einzugehen, weil 
er etwas aus der Sphäre des Sachlichen herausführt. 
In ihr kann man immer streiten. Aber wofür man in 
diesem Haus nicht streiten sollte, ist folgendes. Sie 
stellen eine Behauptung auf, die aus einem bestimm-
ten Grunde so gefährlich ist, daß ich sie auf jeden 
Fall abweisen muß, nämlich die Behauptung, daß 
ein entsprechendes Engagement des Bundestages 
hier mit seinem Bürohaus dem Gedanken der Wie-
dervereinigung abträglich sei. Wenn man diesem 
Gedanken folgt, ist man ganz nahe bei der Unter-
stellung. Man bringt sie natürlich nicht formuliert 
vor, mindestens aber legt sich das Mißverständnis 
oder die Mißdeutung außerhalb dieses Hauses nahe, 
daß es denjenigen, die hier aus Sachzwang heraus 
eine Aufgabe und einen Beschluß verfechten und 
verteidigen, den sie einfach dem Parlament als Gan-
zem schuldig sind, schließlich doch an der nationalen 
Gesinnung mangele. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Herr Kollege Dr. Rutschke, passen Sie jetzt bitte 
genau auf! Ihre Argumentation steht so sehr in der 
Nähe dieser Mißdeutung — ich sage nicht, daß Sie 
die Mißdeutung in die Welt gesetzt haben —, daß 
es sehr gefährlich ist, mit diesem Argument zu ar-
beiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Im übrigen hat der Kollege Gradl hier vom 
Dilemma gesprochen. Herr Kollege Gradl, ich kenne 
in der Politik und auch anderwärts im Leben das 
Dilemma. Wir befinden uns hier oft genug in einem 
Dilemma. Ich muß jedoch sagen: in dieser Sache 
halte ich es für möglich, daß wir mit dem Dilemma 
fertig werden, und zwar durch die einfache Über-
legung: diesem Haus ist in allererster Linie, in er-
ster Instanz, noch vor der Bundesregierung oder 
sonst jemandem, die Sorge für das deutsche Volk 
aufgetragen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Dieses Haus ist nichts anderes als der Diener des 
deutschen Volkes. Wenn es diesen Auftrag wahr-
nehmen will und damit auch sein Bestes tun will 
für die Wiedervereinigung aller Deutschen, dann 

muß es vor allem eines haben: Den Mut zu sich sel-
ber, und dazu gehört auch der Mut, die Tapferkeit 
und das Engagement, die Mittel zu wollen, die man 
zu diesem Dienst braucht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dorn. 

Dorn (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Lassen Sie mich mit dem 
beginnen, mit dem Herr Dr. Gerstenmaier aufhörte. 
Ich glaube, Herr Dr. Gerstenmaier, niemand von 
den Freien Demokraten kann man vorwerfen, daß 
es ihm irgendwie am richtigen politischen Engage-
ment für diesen Staat und auch für diese provisori-
sche Hauptstadt jeweils gefehlt hätte. Das ist na-
türlich eine Frage, die mit Mut oder nicht Mut gar 
nichts zu tun hat. 

(Zuruf von der Mitte: Aber selbstverständlich!) 

— Entschuldigen Sie, wenn wir das so betrachteten, 
wie Sie es jetzt hier glauben unterstellen zu können, 
dann würden wir uns in dieser Frage ganz anders 
engagiert haben, dann wären wir nicht zu einer 
sachlichen Auseinandersetzung bereit, sondern dann 
hätten wir das demagogisch gemacht. Nur so kann 
man es in der politischen Auseinandersetzung 
machen. Und wenn Sie zu Beginn Ihrer Ausführun-
gen sagten: „Jedes Jahr dasselbe Lied, und es sind 
fast immer dieselben Sänger, die hier auftreten", 
dann lassen Sie mich sagen: zumindest ich bin in 
diesem Kreis dann ein neuer Sanger.  Aber ich 
glaube, Herr Dr. Gerstenmaier, dieses Lied hat auch 
sehr viele Strophen in diesem Bereich, und die 
Strophen, die heute hier angeklungen sind, waren 
nach unserer Meinung nicht sehr glücklich. Denn was 
hier an Argumenten gegen unseren Antrag vorge-
tragen worden ist, hat uns in der Sache nicht über-
zeugen können, hat uns von unserem Antrag nicht 
einen Millimeter abrücken können. 

Lassen Sie mich gleich auf das eingehen, was der 
Herr Kollege Gradl vorher angefragt hat. Herr Kol-
lege Gradl glaubte, daß wir uns jetzt also von den 
großartigen Vorstellungen frei gemacht hätten und 
uns nunmehr realistischeren Zahlen zuwenden wür-
den. Herr Kollege Gradl, ich glaube, das ist eine 
Irrhoffnung gewesen; denn im Haushaltsplan steht 
ja eindeutig in den Erläuterungen zu Tit. 710: „Vor-
aussichtliche Gesamtkosten 48,5 Millionen DM". 
Meine Damen und Herren, das bedeutet also nicht 
mehr und nicht minder, als daß diese 2 Millionen 
DM, um die es jetzt geht, in der Praxis nichts an-
deres als Vorarbeitskosten sind, um dann das Ge-
samtvolumen der 48,5 Millionen DM zu realisieren. 
Das ist die Diskussionsebene, auf der wir uns aus-
einanderzusetzen haben. Das, was Herr Dr. Gersten-
maier vorgetragen hat, geht doch ganz eindeutig in 
diese Richtung und kann uns nur Bestätigung für 
unsere Auffassung sein. Es wird also gesagt und es 
ist von Ihnen, Herr Dr. Gerstenmaier, gesagt worden, 
,es seien keine Alternativen geboten worden. Nun, 
die Frage, ob im Vorstand des Deutschen Bundes-
tages diese Alternativen schon sichtbar geworden 
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sind oder nicht, ist eine Frage, die man wahrschein-
lich so beantworten muß, wie wir sie hier beant-
wortet haben. Aber das entbindet uns doch nicht 
davon, daß das Parlament hier und heute zu ent-
scheiden hat, ob es bereit ist, diesen Bau in dieser 
Größenordnung zu planen. Auch wenn wir — wie 
Sie sagen — im nächsten Jahr in unserer Entschei-
dung frei sind, haben wir hier in der Gesamtkonzep-
tion mit dieser im Haushalt bereits ausgewiesenen 
Zahl nicht die Freiheit, uns mit der Sachentscheidung 
für das gesamte Projekt von Jahr zu Jahr neu zu 
entscheiden. Ich meine, man kann doch nicht sagen, 
daß es darum gehe, hier nun eine vorläufige Ent-
scheidung zu treffen, die nur mit den 2 Millionen 
DM zusammenhänge. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Leicht zu einer Zwischenfrage. 

Leicht (CDU/CSU) : Nur damit kein Mißverständ-
nis entsteht: Verstehen Sie unter Gesamtprojekt 
das Bürohaus oder andere Dinge, Herr Kollege 
Dorn? 

Dorn (FDP) : Nein, erst einmal nur das Bürohaus. 

(Abg. Leicht: Das ist kein Gesamtprojekt! 
— Abg. D. Dr. Gerstenmaier: Natürlich ist 
diese Entscheidung eine Entscheidung zum 
Bürohaus! — Zuruf von ,der CDU/CSU: Was 

heißt „erst einmal"?) 

— Sie müssen etwas Geduld haben; ich komme 
halt nicht so schnell mit. 

(Abg. Windelen: Sie werden es auch noch 
lernen!) 

— Ja, ich hoffe, daß ich es auch noch lerne, wenn 
auch nicht so schnell wie Sie — vielleicht im Laufe 
der nächsten Legislaturperiode. 

(Abg. Dr. Martin: Sind Sie sicher?) 

— Ich hoffe, Herr Dr. Martin. 

Ich meine, es ist doch so, 'daß wir im Endergebnis 
davon ausgehen müssen — und da stimme ich dem 
Präsidenten dieses Hauses durchaus zu —, daß es 
weder für die  Stadt Bonn noch für uns zumutbar 
ist, daß wir eine Salami-Taktik anwenden und 
sagen: Jetzt erst einmal die 2 Millionen DM; wenn 
wir die bewilligt 'haben, werden wir die anderen 
46,5 Millionen DM in den nächsten zwei Jahren 
ebenfalls verbauen, und dann steht das  Bürohaus 
mit seinen 26 Stockwerken, und darüber hinaus ge-
schieht weiter nichts. 

Meine Damen und Herren, ich verstehe durchaus, 
daß die Stadt Bonn ein großes Interesse daran hat, 
bei der Gesamtplanung — jetzt komme ich dahin, 
Herr Kollege Windelen — zu berücksichtigen, was 
wir uns insgesamt vorstellen; denn die Stadt Bonn 
hat — auch darüber gibt es ja wohl keinen Zweifel 
— eine Fülle von Leistungen und Aufgaben und auch 
Belastungen in einem besonderen Maße auf sich 
nehmen müssen und muß sie noch weiter auf sich 
nehmen, da sie nun einmal Bundeshauptstadt ist. 
Bine solche Stadt muß natürlich daran interessiert 
sein, sich in einer Gesamtschau das  Bauvolumen 

anzusehen und auch die Bauplanung kennenzuler-
nen, bevor sie bereit ist, einzelnen Maßnahmen ihre 
Zustimmung zu geben. Das kann man der Stadt 
Bonn gar nicht verdenken. Wenn ich hier Vertreter 
dieser Stadt wäre, würde ich im Stadtrat nicht an-
ders handeln. 

Damit kommt nämlich der zweite Komplex auto-
matisch auf uns zu. Es heißt: Wir bauen jetzt erst 
einmal dieses Hochhaus. Wir kommen doch nicht 
daran vorbei, wenn wir mit der Stadt Bonn spre-
chen wollen, .die Gesamtkonzeption dieses Regie-
rungsviertels und sein gesamtes Volumen zu disku-
tieren, das hier in naher oder späterer Zukunft — 
nach Auffassung der Freien Demokraten hoffentlich 
überhaupt nicht — entstehen soll. Ich glaube, Herr 
Dr. Gerstenmaier, das ist das Kriterium. Es geht 
nicht allein um die 2 Millionen DM.  Die 2 Mil-
lionen DM sind der erste Schritt auf einem Wege, 
den wir dann natürlicherweise 'bis 'zum Ende gehen 
müssen, wenn man hier 'zu einer vernünftigen Rege-
lung kommen will. 

Lassen Sie mich noch etwas zu den Fragen sagen, 
,die hier ebenfalls angesprochen worden sind. Auch 
von uns ist zu keiner Zeit bestritten worden, daß die 
Arbeitsverhältnisse hier in diesem Hause nicht ideal 
sind. Jeder von uns hat mindestens genauso dar-
unter zu leiden wie die Angehörigen der anderen 
Fraktionen dieses Hauses; bei uns ist das vielleicht 
in einem noch stärkerem Ausmaß der Fall, weil wir 
in bestimmte Möglichkeiten auf der anderen Seite 
der  Straße nicht so gut ausweichen können; denn 
wir können zahlenmäßig nicht so berücksichtigt 
werden. Aber das schließt doch nicht aus, daß man 
sich mit einer Übergangslösung behilft, die bei wei-
tern  nicht die finanziellen Aufwendungen und dar-
über hinaus auch nicht die enormen Planungsvoraus-
setzungen erfordert, wie das hier notwendig ist. Wir 
müssen uns doch, wenn wir jetzt die 2 Millionen DM 
bewilligen, darüber dm  klaren sein, daß wir für 
dieses Hochhaus von vornherein die Dinge bauge-
stalterisch und bauplanerisch — bis zur Baustatik 
— vorantreiben müssen und daß dadurch in viel 
höherem Maße Kosten anfallen, als das bei einem 
anderen Bauvolumen der Fall wäre, zu dem wir uns 
vielleicht bereit erklären könnten. 

Die Ausführungen des Herrn Dr. Gerstenmaier zu 
den von meinem Kollegen Dürr aufgeworfenen Fra-
gen haben doch gezeigt, daß natürlicherweise in die-
sem Parlament wie in jedem anderen Parlament 
Europas — andere außerhalb Europas kann ich aus 
'eigener Sicht nicht beurteilen — die Abgeordneten 
unter nicht immer idealen Arbeitsbedingungen 
arbeiten müssen. Unsere englischen Kollegen arbei-
ten  unter noch viel schwierigeren Voraussetzungen 
und Unterbringungsmöglichkeiten, .als das bei uns 
der Fall ist. 

Wir sind der Auffassung, daß hier einiges mit 
einem viel geringeren Aufwand und nicht mit dieser 
großen Planung, die vorgesehen ist, geschehen 
könnte. Darüber hinaus — lassen Sie mich das  in 

 aller Offenheit sagen — gibt es auch in  diesem 
Hause noch Möglichkeiten zur Verbesserung der 
Arbeitsmethode des Hauses, der Ausschüsse und der 
Fraktionen, die mit keinerlei finanziellen Aufwen- 
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dungen verbunden sind; auch das sollte einmal in 
aller Offenheit angesprochen werden 

(Beifall bei der  FDP.) 

Keiner von uns sollte heute diese Diskussion 
vorüberlassen, ohne sich nicht darüber im klaren zu 
sein, daß mit der Bewilligung dieser 2 Millionen DM 
'automatisch weitere 46,5 Millionen DM auf uns zu-
kommen, die bereits 'in den Erläuterungen des 
Haushaltsplanes vorgesehen sind. Das schließt nach 
unserer Auffassung auch ein, daß die Gesamtkon-
zeption dieses Regierungsviertels über kurz oder 
lang zwangsläufig im Gefolge der heutigen Entschei-
dung bewilligt werden müßte. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Götz. 

Dr. Götz (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich verüble es meinem Vorredner, 
dem Kollegen Dorn, nicht, 'daß er hier — ähnlich wie 
seine Kollegen im Vorstand — zwar anerkannt hat, 
daß die  Arbeitsverhältnisse unzureichend sind und 
daß etwas geschehen muß, um diesen Übelständen 
abzuhelfen, aber dann wiederum nur von Über-
gangslösungen spricht, ohne endlich einmal einen 
konkreten Vorschlag zu machen, welche Übergangs-
lösung er sich vorstellt. 

(Zurufe rechts. — Zuruf von der SPD: Die 
kommen nicht wieder! — Heiterkeit.) 

Ihre Kollegen im Vorstand kennen die Situation 
genau. Ich habe hier Protokolle von zwei Sitzungen 
des Vorstandes, in denen wir uns sehr ausführlich 
über alle möglichen Alternativlösungen unterhalten 
haben, angefangen bei der Barackenbaulösung bis 
zu der Frage, ob nicht hier draußen neben dem 
Haus noch ein Erweiterungsbau errichtet werden 
kann. Zu jeder Frage hat uns die Baudirektion Aus-
kunft darüber gegeben, ob 'der  Vorschlag technisch 
realisierbar 'ist und ob solche Provisorien finanziell 
vertretbar sind. Wir sind — ohne Widerspruch Ihrer 
Freunde — immer zu dem Ergebnis gekommen, daß 
dies keine brauchbaren, praktikablen Lösungen 
wären. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Moersch möchte eine Zwischenfrage stellen. 

Dr. Götz (CDU/CSU) : Bitte. 

Moersch (FDP) : Herr Kollege, glauben Sie wirk-
lich, daß es Aufgabe der Abgeordneten oder der 
Fraktionen wäre, architektonische oder sonstige 
Lösungen 'herbeizuführen? 

Dr. Götz (CDU/CSU) : Nein, aber man soll dann 
Lösungen, die von Fachleuten vorgelegt werden und 
die den Anforderungen des Hauses entsprechen, 
nicht ständig 'kritisieren, ohne auch nur einmal den 
Versuch zu machen, einen alternativen Planungs-
auftrag zu geben. Daß sie keine statischen Berech-
nungen machen können, ist klar; aber sie sollten  

dann zumindest den Architekten sagen, welche Vor-
stellungen sie haben. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Frage des 
Herrn Abgeordneten Dr. Rutschke. 

Dr. Rutschke (FDP) : Herr Kollege Dr. Götz, sind 
Sie nicht der Meinung, daß es möglich sein muß, ein 
Haus mit 120 Zimmern zu bauen, wenn man in der 
Lage ist, ein Haus mit 561 Zimmern zu bauen? 

Dr. Götz (CDU/CSU) : Ja, darauf komme ich. — 
Zunächst möchte ich aber sagen, daß hier wiederum 
mit falschen Zahlen operiert wird, die schon im Vor-
stand widerlegt worden sind. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Kollege Bör-
ner möchte eine Zwischenfrage stellen. 

Börner (SPD) : Herr Kollege Dr. Götz, können 
Sie sich den Unterschied zwischen den Angaben und 
Berechnungen der FDP-Kollegen und denen des 
Bundestagsvorstandes dadurch erklären, daß die 
FDP-Fra'ktion nicht mehr damit rechnet, wieder in 
den Bundestag hineinzukommen, und dann ihre 
Fraktionsräume den anderen Abgeordneten zugute 
kommen? 

(Heiterkeit.) 

Dr. Götz (CDU/CSU) : Ich möchte nicht in dieser 
Form zu dieser Frage Stellung nehmen, in der heute 
schon einmal ein Kollege gesprochen hat, der offen-
bar das Rednerpult des Parlaments mit einer Bütt 
verwechselt hat. 

Sie, Herr Dr.  Rutschke, haben zwei verschiedene 
Zahlen genannt als Grundlage Ihrer Berechnungen 
für eine Übergangslösung. Sie sprachen einmal von 
69 Räumen und einmal von 80 Räumen. Ich finde 
es nicht gut, wenn man sich dann hier hinstellt und 
sagt: „Um 60 oder 80 Arbeitsräume für Abgeord-
nete zu bauen, sollen 50 Millionen DM ausgegeben 
werden." Wie das draußen ankommt, wissen wir 
alle. Aber das ist eine Verzerrung der Tatsachen. 

Erstens haben wir die Frage der Berechnung 
gründlich erörtert. Ich darf hier Ihren Kollegen Mer-
tes zitieren, der 'bei seinen Berechnungen im Vor-
stand nicht auf eine Zahl von 60 oder 80 oder 120 
Zimmern gekommen ist, sondern — laut Protokoll 
— auf einen Bedarf nur für Abgeordnete von immer-
hin 150 Zimmern, wobei allerdings der Kollege 
Mertes der Auffassung war, man könne von dem 
von der Bundestagsverwaltung errechneten Bedarf 
von 450 Räumen — ich lasse dahingestellt, ob die 
Zahl richtig ist — 150 für jene Abgeordneten abzie-
hen, die in der Saemischstraße ihre Wohn- und 
Schlafzimmer haben. Ich weiß nicht, ob diejenigen 
Kollegen, die in der Saemischstraße ihre Zimmer 
haben, auf die Dauer bereit sind, für diese Zimmer 
eine Miete zu zahlen und sich die Zimmer als 
Arbeitszimmer anrechnen zu lassen. Eine rechtliche 
Handhabe, dies von den dort wohnenden Abgeord-
neten zu verlangen, hat dieses Haus nicht. 
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Vizepräsident Dr. Dehler: Eine Zwischenfrage 
des Herrn Abgeordneten Mertes. 

Mertes (FPD) : Sind Sie nicht auch der Ansicht, 
Herr Kollege, daß es sich bei dieser Debatte im 
Vorstand des Deutschen Bundestages bei mir um 
eine überschlägliche Rechnung handelte, bei der es 
auf 10 Räume mehr oder weniger gar nicht ankom-
men konnte, daß aber diese Zahl 120 noch sehr 
großzügig angesetzt war gegenüber der von der 
Verwaltung des Deutschen Bundestages errechneten 
Zahl von 69 notwendigen Arbeitsräumen? 

Dr. Götz (CDU/CSU) : Aber wir streiten uns hier 
um 10 oder 20 Arbeitszimmer. 

Ich meine: Das ist überhaupt nicht die Frage. 
Erstens kamen wir im Vorstand im Einvernehmen 
mit Ihnen zu einem sehr knapp berechneten Bedarf 
von mindestens 140 Räumen. Zweitens geht es nicht 
allein nur darum, Arbeitsräume für Abgeordnete zu 
schaffen. Es geht auch darum, ausreichende und 
zumutbare Arbeitsräume und Arbeitsbedingungen 
für die Verwaltung zu schaffen. Der Herr Präsident 
hat auf die Verhältnisse in diesem Hause hingewie-
sen. Man muß sich heute einmal ansehen, wie bei-
spielsweise die Leute im Magazin arbeiten müssen 
oder in welchen räumlichen Verhältnissen die Aus-
schüsse tagen müssen. Vielleicht hängt die Tatsache, 
daß sich manche Abgeordneten nicht an den Aus-
schußsitzungen beteiligen, damit zusammen, daß sie 
den Aufenthalt in den Ausschußsitzungsräumen ge-
sundheitlich für sich nicht für zuträglich erachten. 

Wir müssen aber mindestens 100 Räume für Aus-
schußzimmer und -sekretariate schaffen. Das sollten 
wir dabei doch nicht unter den Tisch fallen lassen. 
Ich kann mir nicht vorstellen, daß Sie da drüben ein 
Bürohaus für Abgeordnetenzimmer und Ausschuß-
sitzungszimmer schaffen wollen, aber die Sekreta-
riate, die zu den Ausschußsitzungszimmern gehören, 
hier im Südflügel belassen. Dann würden wir die 
gesamte Arbetsweise des Bundestages desorganisie-
ren und würden nicht zur Verbesserung der Funk-
tions- und Arbeitsfähigkeit dieses Hauses beitragen. 

Ich meine, man sollte auch bei den Fragen der 
Raumberechnung usw. mit richtigen Zahlen arbeiten 
und die Dinge nicht verzerren und dann daraus 
falsche Schlußfolgerungen ziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Mommer. 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Im Ältestenrat sagte jemand, die 
FDP-Fraktion wolle bei dieser Gelegenheit Punkte 
sammeln. Ich habe sie in Schutz genommen und ge-
sagt, das sei völlig legitim, besonders wenn man so 
wenig Punkte habe. 

Nun, es ist wohl klar, daß Erwägungen dieser 
Art hier eine Rolle spielen. Ich meine, wir sollten 
den Mut haben, hier im Parlament für das einzutre-
ten, was wir für ordentliche parlamentarische Arbeit 
für nötig halten, 

(Sehr richtig! in der Mitte) 

auch dann, wenn wir draußen manchmal klarmachen 
müssen, weshalb wir dies und das tun. 

Herr Kollege Brese hat gesprochen. Ja, er ist 
jedesmal als Sparkommissar an  das  Rednerpult ge-
kommen, wenn irgend etwas fürs Parlament getan 
werden sollte. Auch wenn etwa die Diäten den ver-
änderten Verhältnissen angepaßt werden sollten, 
hat Herr Brese jedesmal zu den Rednern gehört, die 
widersprachen und meinten, alles sei in Ordnung. 
Wenn wir uns nach Herrn Brese richteten, dann 
wären wir noch in den Verhältnissen von 1949. Ich 
weiß nicht, ob Sie mit den Verhältnissen von 1949 
noch auskommen, ob Sie etwa die Differenz gegen-
über 1949 nicht persönlich in  Anspruch nehmen. 
Mehr will ich dazu nicht sagen. 

Nun zu einem anderen Punkt. Wenn wir Sozial-
demokraten hier zustimmen, dann bedeutet das Zu-
stimmung zu diesem Projekt und nicht zu einem so-
genannten Parlamentszentrum. Es geht darum, hier 
Arbeitsräume für die Abgeordneten, für die Aus-
schüsse und für das Personal zu schaffen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Ritzel möchte eine Zwischenfrage stellen. 

Ritzel (SPD) : Eine Frage, Herr Kollege Dr. Mom-
mer: Sehen Sie auf Grund Ihrer Erfahrungen keine 
Möglichkeit, den Haushalt des Bundestages in den 
Grünen Plan einzubeziehen? 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Dr. Mommer (SPD) : Dann würde Herr Brese 
auch widersprechen. 

(Erneute Heiterkeit.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Dr. Mommer, 
darf nun Herr Brese eine Zwischenfrage stellen? 

Dr. Mommer (SPD) : Natürlich. 

Brese (CDU/CSU) : Es ist keine Frage an Sie, 
Herr Mommer. Ich möchte nur an den Kollegen Rit-
zel eine Frage richten. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das ist nicht mög-
lich. Bitte, Herr Abgeordneter Mommer, fahren Sie 
fort. 

(Abg. Brese: ... ob er nicht bereit ist — 
er will ja in den Ruhestand treten —, sich 

einen Erbhof anzuschaffen.) 

Dr. Mommer (SPD) : Wir stimmen mit unserer 
Zustimmung zu diesem Titel nichts anderem zu als 
dem, was in der Erläuterung gesagt wird. Wir sind 
auch mit der Ergänzung und Verbesserung, die von 
der CDU/CSU-Fraktion dazu vorgeschlagen wird, 
einverstanden. 

Die FDP-Fraktion erkennt dankenswerterweise 
den Ausgangspunkt an, daß wir hier, wie es hieß, 
in beengten Verhältnissen arbeiten müssen und daß 
es so nicht weitergehen kann. Sie behauptet, es 
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gebe sparsamere Lösungen. Es ist schon einiges dar-
über gesagt worden. Darf ich auf das zurückkom-
men, was im Vorstand des Bundestages festgestellt 
wurde. Dort wurde die FDP-Fraktion gebeten, doch 
eine Alternative vorzuzeigen. Die Akten des Bun-
destages stehen bekanntlich jedem Abgeordneten, 
soweit es nicht Geheimakten sind, zur Verfügung. 
Die FDP-Fraktion hätte also die Möglichkeit gehabt, 
ganz konkret zu sagen: Nicht so, wie hier geplant, 
wollen wir den Bedarf decken, sondern anders, so, 
wie wir von der FDP es jetzt vorschlagen. Nichts 
dergleichen ist geschehen. Statt dessen bekommen 
wir eine pauschale Rechnung, daß nur 69 Räume 
nötig seien, 

(Abg. Dr. Rutschke: Damit jeder Abgeord

-

nete ein Zimmer hat!) 

während im Vorstand des Bundestages gesagt 
wurde, daß gegenwärtig nur 72 der Abgeordneten 
wirklich gut und zufriedenstellend untergebracht 
sind, während für 449 Abgeordnete ausreichende 
Arbeitsmöglichkeiten in Einzelzimmern fehlen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Rutschke möchte eine Frage stellen. 

Dr. Mommer (SPD) : Bitte sehr! 

Dr. Rutschke (FDP) : Herr Kollege Dr. Mommer, 
ist Ihnen vielleicht vorhin entgangen, daß ich aus-
geführt habe, daß, wenn man zur Berechnung zu-
grunde legt, daß jeder Abgeordnete ein Zimmer 
zur Verfügung haben soll — das ist ein Anliegen, 
das auch wir haben —, dann 69 zusätzliche Räume 
notwendig sind? Diese Berechnung habe ich von der 
Verwaltung bekommen. Das ist nicht meine Rech-
nung, sondern die Verwaltung hat das ausgerech-
net. Das gilt selbstverständlich, wenn die Saemisch-
straße dabei ist; das gehört dazu. 

Dr. Mommer (SPD) : Zu diesem Thema hat mein 
Vorredner, Herr Götz, schon einiges gesagt. Die 
Räume drüben, für die die Abgeordneten ganz nor-
male Miete zahlen, sind keine Arbeitsräume der 
Abgeordneten. Das war ein guter Behelf. Wir müs-
sen das ja auch noch jahrelang weiterführen, auch 
wenn wir hier heute beschließen. Aber das kann 
doch keine Lösung des Problems sein. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Moersch? 

Moersch (FDP) : Herr Mommer, halten Sie es für 
möglich, daß man bei der Miete eine Regelung fin-
det, die dem gerecht wird, oder halten Sie das für 
unüberwindlich? 

Dr. Mommer (SPD) : Auch da hätten Sie die Mög-
lichkeit gehabt, eine Alternative zu entwickeln und 
einen Plan vorzulegen. Das wäre ja Ihre Sache ge-
wesen, nicht unsere hier. 

Nun ein Wort zu dem Bürohaus. Wir haben uns 
im Vorstand des Bundestages darüber unterhalten, 
welches nun die zweckmäßigste und auch relativ 

billigste Lösung des Problems ist. Dabei kam her-
aus, daß alle, die etwas von den Bauproblemen ver-
stehen, der Meinung waren, daß heute, wo in dieser 
Gegend, in der wir hier sind, der Boden 250 DM pro 
Quadratmeter kostet, der beste und schließlich bil-
ligste Bau der Hochbau ist. Herr Kollege Gradl, auch 
Ihnen sage ich das. Stoßen Sie sich doch nicht daran, 
daß das Haus hoch sein soll, sondern überlegen Sie, 
was besser ist, ob ein hohes oder ein niedriges 
Haus. In diesem Hochhaus werden wir 20 000 qm 
Arbeits- und Nutzfläche haben. Wenn wir das etwa, 
wie es naive Leute vorschlagen, mit Baracken errei-
chen wollten, dann hätten wir erst einmal zwei Hek-
tar Baracken nötig. Dazwischen muß aber auch noch 
Raum sein. Sogar in einem Kriegsgefangenenlager 
kommen auf einen Quadratmeter überbauten Raum 
zwei Quadratmeter nichtüberbauter Raum. Dann 
kommen Sie auf sechs Hektar. Wenn Sie einmal 
rechnen, was das kostet, stellen Sie fest, daß allein 
der Boden 15 Millionen DM kostet. Unsinnig ist das. 
Unsinnig ist es, Flächenbauten errichten zu wollen. 
Wenn man hier an unserer Stelle zweckmäßig bauen 
will, dann muß man notwendigerweise in die Höhe 
gehen. 

Ein Wort zu dem Thema Berlin. Das haben wir ja 
immer wieder gehört, wenn hier im Bundeshaus oder 
für unsere Verwaltung im Laufe der vergangenen 
fünfzehn Jahre irgend etwas gebaut werden sollte. 
Es wurde gesagt: „Ja, wie ist es dann mit der 
Hauptstadt Berlin?" Wir Sozialdemokraten haben 
vor fast zehn Jahren die Frage einmal gründlich mit 
unseren Freunden in Berlin diskutiert, die ja da be-
sondere Verantwortung tragen und die — wenn 
einer — dafür sind, daß wir alle möglichst schnell 
nach Berlin kommen und uns nicht für immer in 
Bonn festsetzen. Aber wir waren uns mit unseren 
Freunden darin einig, daß man in Bonn, wo nun ein-
mal die Verwaltung eines Staates mit 56 oder 57 Mil-
lionen Einwohnern ist und wo auch dieses Parla-
ment, das von diesem Volk frei gewählt ist, arbeiten 
können muß, mit Baracken eben nicht auskommt, 
sondern daß man da vernünftig bauen muß. Und was 
so aufregend war wie der Bau des Auswärtigen 
Amtes, das stellte sich sehr bald als unzureichend 
heraus. Heute muß der Steuerzahler wieder zusätz-
lich dafür zahlen, daß das Auswärtige Amt Dienst-
stellen ausquartieren muß, hohe Mieten zahlen muß. 
Es stellt sich heraus, daß wir gar nicht groß genug 
gebaut haben und keineswegs zu groß. Wenn man 
das nüchtern betrachtet, sieht das also anders aus. 

Eines aber dürfen wir hier in Bonn nicht tun: wir 
dürfen keine Bauten hinsetzen, die für die Ewigkeit 
geplant sind. Wir müssen Zweckbauten hinsetzen, 
ausschließlich Zweckbauten; nicht Repräsentation 
und „Selbstdarstellung unserer Zeit" und was man 
da alles sagen kann, sondern nüchterne Bauten, die 
uns unsere Arbeit erleichtern. 

Ich möchte hier auch den Wunsch meiner Fraktion 
vortragen, Herr Präsident, daß wir in Berlin am 
Reichstag zügig bauen, vielleicht noch zügiger als 
bisher. Es dauert etwas lange, bis das Reichstags-
gebäude so weit wiederhergestellt ist, daß nicht nur 
— wie jetzt schon — die Ausschüsse, sondern auch 
das Plenum dort tagen können. Und wenn wir den 
Reichstag haben, auch schon vorher, wollen wir hier 
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Dr. Mommer. 
immer daran arbeiten, daß wir möglichst schnell 
Bonn verlassen und nach Berlin übersiedeln können. 

Ich glaube, daß wir 1949 einen Fehler gemacht 
haben — wir alle allerdings —, als wir beschlossen, 
hier in Bonn zu bleiben. Es wäre besser gewesen 
und der Risiken wert gewesen, wenn wir — — 

(Abg. Moersch: In welchem Plural „wir" 
haben Sie soeben gesprochen?) 

— Alle, die damals hier saßen. Sie persönlich nicht; 
aber die, die zu Ihrer Partei gehörten. Alle mit Aus-
nahme der Kommunisten, Herr Moersch. Die Kom-
munisten haben einen Antrag eingebracht: „Der 
Bundestag und die Bundesregierung treten in Berlin 
zusammen." Die hatten andere Gedanken dabei, als 
sie das vorschlugen. Aber wenn ich es heute rück-
schauend betrachte, meine ich, wir hätten so ver-
fahren sollen. Es sähe manches in Deutschland an-
ders aus. Aber niemand soll glauben, daß, wenn 
wir hier Zweckbauten errichten, die unsere Arbeit 
erleichtern, wir unser Herz daran hängen und weni-
ger energisch daran arbeiten würden, die Wieder-
vereinigung Deutschlands zustande zu bringen und 
den Sitz auch des Bundestages nach Berlin zu ver-
legen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat der 
Präsident des Hauses. 

D. Dr. Gerstenmaier, Präsident des Deutschen 
Bundestages: Meine Damen und Herren, es tut mir 
leid, daß wir diese Debatte unentwegt weiterführen 
müssen. Ich bin jedoch ganz bereit, die Erwägungen, 
mit denen sich der Bundestagsvorstand nun in vie-
len Sitzungen beschäftigt hat, auch hier vor dem 
Plenum weiterzuführen. 

Zunächst eine Feststellung zu Ihrer immer wieder-
holten Behauptung, Herr Kollege Dr. Rutschke. Ich 
habe soeben den Direktor des Hauses gesprochen. 
Er sagte mir klar: Das ist Ihre Rechnung, aber nicht 
die Rechnung der Verwaltung des Bundestages, die 
Sie hier dem Hause vorgelegt haben. 

(Hört! Hört!-Rufe.) 

350 Zimmer seien Ihnen mitgeteilt worden; aber 
durch Ihre Subtraktionsmethode kommen dann 69 
heraus. Wie Sie diese Rechnung aufgestellt haben, 
das haben Sie bis jetzt dem Bundestagsvorstand 
vorenthalten. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Präsident, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Rutschke? 

D. Dr. Gerstenmaier, Präsident des Deutschen 
Bundestages: Bitte sehr! 

Dr. Rutschke (FDP) : Herr Dr. Gerstenmaier, ich 
habe hier die Durchschriften eines Schreibens von 
„Verwaltung — 11 —" an mich, und hiernach ergibt 
sich eine Wohnraumzahl von 69. 

D. Dr. Gerstenmaier, Präsident des Deutschen 
Bundestages: Ich verstehe nicht — was steht darin? 

Dr. Rutschke (FDP) : Ein Schreiben der Verwal-
tung, in dem mir mitgeteilt wird, daß, vorausgesetzt, 
daß jeder Abgeordnete ein Zimmer allein haben soll, 
einschließlich Saemischstraße noch 69 Abgeordnete 
je ein Zimmer haben müßten. Das Schreiben Ihrer 
Verwaltung ist vom 17. Dezember 1964. 

D. Dr. Gerstenmaier, Präsident des Deutschen 
Bundestages: Das bedeutet also, Herr Kollege 
Rutschke, Sie gründen Ihre Zahl 69 auf folgende 
Überlegung: Wenn man alle die Wohnräume, die 
die Abgeordneten für sich gemietet haben, die sie 
übrigens nicht vom Bundestag gemietet haben, die 
zwar von der öffentlichen Hand bezuschußt worden 
sind, die die Abgeordneten aber selber bezahlen, 
weiterhin in die Gesamtrechnung einbezieht und 
auch noch diejenigen, die in dieser Richtung weiter 
gebaut werden sollen, und wenn man überhaupt 
nichts anderes mehr in Sicht nimmt als die Arbeits-
räume für die Abgeordneten, dann kommt man zu 
der von Ihnen genannten Ziffer. 

Ersten ist sie mir nicht vorgelegt worden. Zwei-
ten ist sie vom Bundestagsvorstand nicht kontrol-
liert worden. Drittens habe ich dazu noch keine 
Äußerung von der Bundesbauverwaltung. Aber ich 
möchte Ihnen sagen: Warum Sie diese Sache hier 
im Plenum vorbringen und uns im Bundestagsvor-
stand bisher vorenthalten haben, ist mir unerfind-
lich. Im übrigen werde ich mir die Sache vorlegen 
lassen und werde sie zum Gegenstand einer Be-
sprechung im Bundestagsvorstand machen; da wer-
den wir es dann sehr genau nachrechnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Das kann mich aber nicht dazu bringen, von dem 
Grundgedanken abzugehen, der doch den Sinn des 
ganzen Bauunternehmens darstellt, daß wir nämlich 
auf die Funktion dieses Hauses hin bauen müssen, 
und das heißt: Verbindung von Einzelarbeitsräumen 
der Abgeordneten mit Räumen für die Arbeit der 
Fraktionen, übrigens auch für den zusätzlichen Frak-
tionsbedarf, plus Ausschußräume mit hinreichender 
Ausstattung. Und nun könnte ich hinzusetzen: noch 
eine ganze Reihe von Räumen, die sich einfach nicht 
unter dem Sammelbegriff von Herrn Kollegen Brese 
„Diese Bürokratie verdrängt uns" unterbringen las-
sen. Ich sage noch einmal: diese Bürokratie ver-
drängt uns gar nicht, wenn wir für unsere Biblio-
thek, unser Archiv, unseren wissenschaftlichen 
Dienst, unsere Kanzleien usw. Raum brauchen. Alle 
diese Abteilungen und Gruppen arbeiten für uns 
und nicht gegen uns, und deshalb müssen wir ihnen 
auch die notwendigen Räume geben. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Darf der Herr Ab-
geordnete Schultz eine Frage stellen? 

D. Dr. Gerstenmaier, Präsident des Deutschen 
Bundestages: Bitte sehr. 
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Schultz (FDP) : Würden Sie mir glauben, Herr 
Kollege Dr. Gerstenmaier, daß die Maßnahme, daß 
die Wohnungen in der Saemischstraße gleichzeitig 
als Arbeitsräume gelten, für die FDP-Fraktion selbst-
verständlich ist und daß wir auch entsprechend ge-
handelt haben, weil wir anders gar nicht zurecht-
kommen? 

D. Dr. Gerstenmaier, Präsident des Deutschen 
Bundestages: Es ist ganz reizend von Ihnen, Herr 
Kollege Schultz, daß Sie so viel Opfersinn an den 
Tag legen. Ich nehme an, daß sich die anderen Frak-
tionen nicht von Ihnen an Opfersinn übertreffen 
lassen und sich deshalb auf der gleichen Linie be-
wegen werden. Aber das ist kein Grund für den 
Präsidenten des Bundestages. Der Präsident des 
Bundestages ist es von seinem Amt her schuldig, 
den Abgeordneten dieses Hauses von Amts wegen 
eine bescheidene, aber hinreichende Arbeitsmög-
lichkeit in diesem Hause zu geben. Wenn hier heute 
einer kommt und sagt, daß das ein Overstatement 
sei, daß das die vorgeschriebene Bescheidenheit für 
dieses Hauses verletze, dann kann ich nur sagen: Das 
ist doch unglaubwürdig. Kommen Sie doch mit 
echten Argumenten und nicht mit unechten! Das 
glaubt Ihnen doch bei dem heutigen Level in diesem 
Staat kein Mensch mehr. Das kann man doch einfach 
nicht machen. 

Jedenfalls, was Sie auch immer tun wollen, meine 
Damen und Herren, — meine Pflicht ist es, dem 
Hause den Vorschlag zu machen, daß für jeden 
Abgeordneten, der diesem Hause von Rechts wegen 
angehört, ein bescheidener, aber hinreichender 
Arbeitsplatz zur Verfügung gestellt wird. Wenn 
diese Abgeordneten dann darauf verzichten, etwa 
aus Bescheidenheit, dann sollen sie es tun. Es gibt 
auch Stimmen, die mich am allermeisten ärgern, und 
zu denen Sie, Herr Dorn, kein Wort gesagt haben. 
Nicht nur, daß Sie gelegentlich meine nationale 
Gesinnung, nämlich meinen Wiedervereinigungs-
willen, in Zweifel ziehen — was einen Schwaben, 
einen Württemberger noch viel mehr ärgert, ist, 
daß man ihm auch noch unterstellt, er sei nicht spar-
sam genug. 

(Heiterkeit.) 

Das ist beinahe das Allerschlimmste, was man einem 
Schwaben vorhalten kann. Da reagiere ich dann auch 
empfindlich. 

Ich kann Ihnen nur sagen: Alles das, was Sie dar-
über in einen Teil der deutschen Presse lanciert 
haben oder was von selber dort hochgekommen ist, 
paßt einfach nicht in die Landschaft, und außerdem 
ist es unwahr. Sehen Sie sich die Pläne an — wir 
haben sie vorgelegt —, kontrollieren Sie sie durch! 
Ich fürchte, nachher wird- es so sein, daß, wenn das 
Bürohaus fertig ist, die Herren kommen und sagen 
werden: Was, in diese Zellen sollen wir hinein, da-
für soviel Streit und soviel Ärger?! Das hat sich 
doch gar nicht gelohnt! 

Vizepräsident Dr. Dehler: Darf der Abgeord-
nete Dorn eine Frage stellen? 

(Zurufe.) 

D. Dr. Gerstenmaier, Präsident des Deutschen 
Bundestages: Schön, lassen Sie den Herrn Abge-
ordneten Dorn fragen! 

Dorn (FDP) : Herr Dr. Gerstenmaier, wenn Sie 
schon selber zu der Überzeugung kommen, daß 
wahrscheinlich nur Zellen in dem Hause sind, frage 
ich Sie, ob die Planung in der Form, wie Sie das 
zu begründen versucht haben, zu vertreten ist. 

D. Dr. Gerstenmaier, Präsident des Deutschen 
Bundestages: Ich sage, ich könnte mir vorstellen, 
daß zu dem Zeitpunkt, bis das Haus endlich fertig 
ist — vor allem wenn wir weiter so darüber bera-
ten; dann werden wir nämlich überhaupt nicht fer-
tig —, 

(Beifall in der Mitte und links) 

das Lebensniveau so gestiegen ist, daß mancher 
noch gar nicht einmal besonders anspruchsvolle Kol-
lege kommen und sagen könnte: Was, in solche 
Zellen will man uns hineintun?! 

Das nehme ich hin. Ich will damit nur sagen: Das, 
was für uns geplant und vorgesehen ist, bewegt sich 
durchaus im Rahmen der uns gebotenen Bescheiden-
heit. Aber Understatements à tout prix — wie sie der 
Herr Abgeordnete Mommer hier mit Recht karikiert 
hat —, „um Punkte zu sammeln," sollten wir in 
einer solchen Sache nicht machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat der 
Abgeordnete Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ichglaube, es ist nach den  Ausfüh-
rungen von Herrn Abgeordneten Gerstenmaier not-
wendig, daß wir doch noch ein paar Worte Tu dem 
Hergang der Sache selbst sagen. 

Daß der  Bundestag Arbeitsmöglichkeiten braucht, 
ist nie bestritten worden. Aber einige Argumente 
sind nicht ganz richtig gewertet worden, Herr Kol-
lege Dr. Gerstenmaier. 

Mein Kollege Dürr hat von der Notwendigkeit 
des parlamentarischen Hilfsdienstes gesprochen. Hier 
geht es darum, daß man  zunächst einmal eine klare 
Konzeption für einen solchen Hilfsdienst haben muß. 
Dann sollte man auch die notwendigen Räume für 
ihn finden und  die  erforderlichen Baulichkeiten für 
ihn in  den  Haushaltsplan einstellen. Wir jedenfalls 
werden dann zustimmen. Aber ins Blaue hinein 
einer Sache 'zuzustimmen, deren Voraussetzung bis-
her seit Jahren von bestimmten Gruppen verhindert 
worden ist,  das  können Sie von uns doch nicht er-
warten! 

(Beifall bei der FDP.) 

Darum geht es nämlich in Wahrheit. Wir sind es 
doch gewesen, die seit Jahren diesen Hilfsdienst 
gefordert haben. Herr Dr. Gerstenmaier, Sie wissen 
ganz genau, welche Kräfte es gewesen sind, die 

 ihn verhindert haben. 

(Abg. Schoettle: Tun Sie doch nicht so, als 
ob Sie es gewesen sind!) 
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Moersch 
 — Herr Kollege Schoettle, ich kann es Ihnen schrift-
lich nachweisen. 

(Zuruf von  'der  SPD: Weshalb reden Sie hier 
so lange?!) 

— Ich habe die Freiheit, hier zu reden, genauso wie 
Sie die Freiheit haben, Zwischenrufe zu machen. 

(Beifall bei der  FDP. — Abg. Dr. Mommer 
meldet sich zu einer Zwischenfrage.) 

— Bitte, Herr Dr. Mommer! 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Moersch, ist Ihnen 
bekannt, daß wir in  der  ersten Legislaturperiode 
einen besonderen kleinen Ausschuß hatten — des-
sen Vorsitzender sich war —, in idem wir konkrete 
Pläne für einen solchen Gesetzgebungshilfsdienst 
entwickelt haben? 

Moersch (FDP) : Herr Dr. Mommer, das ist mir im 
einzelnen nicht bekannt. In der Sache habe ich dar-
über geschrieben. Aber ich bin Ihnen für  diese 
Unterrichtung außerordentlich dankbar. Ich möchte 
Ihnen nur mitteilen: ich war damals noch nicht 
wählbar. Es tut mir sehr leid. 

Der Herr Kollege Börner that es vorhin für 
notwendig befunden, eine Zwischenfrage zu stellen. 
Herr Kollege Börner, um  das  Selbstzeugnis, .das Sie 
sich hier ausgestellt haben, möchte ich und möchten 
meine Kollegen Sie nicht beneiden. 

(Beifall bei der FDP.) 

') Sie haben hier im falschen Laden eingekauft, wo es 
etwas unter Preis gegeben hat. Ich bitte Sie wirklich, 
dieses Niveau 'in diesem Hause nicht zu betreten. 

Herr Präsident Dr.  Gerstenm aier, Sie 
haben vom Sachzwang gesprochen. Auch hier an-
erkenne ich voll diese  Argumentation. Aber Sie haben 
eines vergessen: nämlich weshalb in der Öffentlich-
keit diese  ganze Diskussion und Aufregung ent-
standen ist.  Von keinem anderen Platz aus als von 
dem hier sind zur gleichen Zeit, zu der ein sehr 
überraschendes Projekt der Öffentlichkeit vorgelegt 
worden ist — überraschend im Ausmaß, in der Art 
der Darstellung und im Hergang der Sache —, von 
diesem Pult aus volkserzieherische Bemühungen 
unternommen worden, die in dem Wort „maßhalten" 
gegipfelt haben. Es war dann doch einigermaßen 
merkwürdig, daß ausgerechnet vom 'Bundestag aus 
eine gegenteilige Vorstellung entwickelt worden ist. 
Das  hat doch ,die Öffentlichkeit damals beunruhigt. 

(Beifall bei der FDP. — Hört! Hört! bei der 
 SPD.) 

Zur gleichen Zeit,  da  dieses Haus einen teilweisen 
Baustopp beschlossen und die öffentlichen Mittel für 
Bauvorhaben gekürzt hat, ist dieser Plan aufs Tapet 
gekommen. Das war doch in Wahrheit der ganze 
Hergang dieser Geschichte, und  das ist es auch, was 

 eis so außerordentlich erschwert, in Ruhe und Sach-
lichkeit über diese Fragen zu debattieren. Das bitte 
ich wirklich dabei zu bedenken. 

Wir sind selbstverständlich dafür, daß sich das 
Parlament die Autorität verschafft, die es nun einmal 
braucht, und wir 'sind selbstverständlich dafür, daß 

das auch hier getan wird. Aber meine Kollegen 
haben wohl durchaus richtig gerechnet, wenn sie 
glauben, mit einem Viertel der jetzt vorgeschlagenen 
Summe zu einem nützlichen Ergebnis kommen zu 
können. Darum und um nichts anderes geht es doch 
hier im wesentlichen. 

Ich bitte Sie also, nun einmal wirklich nicht von 
Mißdeutungen uns gegenüber zu reden. Wenn es 
Mißdeutungen gegeben hat, dann sind sie deswegen 
entstanden, weil die Stelle, die  diese Angelegen-
heit betrieben hat, meiner Ansicht nach zur falschen 
Zeit, am falschen Ort und mit falschen Belegen eine 
an sich richtige Sache gefördert hat. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das  Wort  hat der 
Abgeordnete Dr. Friedensburg. 

Dr. Dr. h. c. Friedensburg (CDU/CSU) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die Sorgen, 
die wir Berliner — und ich bitte um Verständnis 
dafür — zunächst gehabt haben, sind durch die Er-
klärung, die wir von dem Berichterstatter, dem Kol-
legen Conring, erhalten haben, zerstreut worden. 
Die Fraktion der CDU/CSU hat das durch einen 
formellen Antrag noch ausdrücklich bestätigt. Inso-
weit würde ich also meinen, daß der Worte genug 
gewechselt sind. Wir können einen Einspruch gegen 
das, was hier geplant ist, mit gutem Gewissen nicht 
verantworten. Ich nehme an, daß mein Freund Gradl, 
die gleiche Ansicht hat. Berlin wird natürlich auch 
durch die anständige Arbeit, die hier geleistet wird, 
verteidigt, und die gesamtdeutsche Sache wird eben

-

falls durch die anständige Arbeit, die hier geleistet 
wird, gefördert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und Abgeord

-

neten der SPD.) 

Dazu gehören selbstverständlich gewisse technische 
Voraussetzungen. 

Ich bitte nochmal um Verständnis dafür, daß wir 
nicht gern den Eindruck erwecken, als wenn der vor-
läufige Charakter Bonns durch großartige und ehr-
geizige Baupläne irgendwie allmählich in ein De-
finitivum verwandelt werde. Ich glaube, das werden 
Sie alle begreifen. Aber ich würde meinen: Jetzt 
sind der Worte genug gewechselt. Das, was wir ge-
hört haben, scheint mir auszureichen. 

Vielleicht sollte man die Zahl der notwendigen 
Räume noch einmal prüfen. Dazu gibt ja auch die 
Bewilligung durchaus Gelegenheit. Die Bedenken 
aber, die ursprünglich einmal bestanden haben, 
halte ich für beseitigt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Dr. Götz hat als Berichterstatter das letzte Wort. 

Dr. Götz (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich glaube, es ist die Pflicht des 
Berichterstatters, einen Vorwurf, der gegen den Vor-
stand des Bundestages dergestalt erhoben worden 
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Dr. Götz 
ist, wir hätten „ins Blaue hinein" geplant, entschie-
den zurückzuweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD.) 

Ich weise noch einmal darauf hin, daß der Vorstand 
sich seit dem Jahre 1961 in fast allen Vorstands-
sitzungen Gedanken darüber gemacht hat, wie den 
unzulänglichen Arbeitsverhältnissen am besten und 
am sparsamsten abgeholfen werden kann. Ich habe 
hier eine genaue Aufstellung über die notwendigen 
Räume für Abgeordnete, für Ausschüsse, für Sekre-
tariate, für die Verwaltung und für die Technik. Ich 
will das alles nicht noch einmal wiederholen. Die 
Verwaltung ist, indem sie all den Klagen und Be-
schwerden der Abgeordneten, die an sie herange-
tragen wurden, in sehr engem Rahmen Rechnung 
getragen hat, auf eine Zahl von 450 Arbeitsräumen 
gekommen, Wir wollen es dahingestellt sein lassen, 
ob 450 oder 420 notwendig sind. Aber, meine Herren 
von der FDP, Sie haben selbst gesagt: Vielleicht 
kommt man mit einem Viertel weniger aus. 

(Widerspruch bei der FDP.) 

— Überhaupt nur mit einem Viertel? 

(Zuruf von der SPD: Jawohl) 

— Dann kann ich nur eines sagen: Schön, im Aus-
schuß ist nach dem Protokoll die Frage gestellt wor-
den, wie Sie beispielsweise über den Bau eines 
15stöckigen Hochhauses dächten. Auch darauf keine 
Antwort. 

Ich meine, so kommen wir nicht voran, wenn wir 
immerfort nur von Übergangslösungen sprechen, 
von Alternativlösungen, dazu noch den Vorwurf 
hören, wir hätten ins Blaue hinein geplant, und Sie 
auch nicht einen praktikablen Vorschlag machen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Gestatten Sie noch 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. 
Gradl? 

Dr. Götz (CDU/CSU) : Bitte, Herr Abgeordneter 
Dr. Gradl. 

Dr. Gradl (CDU/CSU) : Herr Kollege Götz, ich 
hatte geglaubt, Sie gingen noch auf die folgende 
Frage ein,  die  ich nun also in dieser Form stellen 
darf. Ich bin von Kollegen der FDP darauf aufmerk-
sam gemacht worden, daß nach ihrer Meinung mit 
unserer Zustimmung zu Tit. 710 — 2 Millionen DM 
plus 10 Millionen DM Bindungsermächtigung —
haushaltsrechtlich gleichzeitig idas gesamte Bauvor-
haben, .das in der Anmerkung mit 48,5 Millionen DM 
beziffert ist,  endgültig beschlossen sei. Ich bin von 
meinen eigenen Parteifreunden unterrichtet worden, 
daß das nicht der Fall ist. Die Frage ist wichtig. Ich 
würde gern Ihre Antwort wissen. 

Dr. Götz (CDU/CSU) : Herr Kollege Dr. Gradl, 
diese Frage hat eigentlich mein Kollege Conring bei 
der Einbringung des CDU/CSU-Antrages schon be-
antwortet. Er hat darauf hingewiesen, daß der 
nächste Bundestag Jahr für Jahr erneut darüber be-
raten muß, welche Mittel für die Fortführung des 
Baus eingesetzt werden sollen. Ich spreche jetzt nicht 
als Berichterstatter. In der Debatte wurde darauf 

hingewiesen, daß auf Grund der von der Verwal

-

tung angeforderten Berechnung nur 60 Räume erfor-
derlich seien. Hier muß es sich um einen Irrtum han-
deln. 

Ich meine als Mitglied des Vorstandes — ich habe 
es als Berichterstatter schon angedeutet —, daß 
man, um den Raumbedarf überhaupt befriedigen zu 
können, auch das jetzt schon vorhandene Hochhaus 
an der Görresstraße in  die Raumverwendung ein-
beziehen muß. Ich glaube, es besteht durchaus die 
Möglichkeit, auch nach Annahme des Tit. 710 in 
seiner jetzigen Fassung den tatsächlichen Raum-
bedarf unter . Berücksichtigung des Hochhauses an 
der Görresstraße noch einmal zu überprüfen. Aber 
ich habe den Eindruck, daß selbst bei einer noch-
maligen, sehr genauen Überprüfung etwa nur ein 
Viertel des jetzt errechneten Raumbedarfs — das 
wären 90 bis 100 Arbeitszimmer — eingespart wer-
den könnten. Es würden dann, da in einem Stock-
werk ungefähr 30 Arbeitszimmer geschaffen werden 
können, drei Stockwerke eingespart, und darüber 
haben wir uns jetzt drei Stunden unterhalten. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Emde. 

Dr. Emde (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bin mit einem Satz fertig. Wir be-
schließen hier: Vorgesehen ist die Errichtung eines 
Bürohauses, voraussichtliche Gesamtkosten 48,5 Mil-
lionen DM, erste Rate 2 Millionen DM plus 10 Mil-
lionen DM Bindungsermächtigung. Damit kein Zwei-
fel besteht: Damit wird die Gesamtsumme und damit 
werden 26 Stockwerke beschlossen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Dr. Conring bitte! 

Dr. Conring (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich bedauere, daß ich aus Grün-
den des Haushaltsrechts den Darlegungen meines 
Kollegen Dr. Emde widersprechen muß. Es wird 
zwar in den Erläuterungen von den 48,5 Millionen 
DM gesprochen, aber die Sache ist haushaltsrecht-
lich doch so: Derjenige, der die 2 Millionen DM —
plus 10 Millionen DM Bindungsermächtigung — ge-
nehmigen soll, muß durch die Erläuterungen in den 
Stand gesetzt werden, zu wissen, unter welchen 
Aspekten er diese in der Zweckbestimmung ste-
hende Summe von 2 Millionen DM — plus 10 Mil-
lionen DM Bindungsermächtigung — genehmigen 
soll, ob das alles ist oder ob das Gesamtprojekt 
noch weitere Summen vorsieht. Er hat ein Anrecht 
darauf zu wissen, wie teuer das Gesamtprojekt nach 
der Planung sein soll. 

Eine ganz andere Frage ist aber, Herr Dr. Emde, 
ob die Summe von 48 Millionen DM durch die Zu-
stimmung zu dem Betrag von 2 Millionen DM 
gleichzeitig bewilligt wird oder nicht. Die Antwort 
auf diese Frage ist haushaltsrechtlich allerdings ein-
deutig klar: Die Gesamtsumme von 48,5 Millionen 
DM wird nicht bewilligt. Die Erwähnung der 
48,5 Millionen DM in den Erläuterungen dient eben 
nur zur Erläuterung dieser zu bewilligenden 2 Mil-
lionen DM und der 10 Milionen DM Bindungs-
ermächtigung. Ich habe mich, um nicht etwas Un- 
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richtiges zu sagen, soeben noch mit dem Leiter der 
Haushaltsabteilung des Bundesfinanzministeriums 
darüber unterhalten. Er hat mir die Richtigkeit die-
ser meiner Antwort ausdrücklich bestätigt. — Es ist 
in das freie Ermessen des Bundestages, des kom-
menden Bundestages gestellt, ob und welche wei-
teren Beträge er bewilligen will. Er kann bei 3 
Stockwerken des Bürohauses haltmachen, bei 5, bei 
10, bei 20 und letzten Endes maximal auch bei 24. 
Es ist sein freies Recht, das zu tun, was er nach Lage 
der kommenden Haushaltspläne für richtig hält. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Dr. Conring, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Mertes? 

Dr. Conring (CDU/CSU) : Ich wollte nur mit 
einem Satz schließen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Sie gestatten also 
nicht? 

Dr. Conring (CDU/CSU) : Sofort, Herr Präsident. 
Ich will nur diesen Satz sagen. Wir haben doch 
beim sogenannten Abgeordnetensilo soeben die Er-
fahrung gemacht, daß nur e i n Stockwerk aufgesetzt 
werden konnte. Es wäre wesentlich besser gewesen, 
wenn die Grundlagen dieses „Abgeordnetensilos" 
so gewesen wären, daß wir drei Stockwerke hätten 
aufsetzen können. Das konnten wir nicht. Infolge-
dessen legen wir jetzt den Grund des Bürohauses 
so, daß je nach Lage später Stockwerke aufgesetzt 
werden können, die kommende Bundestage für rich-
tig halten. 

Mertes (FDP) : Herr Kollege Dr. Conring, sind Sie 
nicht auch der Meinung, daß die heutige Bewilli-
gung von 2 Millionen DM plus 10 Millionen DM 
Bindungsermächtigung zwangsläufig weitere Bewil-
ligungen bis zur Höhe von 48,5 Millionen DM für 
dieses Projekt nach sich ziehen, und sind Sie nicht 
auch der Ansicht, daß, wenn wir keine 26 Stock-
werke bauen, die Fundamentierung von vornherein 
eine völlig andere sein müßte und, wenn das jetzt 
nicht geplant wird, dadurch noch höhere Kosten 
entstehen würden? 

Dr. Conring (CDU/CSU) : Ich bin dieser Meinung 
nicht. Meine Damen und Herren, wie würde es denn 
ein Privatmann machen, wenn er ein solches Büro-
haus heute und hier baute? Würde sich der Privat-
mann auf wenige Stockwerke beschränken, oder 
würde er die Grundlage so legen — nach den Er-
fahrungen, die wir soeben mit dem Abgeordneten-
silo gemacht haben —, daß man später auch auf-
stocken kann? Wie die Verhältnisse hier im Bundes-
tag liegen, bei dem Raumbedarf, von dem Sie soe-
ben in aller Breite gehört haben, ist es doch eine 
Selbstverständlichkeit, daß die Grundlage jeden-
falls so gelegt werden muß, daß eine Reihe von 
Stockwerken später draufgebaut werden kann. Nur, 
wieviele Stockwerke draufkommen, das entscheiden 
heute nicht wir, sondern das entscheiden spätere 
Bundestage, und diese werden sich später darüber 

schlüssig werden müssen, ob sie 5, 10, 20 oder 24 
draufsetzen wollen. Ein Präjudiz in dem Sinne, daß 
sie 24 drausetzen müßten, ist jedenfalls nicht gege-
ben. 

Mir kam es darauf an, hier haushaltsrechtlich ein-
deutig klarzustellen, daß heute nicht 48 Millionen 
DM bewilligt werden, sondern nur 2 Millionen DM 
plus 10 Millionen DM Bindungsermächtigung. Dar-
über muß sich das Haus völlig klar sein. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Ritzel bittet noch um das Wort. Bitte sehr. 

Ritzel (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Da selbst in den Reihen der Haushaltsleute 
Verwirrung über die Interpretation der Drucksache 
besteht, die vor uns liegt, möchte ich meinen klei-
nen Beitrag auf Grund ausreichender Erfahrung 
dazu geben. 

Eine Verwirrung der Begriffe ist möglich durch 
die Hinzufügung der Bindungsermächtigung von 
10 Millionen DM. In dem Augenblick, in dem es 
sich schließlich darum handelt, 2 Millionen DM erst-
mals zu bewilligen für ein Bauprojekt, das technisch 
vorliegt — die Voraussetzungen des § 14 der 
Reichshaushaltsordnung sind damit erfüllt —, ist 
durchaus die völlige Freiheit des Bundestages gege-
ben, die 48 Millionen DM laufend pro Jahr zu be-
schließen oder nicht zu beschließen. Das liegt in 
seiner Macht und in seiner Freiheit. Wir haben da-
mit, daß wir jetzt 2 Millionen DM bewilligen, nicht 
48 Millionen DM beschlossen. Nur, wenn wir jetzt 
eine Bindungsermächtigung von 10 Millionen DM 
hinzufügen und die Bundesregierung auf Veranlas-
sung des Herrn Bundestagspräsidenten von dieser 
Bindungsermächtigung über 10 Millionen DM Ge-
brauch macht, dann entsteht eine Situation, die die 
zukünftige Leistung, den zukünftigen Bau, veran-
kert. Darüber muß man sich klar sein. 

Es gibt einen ganz einfachen Weg. Wir bewilli-
gen die 2 Millionen DM. Wir nehmen von den Er-
läuterungen Kenntnis. Wir billigen auch die Bin-
dungsermächtigung von 10 Millionen DM, sagen 
aber: der Vorstand und der Haushaltsausschuß be-
raten, ehe die 10 Millionen DM jeweils verbraucht 
werden, noch einmal darüber, ob und in welchem 
Ausmaß Konsequenzen daraus entstehen. Wenn mit 
10 Millionen DM ein Fundament gelegt wird, müs-
sen wir schon wissen — man kann ja nicht so einen 
Stöpsel dahin stellen, bei dem dann eines schönen 
Tages mit dem Bauen aufgehört wird —, was wir 
endgültig verplanen können. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Sie stellen keinen 
Antrag, Herr Kollege Ritzel? — Sie stellen also kei-
nen Antrag, sondern geben nur eine Anregung. 

Bitte, Herr Präsident! 

D. Dr. Gerstenmaier, Präsident des Deutschen 
Bundestages: Meine Damen und Herren! Worin liegt 
die Würde eines Parlaments? — Nicht im hochge-
stockten mehr oder weniger bedeutenden Palaver, 
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auch nicht in der großen akademischen Diskussion, 
sondern in der Kraft zur Entscheidung. 

(Beifall in der Mitte.) 

Darin liegt die Würde des Parlaments, und jetzt 
muß entschieden werden. 

Damit klipp und klar ist, worüber entschieden 
wird, sage ich ausdrücklich, daß der Herr Kollege 
Mertes mit seiner Frage ganz recht hat. Wer zu 
diesen 12 Millionen so oder so — 2 Millionen DM 
und 10 Millionen DM Bindungsermächtigung — ja 
sagt, der sagt ja zu einem Beschluß des Vorstands 
des Deutschen Bundestages, der dafür bestellt ist 
— nach dem Hausgesetz des Deutschen Bundes-
tages —, und der redet mitnichten ins Blaue hinein. 
Das finde ich eigentlich eine ganz unselige Unter-
stellung, eine Beleidigung von Kollegen, wenn ich 
das hier einmal sagen darf. Wir haben vier bis fünf 
Jahre daran gearbeitet und reden gewiß nicht ins 
Blaue hinein. Sie beleidigen damit auch die Beamten, 
die an dieser Sache höchst gewissenhaft gearbeitet 
haben, und Sie beleidigen die Sachverständigen, die 
darüber hinaus noch zu Rate gezogen worden sind. 
So geht das nicht. 

Wer also zu diesen 12 Millionen DM ja sagt, der 
sagt ja zu dem vom Bundestagsvorstand nach den 
Vorschlägen der Bundesbauverwaltung beschlosse-
nen Projekt. Dabei, Herr Kollege Conring, ist nur 
eine Frage offen, nämlich ob wir 24 oder 26 Stock-
werke brauchen. Das weiß man in diesem Augen-
blick noch nicht. Das ändert aber nichts an der 
Kapitalplanung, die ja mit dem Fundament begin-
nen muß. Das ist doch ganz klar. 

Wer heute ja sagt, braucht aber damit noch nicht 
ja zu sagen zu dem, was hier gelegentlich das Ge-
samtprojekt genannt wurde. Da ist er völlig frei. 
Ob man später, in 10 Jahren oder früher, einmal 
einen anderen Plenarsaal oder noch etwas anderes 
bauen will, steht jetzt überhaupt nicht zur Debatte, 
geschweige zur Entscheidung. Das ist völlig offen. 

Aber man muß wissen, unter welchen Bedingun-
gen man jetzt zu den 12 Millionen DM ja sagt, und 
ich kann das Haus nur bitten, endlich das zu tun, 
was es seiner eigenen Arbeit schuldig ist, nämlich 
ja zu sagen zu diesen 12 Millionen DM. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich schließe die 
Aussprache. 

Ich rufe auf den Änderungsantrag der Fraktion 
der FDP Umdruck 558. Im allgemeinen ist es die 
Regel, daß wir positiv abstimmen. Es ist aber wohl 
zweckmäßig, daß wir den Streit über den Strei-
chungsantrag entscheiden. 

Wer dem Antrag der Fraktion der FDP, in 
Kap. 02 02 den Tit. 710 zu streichen, zustimmen will, 
gebe bitte Zeichen. — Gegenprobe! — Der Antrag 
ist abgelehnt. 

Ich rufe dann auf den Änderungsantrag der Frak-
tion der CDU/CSU Umdruck 570. Wer diesem Antrag 
zustimmen will, gebe bitte ein Zeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Der Antrag ist bei Ent-
haltungen angenommen. 

Ich rufe auf den Einzelplan 02 in der Fassung des 
Ausschußantrages mit der eben beschlossenen An-
derung. Wer zuzustimmen wünscht, gebe bitte ein 
Zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei 
Enthaltungen angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 03 Bundesrat (Drucksache IV/2903). 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Haase. 

(Abg. Haase [Kassel] : Ich verweise auf den 
Schriftlichen Bericht!) 

— Er verweist auf den Schriftlichen Bericht. Ich 
danke Ihnen für diesen Bericht. — Wird das Wort 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. — Wer dem 
Einzelplan 03 in der Fassung des Ausschußantrages 
zustimmt, gebe bitte ein Zeichen. — Gegenprobe! — 
Enthaltungen? — Einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf: 

Einzelplan 05 Geschäftsbereich des Auswärti
-gen Amts (Drucksachen IV/2905, zu IV/2905). 

Berichterstatter ist der Abgeordnete Dr, Conring. 

(Abg. Dr. Conring: Ich verweise auf den 
Schriftlichen Bericht!) 

— Der Abgeordnete Dr. Conring verweist auf den 
Schriftlichen Bericht. Ich danke ihm für seinen Be-
richt. Wird das Wort gewünscht? — Das Wort hat 
der Abgeordnete Ritzel. 

Ritzel (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich möchte einige Bemerkungen zu den  
Kulturtiteln machen, die im Einzelplan 05 vorhanden 
sind. Die Öffentlichkeit hat sich über gewisse Kür-
zungen dieses Etats wie auch  des  Etats des Wissen-
schaftsministeriums sehr erregt. Die Frage ist, ob 
diese Erregung berechtigt ist, welche Tatsachen vor 
uns stehen und was von dem Hohen Hause verab-
schiedet werden soll. Ich habe an Hand amtlicher 
Unterlagen einige wenige Feststellungen zur Sache 
zu treffen, und diese Feststellungen sind um so not-
wendiger, als bei der letzten Sitzung ides  Haushalts-
ausschusses, die dem Ausgleich Ides  Bundeshaushalts 
1965 galt, eine 7%ige globale Kürzung aller kürz

-

baren Titel beschlossen wurde, die ebenfalls der 
Entscheidung deis Hohen Hauses unterliegt. Im 
Haushaltsentwurf war ursprünglich eine Kürzung 
von 5 % vorgesehen, im Laufe der Debatte wurden 
im Haushaltsausschuß dann 6 % genannt, und 
schließlich kam man  zu 7 %. 

Wenn Sie sich nun vor Augen halten, wie sich 
diese Kürzung auswirkt, finden Sie einige noch nicht 
endgültig festliegende Tatsachen. Ich appelliere 
schon im voraus an den Herrn Bundesfinanzminister 
und bitte ihn ebenso wie den Herrn Bundesaußen-
minister, den Fragen, die sich hier ergeben, seine 
besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden. 

Der Haushaltsausschuß hat einen Ansatz für das 
Kulturinstitut in Brüssel bereits um 400 000 DM ge-
kürzt; er hat um 200 000 DM gekürzt einen Ansatz 
für das Kulturinstitut in Neu Dehli; er hat um 
180 000 DM gekürzt den  Ansatz für den  Deutschen 
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Bundessttudentenring — ich nenne nur einige wenige 
Beispiele —, um 200 000 DM ,die Sachspenden für 
ausländische wissenschaftliche Institutionen, rum 

 250 000 DM die Ansätze für Erwachsenenbildung, um 
46 000 DM den Ansatz des  Sozialamtes des Deut-
schen Bundesstudentenrings. 

Meine Damen und Herren, halten Sie sich nun ein-
mal vor Augen, daß das alles unter den Begriff der 
kurzbaren Titel fällt und daß die Hoffnungen der 
Sozialdemokraten im Haushaltsausschuß des Bundes-
tages trogen. Wir waren der Meinung, daß, wenn 
wir uns  in  dem einen oder anderen Fall mit geziel-
ten Kürzungen abfinden würden, eine Unterwerfung 
eines schon gekürzten Titels unter eine 7%ige oder 
sonstige globale Kürzung nichtmehr in Frage käme. 
Wir waren enttäuscht, als dort gesagt wurde, diese 
7%ige Globalkürzung müsse auch auf bereits ge-
kürzte Titel angewendet werden. Daraus entstehen 
Fragen von erheblichem politischem Gewicht. Ich 
nenne Ihnen einige: Wir haben einen Tit. 668, 
Weltkinderhilfswerk, UNICEF. Die Frage ist, ob wir 
es uns politisch leisten können, den nicht zu hohen 
Ansatz um 7 % zu kürzen. Wir haben einen Tit. 303, 
Schulen, der auf Antrag der Regierung von 55 auf 
56,5 Millionen DM erhöht wurde. Obwohl diese Er-
höhung absolut begründet war und noch sehr be-
scheiden genannt werden mußte, soll dieser Titel 
um 7 % gekürzt werden. 

Die öffentliche Meinung hat sich mit dem Problem 
der Auslandsschulen in ganz besonderer Weise aus-
einandergesetzt. Ich habe hier eine deutsche Wirt-
schaftszeitung, in der über die deutsche Schule in 
Den Haag berichtet wird, sie sei vom Einsturz be-
droht. Da wird gesagt: 

Offenbar gehört die deutsche Schule in Den 
Haag nicht mehr zu den repräsentativen Kul-
turaufgaben. Der Notlage dieser Anstalt stellt 
man sich in Bonn blind und taub gegenüber. In 
Haager Amtskreisen schüttelt man den Kopf; 
zu Recht, denn die Räume dieser deutschen 
Schule befinden sich in einem Zustand, der aller 
Kritik Hohn spricht. 

An anderer Stelle wird gesagt, daß Leib und Leben 
der Kinder, die diese Schule besuchen, 'gefährdet 
seien. Es wird von anderen Auslandsschulen berich-
tet. Wir haben 'beispielsweise in London die Tat-
sache zu verzeichnen, daß dort augenblicklich eine 
neue Schule errichtet werden soll. In London ist in 
dieser Richtung eine lebhafte Bewegung im Gang. 
Aber die deutsche Schule in London wird nicht er-
richtet werden können, wenn diese Kürzung eintritt. 
Ich habe mir von der Kulturabteilung des Auswär-
tigen Amtes sagen lassen, daß sogar die im Aufbau 
befindliche deutsche Schule in Washington gefähr-
det sei. Ich könnte noch andere Beispiele nennen, 
verzichte darauf aber mit Rücksicht auf die späte 
Stunde. 

Für die deutschen Wissenschaftler im Ausland 
wurde der Ansatz für Zuwendungen um eine halbe 
Million DM gekürzt. Jetzt besteht die Drohung, daß 
diese Summe noch einmal um 7 % gekürzt werden 
soll. Wir haben eine besondere Bewilligung für die 
Erhöhung der Lehrergehälter im Haushalt mit etwa 
1 1/2 Millionen DM vorgesehen. Wenn der Betrag um 

7 '0/o gekürzt wird, wird die Erhöhung der Lehrerge-
hälter kaum möglich sein. 

(Zuruf von der Mitte: Rechtsverpflichtun

-

gen!) 

Das ist eine echte Sorge. — Sie brauchen nicht mit 
einer oder mit zwei Händen abzuwinken; das ist 
eine echte Sorge der Kulturabteilung des Auswärti-
gen Amtes. 

(Zuruf von der Mitte: Sie wissen, daß es 
sich bei den Gehältern um Rechtsverpflich

-

tungen handelt!) 

— Wenn Rechtsverpflichtungen vorliegen, ist es 
etwas anderes. Aber bis jetzt liegen noch keine 
Rechtsverpflichtungen vor. Die Mehrbewilligungen 
stellen eine freiwillige Leistung dar, Herr Kollege; 
das müßten Sie wissen. 

Bei den Beträgen für Jugend- und Studentenkon-
takte wurden 0,5 Millionen DM eingespart. Wenn 
der verbleibende Betrag um 7 % gekürzt wird, wird 
ein noch schlimmerer Zustand eintreten, als er bis 
jetzt schon zu verzeichnen ist. Bei den deutschen 
Krankenhäusern im Ausland würde eine 7%ige Kür-
zung einen sehr schlimmen Effekt haben. Bei der zu 
befürchtenden Verringerung der Mittel für Ostblock-
kontakte wird eine Entwicklung eintreten, die das 
Gegenteil dessen bedeutet, was wir — das glaube 
ich gerade auf Grund der heutigen Debatte sagen zu 
können — alle anstreben. Im Auswärtigen Amt wird 
befürchtet, daß eine größere Anzahl von Goethe

-

Instituten geschlossen werden muß. Mir liegen in 
einem Bericht Zahlen über eine drohende weit

-

gehende Lahmlegung der Tonbandtranskription des 
Dienstes von Inter Nationes vor; die erwarteten und 
dringend benötigten etwa 2,4 Millionen DM werden 
auf 1,45 Millionen DM gekürzt, weil die Mittel noch 
herangeholt werden, um nicht an allen Stellen, die 
in Frage kommen, eine Kürzung um 7 % vornehmen 
zu müssen. 

Das sind bedauerliche Tatsachen. Sie sind um so 
bedauerlicher, als gewisse kleine Deckungsmöglich-
keiten heute nicht die Zustimmung des Hohen Hau-
ses gefunden haben. Wir haben hier beantragt, einen 
Propagandafonds in Kap. 04 03 mit 5 Millionen DM 
abzusetzen und diese 5 Millionen DM für diese 
Zwecke einzusparen. Wir sind der Auffassung, daß 
eine Reihe von anderen Mitteln und Möglichkeiten 
bestehen, so bei dem bereits abgelehnten Antrag, 
den Reptilienfonds des Herrn Bundeskanzlers um 
5 Millionen DM zu erleichtern und diese 5 Millionen 
DM für solche Zwecke dienstbar zu machen. Die 
Mehrheit hat das abgelehnt. Wir haben eine Reihe 
von Positionen im Haushalt, wo vermögenswirk-
same Ausgaben im ordentlichen Haushalt erschei-
nen, die zweckmäßigerweise und systematisch in den 
außerordentlichen Haushalt verwiesen werden soll-
ten. 

Es gibt eine Bewilligung, gegen die sich die 
Sozialdemokraten gewandt haben. Ich will sie ein-
mal öffentlich nennen; sie ist unangenehm, ich weiß 
es. Ein süddeutscher Verlag wird mit 496 000 DM 
finanziert für das Herausbringen einer „Sowjetolo-
gischen Enzyklopädie". Ich frage mich, ob ausge-
rechnet wir in unserer Situation — und ausgerech- 
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heute — veranlaßt oder gezwungen sein sollten, 
derartige Mittel aufzuwenden. 

Ich möchte nun den Herrn Bundesfinanzminister 
und in seiner Vertretung den Herrn Staatssekretär 
fragen: sehen Sie eine Möglichkeit, in den dringen-
den Fällen, die sich auf Grund einer globalen 
7%igen Kürzung ergeben und die schwere Nachteile 
auszulösen drohen für das Ansehen, für die Kultur-
politik und für die politischen Ziele der Bundes-
republik, in dem einen oder anderen Fall von einer 
solchen globalen 7%igen Kürzung abzusehen? Ich 
bin überzeugt, daß die Regierung ebenso wie das 
Hohe Haus eine zwingende Veranlassung haben 
sollte, bei der Kürzung solcher Kulturtitel, die poli-
tisch von ungeheurer Bedeutung sind, das Vermeid-
bare zu vermeiden. Ich wäre dankbar, wenn sowohl 
der Herr Minister der Finanzen als auch der Herr 
Minister des Auswärtigen dem Hohen Haus zu die-
sen Fragen eine klare Antwort gäben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Dr. Conring. 

Dr. Conring (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Natürlich würden auch wir von 
seiten der Regierungskoalition für die Pflege der 
kulturellen Beziehungen zum Ausland und für die 
Förderung des deutschen Schulwesens im Ausland 
gern etwas mehr tun. Ich möchte Sie aber darauf 
aufmerksam machen, daß diese Titel von Jahr zu 
Jahr erheblich erhöht worden sind. Ich habe in mei-
nem Schriftlichen Bericht darauf ausdrücklich auf-
merksam gemacht. Ich möchte für diejenigen Damen 
und Herren, die den Bericht nicht haben durchsehen 
können, diese Steigerungsquoten einmal vor Augen 
führen. 

1954 begann der Kulturtitel — ich komme gleich 
auf den Schultitel —, Tit. 302, mit 6,8 Millionen DM. 
Im Jahre 1958 war dieser Titel auf 23,2 Millionen 
DM angewachsen. Weitere zwei Jahre später war 
er — ich runde ab — auf 45 Millionen DM ange-
stiegen. Weitere zwei Jahre später war er auf 117 
Millionen DM gestiegen. Weitere zwei Jahre spä-
ter — ich nehme der Einfachheit halber gleich die-
ses Jahr —, 1965, ist er auf 128 Millionen DM ange-
wachsen. Deutlicher kann doch wohl nicht der 
Wunsch der Koalition zum Ausdruck gebracht wer-
den, daß sie bereit ist, Jahr für Jahr mehr für die 
Pflege der kulturellen Beziehungen zum Ausland 
zu tun. 

Ich darf Ihnen jetzt die Steigerungsquoten des 
Schulfonds bekanntgeben, der in Tit. 303 ausgewie-
sen ist. Im Jahre 1954 (begann dieser Titel mit 3 Mil-
lionen DM. Zwei Jahre später enthielt er die neun-
fache Summe, nämlich 27 Millionen DM. Weitere 
zwei Jahre später war er auf 50 Millionen DM an-
gestiegen, und im Jahre 1964 — ich möchte es ab-
kürzen — war er auf 52 Millionen angewachsen. 
In diesem Jahr ist er auf 56,6 Millionen DM erhöht. 

(Zuruf von der SPD: Vergleichen Sie es 
doch einmal mit dem Anwachsen des Haus

-

haltsvolumens!) 

Sie werden in dem beständigen Ansteigen beider 
Titel, sowohl des Kulturtitels wie des Schultitels, 
deutlich den Willen der Regierung erkennen, für die 
Pflege dieser Aufgaben jahraus jahrein mehr und 
mehr zu tun. Ich bedaure natürlich auch, daß wir 
nicht noch mehr tun können. Aber auf der anderen 
Seite haben wir nun einmal eine Begrenzung des 
Haushaltsplans aus sehr wohlüberlegten Gründen, 
die vor allen anderen unbedingten Vorrang haben, 
nämlich aus Gründen der Preisstabilität und der Er-
haltung unserer Währung. Dieser Aufgabe, die den 
Vorrang vor allen anderen Gesichtspunkten hat, 
fühlen wir uns verpflichtet. Infolgedessen können 
wir die weitergehenden Wünsche in diesem Jahr 
nicht erfüllen. Ich habe das doch hier sagen wollen, 
und ich möchte auch hinzufügen: ich habe von dem 
Mitberichterstatter, Herrn Ritzel, bei den Beratungen 
im Haushaltsausschuß nicht gehört, daß er etwa ge-
meint hätte, wir möchten hier zu einer Ablehnung 
kommen. Er hat in der Haushaltsberatung als Be-
richterstatter diesen Kürzungen vielmehr zuge-
stimmt. 

Ich meine genügend deutlich gemacht zu haben, 
daß wir gern noch mehr für die Kulturaufgaben im 
Ausland getan hätten, daß wir aber gleichzeitig eine 
noch größere Aufgabe zu erfüllen haben, nämlich 
den Haushalt in seiner Begrenzung zu halten, um 
den weiteren Kaufkraftschwund verhindern und die 
Preisstabilität gewährleisten zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Kahn-Ackermann. 

Kahn-Ackermann (SPD) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Kollege Conring hat hier 
soeben Ausführungen zur Entschuldigung der vor-
genommenen Streichung gemacht. 

(Abg. Dr. Conring: Keine Entschuldigung!) 

Herr Kollege Ritzel hat sie mit Recht angeprangert. 
Das ganze Problem muß man  in  einem größeren 
Zusammenhang sehen. 

Unser Kollege Erler hat heute darauf hingewiesen, 
wie lebenswichtig diese  Aufgabe im Zusammenhang 
mit unserem ständigen Versuch des Alleinvertre-
tungsrechts der Bundesrepublik für das ganze deut-
sche Volk ist. Sie haben hier eine Skala aufgeführt, 
wie das von Jahr zu Jahr erhöht worden ist. Dem-
gegenüber möchte ich Sie  daran erinnern, wie un-
sere Nachbarn, die keine Teilung haben und infolge-
dessen nicht vor diesen schwierigen Problemen 
stehen, diese Fragen beurteilen. 

(Abg. Dr. Conring: Die auch keinen Krieg 
verloren haben!) 

Im französischen Haushalt stehen für diesen 
Zweck beispielsweise 1,2 Milliarden Neue Franken. 
Das sind also fast 1 Milliarde DM. In seinen kürz-
lichen Ausführungen hat der Leiter der Kulturabtei-
lung des französischen Außenministeriums gesagt: 
Jeder Franzose muß sich in Zukunft völlig darüber 
klar sein, daß die Ausbreitung unserer Sprache und 
unserer Kultur nicht mehr ein angenehmer mon- 
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däner Zeitvertreib ist, sondern daß sie eine der 
wesentlichen Elemente der französischen Macht in 
der Welt darstellt. Das, glaube ich, sind etwa die 
Dimensionen und die Grundsätze, unter denen man 
dieses Problem sehen muß. 

Aber ich habe mich nicht zu Wort gemeldet, weil 
ich hier über die Höhe der Zuwendungen für unsere 
kulturelle Auslandsarbeit rechten will, sondern weil 
ich ein paar Worte zu ihrem Inhalt anbringen will, 
was mir angesichts der Beratung des Etats des Aus-
wärtigen Amts sinngemäß erscheint. 

(Abg. Dr. Conring: Nächste Woche ist Kul

-

turdebatte! Darüber braucht hier jetzt gar 
nicht gesprochen zu werden!) 

— Meine Damen und Herren, das gehört dazu. 

Die Kultusministerkonferenz hat kürzlich erfreu-
licherweise zu dem ganzen Problem der Auslands-
schulen sehr vernünftige Entschlüsse gefaßt. Ihre 
Verwirklichung kann nur dann vollzogen werden, 
wenn sich die Bundesregierung endlich dazu auf-
rafft — was auch der Haushaltsausschuß bei den 
Beratungen des Haushalts des Auswärtigen Amts 
gefordert hat —, die Zentralstelle für unser Aus-
landsschulwesen zu errichten. Unter den gegenwär-
tigen Verhältnissen ist es einfach unmöglich, für 
diese Schulen eine angemessene Schulaufsicht zu 
führen und die gegenwärtigen schwierigen Pro-
bleme der Behandlung und der Besoldung der Leh-
rerschaft ordentlich zu regeln. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Meine Kollegen, ist es denn in Ordnung, wenn 
beispielsweise Auslandslehrer drei Jahre lang war-
ten müssen, bis sie ihre Mietzuschüsse bekommen? 
Ist es in Ordnung, daß Gehaltsverfügungen des 
Auswärtigen Amts vom Bundesverwaltungsamt, das 
dafür zuständig ist, einfach nicht anerkannt werden 
und daß die Lehrer, wenn sie nach Hause kommen 
und ihre Abrechnungen vorlegen, wesentlich weni-
ger bekommen, als man ihnen draußen versprochen 
hat? Ist es ferner in Ordnung, daß in Ländern mit 
Inflation — da gibt es in Südamerika Beispiele — 
Lehrer,  die genauso gut für unsere Kulturarbeit 
draußen im Ausland wirken wie die Beamten des 
Auswärtigen Amts, jahrelang oder monatelang dar-
auf warten müssen, daß die nötigen Teuerungs- und 
Kaufkraftzuschläge gezahlt werden, die andere 
längst und selbstverständlich bekommen? 

Ich will das Thema nicht vertiefen. Man könnte 
zahlreiche Beispiele dafür nennen. Aber das ist ein 
Beweis dafür, daß raschestens die Vorschläge der 
Kultusministerkonferenz auch seitens der Bundes-
regierung verwirklicht werden müssen, damit Ord-
nung in diese Geschichte kommt. 

Wie ich höre — ich würde gern wissen, ob das 
wahr ist —, hat sich gegen die Verwirklichung die-
ser Pläne vorläufig der Herr Finanzminister quer-
gelegt. Diese Frage, die im Schoße der Bundesregie-
rung seit zwei Jahren beraten wird und bei der man 
zu keinem Ergebnis kommt, ist wirklich entschei-
dungsreif. Die Bundesregierung sollte sich nicht 
nachsagen lassen, daß sie jetzt das großzügige An-
gebot der Länder und die einheitliche Regelung, die 

für diese Fragen von der Kultusministerkonferenz 
beschlossen worden ist, in der Luft hängen lasse. 

Ich bin der Kultusministerkonferenz noch für 
etwas anderes dankbar. Sie hat nämlich Richtlinien 
dafür aufgestellt, was man eigentlich als deutsche 
Auslandsschule ansehen muß. In diesen Richtlinien 

- steht u.  a.:  

Die Arbeit der Schule muß von innerdeutschen 
Bildungszielen bestimmt sein. 

Danach wären jene — Jahr für Jahr mit Tausen-
den von Mark aus dem Schulfonds dotierten — 
Schulen nicht mehr in diese Kategorie einzureihen, 
für die der Schulvorstand verfügt, daß beispiels-
weise zeitgeschichtlicher Unterricht nicht erfolgen 
darf, oder in denen einer Lehrkraft beispielsweise 
ein Vortrag „Wie Hitler zur Macht kam" einfach 
verboten wird oder die vom Schulvorstand, um 
einen solchen Vortrag zu verhindern, für den betref

-f

enden Tag geschlossen werden, weil angeblich 
desinfiziert werden muß. Herr Minister, auch das 
ist leider kein Einzelfall. 

Ich will die Sache hier nicht vertiefen. Aber ich 
sehe hier einen Beweis dafür, daß die Schulaufsicht 
bei der jetzigen Konstruktion und den wenigen Be-
amten, die da sind, sehr im argen liegt, daß auf der 
einen Seite Geld fehlt, um gute und nützliche Schu-
len zu errichten, daß aber auf der anderen Seite 
eine Menge Schulen mit unserem Geld erhalten 
werden, die zum großen Teil nichts als Standes

-

schulen sind, wo Kinder reicher Eltern in einer 
fremden Sprache für ein fremdes Bildungsziel an 
einer sich deutsch nennenden Schule, die mit deut-
schem Unterricht sehr wenig zu tun hat, erzogen 
werden. Das würde durch die Richtlinien, die die 
Kultusministerkonferenz ausgearbeitet hat, in Zu-
kunft beseitigt werden. Ich würde sehr erfreut sein, 
von der Bundesregierung zu hören, ob sie beabsich-
tigt, diesen Vorschlägen zu folgen. 

In diesem Zusammenhang noch ein Zweites. Ich 
habe in einer Denkschrift des Auswärtigen Amts 
u. a. gelesen, daß für die Erfüllung der Aufgabe, 
der die Kulturarbeit im Ausland dient, eine perso-
nelle Verstärkung der Auslandsvertretungen vor 
allem im Bereich der Ö ffentlichkeits- und der Kultur-
arbeit notwendig ist. Ich 'begrüße diese Stellung-
nahme sehr. Ich wünschte nur, daß ihr in der Praxis 
tatsächlich Rechnung getragen wird. Zu dieser Ver-
stärkung gehört es ganz sicherlich nicht, wenn Sie 
beispielsweise Kulturattachés entsenden, die der 
Sprache des betreffenden Landes gar nicht mächtig 
sind, obwohl man aus den zur Verfügung stehenden 
Referenten sehr wohl solche auswählen kann. Ich 
könnte eine Reihe von Beispielen nennen. Ich will 
es wegen der fortgeschrittenen Zeit nicht tun. Aber 
es ist beispielsweise unsinnig, einen Mann, der nicht 
Spanisch kann, aus Schweden nach Südamerika zu 
schicken, wo er dreiviertel Jahre braucht, bis er 
einen Konsulatssekretär bekommt, mit dessen Hilfe 
er überhaupt erst arbeiten kann; daß man nach 
Brasilien einen Mann schickt, der nicht Portugiesisch 
kann; daß man umgekehrt einen Mann, der Portu-
giesisch kann, auf eine andere Stelle steckt. Das ist 
ein ungeheurer Leerlauf, der dazu führt, daß die 
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Kulturarbeit lange Zeit von dem Betreffenden gar 
nicht geleistet werden kann. 

Zu den Schulen noch ein Letztes, Herr Minister. 
Ich wäre Ihnen sehr dankbar, wenn sich unsere aus-
wärtigen Missionen in Zukunft etwas mehr um die 
Lehrer draußen kümmerten und es beispielsweise 
nicht geschähe, daß, wenn diese Lehrer Eingaben an 
das Auswärtige Amt machen, einige Missionen — 
es  gilt nur für einige wenige — die Antwort, die das 
Auswärtige Amt gibt, den Lehrern vorenthalten, 
ihnen gar nicht Einblick in die Antwort geben. 

Lassen Sie mich noch ein weiteres sagen. Diese 
Lehrer draußen und auch die Schulleiter müssen 
meistens bei Anfragen, die sie an das Auswärtige 
Amt richten, monatelang auf eine Antwort warten. 
Wenn es aber einmal einem Lehrer einfällt, in einer 
Leserzuschrift — wie es geschehen ist, an die „Zeit" 
— eine kritische Äußerung gegenüber der Bundes-
regierung zu tun, dann dauert es keine sieben Tage, 
daß der Mann zur Botschaft zitiert und gebeten 
wird, zu dieser Sache Stellung zu nehmen. Das wie-
derum scheint mir eine Eile zu sein, die aus diesem 
Anlaß nicht geboten ist. Außerdem haben Lehrer, 
auch wenn sie im Auslandsdienst sind, durchaus 
das Recht, sich zu innerdeutschen Angelegenheiten 
zu äußern. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nächste Woche 
unterhalten wir uns darüber!) 

Diese Bemerkungen wollte ich bei dieser Gele-
genheit machen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Martin. 

Dr. Martin (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es wäre abwegig, wenn wir 
jetzt eine Kulturdebatte über die Einzelfragen be-
ginnen wollten, die uns hier beschäftigen. Das kön-
nen wir nicht. Ich habe mich deshalb zum Wort ge-
meldet, weil bei den gezielten und detaillierten 
Fragen, die Herr Ritzel diskutiert hat, die Gefahr 
besteht, daß das Bild unserer auswärtigen Kultur-
politik verzerrt wird. Dieses Bild wird auch noch 
dadurch verzerrt, daß Herr Kahn-Ackermann unzu-
lässige Vergleiche mit anderen Staaten angestellt 
hat. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Wir haben in den letzten Tagen einen unverdächti-
gen Zeugen für die deutsche Kulturpolitik bekom-
men. Philipp Comes, der beste Kenner der Kultur-
politik aller Länder, hat sich in einem Buch mit dem 
Titel „Kultur — die vierte Dimension der Außen-
politik" geäußert. Darin gibt es einen lesenswerten 
Abschnitt über die deutsche Kulturpolitik im Aus-
land. Die Essenz dieses Abschnittes ist, daß von 
1955 bis 1964 eine für das Ausland erstaunliche 
Entwicklung dieses Gebietes der deutschen Außen-
politik stattgefunden hat. Das muß man hier auch 
einmal sagen, wenn man im einzelnen kritisiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich kenne die Zahlenreihen, die Herr Conring 
angeführt hat, und es wäre leicht, hier darzulegen, 
daß auch in diesem Jahre erhebliche Aufwendungen 
gemacht werden. Meine Damen und Herren, jeder 
der meine Meinung in dieser Sache kennt, kann 
sicher sein, daß ich die Problematik durchaus emp-
finde, die hier spielt, weil wir zwischen Stabilität 
und Effizienz stehen und uns so oder so entscheiden 
müssen. 

Wir müssen in der nächsten Woche dieses ganze 
Thema ausführlich erörtern. Ich möchte heute für 
Neugierige noch folgendes sagen. Wir werden es 
zum ersten Male erleben, daß es zu einem Bereich 
der Bundesregierung und ihrer Arbeit einen ein-
helligen, würdigenden Beschluß des Auswärtigen 
Ausschusses gibt. Der Auswärtige Ausschuß hat ge-
sagt — er hat das schriftlich niedergelegt und ein-
stimmig beschlossen, mit den Stimmen der Oppo-
sition —, daß die Arbeit der Abteilung VI des Aus-
wärtigen Amtes, im Rahmen dessen, was überhaupt 
möglich war, gut und richtig gewesen ist. Ich halte 
diesen Beschluß deshalb für so gut, weil die Beam-
ten der Abteilung VI, die unter schweren Lasten 
seufzen, und die Menschen draußen diese Ermuti-
gung seitens des Deutschen Bundestages einmal 
nötig haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dieser Bericht, den ich vorwegnehmen will, sagt 
freilich auch — und das ist auch meine Meinung —, 
daß wir jetzt über eine Schwelle zu gehen haben, 
eine neue Phase der auswärtigen Kulturpolitik be-
ginnen müssen, weil  sich die Situation unseres 
Landes enorm verändert hat. Wir alle wissen, daß 
auf diesem Gebiet noch sehr viel mehr getan wer-
den muß. Denn, meine Damen und Herren, der Titel 
des Buches, den ich zitiert habe, lautet, „Kultur — 
die  vierte Dimension der Außenpolitik", und die 
These geht dahin, daß die Aufwendungen für Poli-
tik, Verteidigung usw. in der Außenpolitik nur dann 
wirksam werden, wenn sie durch kulturpolitische 
Maßnahmen ergänzt werden. Das muß der Deutsche 
Bundestag zur Kenntnis nehmen, und er muß sich 
in seinen kommenden Beratungen danach richten. 

Ich möchte noch ,ein Zweites sagen. Ich glaube, 
man idarf unterstellen, daß die  ,Haushaltsleute, die 
die Sorge für die  Stabilität in unserem Lande haben, 
sich darüber klar sind, daß im Laufe dieses Jahres 
auf diesem Gebiet Forderungen auftreten können, 
die unabweisbar werden können. Wenn wir bei-
spielsweise in die Lage versetzt würden, daß wir 
eine Schule in London ,aus finanziellen Gründen 
nicht bauen könnten, und die SBZ versuchen würde, 
dort eine Schule zu errichten, dann darf es keine 
Haushaltsbestimmung geben, die uns daran hindern 
würde zu handeln. Ich glaube, das müßte auch für 
viele andere Dinge gelten. Ich meine, daß wir das 
Problem  ruhig ansehen und vor allen Dingen die 
Einzeldiskussion auf dem Hintergrund der Leistun-
gen, die bis jetzt schon erbracht worden sind, führen 
müssen. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Ritzel möchte eine Frage an Sie stellen. 
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Ritzel (SPD) : Herr Kollege, ist Ihnen bekannt, 
daß die Gesamtsumme der  Ansatzkürzungen, von 
denen ich vorhin nur einen Teil vorgelesen habe, 
die im Haushaltsausschuß außerhalb der 7 % 
Globalkürzung vorgenommen worden sind, einen 
Betrag von 3 419 000 DM ausmacht? Ist Ihnen be-
kannt, daß die Summe ,der Kürzung, die bei Inter 
Nationes geplant ist, bedeutet, daß etwa 40 % der 
Sendungen von Inter Nationes stillgelegt werden 
müssen, und daß das das beste Feld für das Ein-
dringen der SBZ und der  Sowjetunion ist? 

Dr. Martin (CDU/CSU) : Herr Ritzel, diese Zah-
len sind mir genau bekannt; aber Ihnen ist genauso 
bekannt, daß die Verteilung der Kürzungen nicht so 

 erfolgen muß, wie Sie sie soeben hier vorgetragen 
haben. Der Fehler dieser Debatte ist, daß Herr 
Kahn-Ackerman jetzt eine Diskussion vorausgenom-
men hat, die erst nächste Woche erfolgen kann. Oder 
noch besser: wir hätten am letzten Freitag diese 
Diskussion hier haben müssen; dann hätten wir 
heute im Detail diskutieren können. Das ist uns 
jetzt nicht möglich. Wir haben uns am letzten Frei-
tag dagegen verwahrt, um 1/22 Uhr eine so wichtige 
Sache durchzudi'skuti'eren, und deshalb sind wir 
heute in dieser Verlegenheit. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Herr Abgeordneter 
Ritzel möchte noch eine Frage stellen. 

Ritzel (SPD) : Herr Abgeordneter Dr. Martin, 
wollen Sie bestreiten, daß mit der Verabschiedung 
des Einzelplans 05, vor der wir jetzt stehen, die 
Kürzungen, die ich vorhin im einzelnen genannt 
habe, Inhalt des Bundeshaushalts werden und da-
mit vollzogen werden? 

Dr. Martin (CDU/CSU) : Ich habe nicht verstan-
den, Herr Ritzel. 

Ritzel (SPD) : Wollen Sie bestreiten — weil Sie 
sagten, es sei nicht richtig, das heute zu bringen —, 

daß die Kürzungen, die ich hier genannt habe, Ge-
genstand und Inhalt des zu fassenden Beschlusses 
sind und damit eine krasse Realität werden? 

Dr. Martin (CDU/CSU) : Ich glaube nicht, daß das 
der Fall ist, Herr Kollege Ritzel. Ich glaube, daß wir 
über einen Prozentsatz entscheiden und nicht über 
einzelne Positionen. 

(Abg. Dr. Conring: Richtig, und zwar beim 
Haushaltsgesetz, nicht jetzt!) 

Vizepräsident Dr. Dehler: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. — Bitte, Herr Bundesmini-
ster des Auswärtigen! 

Dr. Schröder, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte die Debatte nicht aufhalten, sondern nur auf 
eine Frage antworten, die der Herr Kollege Kahn

-

Ackermann gestellt hat, die Frage nach unserer Hal-
tung hinsichtlich der Zentralstelle für das Auslands-
schulwesen. Wir setzen uns nach wie vor dafür ein. 
Der derzeitige Stand dieser Sache ist der, daß ein 
Gutachten des Bundesbeauftragten für Wirtschaft-
lichkeit der Verwaltung eingeholt wird. Sobald das 
vorliegt, werden die Beratungen darüber weiterge-
hen. Der Standpunkt des Auswärtigen Amtes in 
dieser Sache ist unverändert. 

Vizepräsident Dr. Dehler: Ich schließe die 
Aussprache der zweiten Beratung über den Einzel-
plan 05. Wir stimmen ab über diesen Einzelplan in 
der Ausschußfassung. Wer zustimmt, gebe bitte 
Zeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei 
zahlreichen Gegenstimmen angenommen. 

Wir unterbrechen hier die Beratung des Haus-
halts. Ich berufe die nächste Sitzung auf Donnerstag, 
den 18. Februar 1965, 9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 21.00 Uhr.) 
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Dr. Dörinkel 26. 2. 

Dr. h. c. Jaksch 26. 2. 

Lenz (Bremerhaven) 29. 3. 

Schlick 26. 2. 

Dr. Schmidt (Frankfurt) 24. 2. 

Unertl 27. 2. 

Wienand 7. 3. 

Wilhelm 26. 2. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Der Staatssekretär 
des Auswärtigen Amts 

St.S.-295/65 
53 Bonn, 17. Februar 1965 

An den Herrn 
Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 

Bonn 
Bundeshaus 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

bei Durchsicht meiner Unterlagen stelle ich zu mei-
nem Bedauern fest, daß mir in der heutigen Frage-
stunde bei der Beantwortung der Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Hirsch, betreffend die Aktion Sühne-
zeichen, ein tatsächlicher Irrtum unterlaufen ist. Aus 
einer mir vorliegenden Unterlage ging hervor, daß 
im Jahre 1964 Beihilfen in Höhe von 16 350 DM 
gezahlt worden sind. Es handelt sich dabei nicht, 
wie ich irrtümlich annahm, um eine Zahlung des 
Auswärtigen Amts an die Aktion Sühnezeichen, 
sondern um eine Zahlung, die die Aktion Sühne-
zeichen ihrerseits an die Teilnehmer der von ihr 
veranstalteten Einsätze geleistet hat. Aus Mitteln 
des Auswärtigen Amts sind im Jahre 1964 tatsäch-
lich keine Zahlungen an die Aktion Sühnezeichen 
geleistet worden. 

Ich darf im übrigen meine vor dem Bundestag ab-
gegebene Erklärung wiederholen, daß das Auswär-
tige Amt einem Antrag der Aktion Sühnezeichen 
für das Rechnungsjahr 1965 im Hinblick auf die ver-
dienstvolle Tätigkeit der Aktion im Rahmen der 
verfügbaren Mittel entsprechen wird. 

Ich wäre Ihnen, Herr Präsident, zu besonderem Dank 
verpflichtet, wenn Sie diese Mitteilung dem Hohen 
Hause zur Kenntnis bringen würden. 

Mit verbindlichen Empfehlungen 

Dr. Carstens 

Anlage 3 	 Umdruck 562 

Änderungsantrag der Fraktion der SPD zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsge-
setzes 1965, hier: Einzelplan 04 - Geschäftsbereich 
des Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes 
(Drucksachen IV/2500 Anlage, IV/2904). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Zu Kap. 04 03 - Presse- und Informationsamt der 
Bundesregierung - 

1. Im Tit. 300 - Zur Verfügung des Bundeskanzlers 
für Förderung des Informationswesens - (Druck-
sache IV/2500 Anlage S. 25) wird der Ansatz von 
13 000 000 DM um 5 000 000 DM auf 8 000 000 DM 
gesenkt. 
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Der Haushaltsvermerk erhält folgende Fassung: 
„Die Jahresrechnung über die Einnahmen und 
Ausgaben dieses Titels unterliegt nur der Prü-
fung eines Unterausschusses des Haushaltsaus-
schusses des Deutschen Bundestages und des 
Präsidenten des Bundesrechnungshofes. Die Er-
klärung des Unterausschusses und des Präsiden-
ten des Bundesrechnungshofes bilden die Grund-
lage für die Entlastung der Bundesregierung." 

2. Tit. 314 — Aufklärung und Unterrichtung der 
Bevölkerung auf den Gebieten der Sozialinvesti-
tionen — 5 000 000 DM (Drucksache IV/2904 S. 4) 
wird gestrichen. 

Bonn, den 17. Februar 1965 

Erler und Fraktion 

Anlage 4 	 Umdruck 570 

Änderungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur zweiten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1965, hier: Einzelplan 02 — Deutscher Bun-
destag (Drucksachen IV/2500 Anlage, IV/2902). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Kap. 02 01 Tit. 710 — Neubauten für Zwecke des 
Bundestages einschließlich der erforderlichen Erst-
einrichtung — (Drucksache IV/2902 S. 19) 

Die Zweckbestimmung dieses Titels ist wie folgt zu 
fassen: 

„Errichtung eines Bürohauses des Deutschen Bun-
destages (Arbeitszimmer für Abgeordnete und Sit-
zungsräume für Ausschüsse) einschließlich der er-
forderlichen Ersteinrichtung." 

Bonn, den 17. Februar 1965 

Dr. Barzel und Fraktion 

Anlage 5 	 Umdruck 558 

Änderungsantrag der Fraktion der FDP zur 
zweiten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgeset-
zes 1965, hier: Einzelplan 02 - Deutscher Bundes-
tag (Drucksachen IV/2500 Anlage, IV/2902). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 02 01 wird Tit. 710 — Neubau für Zwecke 
des Bundestages einschließlich der erforderlichen 
Ersteinrichtung — (Drucksache IV/2902 S. 19) ge-
strichen. 

Bonn, den 16. Februar 1965 

Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 

Anlage 6 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Lücke vom 15. Februar 1965 auf 
die Zusatzfrage der Abgeordneten Frau Meermann 
zu der Mündlichen Anfrage des Abgeordneten Ried

-

del *). 

Ich gestatte mir Ihre Zusatzfrage wie folgt zu 
beantworten: Der in meinem Hause erarbeitete Ent-
wurf eines Gesetzes über die Förderung städtebau-
licher Maßnahmen in Stadt und Land — Städtebau-
förderungsgesetz — enthält neben anderen Vor-
schriften in einem besonderen Teil ins einzelne 
gehende Regelungen für die Sanierung, die das 
Bundesbaugesetz insoweit ergänzen und nicht zu-
letzt auch der Erleichterung und Beschleunigung 
der Sanierungsmaßnahmen dienen sollen. Dabei geht 
der Entwurf davon aus, daß das Privateigentum an 
den Grundstücken im Sanierungsgebiet möglichst 
erhalten bleiben soll. Falls es aber unumgänglich 
ist, Grundstücke zur Durchführung der Sanierungs-
maßnahme in einer Hand zusammenzufassen, sieht 
der Entwurf eine ganze Reihe von Handhaben hier-
für vor. So ist z. B. daran gedacht, die Enteignung 
eines Grundstücks, ohne das die Sanierung nicht 
durchgeführt werden kann, zugunsten der Gemeinde 
zu erleichtern. Ferner sind enteignungsrechtliche 
Vorschriften zugunsten der Sanierungsträger in dem 
Entwurf enthalten. Von besonderer Bedeutung wird 
auch die Vorschrift sein, daß bei der Bemessung von 
Ausgleichs- und Entschädigungsleistungen im Rah-
men einer Sanierung solche Werterhöhungen unbe-
rücksichtigt bleiben, die durch die Aussicht auf die 
Sanierung eingetreten sind. Wenngleich diese Vor-
schrift nicht unmittelbar für private Rechtsgeschäfte 
gilt, so ist doch zu erwarten, daß sie in Verbindung 
mit anderen Vorschriften des Entwurfs auch die 
Grundstückspreise im privaten Rechtsverkehr maß-
geblich beeinflussen wird. 

Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Schwarz vom 12. Februar 1965 
auf die Zusatzfrage zu der Mündlichen Anfrage des 
Abgeordneten Dr. Kohut **). 

Ihre Zusatzfrage beantworte ich wie folgt: 

Die Schweineauftriebe haben — neben anderen 
Faktoren — den Marktpreis für Schweine stark be-
einflußt; auch der Verbraucherpreis lag von Ok-
tober 1964 bis Januar 1965 deutlich unter den ent-
sprechenden Preisen des Vorjahres. Im einzelnen 
sind Angebots- und Preisentwicklung von Oktober 
1964 bis Januar 1965 wie folgt: Die durchschnitt-
lichen Schweineauftriebe auf den 35 Großmärkten 
des Bundesgebietes (Ubersicht 1 der Anlagen), die 
im Oktober 1964 um 8 % höher lagen als im Ver-
gleichsmonat des Vorjahres, ließen den Marktpreis 

*) Siehe 157. Sitzung Seite 7736 D 
**) Siehe 159. Sitzung Seite 7830 C 
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für Schweine der Klasse c umgerechnet auf Schlacht-
gewicht (Ubersicht 2 der Anlagen) Klasse c im 
Bundesdurchschnitt auf 312,40 DM je 100 kg Schlacht-
gewicht (-17% gegenüber Vorjahreszeit) absinken. 
Das etwas geringere Angebot an Schweinen im 
November und Dezember 1964 gegenüber Oktober 
führte zu einem Anstieg der Marktpreise in den 
beiden letzten Monaten des Jahres 1964 auf 329,—
bis 332,— DM. Die sich bereits im Dezember an-
bahnende Preisabschwächung setzte im Januar 1965 
wieder voll ein. Das verstärkte Angebot (+22 % 
gegenüber dem Vorjahreszeitraum) ließ den 
Schweinepreis Klasse c auf 319,10 DM absinken; er 
ist seitdem noch weiter auf 302,— DM in der zweiten 
Februarwoche zurückgegangen. 

Der Marktpreis für Schweine Klasse c lag von 
Oktober 1964 bis Januar 1965 nicht nur deutlich 
unter dem Vorjahrespreis, sondern auch unter dem 
10jährigen Durchschnitt von 1965 bis 1964. Im Ja-
nuar 1965 z. B. unterschritt der Schweinepreis den 
entsprechenden Vorjahrespreis um 22 %  und den 
10jährigen Durchschnittspreis um 4 %. 

Der Verbraucherpreis für Schweinefleisch im 
Durchschnitt aller Teilstücke hat sich im Berichts-
zeitraum erhöht; er stieg von 5,08 DM im Oktober 
auf 5,12 bis 5,15 DM im November und Dezember 
1964 und weiter auf 5,20 DM im Januar 1965 an. 

Auch im Januar erhöhte sich der Verbraucherpreis, 
obwohl der Marktpreis in diesem Monat schon deut-
lich zurückgegangen ist. Erfahrungsgemäß hinkt 
jedoch die Anpassung der Verbraucherpreise an die 
gesunkenen Marktpreise um einige Wochen nach. 

Der Verbraucherpreis lag ungeachtet dessen von 
Oktober 1964 bis Januar 1965 deutlich unter den 
entsprechenden Preisen des Vorjahres. Im übrigen 
wird auf den Vergleich der Preisveränderungen der 
Markt- und Verbraucherpreise in der Ubersicht 3 der 
Anlagen verwiesen. 

Die Schweinezählung vom 3. September 1964 ließ 
erkennen, daß besonders im 1. Quartal 1965 mit 
einem Mehranfall von 1,2 Mill. Schlachtschweinen 
(+20 % gegenüber dem Vorjahreszeitraum) zu rech-
nen ist. Diese Voraussage wurde durch die Auswer-
tung der Zählung vom 3. Dezember 1964 und durch 
die Marktentwicklung bestätigt. Um den Druck des 
steigenden Angebotes auf dem Inlandsmarkt zu 
verringern und einen Preissturz auf den Schlacht-
viehmärkten zu mildern, sollen im 1. Quartal 1965 
— nach einer kleineren Teillieferung von 2800 t im 
Dezember 1964 — noch 12 000 t gefrorene 
Schweinehälften in die UdSSR ausgeführt werden. 
Für die Exporte werden die nach der EWG-Markt-
ordnung Nr. 20 (Schweinefleisch )vorgesehenen Er-
stattungen für Ausfuhren in Drittländer gezahlt. 

Anlage zur schriftlichen Antwort auf die Zusatz-
frage des Abgeordneten Dr. Kohut. 

Ubersicht 1 

 Durchschnittliche monatliche Auftriebe an den 35 Großmärkten des Bundesgebietes 

1964/65 
Stück 

1963/64 
Stück 

± Veränderung 
1964/65 zu 1963/64 

in % 

Oktober 	  100 800 93 200 + 8 

November 	  99 100 93 300 + 6 

Dezember 	  95 600 85 000 + 12 

Januar 	  101 5001 83 400 + 22 

*) vorläufig Quelle: BML VI/6 
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Übersicht 2 

Durchschnittliche Marktpreise für Schweine Klasse c auf den 35 Großmärkten 
des Bundesgebietes in DM/100 kg Lebendgewicht umgerechnet auf Schlacht

-

gewicht (79 % Ausschlachtung) 

1964/65 1963/64 ± Veränderun g 
zum Vorjahres

-

monat in % 

10jähriger 
Durchschnittspreis 

1955 bis 1964 

± Veränderung 
1964/65 zum 
10 jahrigen  

Durchschnittspreis 

DM DM DM in % 

Oktober 	 312,40 374,40 -17 336,95 -7 % 

November 	 332,65 392,15 -15 340,10 -2 % 

Dezember 	 329,10 431,10 - 15 333,65 -1 % 

Januar*) 	 319,10*) 407,30 -22 329,50 -4 %  

*) vorläufig Quelle: BML VI/6 

Übersicht 3 

Marktpreise für Schlachtvieh und Verbraucherpreise für Fleisch 

Oktober November Dezember Januar 

Marktpreise 1964/65 3,12 3,33 3,29 3,19 *) 

für Schlachtschweine DM/kg 
(Klasse c umgerechnet auf 
Schlachtgewicht) 

1963/64 3,74 3,92 4,31 4,07 

10jähriger Ø 
1955/64 3,37 3,40 

 
3,34 3,30 

Verbraucherpreise 1964/65 5,08 5,12 5,15 5,20 *) 

für Schweinefleisch DM/kg (im 	  
0 aller Teilstücke des Schlacht

-

gewichtes) 
1963/64 5,16 5,28 5,51 5,62 

10jähriger Ø 
1955/64 4,61 4,64 4,67 4,59 

Preisveränderungen 

± Pf  je  kg 

1964/65 
zu 1963/64 -62 -59 -102 -88 

Marktpreise 
1964/65 zum 
10jährigen Ø -25 - 7 - 5 - 11 

Verbraucherpreise 1964/65 
zu 1963/64 - 8 -16 - 36 -42 

1964/65 zum 
10jährigen Ø +47 +48 + 48 +61 

*) vorläufig Quelle Statistisches Bundesamt 
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